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Vorwort 


Die „Erläuterung“ hat den Zweck: das neue 
Ehegeſetz, deſſen richtigem Verſtändniß ſich von den ver— 
ſchiedenſten Seiten und aus den mannigfaltigſten Grün— 
den große Schwierigkeiten entgegenſtellen werden, nach 
ſeinem wahren Sinne und ſeiner wahren Abſicht zu er— 
klären, dort, wo der Zweck des Geſetzes dunkel iſt, den— 
ſelben darzulegen, die Wechſelbeziehung zwiſchen dem Ehe— 
geſetze und Kirchengeſetze ins Licht zu ſtellen, die Aende— 
rungen des bisherigen Rechtszuſtandes klar zu machen, end— 
lich das ganze dem Geſetze zu Grunde liegende Prinzip und 
die einzelnen Beſtimmungen zu begründen, um ſo ein all— 
gemein richtiges Verſtändniß und die richtige Anwendung 
des Geſetzes zu ermöglichen. Nicht bloß für den Juriſten 
oder Theologen, ſondern für jeden Gebildeten, der für der— 
artige Fragen Intereſſe und Auffaſſung hat, iſt die Schrift 
deshalb berechnet und geſchrieben. Aus dieſem Grunde ſind 
die Anweiſung für die geiſtlichen Ehegerichte und die auf— 
gehobenen Beſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches als Anhänge abgedruckt. 


Daß eine ſolche Schrift nothwendig oder nützlich ſey, 
braucht ſchwerlich bewieſen zu werden. Eben ſo wenig iſt 
es nöthig, daß der Verfaſſer feinen Beruf zu deren Ab— 
faſſung zeige. Nur darum bittet derſelbe den geneigten 
Leſer, etwaige Kleinigkeiten in der Abfaſſung damit ent— 
ſchuldigen zu wollen, daß er das Erſcheinen der Schrift 
nicht zu lange nach Kundmachung des Geſetzes ausſetzen 
mochte. 
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I. 


Nothwendiger Standpunkt des Geſetzes. 


Wohl den Meiſten war es ſeit langer Zeit in Oeſterreich 
zum klaren Bewußtſein geworden, daß eine Regelung des Einver— 
ſtändniſſes zwiſchen der weltlichen und geiſtlichen Gewalt herbeiges 
führt, der Frieden des Imperium mit dem Sacerdotium her- 
geſtellt werden müſſe. Sollte aber dieſe Einigung jemals erzielt 
werden, ſo mußte vor Allem davon ausgegangen werden, daß eine 
Einheit und Harmonie der Geſetzgebung in Betreff desjenigen Inſti— 
tutes einträte, durch welches die Glieder beider Geſellſchaften, der 
kirchlichen und ſtaatlichen, ſich immer fort erneuern — der Ehe. 
Hierüber hat von Anfang ſo wenig Zweifel obgewaltet, daß man 
vielmehr eine Aenderung des beſtehenden Zuſtandes von beiden 
Seiten als ſich von ſelbſt verſtehend anſah, weil ein jeder Theil 
das weſentlichſte Intereſſe daran hat, die Ehegeſetzgebung auf 
ſolchen Grundlagen auferbaut zu ſehen, welche dem wahren Wohle 
der Kirche und des Staates entſprechen und in jedweder Beziehung 
der Ehe diejenige Geltung durch Anerkennung ihrer unendlich ho— 
hen Bedeutung geben, welche ſie haben muß, wenn das Funda— 
ment der menſchlichen Geſellſchaft nicht wanken fol. Man begann 
deshalb die Concordatsverhandlungen damit, ein Geſetz über die 
Ehe zu verſprechen, welches die feſten Grundſätze des Kirchenge— 
ſetzes unter gleichzeitiger Aufrechthaltung der für das Staatswohl 
nothwendigen Satzungen anerkennen würde. Die Richtung und 
das Ziel der Aenderungen an der in Oeſterreich beſtehenden bür— 
gerlichen Geſetzgebung über die Ehe konnte ferner keinen andern 
Ausgang haben als ein Zurückführen auf das Eherecht, wel— 
ches die Geſetzgebung der Kirche — unter Feſthalten der abſolut 
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wahren Fundamentalſätze ihres Glaubens und Rechtes in Folge 
einer ſtetigen Entwickelung, die neue Sätze ſchuf, ſobald alte ſich 
für die veränderten Verhältniſſe als unbrauchbar erwieſen, ſtets 
ihre Miſſion im Auge haltend: als die im Weſen ſtets gleiche 
eine für alle Zeiten und Völker zu beſtehen, — bis zu dieſem 
Momente ausgebildet hat. Es handelte ſich alſo bei Feſtſtellung 
des Prinzips für die Verhandlung, bei Abmeſſung deſſen, was 
auf vorliegendem Gebiete der Staat gegenüber dem rein kirchlichen 
Rechte aufrecht zu halten habe, was zur Herbeiführung einer friedlichen 
und erſprießlichen Einigung die Kirche von ihren Sätzen aufgeben 
dürfe und fahren zu laſſen veranlaßt werden könne, im Weſent— 
lichen nur um Abgrenzung des beiderſeitigen Gebietes; dieſe hing 
ab von der Erledigung der Vorfrage: welche Seite der Ehe, die 
religiöſe oder bürgerliche, muß die Oberhand haben? Mit dieſer 
ergab ſich zugleich, wie man es anzufangen habe, einen Satz, den 
das Kirchengeſetz nicht kenne, ohne Colliſion mit demſelben in der 
Weiſe feſtzuhalten, welche das Intereſſe des Staates, und auf 
dieſes geſtützt der Wille des Geſetzgebers fordern müſſe. 

| Daß die eine oder andere Seite der Ehe überwiegen und fo 
ein Unterordnen ſtattfinden müſſe, ſtellte ſich als nothwendig her— 
aus, weil in vielen Punkten ſolche Verſchiedenheiten und unbe— 
dingte Gegenſätze zwiſchen dem bürgerlichen und kirchlichen Rechte 
beſtanden, daß eine Vereinigung derſelben unmöglich war, und 
wollte man überhaupt einen Zuſtand des Friedens, einzelne Sätze 
unbedingt fallen, andere unbedingt in ihren Prinzipien geändert 
werden mußten, wie ſich bei der Darſtellung des Einzelnen erges 
ben wird. Aber — wird man einwenden — Staat und Kirche ſte— 
hen beide auf dieſem Gebiete ſelbſtſtändig da; eine jede Ge— 
walt hat das Recht, Geſetze zu geben, welche für ihr Gebiet un— 
bedingt gelten, in das der anderen nicht eingreifen; man erkläre 
alſo nur, daß die bürgerliche Geſetzgebung nur für bürgerliche 
Folgen gelte und Wirkungen habe, daß — wie es im franzöſiſchen 
Rechte der Fall iſt — der ordentliche (ſtaatliche, Civil-) Richter, 
wenn es ſich handelt um die Frage nach der Guͤltigkeit einer 
Ehe, den Rechten und Pflichten der Gatten, Legitimität der Kin⸗ 
der, Bermögensrechten der Gatten, Succeſſion der Kinder, Nichtig— 
keit der Ehe, Trennung vom Bande oder Scheidung von Tiſch 
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und Bett u. ſ. f. — nur darauf zu ſehen habe, ob die ſtaatlichen 
Bedingungen erfüllt ſeien, daß hingegen der kirchliche Richter eben— 
ſowenig auf die bürgerlichen Erforderniſſe zu ſehen habe, ſondern 
lediglich in Betreff aller die Kirche berührenden Fragen und die 
Zufügung kirchlicher Strafen ſich an das Kirchenrecht zu halten 
brauche. So, könnte man weiter argumentiren, werde die volle 
Selbſtſtändigkeit einer jeden Gewalt gewahrt, ein Conflict beider 
nicht möglich. Freilich würde man das ſagen können, wenn es 
ſich um die Frage handelte: ob ein beſtehender Zuſtand, wenn er 
die Selbſtſtändigkeit jeder Gewalt anerkennt, vom bloßen 
Rechtsſtandpunkte aus angegriffen werden könne. Jenes 
müßte das Verhältniß ſein, wenn Staat und Kirche ſich ver— 
tragsmäßig über das gemeinſame Gebiet nicht auseinanderſetzen 
wollten, ſondern jede Gewalt nur auf ihrem Rechte beharrend 
unbekümmert um die andere Anordnungen treffen wollte. Geht 
man aber davon aus, daß in Oeſterreich gerade der Frieden mit 
der Kirche wieder hergeſtellt, dieſer alle jene Rechte eingeräumt 
werden ſollten, welche ſie haben muß, um nachhaltig ihre religiöſe 
Miſſion vollbringen zu können: ſo mußten andere Geſichtspunkte 
entſcheiden. Ein ſolches Nebeneinanderſtehen der beiderſeitigen 
Legislation iſt nemlich erſtens, wenn in Wahrheit die volle beider— 
ſeitige Selbſtſtändigkeit feſtgehalten werden ſoll, zwar im Prinzipe 
ſehr einfach, in der Wirklichkeit aber nicht realiſirbar, weil es zu 
den bedauerlichſten Conflicten führen muß. Hierzu kommt zweitens, 
daß in Folge eines ſolchen Zuſtandes ſich nothwendig Demorali— 
ſation einſtellen muß, daß drittens in dieſer Stellung die Kirche 
auf die Dauer keinen heilſamen Einfluß ausüben kann, hierdurch 
aber endlich die Kluft zwiſchen Kirche und Staat ſich von Jahr 
zu Jahr erweitern muß. Eine kurze Betrachtung wird die Wahr— 
heit dieſer Behauptungen außer Zweifel ſtellen, und uns hierdurch 
den Ausgangspunkt zeigen, welchen wir für unſere Erörterungen 
zu nehmen haben. 

Fordert der Staat — und ebenſo die Kirche — eine rück— 
ſichtsloſe Beobachtung der eigenen Geſetze, mögen dieſelben mit 
den anderſeitigen harmoniren oder kollidiren, erkennt derſelbe nur 
diejenige Ehe als gültig und die Folgen einer ſolchen auf bürger— 
lichem Gebiete hervorbringend an, bei welcher alle feine Anfordes 

1* 


4 Standpunkt des Geſetzes. 


rungen erfüllt ſind: ſo wird jede Ehe, wenn bei ihr ein Umſtand fehlt 
oder vorhanden iſt, den nur eine Gewalt entweder für abſolut 
weſentlich oder für die Gültigkeit der Ehe vernichtend anſieht, von 
der einen für gültig, von der andern für nichtig angeſehen werden. 
Die eine Gewalt wird die Trennung, die andere das Zuſammen— 
leben der Gatten fordern, die eine die Kinder für eheliche, die 
andere für uneheliche anſehen, die eine ſtrafen, die andere alle 
wohlthätigen Folgen eintreten laſſen. Zwar hat keine Gewalt das 
Individuum in dieſe Lage gebracht, und deshalb liegt in ſolchen 
faktiſchen Folgen noch keine prinzipielle Verletzung des jenſeitigen 
Gebietes vor. Aber was iſt der Erfolg? Hält der Staat die 
Ehe für gültig, die Kirche für nichtig, ſo fordert jener, den reni— 
tenten Theil allenfalls mit Gewalt dazu verhaltend, das Beiſam— 
menleben, die Kirche verlangt die Trennung; jener als Inhaber 
der äußeren Zwangsmittel wird obſtegen, dieſe wird, eine ſolche 
Verbindung als Verbrechen anſehend, die Individuen aus ihrer 
Gemeinſchaft ausſchließen müſſen. Indem ſo das Individuum 
allen ſtaatlichen Anforderungen genügt hat, befindet es ſich in 
der Unmöglichkeit, ſeinen religiöſen Pflichten nachzuleben. In 
Gleichem verhält es ſich im umgekehrten Falle. Erklärt nun eine 
der beiden Gewalten eine ſolche Verbindung für nichtig, ſo erlaubt 
die andere nicht die Wiederverehelichung. Was aber wird ein— 
treten, wenn z. B. die Kirche eine Ehe für nichtig, der Staat 
für gültig hält. Steht die Nichtigkeit in rechtlicher Form feſt, ſo 
geftattet, weil keine Ehe vorliegt, die Kirche eine neue Ehe; ſchließt 
das Individuum dieſe ab, was wird der Staat dazu ſagen? 
Etwa: ich kann nichts dawider haben, daß der N. ſich für das 
kirchliche Gebiet verheirathe, halte nur die Kinder für illegitim 
u. ſ. f.? Nimmermehr. Der Staat muß, das fordert die Rück— 
ſicht auf die öffentliche Moral gebieteriſch, eine ſolche Verbindung 
nicht blos für ein Concubinat, ſondern für bigamiſch, für ein 
Verbrechen erachten, weil während des von ihm anerkannten 
Beſtandes einer Ehe eine zweite faktiſch abgeſchloſſen worden iſt. 
Rechtlich freilich wird der Staat die zweite nicht für eine Ehe 
halten; dies aber ändert den Geſichtspunkt durchaus nicht, weil 
überhaupt bei jeder Bigamie nur eine Ehe vorliegt, und des— 
halb, weil auch der Staat eine zweite beim Beſtande der erſten 
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für unmöglich hält, das Verbrechen der Bigamie ſtets nur in 
dem Verſuche beſteht, eine zweite Ehe abſchließen zu wollen. Es 
iſt wohl unnöthig, dieſe Folgen auszumalen. 

Sehen wir aber weiter. Wird der Staat dulden, daß eine 
Ehe kirchlich abgeſchloſſen werde, welche bürgerlich nicht zu 
Stande kommen kann? oder wird er nicht vielmehr verbieten, 
daß eine Verbindung eingegangen werde, die er für ein Verbre— 
chen hält? Er wird fo nothwendig wie im franzöſiſchen Rechte 
verbieten, daß eine Ehe kirchlich abgeſchloſſen werde, bevor dieſelbe 
ftaatlich eingegangen ſey. Heißt dies aber etwa die Selbſtſtän— 
digkeit der anderen Gewalt anerkennen? Dieſer Erfolg wird aber 
ſtets eintreten müſſen, weil es unmöglich iſt, daß der Staat je— 
mals dahin gelange, den Unterthanen die Meinung zu benehmen, 
eine von der Kirche anerkannte Ehe ſei keine, und zu gebieten, 
daß ſie den bürgerlichen Abſchluß für mehr halten, als einen 
Vertrag, daß ein Katholik, welcher auch nur entfernt an ſeiner 
Religion hängt, das mit allen nöthigen Erforderniſſen verſehene 
Sakrament der Ehe nicht für ein ſolches anſehe und dem Staate 
den Beruf beilege, über Sakramente zu entſcheiden. 

Aber wie ſoll überhaupt die Ehe abgeſchloſſen werden? 
Will man derſelben ihre religiöſe Stellung wahren, ſo wird 
man die kirchliche Eingehung fordern. Aber kann und darf die 
Kirche eine Verbindung ſegnen, oder nur im Entfernteſten, und 
ſey das auch blos paſſiv, zu einer ſolchen mitwirken, welche 
ſie von Vornherein für nichtig halten muß? Niemals. Sie 
hierzu zwingen, enthielte, anſtatt einer Anerkennung derſelben 
auf ihrem Gebiete, eine reine Negation derſelben, hieße die 
Kirche nur als Werkzeug, als reines Mittel für ſeine Zwecke 
gebrauchen zu wollen. Dazu kann und darf ſich dieſelbe nicht 
hergeben, ſie muß dem widerſtreben; das kann kein Staat for— 
dern. Aber — wird man ſagen — der Pfarrer ſoll nur als 
Civilſtandsbeamter thätig ſein, um für den Staat den Abſchluß 
der Ehen zu bekunden. Das iſt eine reine Täuſchung, weil der 
Pfarrer nicht anders handeln kann und darf, als das Recht der 
Kirche dies geſtattet und es unmöglich iſt, Pfarrer und nicht 
Pfarrer zu gleicher Zeit zu ſein. Hält ſomit der Staat dieſen 
Standpunkt feſt, fo wird die Einführung der Ci vile he, d. h. 
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einer ohne jede Mitwirkung der Kirche blos vor einem ſtaatlichen 
Beamten (des Civilſtandes) abgeſchloſſene Verbindung, zur unabweis— 
lichen Nothwendigkeit. Dieſe involvirte freilich wiederum — 
falls die Selbſtſtändigkeit der Kirche gewahrt bliebe — keine 
eigentliche Rechtsverletzung. Daß aber Rechtsverletzungen nicht 
ausbleiben können, habe ich ſo eben gezeigt. Und abgeſehen 
davon, iſt es nicht in einem Punkte, der ſo leicht bei einiger Ob— 
jectivität in einer Weiſe geordnet werden kann, daß das wahre 
Wohl des Staates und der Kirche geſichert iſt, entſetzlich, zu 
ſolchen Auskunftsmitteln ſich gezwungen zu ſehen? Gibt es etwas 
Fürchterlicheres, als die Ehe, auf welcher der Beſtand der Familie, 
der menſchlichen Geſellſchaft überhaupt ruhet, jedes religiöſen 
Charakters zu entkleiden? eine Verbindung, welche für das ganze 
Leben geſchloſſen wird, das innigſte Band um zwei Perſonen 
knüpft, wo es ſo oft der größten Entſagung, des Zuſammenneh— 
mens aller Kräfte bedarf, um ſich aufrecht zu halten in den Lei— 
den und Sorgen, welche in den meiſten Fällen die Freuden über— 
ſteigen, — eine ſolche Verbindung ohne religiöſe Grundlage, ohne 
den Segen der Religion, gegen den Willen und den unumſtößli— 
chen Glauben ſeiner Kirche ſchließen zu wollen? — 

Auf dieſe Weiſe aber würde die Moralität untergraben, das 
Band der Ehe gelockert, der Einzelne oft in die Lage geſetzt, unter 
dem Schutze des weltlichen Armes den Geſetzen ſeiner Kirche Hohn 
zu ſprechen, in ſeinem Innern zerriſſen und ſo in manchen Fällen 
zu der Alternative geführt: entweder ſeiner Kirche tren zu bleiben, 
dadurch aber vielleicht dem Arm des Geſetzes zu verfallen, oder 
jene aufzugeben und ſich jedes religiöfen Haltes zu entkleiden. Es 
muß der Staat unter allen Umſtänden nicht dazu mitwirken, daß 
der Einzelne den Geboten ſeiner Religion ungetreu werde, ja noch 
gar Vortheile daraus ziehe. 

Solches aber geſchieht, wenn der Staat Hinderniſſe auf— 
hebt, welchen die Kirche auf die Ehe vernichtende Wirkung einräumt. 
Schließt Jemand eine ſolche ab, ſo kann ihn der Staat — das 
wäre ungerecht und hieße ſeine eigenen Grundſätze Lügen ſtrafen 
— auch nicht im Entfernteſten das entgelten laſſen. Wenngleich 
nun wohl im Leben ſolche Widerſprüche nicht ſo oft hervor— 
treten, kann dennoch der Erfolg eintreffen, daß ein derartiger 
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Conflict jede ſpezifiſch religiöſe Grundlage des Staates unmöglich 
macht. Prinzipien aber, welche ſo ſchwere Folgen auch nur 
haben können, ſollte man nicht aufſtellen. Für die Individuen, 
welche aus Leichtſinn oder Nichtachtung der Gebote der Kirche 
ſich in von dieſer unbedingt verbotene, vom Staate erlaubte Ver—⸗ 
bindungen eingelaſſen haben, wird in vielen Fällen keine Rückkehr 
möglich ſein, der Erfolg alſo eintreten, daß ihr religiöſes Leben 
untergeht, die Ehe eine unglückliche wird u. ſ. f. 

Was aber iſt ſchließlich der Erfolg eines Widerſtreites auf 
dieſem Gebiete überhaupt? Wir wiſſen, daß die Kirche beſtimmte 
Grenzen nicht überſchreiten kann, weil ſie anderenfalls ſich ſelbſt 
aufgeben würde, daß ſie prinzipiell dem Staate ein Recht, Ge— 

ſetze zu geben, welche den Beſtand der Ehe affiziren, überhaupt 
nicht einräumen kann, weil die Ehe ein Sakrament iſt und die 
Kirche keine Ehe anerkennt, welche nicht Sakrament iſt. Und 
dem entgegen wird nun der Unterthan veranlaßt, ein Anderes 
anzunehmen. Hält er an dem Glauben der Kirche feſt, ſo kann 
er als ein Verächter des Staates betrachtet werden. So entſteht 
ein unſeliges Zerriſſenſein des Einzelnen, ein Conflict zwiſchen 
veligiöfen Ueberzeugungen und möglichen Amtspflichten. Denn 
was fol der Richter thun? Erklärt er eine Ehe zwiſchen Katho— 
liken für nichtig, welche die Kirche für heilig und ſakramental 
hält, ſo könnte ihn, wollte die Kirche ihre Rechte behaupten, der 
Bann der Kirche treffen; hält er an ſeiner religiöſen Ueberzeugung 
feſt, ſo droht ihm die Entſetzung vom Amte. So iſt religiöſer 
Indifferentismus die nothwendige Folge. Dieſe Wirkung ver— 
bunden mit der Entartung der Ehe, ihrer Entheiligung in den 
Fällen, wo ihr die kirchliche Sanktion abgeht, zeigt ſich denn auch 
überall dort, wo ſolche Widerſprüche herrſchen, und wo nicht eine 
tiefgewurzelte Religiöſität das Volk leitet. Aber, kann man ſchließlich 
ſagen, wo hat ſich denn in Oeſterreich ein ſo ſchwerer Conflict 
gezeigt? haben nicht die Pfarrer aufs Bereitwilligſte Ehen aſſiſtirt, 
welche kirchlich nichtig waren? u. ſ. f. Freilich das iſt Alles 
recht. Soll ich aber auch etwa fragen, ob es um die Kirche und 
den Zuſtand des Klerus in jeder Beziehung gut geftanden fey? 
Oder ſoll ich etwa die Zuſtände aufdecken, welche die Folge wa— 
ren? Iſt es etwa nöthig, zu zeigen, daß die Kirche vielfach in 
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die Unmöglichkeit verſetzt war, auf ihrem innerſten Gebiete zu 
wirken? Oder ſollte wirklich Jemand die Idee haben, man 
habe nur ſo zur Veränderung einmal wieder neue Zuſtände 
ſchaffen wollen? 

Somit leuchtet ein, daß eine Einigung auf dieſem Gebiete 
nothwendig war, aber nicht in der Aufſtellung gegenſeitiger unbe— 
dingter Selbſtſtändigkeit beſtehen konnte, ſondern daß die Geſetz— 
gebung und Gerichtsbarkeit in Betreff der bürgerlichen Wirkungen 
ausſchließlich dem Staate verbleiben, für die eigentlichen Ehe— 
ſachen: die Fragen nach dem Beſtande, der Eingehung, den Ehe— 
hinderniſſen, Auflöſung der Ehe u. ſ. f. das Recht der Kirche 
anerkannt werden mußte. Dieſen Standpunkt ergab außer jenen 
allgemeinen Gründen als nothwendig auch das Dogma. Es iſt 
die Ehe in der katholiſchen Kirche eines der ſieben Sakramente; 
vor der Kirche Forum gehören zufolge eines von dem tridentini— 
ſchen Concile feierlich ausgeſprochenen Kanon alle Eheſachen. “) 
Wo mithin die Kirche eine Ehe für gültig erklärt, iſt dieſelbe 
unauflöslich. 

Dieſen Geſichtspunkt hat man bei den Concordatsverhandlungen 
gleich Anfangs als den einzig möglichen und richtigen eingeſehen 
und anerkannt. Ihn ſtellt Art. X. des Concordates vom 18. Aug. 
1855 als Norm auf, und getreu dieſer Stipulation verheißt der 
Art. III. des kaiſerl. Patentes vom 5. Nov. 1855, wünſchend, 
daß dieſer Zeitpunkt recht bald eintrete, eine Aufhebung der beſte— 
henden und Erlaſſung neuer durchaus dem katholischen Kirchen⸗ 
rechte entſprechender Ehegeſetze. 

Nach Feſtſtellung dieſes Prinzips war es leicht, über die 
beſtehenden Widerſprüche hinwegzukommen. Jedwede im Intereſſe 
des Staates liegende Verfügung konnte von der Kirche mit der 


*) Conc. Trid. Sess. XXIV. Canones de sacramento matrimonii. Can. 1. 
„Si quis dixerit, matrimonium non esse vere et proprie unum ex sep- 
tem legis evangelicae sacramentis a Christo Domino institutum, sed 
ab hominibus in ecclesia inventum, neque gratiam conferre: anathema 
sit,“ can. 4. „Si quis dixerit, ecclesiam non potuisse constituere im- 
pedimenta matrimonium dirimentia, vel in iis constituendis errasse ; 
anathema sit.“ can. 12. „Si quis dixerit, causas matrimoniales non 
spectare ad judices ecclesiasticos: anathema sit.“ 
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Wirkung anerkannt werden, daß eine Ehe dadurch aufgeſchoben 
werde, daß die Kirche nicht mitwirke. Was aus reiner Nichtan— 
erkennung der Kirche geſetzt war, mußte entfallen. 


II. 
Rückblick auf die Vergangenheit. 


Das beſte Mittel, um den neuen Zuſtand richtig zu beur— 
theilen, iſt offenbar zu unterſuchen, wie der frühere ſich gebildet 
habe, ob derſelbe nothwendig geweſen oder nicht. Eine kurze 
geſchichtliche Betrachtung wird uns zur Genüge zeigen, daß der 
frühere Zuſtand nur einen unglücklichen, unmotivirten Bruch mit 
der Vergangenheit enthielt; die Vergleichung des heutigen Rechts— 
zuſtandes in anderen Ländern wird uns ſodann beweiſen, daß der 
neue Zuſtand eigentlich der gewöhnliche iſt und nichts Außerordent— 
liches. So gehen wir ohne Vorurtheil an die Betrachtung des 
Geſetzes ſelbſt. 

Das in der Ehe liegende religiöſe Element mußte ſich um 
ſo mehr Bahn brechen, als die Grundſätze des Chriſtenthums zur 
vollen Herrſchaft kamen, indem ſchon bei den vorchriſtlichen Völ— 
kern und faſt bei allen heidniſchen der Jetztzeit dieſelbe einen reli— 
giöſen Charakter trägt. Im jüdiſchen Staate überwog derſelbe, 
wie das die Natur von deſſen theokratiſcher Verfaſſung von ſelbſt 
mit ſich brachte, unbedingt; alle Beziehungen des ehelichen Lebens 
ſind daher in den verſchiedenen Büchern Gegenſtand der Geſetzge— 
bung geworden. Nicht minder aber ſtand im älteren römiſchen 
Rechte die Ehe durchaus unter dem Einfluße der religiöſen Ideen. 
Gleiche religiöſe Stellung und Rechte galten in alter Zeit Roms 
für ein unbedingt nothwendiges Erforderniß einer Ehe; deshalb 
hatten Patricier und Plebejer kein Connubium, d. h. zwiſchen 
ihnen konnten keine echten Ehen eingegangen werden. Das Gleiche 
war der Fall zwiſchen den Römern und den meiſten anderen 
Völkern. Je mehr freilich das ſpezifiſche römiſche Leben aufhörte, 
Rom ein Weltſtaat wurde, deſto mehr fiel auch bei der Ehe die 
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alte ſtreng religiöfe Form fort und blieb zuletzt nur dasjenige 
übrig, was ſich faſt mit den Sitten aller Völker vertrug; daneben 
hielt ſich nur das auf dem Heidenthume Beruhende: Unmöglichkeit 
der Ehe zwiſchen Sklaven und Freien, freiwillige Trennung des 
Bandes u. ſ. f. Die chriſtliche Kirche erkannte ſofort der Ehe die 
Bedeutung eines ihrer höchſten religiöſen Akte, eines Sakra— 
mentes zu. Hiermit war die Nothwendigkeit gegeben, das religiöſe 
Moment vorwiegen zu laſſen, da es unmöglich war, daß die 
Kirche, welche alle und jede irgend bedeutende Akte mit einer 
höheren Weihe bekleidet, dieſe derjenigen Verbindung vorenthalten 
ſollte, auf welcher die ganze menſchliche Geſellſchaft beruhet. Und 
ſo beweiſt die ganze Geſchichte, daß die Kirche gerade auf dem 
Gebiete des Eherechtes fortwährend den feſten Plan verfolgte, 
die verſchiedenen in ihr vereinigten Völker und Nationen zu ver— 
edeln, die Sitten zu reinigen, zu heiligen, und die Rohheiten hinweg— 
zutilgen. Sie ſchmiegte ſich dabei ſtets, ſoweit dies anging, an die 
nationalen Sitten, ließ Milde eintreten, wo die Strenge Schaden ver— 
urſacht hätte, und änderte ihre Geſetze, ſoweit kein Fundamentalſatz 
entgegenſtand, ſobald die Erfahrung zeigte, daß ſolche den wirk— 
lichen Verhältniſſen nicht mehr entſprachen. “) 

Kein Wunder kann es daher nehmen, daß allmälig ſeit 
dem Kaiſer Karl dem Großen die Kirche allein die Ehe-Geſetz— 


) Mein Handbuch des kath. Eherechts, Gießen 1855, hat ſich die überall 
verſuchte Aufgabe geſtellt, dieſen kulturlichen Entwickelungsprozeß nach— 
zuweiſen. Es zeigt ſich das beſonders in einem der wichtigſten Ehe— 
hinderniſſe, dem der Verwandtſchaft im §. 23. 

Das im Kontexte angedeutete Verfahren ſpricht deutlich aus der 
große Papſt Innocenz III. auf der vierten allgemeinen Kirchenverſamm— 
lung vom Lateran im Jahre 1215 in den Worten: „Non debet repre- 
hensibile judicari, si secundum varietatem temporum statuta quando- 
que varientur humana, praesertim quum urgens necessitas vel evidens 


— 


utilitas id exposcit, quoniam ipse Deus ex his, quae in veteri testa- 
mento statuerat, nonnulla mutavit in novo. Quum ergo prohibitiones 
de conjugio in 2. et. 3, affinitatis genere minime contrahendo, . 

et difficultatem frequenter inducant, et aliquando periculum pariant 
animarum, quum cessante prohibitione cesset effectus : constitutiones 
super hoc editas s. approbatione coneilii revocantes, praesenti consti- 
tutione decernimus, ut sic contrahentes de cetero libere copulentur“ .. 
(e. 8. X, de cons. et affin. IV. 14. aus c. 50. Conc, Lateran. IV.). 
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gebung und Gerichtsbarkeit handhabte. Nur ruͤckſichtlich der Ver: 
mögens = Verhältuiffe der Ehegatten, der Kinder, ſowie bezüglich 
der Erbrechte, kurz der bürgerlichen Folgen, war die Geſetz— 
gebung den einzelnen Landesherren zuſtehend und behaupteten die 
verſchiedenen Statutarrechte ihre Geltung. Gleichwohl erkannten 
aber auch in dieſen Fragen die geiſtlichen Gerichte je nach der 
verſchiedenen Gewohnheit. Dies war der Zuſtand, welcher im 
Großen und Ganzen in allen chriſtlichen Ländern bis zum ſechs— 
zehnten Jahrhunderte andauerte. In den katholiſchen Ländern 
und dort, wo die Jurisdiktion der katholiſchen Biſchöfe in den 
proteſtantiſchen Ländern nicht durch den Augsburgiſchen Religions- 
frieden von 1555 und den Weſtphäliſchen Frieden von 1648 
ſuſpendirt war, ſondern den Beſitz in dem Normaljahre 1624 für 
ſich hatte, blieb es dabei im Ganzen bis zum Ende des vorigen 
Jahrhunderts, ja bis zur Auflöſung des deutſchen Reiches und 
bis zum heutigen Tag, wie ſich weiter unten zeigen wird. Gemeines 
Recht in Deutſchland, anerkannt durch die Reichsgeſetze, die con— 
ſtante Gerichtspraxis und eine allgemeine Gewohnheit war es, daß 
die eigentlichen Eheſachen der Katholiken nur vor den geiſtlichen 
Richter gehörten. Deshalb erkannten die Reichsgerichte in keinem 
derartigen Rechtsſtreite, ſondern verwieſen dieſe Fragen vor das 
kompetente biſchöfliche Gericht.“) In vermögensrechtlichen Fragen 
hingegen war allmälig die Competenz des Staates unbedingt 
und überall anerkannt, ohne daß jedoch die der geiſtlichen Gerichte 
verdrängt worden wäre. Vielmehr war meiſt das Verhältniß ſo 
geordnet, daß der weltliche Richter in Betreff der Fragen über 
den Beſtand der Ehe, deren Eingehung, Auflöſung u. ſ. f. das 
Urtheil des geiſtlichen einholen mußte, dann über die bürger— 
liche Seite erkannte, während der geiſtliche Richter, wenn der 
Streit über Nichtigkeit, Trennung u. ſ. f. obwaltete, zugleich über 
die Alimente, Auseinanderſetzung u. 0 2 als über die Nebenſache 
ur theilen konnte. 


NV Siehe mein Eherecht S. 442. Dazu vergl. man: J J. Mofer, von 
der Landeshoheit im Geiſtlichen, Frkf. u. Leipz. 1773. S. 293; Deſſ. Von. 
Reichstagsgeſchäften S. 333 ff., Deſſ. Von der Teutſchen Juſtizverf. 
(1774) S. 720 ff. u. a. 
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Eine prinzipielle Aenderung in dieſem Verhältniſſe trat ei— 
gentlich bis zur Mitte des vorigen Jahrhunderts nicht ein. Zwar 
waren in Frankreich ſeit dem Edicte Heinrich's II. von 1556 ver— 
ſchiedene Staatsgeſetze in Eheſachen erlaſſen worden; indeſſen 
dieſe betrafen durchaus nur die bürgerlichen Folgen und enthielten 
zudem nur Beſtimmungen, welche an ſich im Intereſſe der Kirche 
lagen. Allmälig aber ging man, auf der einen Seite durch das 
Beiſpiel der proteſtantiſchen Landesherren verleitet, welchen die Ge— 
ſetzgebung und Gerichtsbarkeit in Eheſachen mit dem Aufgeben des 
ſakramentalen und dem Aufſtellen des vertragsmäßigen Charakters 
der Ehe zugefallen war, auf der anderen Seite irre geführt durch 
die naturrechtliche Theorie, welche in der Ehe bald einen reinen 
Vertrag bald wenigſtens einen ſolchen als neben dem Sakramente 
ſtehend annahm, und endlich getrieben durch die von Frankreich 
aus auf Deutſchland verpflanzte Auflehnung gegen den apoſtoliſchen 
Stuhl, — auch in einzelnen katholiſchen Ländern weiter und hob 
in mehren Materien die Sätze des Kirchenrechtes auf, bis man 
bei einer Negirung der kirchlichen Geſetzgebung anlangte. In 
katholiſchen Staaten fand dies freilich nur in Oeſterreich und 
Frankreich ſtatt, dort durch die Geſetzgebung Kaiſer Joſephs II., 
hier durch die Revolution. In Frankreich ging man von dem an- 
ſcheinend ſo natürlichen und einfachen Satze aus: alle Verhält— 
niſſe und Beziehungen, welche im Staate auftreten und eine äußere 
Seite haben, fallen in das Bereich der ſtaatlichen Legislation; 
die religiöſe und moraliſche Seite, ſoweit letztere nicht direkt nach 
Außen auftritt, berührt den religiös völlig indifferenten Staat 
nicht. Hierauf beruhen die Beſtimmungen des Code Napoleon 
Livre I. Tit. II. ch. III, Tit. V. u. VI. Der Staat ignorirte die 
Kirche, forderte keinen Abſchluß vor ihr, führte die Civilehe, d. h. 
die Abſchließung der Ehe vor dem Bürgermeiſter oder einem Stell— 
vertreter als dem Civilſtandsbeamten ein, erkannte nur ſeine Hin— 
derniſſe an u. ſ. f. Gleichwohl zeigte ſich auch hier ſofort die im 
Eingange dargeſtellte Unmöglichkeit ſchroffer Trennung, indem bei 
Strafe der Abſchluß der kirchlichen Ehe, bevor der Akt aufgenom— 
men ſey von dem Civilſtandsbeamten, verboten wurde. Dadurch 
wurde offenbar die Kirche verletzt, zudem lag eine große Inkon— 
ſequenz vor, indem man auf der einen Seite ignorirte, auf der an— 
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deren aber ſich eingeſtehen mußte, das Volk werde die Ehe vor 
dem Pfarrer für die eigentliche halten, und deshalb jenes Verbot 
erließ. Die traurigen Fälle, welche durch dieſen Widerſtreit, na— 
mentlich durch die Auflösbarkeit der Ehe hervorgerufen wurden, 
haben in Frankreich bereits im Jahre 1816 ein Geſetz Ludwig's 
XVIII. über die Unauflöslichkeit der Ehen herbeigeführt, während 
man in Deutſchland dort, wo franzöſiſches Recht gilt, das ältere 
beibehalten hat! Trotz der dreiundfünfzigjährigen Geltung des fran— 
zöfifchen Geſetzes iſt die Meinung des Volkes auch nicht im Ge— 
ringſten dahin geführt worden, die Handlung vor dem Civilſtands— 
beamten für etwas Anderes als den Abſchluß eines Ver— 
trages zu halten. Nur in jenen traurigen Fällen, wo die 
Kirche eine Ehe nicht zulaſſen kann, machen einzelne Individuen 
von der reinen Civilehe Gebrauch. So beſteht demnach in Frank— 
reich abſolute Trennung zwiſchen Staat und Kirche; die letztere iſt 
rein auf das Gewiſſensforum angewieſen und hält in dieſem nur 
ihr Recht aufrecht. In den deutſchen Ländern des franzöſiſchen Rechtes 
hat zum größten Theile ein feſter religiöſer Kern im Volke die Ent— 
heiligung der Ehe ferngehalten, welche in Frankreich bis zu einem 
ſchaudererregenden Grade eingetreten iſt. Zudem iſt notoriſch, daß 
die Civilſtandsregiſter in jeder Beziehung ſchlechter geführt werden, 
als die von den Pfarrern geführten Kirchenbücher, woraus aber 
häufig wegen der peinlichen Formen des Civilrechtes unerſetzliche 
Nachtheile für die Parteien hervorgehen. 

Anders war der Verlauf der Legislation in Oeſterreich. Es 
kann nicht meine Abſicht ſein, die tauſendmal gehörten Vorwürfe 
von Neuem zu wiederholen; ich rekapitulire die Geſchichte nur 
ganz kurz aus dem einfachen Grunde, um darüber keinen Zweifel 
zu laſſen, daß eine Aenderung eintreten mußte, daß der Frieden 
zwiſchen Kirche und Staat nicht geſchloſſen werden konnte, wenn nicht 
das bisherige Eherecht in ſeinen Grundlagen ſich änderte. Welche 
tiefe Wunden die Legislation in kirchlichen Dingen beiden Gewalten 
zugefügt habe, das brauche ich hier nicht zu wiederholen. Denn 
wozu kaum vernarbte Wunden aufreißen? Nur das Eine ſei ge— 
ſagt: der ſchwere Schlag, welcher die Kirche ſeit den achtziger 
Jahren getroffen hat, das ſchwere Unrecht, welches man überall 
durch die Eingriffe in das eigenthümlichſte religiöſe ſowie das 
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reine privatrechtliche Gebiet der Kirche beging, hat für ganz Europa 
ſeine Früchte getragen in den traurigen Ereigniſſen am Ende des 
vorigen Jahrhunderts und in unſerem. Seitdem man die Rechte 
der älteſten und ehrwürdigſten Inſtitution der Welt nicht mehr 
achtete, konnte man es unmöglich verhindern, daß die Rechte der 
weltlichen Korporationen und der Privaten jene Heiligkeit und Un— 
verletzlichkeit behielten, welche ſie vordem hatten, daß die Unter— 
thanen nicht in Zeiten der allgemeinen Verwirrung nach den Rechten 
der Herrſcher greifen würden. Und wie hat das Beiſpiel Oeſter— 
reichs dazu beigetragen, daß in den nichtkatholiſchen Staaten die 
Stellung der Katholiken eine ſchlechtere ward! 

Eigentliche Civilgeſetze in Eheſachen datiren erſt ſeit Kaiſer 
Ferdinand I. Derſelbe verbot die Verlöbniſſe und Ehen von Min- 
derjährigen ohne Conſens der Eltern, Vormünder u. ſ. f. ), auf 
die Uebertretung beſtimmte Strafen und Vermögensnachtheile ſetzend. 
Aehnliche Dekrete erfolgten ſpäter. Maria Thereſia ging weiter 
und erklärte dergleichen Verlöbniſſe und Ehekontrakte für null und 
nichtig. 2) Hierzu kamen Verbote der Ehen von Invaliden, ) über— 
haupt von Soldaten 9), und beſtimmter niederer Staatsdiener.) 
Die Nichtigkeit der verbotswidrigen Ehen war jedoch nicht aus— 
geſprochen. Sodann verwies man alle Civilincidentpunkte, welche 
ſich in Scheidungs- oder ſonſtigen Sachen ergaben, vor die Ge— 
richte des Staates.“) Kaiſer Joſeph II. verbot die Einholung der 


1) Dekr. vom 24. Auguſt. 1550 für das Erzherzogthum unter der Enns; 
von K. Leopold durch Dekr. v. 7. Sep. 1703 erneuert und auf das 
Land ob der Enns ausgedehnt. Gleichen Inhalt hat das Mandat von 
K. Mathias v. 20 Febr. 1614. 

2) Gef. v. 12. April 1753. Die Nichtigkeit der Sponſalien von Mino- 
rennen ohne Conſens und deren Nichtgebundenſein durch ſolche ſpricht 
weiter aus das Dekr. v. 4. Mai 1770. Die Einwilligung konnte, wenn 
deren Verſagung unbegründet war, vom Gerichte ergänzt werden. 


) Verordnung v. 10. April 1751. 


) V. O. vom 7. April 1753; für Ehen der Offizire ohne Conſens der 
Vorgeſetzten vom 8. Mai 1756. Vergl. V. O. v. 7. April 1771. 


5) V. O. vom 7. Dezember 1754. 


) V. O. vom 20. Oktober 1753. Dem Ausſpruche eines geiſtlichen Ge— 
richtes wurde die Exekution verſagt. 
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Diſpenſen in Rom, !) verlangte, daß die Ordinarien ſich auch für 
die näheren Grade päpſtliche Fakultäten ſollten geben laſſen 9), 
und ſchrieb die Einholung des placetum regium für die päpſt⸗ 
lichen Fakultäten vor.) Nachdem fo mehr und mehr das kirch— 
liche Recht durchbrochen war, erſchien das Ehepatent ) vom 
16. Jänner 1783. Dieſes hob das kanoniſche Recht für die Ehe 
als einen bürgerlichen Kontrakt auf, erklärte das Ehehinderniß der 
Blutsverwandtſchaft und Schwägerſchaft über den zweiten Grad 
hinaus, der geiſtlichen und geſetzlichen Verwandtſchaft, das Ehe— 
verbot aus dem Verlöbniſſe und dem unfeierlichen Keuſchheitsge— 
lübde als nicht mehr geltend, verwarf die Auflöſung des matri- 
monium ratum et non consummatum durch Profeßleiſtung und 
päpſtliche Diſpenſation, beſtritt die kirchliche Geſetzgebung in Ehe— 
ſachen und wies den Staatsgerichten alle Jurisdiktion in denſelben 
zu. Als neue trennende Ehehinderniſſe wurden eingeführt: der ge— 
richtlich erwieſene Ehebruch, der einſeitige Gattenmord, fehlender 
Conſens des Gewalthabers bei Minderjährigen und der Oberen 
bei Militairperſonen. Weiter ward die freiwillige Scheidung ein- 
geführt, die unfreiwillige verworfen; endlich wurde das Diſpenſa— 
tionsrecht ausſchließlich dem Staate zugeſchrieben. Zwar ſollte ſich 
das Ehepatent nur auf den bürgerlichen Kontrakt beziehen, ſomit 
die Befolgung der kirchlichen Vorſchriften dem Gewiſſen überlaſſen 
bleiben. Gleichwohl war dieſe Reſtriktion eine vollſtändig illuſoriſche, 
wie es auch nach den Oben erörterten Grundſätzen nicht anders ſein 
konnte, ſo lange man den kirchlichen Charakter beibehielt; denn 
ſchon am 4. September deſſelben Jahres 1783 erſchien ein Hof— 
Dekret alſo lautend: „Seine K. K. Majeſtät befehleten, daß ſämmt— 


) V. O. v. 27. Sept. 1777; 23. Jänner 1778 u. a. Vergl. V. O. v. 
28. Okt 1281. N | 

) V. O. v. 11. Mai 1782. Zugleich ift vorgeſchrieben, daß eine Prüfung 
der Landesbehörden ſtattfinden ſolle, ehe die Ordinarien angegangen 
würden. Vgl. V. O. v. 10. Juli 1783. 

) V. O. v. 26. Auguſt 1782. Die weiteren Verordnungen in Difpen- 
ſationsſachen von 13. April 1783, 10. Juli 1783, 7. Juli 1783, 
7. Aug. 1783 u. A. übergehe ich. 

) Daſſelbe hatte Geltung für die böhmiſchen und öſterreichiſch-deutſchen 
Erbländer, Galizien und Lodomerien. 
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lichen Herrn Ordinariis der Irrthum, als ob die durch das Ehe— 
patent aufgehobenen Disciplinar⸗Satzungen des geiſtlichen Rechtes 
blos mit Rückſicht auf die Gültigkeit des Kontrakts aufgehoben, 
dahingegen ſelbe in Beziehung auf das Sakrament noch immer 
beſtänden, und von katholiſchen Partheyen zu beobachten ſeyen, be— 
nommen, und die Herrn Biſchöfe, wenn ſelbe mit einem gleichen 
Geſuche auftreten würden, damit ab- und dahin angewieſen werden 
ſollen, daß fie auch ohne Erlaſſung eines Hirteubriefs das in Ehe— 
ſachen publicirte Patent ſeinem ganzen Gehalte nach auf das ge— 
naueſte zu beobachten, und ſich ſowohl in Betreff der in dieſem 
Geſetze für ungültig erklärten, als auch des, vermöge dieſes Ge— 
ſetzes gültigen Ehen von aller Erregung einiger Collision auf das 
ſorgfältigſte zu hüten, und eben hiernach ihre Pfarrer, Seelſorger 
und Predigern anzuweiſen hätten.“ Conſequent wurde dann den 
Biſchöfen geradezu befohlen: die Diſpens von Ehehinderniſſen, 
welche das Patent nicht anerkenne, „jenen Perſonen eines zu 
zärtlichen Gewiſſens, die ſich .. . dennoch an ſelbe insbeſondere 
wenden, die angeſuchte Diſpens allezeit ohne ſelbe 
jemals abzuſchlagen und gratis zu ertheilen.“ ) 
Nimmt man hierzu, daß die Ehe nur vor dem Pfarrer und 
Zeugen abgeſchloſſen werden konnte, daß bei Weigerung 
aus einem nicht im bürgerlichen Geſetze anerkannten Grunde Zwang 
gegen den Pfarrer für zuläſſig erachtet wurde, fo ergibt ſich von 
ſelbſt, daß ein größerer Bruch mit der Kirche undenkbar und dieſe 
in ihrem Innerſten, auf dem Gebiete des Sakramentes ſelbſt, ver— 
letzt war. Im Ganzen blieb das Prinzip, worauf das Ehepatent 
beruhete, nicht nur in dem Joſephiniſchen Geſetzbuche 
vom 1. Nov. 1786 und dem ſ. g. weſtgaliziſchen bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche von 1797, ſondern auch in dem allge— 
meinen bürgerlichen Geſetzbuche vom 1. Juni 1811 das 
beſtimmende, wenngleich einzelne Modifikationen eintraten. 
Allmälig kam man indeſſen zu der Erkeuntniß, daß es un— 
möglich ſei, den ſo ſchroff eingenommenen Standpunkt feſtzuhalten. 
Bereits Kaiſer Joſeph ſelbſt, mehr aber Kaiſer Franz erließen 


) Hofdekr. v. 6. März 1783. Ein Gleiches beſtimmt unter Strafan— 
Drohung des Hofdekr. vom 28. Hornung 1784. 


Rückblick auf die Vergangenheit. 17 


Verordnungen, durch welche beſonders die Handhabung der kirch— 
lichen Sätze für das Gewiſſen ermöglicht wurde. Je mehr man 
in unſerem Jahrhunderte zu der entſchiedenen Ueberzeugung kam, 
daß das bisherige Syſtem gegenüber der Kirche nicht nur ſeinen 
Zweck nicht erreiche, ſondern dem Staate ſelbſt am Meiſten ſchade, 
je greller ſich in vielen Fällen die Kluft zwiſchen Kirche und 
Staat öffnete, je mehr Allen kund ward, daß die Kirche in 
einen reinen Formalismus verfallen müſſe, unter dem Drucke 
eines eiſernen Syſtemes ſich nicht entfalten, auf die Moral und 
Religiöſität nicht einzuwirken vermöge, daß Kirchenzucht und 
Disciplin des Klerus erſchlaffe, je mehr endlich auch das klar 
werden mußte, daß bei der Wiedererwachung des kirchlichen Le— 
bens und dem Aufſchwunge, den daſſelbe in anderen deutſchen 
Ländern genommen, die Kirche dem äußeren Drucke nicht ferner— 
hin werde unterworfen bleiben können, — deſto nothwendiger 
ſtellte ſich die Abſchließung eines Konkordates heraus. Eine ſol— 
che ſetzte, das hatten die Päpſte ſeit Pius VI. wiederholt erklärt, 
eine gänzliche Aenderung der Legislation in Eheſachen voraus. 
Beides wurde unter Kaiſer Franz I. in Angriff genommen, ſcheiterte 
aber wohl hauptſächlich daran, daß die Trennung eine zu große 
geworden war und es deshalb des Aufgebens von Prinzipien 
bedurfte, die nur zu ſehr Wurzel gefaßt hatten. Was Kaiſer 
Franz nicht vollendete und auf dem Sterbebette als eine Pflicht, 
von der ſeine Ruhe im Grabe abhänge, ſeinem erlauchten Nach— 
folger hinterließ, wurde unter der Regierung Kaiſer Ferdinand's 
von Neuem aufgenommen, ſcheiterte aber an den mittlerweile ſeit 
1845 in Italien eingetretenen Verhältniſſen. Jahre lang war 
ein Comité des Staatsraths „zur Berathung für die Verbeſſe— 
rung in der auf die katholiſche Kirche und namentlich auf das 
öſterreichiſche Eherecht ſich beziehenden landesfürſtlichen Geſetzge— 
bung“ thätig, in dem die Nothwendigkeit einer prinzipiellen Aende— 
rung anerkannt wurde. Der Fürft Staatskanzler ſagt in einer 
Denkſchrift vom 22. Juli 1845: „In den Nullitätsfragen 
kann das Oberhaupt der Kirche nicht das Feld räumen. Das 
was der heilige Stuhl konnte, war: den offenen Kampf hintan— 
zuhalten. Und dies haben die, mit Inbegriff Pius VII. und 
Gregor XVI., ſich gefolgten Päpſte treu gethan. Wird ein ande⸗ 
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rer Papſt unter anderen Verhältniſſen ſich zu einer gleichen Scho— 
nung herbeilaſſen? Die Wahrſcheinlichkeit ſpricht nicht dafür; denn 
die Richtung, welche die religiöſen Wirren täglich offenkundiger 
einſchlagen, muß die Kirche in demſelben Maße rückſichtsloſer 
auf das dogmatiſche Gebiet anweiſen“ ). 


) Cardinal Wiſemann ſagt in ſeiner Schrift: „Vier Vorträge über 
Concordate insbeſondere über das öſterreichiſche Concordat. Aus d. 
Engl. Köln 1856.“ Seite 76: „Als ſich einmal eine Unterredung über 
eine Modifikation der Ehegeſetzgebung und über die Einführung der 
Civilehe entſpann, wie ſie in unſerem Vaterlande und in Frankreich 
leider beſteht, war feine (Metternich's) einzige Antwort: „„Meine 
Herren, machen Sie Geſetze, ſo viel Ihnen beliebt, aber die einzigen 
Ehegeſetze find die des Trienter Concils; und was für Geſetze Sie 
machen mögen, — lauten ſie dieſen zuwider, ſo müſſen ſie null und 
nichtig ſein; darum halte ich es für thöricht, wenn man daran denkt, 
in dieſer Sache Geſetze zu geben; man hat die Beſtimmungen der Kirche 
einfach anzuerkennen.““ — Daſelbſt heißt es S. 77: „Ich weiß aus 
der zuverläßigſten Quelle, daß (Kaiſer Franz) er vor ſeinem Tode von 
ſeiner um ihn verſammelten Familie als letzte Gunſt verlangte, und 

ihr als ſeine letzte Willensmeinung hinterließ, — daß die ganze Joſe— 
phiniſche Geſetzgebung völlig abgeſchafft werde.“ 

Ueber den Joſephinismus äußert ſich Fürſt Metternich in einem 
Schreiben vom 25. Jan. 1844: „L' Allemagne est aujourd'hui bien 
plus catholique qu'elle ne l’etait; I'Autriche qui n'a jamais cessé de 
l’Etre,. se débarasse chaque jour davantage des fausses apparences, 
que les premières années du regne de Joseph II. lui avaient imprimées, 
qui ont agi sur une classe d’employes, dont l’äge et l’experience ont 
fait justice. Il en est des Empires comme, des individus, ce qui vu de 
pres n’a d’autre valeur que celle d’une mode, passe, comme il est 
dans la nature des modes de passer. L’esprit qui pour se qualifier, 
avait pris la denomination de Josephinisme, est &teint, et si tel 
individu en est encore entäche, ce n'est plus ce titre qu'il peut faire 
valoir; l’opinion publique est disposee à lui en decerner de moins 
flatteurs pour son amour- propre.“ (Brühl Acta eecles. Oeſterr. Mon- 
archie, Mainz 1853 S. 210.) | 
Daß das ganze frühere Syſtem unhaltbar war, weiß jeder Kundige, 
deshalb war es auch durch Geſetze und Praxis durchbrochen. Wurde nicht 
ſeit Dezennien ganz allgemein die Annullirung von Ehen verboten? mußte 
nicht die Ertheilung von Dispenſen unterſagt werden, wenn die der 
Ordinarien fehlten? Und ſah man ſich nicht gezwungen, ſeit Dezennien 
die Urtheile vorher den Ordinarien in wichtigen Fragen mittheilen zu 
laſſen? u. ſ. f. Wozu denn Prinzipien feſthalten, deren Ausführung 
zu den Unmöglichkeiten gehörte? 
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Wie ſehr die Biſchöfe Oeſterreichs im Jahre 1848 und 1849 
eine Umgeſtaltung der Ehegeſetzgebung und deren Zurückführung 
auf das Kirchenrecht dringend beantragten, iſt als bekannt vor— 
auszuſetzen. Nachdem des regierenden Kaifers Franz Joſeph J. 
k. k. und apoſtoliſche Majeſtät die innere Freiheit der Kirche 
aus freiem Antriebe durch das Patent vom 4. März 1849, 
die Verordnungen vom 18. und 23. April 1850 ſanctionirt hatte, 
wurden auf Allerhöchſt Deſſen Befehl die Verhandlungen wegen 
eines Konkordates begonnen. Das Reſultat derſelben, ſoweit es 
unſeren Zweck betrifft, liegt vor in der bereits im Jahre 1855 
in lateiniſcher und deutſcher Sprache in der Hofſtaatsdruckerei 
gedruckten „Instructio pro judiciis ecelesiasticis imperii austriaci 
quoad caussas matrimoniales“, welche von Sr. Eminenz dem 
Fürſterzbiſchofe von Wien Cardinal von Rauſcher entwor— 
fen, und durch den früheren Pro- Nuntius Cardinal Viale- 
Prelà allen Erzbiſchöfen und Biſchöfen des Reiches empfohlen 
iſt, — und in dem „Geſetz über die Ehen der Katholiken im 
Kaiſerthume Oeſterreich vom 8. Oktober 1856, kundgemacht durch 
das Kaiſerliche Patent vom 8. Oktober 1856“ (Reichsgeſetzblatt 
Z. XLVI. Num. 185, S. 605. ff.). In dem Eingange des Pa— 
tentes iſt das Geſetz als deſſen Anhang I. bezeichnet und fo auch 
auf S. 609 Dies iſt ein offenbarer Fehler oder Mißgriff, welcher 
in dem Redaktionsbüreau ſtattgefunden haben muß. Das Geſetz 
iſt kein Anhang des Patentes, ſondern von Sr. Majeſtät direkt 
vollzogen. Die „Anweiſung“ iſt ein Anhang des Geſetzes, als 
welcher ſie hätte in deſſen §. 3. bezeichnet werden ſollen. 


Es liegt außer dem Zwecke dieſer Schrift, auf den Gang der 
Verhandlungen näher einzugehen, weil es darauf für die Betrach— 
tung durchaus nicht ankommt. Nur das kann verſichert werden: 
das vorliegende Civilgeſetz, auf welches ſich unſere Erörterung im 
Weſentlichen zu beſchränken hat, iſt die Frucht langer und reifer 
Berathungen, wurde mit einer Sorgfalt, einem Aufwande von 
Zeit und Mühe berathen, daß man in Wahrheit ſagen kann, die 
Redaktoren haben ein Opfer gebracht. Möge man aber auch ohne 
Vorurtheil, jedoch in richtiger Würdigung deſſen, was noth that, 

2* 
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an die Betrachtung des Geſetzes gehen. Sicherlich wird dann 
einem Jeden einleuchten: der feſte, ernſtliche Wille, den beſte— 
henden Zuſtand zu beſſern, — der Wille und der Erfolg, Gott 
und Seiner Kirche zu geben was Ihrer, und dem Kaiſer was 
Seiner iſt, — das redliche mit Erfolg gekrönte Bemühen, über 
dem Rechte der Katholiken nicht zu vergeſſen, was den nichtkatho— 
liſchen Unterthanen gebührt. Es iſt das „Suum Cuique,“ welches 
als Grundſatz unerſchütterlich feſtgehalten wurde. Wo die Rechte 
der Kirche und des Staates auseinander zu ſetzen waren, da ſtand 
man ſich nicht ſchroff gegenüber, ſondern das kaiſerliche „Viribus 
unitis“ beſeelte die Theilnehmer. Ohne Schmeichelei, ohne Par— 
teilichkeit muß jeder Kundige und Wohlmeinende ſich daher für 
verpflichtet erachten, offen und frei das Geſetz ein billiges 
und gerechtes zu nennen; mir iſt kein Civilgeſetz über die Ehe 
bekannt, und wenn ich die Legislation aller Staaten betrachte, 
welche europäiſche Kultur haben, welches die geſteckte Aufgabe fo 
glücklich, gerecht und vollſtändig erreicht habe. Um ſo freudiger 
wage ich dieſe Erklärung abzugeben, als ich, bevor dies Ereigniß 
zu erwarten ſtand, mich frei und unumwunden über die Schwächen 
der öſterreichiſchen wie faſt aller deutſchen Ehegeſetzgebungen 
erklärt, aber auch ſtets mich eben ſo offen und unumwunden für 
jedes Recht der Regenten als für das der Kirche ausgeſprochen habe, 
und ein Feind bin jeder Uebertreibung, jedes Herrſchens der einen 
Macht auf Koſten der anderen. Der einzige Zweck und Wunſch, 
den ich bei Abfaſſung dieſer Schrift hegte, und wegen deſſen es 
mich freut, den richtigen Sinn des Geſetzes zeigen zu können, iſt 
der: vielleicht ein Geringes beizutragen, damit fo manche Vorur— 
theile ſchwinden, fo manche Abneigung ſich in Liebe verwandle. 
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Ueberſicht des bisherigen Rechtszuſtandes in Oeſterreich 
und Deutſchland. 


Bevor wir zur Erörterung des Geſetzes übergehen, iſt es 
nothwendig, uns einmal umzuſchauen, um zu ſehen, in welche 
Theile der Monarchie das neue Ehegeſetz und mit ihm das 
Kirchenrecht eingeführt werde? und was denn außerhalb Oeſter— 
reichs gelte? Das Reſultat wird uns zeigen, daß es ſich weder 
um Dinge handelt, von denen man in Oeſterreich nichts wiſſe, 
noch um eine in Deutſchland außergewöhnliche Sache. 

Für die Katholiken in Ungarn und ſeinen ehema⸗ 
ligen Nebenländern galt bis zur Einführung des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches in allen eherechtlichen Fragen das reine 
katholiſche Kirchenrecht. Die Gerichtsbarkeit darüber ſtand aus— 
ſchließlich den geiſtlichen Gerichten zu, und zwar ſowohl in Betreff 
der geiſtlichen Seite als der bürgerlichen Folgen. Bei der Ein— 
führung des allg. bürgerl. Geſetzbuches in Ungarn, Croatien, 
Slavonien, der Woiwobſchaft Serbien und dem Temeſer Banat 
iſt jener Zuſtand durchaus beſtehen geblieben, inſoweit er die geiſtliche 
Seite betrifft, während die bürgerliche dem Civilrichter zuge— 
fallen iſt. ) b 


*) Kaiſerl. Patent vom 29. Nov. 1852. Art III.: „Die in dem zweiten 
Hauptſtücke des Geſetzbuchs enthaltenen Vorſchriften über das Eherecht 
finden, in ſoferne ſie die giltige Abſchließung und die Verhandlung 
über die Ungiltigkeit einer Ehe, die Scheidung von Tiſch und Bett, 
und die Trennung der Ehe betreffen, auf Unſere dem Civilſtande (Arti- 
kel X.) angehoͤrigen Unterthanen der römiſch-katholiſchen, dann der 
griechiſch-unirten und nicht unirten Religion in den obenbezeichneten 
Kronländern keine Anwendung. In Hinſicht der vorbezeichneten, das 
Band der Ehe ſelbſt betreffenden Punkte unterſtehen daher dieſe Reli— 
gionsgenoſſen auch noch ferner den nach Verſchiedenheit ihres Glaubens- 
bekenntniſſes für fie bisher beſtandenen und beſtehenden geſetzlichen Vor— 
ſchriften und geiſtlichen Gerichten. | 

In foferne nach den beftehenden Geſetzen und Anordnungen die 
landesfürſtlichen Gerichte und Behörden einzutreten haben, ſind die 
Vorſchriften des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches als maßgebend 
anzuſehen.“ Vergl. Art. IV., V. und X. 
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In Siebenbürgen war vor Einführung des bürgerlichen 
Geſetzbuches das Eherecht der einzelnen Confeſſionen nebſt der 
geiſtlichen Gerichtsbarkeit in voller Geltung. Dies iſt bei der 
Einführung des Civilgeſetzbuches für alle chriſtlichen Confeſſionen 
in dem eben bezeichneten Umfange beibehalten worden.“) 

Somit bringt das neue Geſetz für einen großen Theil der 
Monarchie durchaus nichts Neues, als daß es die gegenſeitige 
Competenz beſſer fixirt, einige ſtreitige Punkte entſcheidet und eine 
erwünſchte Conformität mit den übrigen Theilen der Monarchie 
bewirkt. 


In Preußen wurde bis zum Jahre 1849 von dem Fürſt⸗ 
biſchofe von Breslau, dem Erzbiſchofe von Olmütz (für den preußi— 
ſchen Antheil der Fürſtenthümer Troppau und Jägerndorf), dem 
Erzbiſchofe von Prag (für die Grafſchaft Glatz) in allen Eheſa— 
chen der Katholiken die Gerichtsbarkeit geübt nach dem kanoniſchen 
Rechte mit ſeinen ſpäteren kirchlichen allgemeinen und partikulären 
Modifikationen und Zuſätzen; erſtere beide hatten dabei auch die 
Temporalien. Dieſelbe Competenz als der Erzbiſchof von Prag 
hatte der von Poſen, der Biſchof von Kulm, Ermland, Paderborn, 
Muͤnſter, Trier (für das rechte Rheinufer) und Köln lebenfalls 
für die rechte Nheinfeite). Im Jahre 1849 iſt zwar die geiſtliche 


) Kaiſerl. Patent. vom 29. Mai 1853 wirkſam für das Großfuͤrſtenthum 
Siebenbürgen. Art. III.: „Die in dem zweiten Hauptſtücke des Geſetz— 
buches enthaltenen Vorſchriften über das Eherecht finden, in ſoferne ſie 
die giltige Abſchließung und die Verhandlung über die Ungiltigkeit einer 
Ehe, die Scheidung vom Tiſch und Bett, und die Trennung der Ehe 
betreffen, auf Unſere dem Civilſtande (Artikel X.) angehörigen Unter— 
thanen der chriſtlichen Religion ohne Unterſchied der Konfeſſionen in 
dieſem Kronlande keine Anwendung. 

In Hinſicht der vorbezeichneten, das Band der Ehe ſelbſt betreffen— 
den Punkte unterſtehen daher dieſelben auch noch ferner ihren geiſtlichen 
Gerichten und den nach Verſchiedenheit ihres Glaubensbekenntniſſes für 
ſie giltigen kirchlichen Vorſchriften, vorbehaltlich der in Bezug auf die 
proteſtantiſchen und unitariſchen geiſtlichen Gerichte, mit Rückſicht auf 
die geänderten Verhältniſſe vorzunehmenden entſprechenden Regelung 
derſelben.“ 
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Gerichtsbarkeit aufgehoben worden, !) das materielle Recht jedoch, 
wo dieſes das Kirchenrecht war, in Geltung geblieben. 

In Bayern gilt das gemeine katholiſche Eherecht mit 
wenigen Modifikationen; desgleichen ſteht die Gerichtsbarkeit in dem 
vollen Umfange des neuen öſterreichiſchen Ehegeſetzes, mit Ausſchluß 
der in Sponſalienſachen, den geiſtlichen Gerichten zu. *) 

Im Königreiche Sachſen “) und Hannover )) erkennt 
das katholiſche geiſtliche Gericht nach den Landesgeſetzen und wo es 
auf Sätze ankommt, welche mit Dogmen zuſammenhängen, nach 
dem kanoniſchen Rechte, in allen Sponſalien- und Ehefachen, ſelbſt 
in gewiſſer Beziehung über die bürgerlichen Folgen. Nicht minder 
gehören im Kurfürſtenthum und Großherzogthum Heſſen (mit 
Ausſchluß von Rheinheſſen), Großherzogthum Oldenburg, Herzog 


) Durch die Verordnung v. 2. Januar 1849 $. 12. Es läßt ſich er⸗ 
warten, daß, wenngleich der dieſerhalb in dem Herrenhauſe im lau— 
fenden Jahre von dem Herrn Geheimen Oberregierungsrathe Dr. 
Brüggemann geſtellte Antrag keinen Erfolg gehabt hat, man 
über kurz oder lang den gerechten Bitten der Katholiken auf Wie— 
derherſtellung der biſchöflichen Jurisdiction für die eigentlich ehe— 
rechtlichen Fragen die Gewährung nicht verſagen werde; das Gegen— 
theil ſtände in zu großem Kontraſte mit der Freiheit der Kirche in 
ihrem ſonſtigen Rechtsleben. Uebrigens iſt die kirchliche Jurisdiction 
für ihr Forum durchaus anerkannt und unterſtützt; kein Pfarrer braucht 
einer kirchlich verbotenen Ehe zu aſſiſtiren; auch ſteht nichts entgegen, 
Individuen, die in einer ſolchen leben, von der Kirche auszuſchließen. 

2) Concordatum bavaricum d. d. 5. Jan. 1817, art. XII.: „Pro re- 
gimine Dioecesium Archiepiscopis et Episcopis id omne exercere liberum 
erit, quod in vim pastoralis eorum ministerii sive ex declaratione sive ex 
dispositione Sacrorum Canonum secundum praesentem et a Sancta Sede 
adprobatam Ecclesiae disciplinam competit, ac praesertim: ..... 
c) Causas Ecclesiasticas atque in primis causas Matrimoniales, quae 
juxta Canonem 12. sess. 24. Sacri Concilii Tridentini ad Judices 
Ecclesiasticos speetant, in Foro eorum cognoscere ac de jis senten- 
tiam ferre, exceptis causis mere civilibus... ., quas Laici Judices 
cognoscent et definient.“ Hieran iſt nur infofern etwas geändert, als 
die Beilage II. zur Verfaſſungsurkunde vom 26. Mai 1818 F. 64. lit. 
d. und die hierauf geſtützte Praxis und ſpätere Verordnungen die 
Sponſalienſachen den weltlichen Gerichten zuweiſen. 

3) Mandat vom 19. Febr. 1827 $. 37 ff Geſ v. 28. Jan. 1835 u. A. 

) Siehe mein Eherecht S. 607. 
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thum Naſſau und Großherzogthum Weimar die Eheſachen, jedoch 
mit Modifikationen im Einzelnen, vor das betreffende geiſtliche 
Gericht, während dieſelben in Baden, wo man die franzöſiſche 
Geſetzgebung adoptirt hat, und Württemberg, wo in einem großen 
Theile die Joſephiniſche Geſetzgebung bereits galt, vor die Civil— 
gerichte gehören. Endlich iſt aber zu bedenken, daß überall, wo 
die kirchliche Geſetzgebung und Jurisdiktion nicht unbedingt anerkannt 
iſt, die Kirche für ihr Gebiet eine unbedingte Jurisdiktion ausübt, 
deshalb in keinem mit ihrem Rechte ſtreitenden Falle die Ehe 
anzuerkennen braucht, zur Mitwirkung bei deren Schließung nir— 
gends gezwungen werden kann, daß endlich auch die Civilgeſetze 
dieſe rein kirchliche Jurisdiktion anerkennen und unterſtützen, wenn- 
gleich ſie derſelben die Geltung für das bürgerliche Forum ent— 
ziehen. “) 


IV. 
Erörterung des Ehegeſetzes. 


Der zehnte Artikel des Concordates zwiſchen Sr. Heilig— 
keit Papſt Pius IX. und Sr. k. k. apoſt. Majeſtät Kaiſer Franz 
Joſeph J. vom 18. Auguſt 1855 lautet: 

„Quum caussae ecclesiasticae omnes et in specie, quae 
fidem, sacramenta, sacras functiones nec non officia et jura 
ministerio sacro annexa respiciunt, ad Ecclesiae forum unice 
pertineant, easdem cognoscet judex ecclesiasticus, qui per- 
inde de caussis quoque matrimonialibus juxta sacros Cano— 
nes et Tridentina cumprimis deereta judicium feret, civili- 
bus tantum matrimonii effectibus ad judicem saecularem 
remissis. Sponsalia quod attinet, auctoritas ecelesiastica jJu- 
dicabit de eorum existentia et quoad matrimonium impe- 
diendum effectibus, servatis, quae idem Concilium Tridenti- 
num et Apostolicae Litterae, quorum initium: „Auctorem 
fidei“ constituunt.* 


) Die genaueren Verhältniſſe in den einzelnen deutſchen Ländern weift 
nach mein Handbuch des Eherechts. S. 598 ff. 
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Die päpſtliche Allokution vom 3. November 1855 gibt den 
Inhalt des Artikels im Ganzen mit denſelben Worten wieder. 

In Folge dieſer Stipulation mußte das Eherecht, welches 
bisher für die Katholiken des Kaiſerthumes galt, einen ganz an— 
deren Charakter und durchgreifende Modifikationen erhalten. Mit 
dem Inhalte des obigen Artikels war freilich ſofort beſtimmt, 
welche materiellen Rechtsſätze in der Folge in Betreff der Ehen 
der Katholiken für die geiſtliche, kirchliche Seite der Ehe, gelten 
würden, wer ferner die Gerichtsbarkeit für dieſes, wer dieſelbe 
fuͤr das bürgerliche Gebiet auszuüben befähigt und berechtigt ſein 
werde; ebenſo ergab ſich aus demſelben direkt, daß die Beſtim— 
mungen des Civilgeſetzes nicht mehr die innere Rechtsbeſtändig— 
keit der Ehe, ihre Gültigkeit vor Gott und dem Gewiſſen berüh— 
ren dürften. Gleichwohl war eine ſofortige Ueberlaſſung der 
Ehegerichtsbarkeit an die geiſtlichen Gerichte durchaus unthunlich, 
ja in mancher Beziehung unmöglich. Denn einmal bedurfte es 
— da dem bisherigen Rechte dieſe Sonderung gänzlich fremd 
war — einer durchaus neuen Abgrenzung und Feſtſtellung des 
kirchlichen und bürgerlichen Gebietes, zumal in ſolchen Fällen, 
wo anſcheinend die kirchliche Seite berührt wird, in Wirklichkeit 
aber nur die bürgerliche in Frage kommt (wie z. B. im 8. 55. 
des neuen Ehegeſetzes); ſodann mußten mehre Punkte, bei denen 
fortan geiſtliches und weltliches Gericht gemeinſam thätig werden 
müſſen, legislatoriſch geordnet und feſtgeſtellt werden (z. B. der 
Gegenſtand von SS. 23.— 27.); weiter bedurfte es einer wieder⸗ 
holten Durchſicht und Feſtſtellung ſolcher Punkte, die zwar nicht 
auf Ehen der Katholiken allein ſich beziehen, aber nicht un— 
entſchieden gelaſſen werden konnten, ohne daß in jedem Falle 
ſich die groͤßten Schwierigkeiten ergeben hätten (der Gegenſtand 
der 88. 19, 43. — 49, 56, 57, 59, 66. — 72). Nicht minder 
war es nothwendig, — da das Intereſſe des Staates erheiſcht, 
daß neben dem für alle Staaten und Völker im 
Allgemeinen gleichmäßig beſtimmten kirchlichen Ehe— 
geſetze auch ſolche Punkte in den durch die Vereinbarung 
geſetzten Schranken für das bürgerliche Gebiet eine Anerken— 
nung finden, welche die beſonderen öſterreichiſchen Verhaͤltniſſe 
fordern, — daß nicht die geringſte Unklarheit darüber herrſche, 
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welche civile Beſtimmungen, in welchem Umfange und mit welcher 
Wirkung dieſelben beſtehen bleiben ſollten (vergl. 88. 2, 21, 32, 33, 
34, 35 u. a.) Endlich aber war ein ſofortiges Inslebentreten Der geift- 
lichen Ehegerichte aus dem Grunde unmöglich, weil ſeit dem Jahre 
1783 in vielen Theilen des Reiches alle und jede Gerichtsbarkeit 
der Biſchöfe in Eheſachen aufgehört hatte, mithin jede praktiſche, 
und gewiß auch für die neue Geſtaltung die wiſſenſchaftliche, Bil— 
dung im Allgemeinen dem Klerus abging, es aber weder des 
Kaiſers noch des Papſtes Abſicht ſein konnte, einen ſo wichtigen 
Gegenſtand völlig unreif behandeln zu laſſen. Die Frage war 
alſo nur die: wie ſollte der proviſoriſche Zuſtand geordnet? welches 
Auskunftsmittel getroffen werden bei dem feſten, und ausgeführten 
Entſchluſſe, die Publikation des Concordates nicht bis zur Ema— 
nation der Ausführungsgeſetze zu verſchieben, ſondern daſſelbe ſofort 
als Reichsgeſetz kund zu machen? Aus dem Geſagten ergibt ſich, 
daß eine Trennung nicht eher eintreten konnte, bis das neue Ge— 
ſetz erſchienen war, daß es einer geraumen Zeit bedurfte, ehe die 
geiſtlichen Ehegerichte ins Leben treten konnten. Unter dieſen Um— 
ſtänden war es den Allerhöchſten Contrahenten klar, daß im Inter— 
eſſe von Kirche und Staat für den verhältnißmäßig kurzen Zeit— 
raum lediglich der beſtehende Zuſtand aufrecht erhalten bleiben 
müßte, daß dieſe Sanction keine Verletzung des Concordates ent— 
halte. Es mußte dies aber im Wege des Geſetzes feſtgeſtellt 
werden. Solches geſchah im Art. II. des kaiſerlichen Patentes 
vom 5. November 1855, womit das Concordat im Reichsgeſetz— 
blatte kundgemacht wurde (R. G. B. von 1855 Z. 42., N. 195.) 
in den Worten: h 

„Es iſt Unſer Wille, daß die biſchöflichen Ehegerichte auch 
in jenen Ländern, wo dieſelben nicht beſtehen, ſobald als möglich 
in Wirkſamkeit treten, um über die Cheangelegenheiten Unſerer 
katholiſchen Unterthanen gemäß Artikel X. des Concordates zu 
erkennen. Die Zeit, zu welcher ſie ihre Wirkſamkeit zu beginnen 
haben, werden Wir, nach Einvernehmung der Biſchöfe, bekannt 
geben laſſen. Inzwiſchen werden auch die nöthigen Aenderungen 
der bürgerlichen Geſetze über Eheangelegenheiten kundgemacht werden. 
Bis dahin bleiben die beſtehenden Geſetze für die Ehen Unſerer 
katholiſchen Unterthanen in Kraft, und Unſere Gerichte haben nach 
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denſelben über die bürgerliche Geltung dieſer Ehen und die daraus 
hervorgehenden Rechtswirkungen zu entſcheiden.“ 

Bereits unterm 2. Dezember 1855 erfloß eine allerhöchſte 
Entſchließung, welche die Ausarbeitung des Entwurfes eines Ge— 
ſetzes über die Ehen der Katholiken befahl, der nach den reifſten 
Berathungen am 8. Oktober 1856 die kaiſerliche Sanction erhielt, 
und im Reichsgeſetzblatte vom 17. Oktober 1856 3. 46. N. 185. 
als Geſetz kundgemacht wurde. 


Mittlerweile iſt auch die bereits oben erwähnte 


„Instructio pro judiciis ecelesiasticis imperii austriaci 
quoad caussas matrimoniales“ 


in lateiniſcher Sprache und deutſcher Ueberſetzung gedruckt und 
verbreitet worden. Deren Entwurf hat bei den Verhandlungen 
über das Concordat in Betreff dieſes Punktes zur Grundlage 
gedient; in der jetzigen Redaction iſt dieſelbe vom apoſtoliſchen 
Stuhle gebilligt, wie auch vom apoſtoliſchen Pro-Nuntius, Car— 
dinal Viale-Prela den hochwürdigſten Herren Erzbiſchöfen und 
Biſchöfen des Reiches erklärt wurde. Sie enthält allerdings keine 
formelle Approbation des apoſtoliſchen Stuhles, zweifelsohne des— 
halb nicht, weil das gemeine Recht die Geſetzgebung in Eheſachen 
hinlänglich fixirt hat. Denn daß in dem Eherechte viele Controverſen 
beſtehen, verſchlägt nichts, weil jedes Geſetz zu ſolchen Anlaß ge— 
ben wird, und es überhaupt nicht möglich iſt, ein Geſetz zu erlaſſen, 
welches ohne alle Bedenken auf jeden Fall paſſe. Der Charakter 
dieſer Inſtruktion beſteht alſo durchaus nicht darin, daß ſie als 
Geſetz an die Stelle des gemeinen Kirchenrechtes in der öſter— 
reichiſchen Monarchie getreten wäre. Es gilt vielmehr in Oeſter— 
reich für den feſtgeſtellten Umfang das Eherecht der katholiſchen 
Kirche, d. i. das gemeine katholiſche Kirchenrecht. Inſoweit 
dieſes alſo in die Inſtruktion aufgenommen iſt, kann dieſelbe als un— 
mittelbarer Anhaltspunkt und als Ausdruck des Kirchengeſetzes gelten. 
Daß dieſelbe aber in keinem Widerſpruche mit dem Kirchenrechte 
ſtehe, und deshalb die Biſchöfe in ihrem Gewiſſen beruhigt ſeien, 
wenn ſie ſich an dieſelbe halten, liegt in der beregten ſtillſchwei— 
genden Approbation, und iſt von dem genannten Pro-Nuntius 
ausdrücklich kundgegeben worden. 
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Wir gehen nunmehr zur Betrachtung des Geſetzes ſelbſt 
über, wobei wir uns am Beſten, da es nicht auf eine wiſſenſchaftliche 
Darſtellung des katholiſchen Eherechtes abgeſehen iſt, an die 
Paragraphenfolge halten. Bei den betreffenden haben wir alsdann 
auch das Verhältniß des Ehegeſetzes und der Inſtruktion zu ein— 
ander zu betrachten. Die Erörterung der Inſtruktion ſelbſt (denn 
dieſe würde eine wiſſeuſchaftliche Darſtellung des geltenden katho— 
liſchen Eherechtes enthalten) liegt nicht in meiner Abſicht; auf 
dieſelbe braucht alſo nur inſofern Rückſicht genommen zu werden, 
als dies zur Erörterung unſeres Geſetzes erforderlich ſcheint. 


Umfang und Geltung des Ehegeſetzes. 


Die Ueberſchrift des Geſetzes lautet: 


„Geſetz über die Ehen der Katholiken im Kaiſer⸗ 

thume Oeſterreich.“ 

Das neue Ehegeſetz gilt für die ganze Monarchie, für die 
Ehen aller Katholiken, ohne Unterſchied ob ſie dem Civil— 
oder Militärſtande angehören. Hierdurch und durch die Beſtim— 
mung im Art. XIII. des Einführungs-Patentes ſind aufgehoben: 
die Anordnungen des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches in 
Beziehung auf die Ehen der Katholiken “), ferner die mit den Juris— 
diktions⸗-Normen vom 22. Dezember 1851, 30. November 1852, 
16. Februar 1853 und 3. Juli 1853 e die Competenz der 
weltlichen Gerichte in Eheangelegenheiten erlaſſenen Vorſchriften, 
inſoweit dieſelben mit dem gegenwärtigen Geſetze in Widerſpruch 
ſtehen. Einer beſonderen Aufhebung der Art. III. ff. der Ein- 
führungspatente des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches für 
Ungarn vom 29. November 1852 und für Siebenbürgen vom 29. 
Mai 1853 bedurfte es nicht, weil mit der Außerkraftſetzung 
der Anordnungen des bürgerlichen Geſetzbuches für die Ehen der 
Katholiken in den obigen Ländern der Inhalt jener Artikel III. 


) Damit die ſtete Vergleichung mit dieſen ermöglicht, dadurch ein befje- 
res Verſtändniß des Geſetzes herbeigeführt werde, find deſſen §§. 44. 
— 122 im Anhange der Bequemlichkeit halber abgedruckt. 
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inſoweit von ſelbſt hinfortfällt, als gegenwärtiges Geſetz an Stelle 
des allg. bürg. Geſetzbuches tritt. 

Es war durch das Concordat (Art. X.) nur geboten, die Vor— 
ſchriften des bürgerlichen Rechtes über die Ehen der Katho— 
liken in Einklang zu ſetzen mit den Anordnungen der katholiſchen 
Kirche. Aus dieſem Grunde war der Geſetzgeber nicht veranlaßt, 
irgend eine Beſtimmung des bürgerlichen Rechtes abzuändern, 
welche mit dem Kirchenrechte im Einklange ſteht: Von einer Auf— 
hebung der Beſtimmungen des II. Hauptſtücks des a. b. Geſetz— 
buches im §§. 44— 136 überhaupt konnte demnach keine Rede 
ſein; dieſelben ſind alſo nach wie vor in voller Geltung für die 
Ehen der Nichtkatholiken, ſoweit nicht beſondere geſetzliche Aus— 
nahmen bereits beftehen. *) Nicht minder ergibt ſich, daß diejenigen 
Beſtimmungen des bürgerlichen Rechtes, welche ſich nicht unmittelbar 
oder mittelbar auf die Ehen der Katholiken beziehen, mithin durch 
den Zweck des Geſetzes gar nicht berührt werden (ſiehe zu §. 1.), durch— 
aus keiner erneuerten Aufnahme in das Ehegeſetz bedurften, gleich— 
wohl aber eine unveränderte Geltung behaupten. Endlich leuchtet 
ein, daß es in dem Plane liegen mußte, ſich, wo dies anging, 
möglichſt genau an das bürgerliche Geſetzbuch zu halten. Wo ſich 
deshalb Beſtimmungen finden, deren Fortbeſtand vielleicht die nicht- 
katholiſchen Confeſſionen als ein Unrecht oder aus irgend welchen 
Gründen als unbillig anſehen werden, könnte, ohne auf eine Erör— 
terung darüber einzugehen: ob wirklich Unbilligkeit vorliege, ſogar 
einfach darauf hingewieſen werden, es handle ſich hier nicht um 
eine Aufhebung des bürgerlichen Geſetzbuches, ſondern nur um 
eine Regulirung des Eherechtes der Katholiken, ſomit treffe ein 
etwaiger Vorwurf auf der einen Seite nicht dies Geſetz, ſondern 
das Civilgeſetzbuch; weder die Aufhebung ſolcher Beſtimmungen 
noch deren Fortbeſtand habe mithin ſeinen Grund im Concordate, 
weil dies nur die Rechtsverhältniſſe der katholiſchen Kirche um— 
faßt; aus dieſen Gründen habe eine Aenderung in dieſem Geſetze 
ihren Platz nicht finden können. Indeſſen iſt es nicht nothwen— 
dig, zu dieſer negativen Argumentation unſere Zuflucht zu nehmen; 


*) Solche ergeben die Art. III. der Einf⸗Patente für Ungarn und Sie- 
benbürgen. 
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es wird uns hoffentlich gelingen, den Grund der einzelnen Beſtim— 
mungen, ihre Zweckmäßigkeit und beziehentlich raten 
nachzuweiſen. 

Unſer Geſetz tritt alſo nicht an Stelle der §S§. 44 — 136. 
des a. b. G. B, ſondern ſteht als ein beſonderes Geſetz 
über die Ehen der ee neben demfelben, bis 
es etwa bei einer künftigen Redaktion in das II. Hauptſtück mit 
aufgenommen wird. 


§. 1. 
Die Ehe wird von zwei Perſonen verſchiedenen Geſchlech— 
tes durch die geſetzmäßige Erklärung ihres Wiens ſich ehe⸗ 
lich zu verbinden, eingegangen. 


Im a. b. G. B. §. 44 heißt es: „die Familienverhältniſſe 
werden durch den Ehevertrag gegründet.“ Dieſer Satz hat in dem 
vorliegenden nur auf die Ehen der Katholiken berechneten Geſetze 
keine Stelle; von ſelbſt verſteht ſich aber, daß derſelbe, weil er 
aus der Natur der Sache folgt, ſeine volle Geltung hat. | 

Mit Recht hat das Geſetz auch die Merkmale fortgelaſſen, 
welche §. 44. des a. b. G. B. als Inhalt des „Ehevertrea— 
ges“ aufſtellte; denn was die Ehe ſeie, welchen Inhalt ſie habe, 
das feſtzuſtellen iſt theils überhaupt nicht Sache des Geſetzes, 
ſondern der Wiſſenſchaft, theils aber ergibt ſich dies aus dem 
Kirchengeſetz (ſiehe S. 1. der Instructio). 


a §. 2. 

ueber das Vorhandenſein der Eheverlöbniſſe und deren 
Einfluß auf die Begründung von Ehehinderniſſen entſcheidet 
das geiſtliche Gericht. Ob und in wiefern aus dem Ehever⸗— 
löbniſſe eine Rechtsverbindlichkeit zum Schadenerſatze entſtehe, 
entſcheidet der ordentliche Richter nach SS: 45 und 46 des a. 
b. G. B. und mit Rückſicht auf die Verbote des gegenwärti⸗ 
gen Geſetzes. 


Mit dieſem Paragraphen hat das Verlöbniß, entgegen der 
Beſtimmung des §. 45 a. b. G. B. und den früheren Geſetzen, 
wieder eine Anerkennung gefunden. Zu dieſer Sanction war man ge— 
zwungen durch Art. X. des Concordates; dieſer aber beruhet darauf, 
daß das katholiſche Kirchenrecht ein aus dem gültigen Verlöbniße 
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entſpringendes trennendes Ehehinderniß der öffentlichen Ehrbar⸗ 
keit anerkennt zwiſchen dem einen Verlobten und den Blutsver— 
wandten erſten Grades des anderen (d. i. deſſen Eltern und Ge— 
ſchwiſtern), und daß in der im Art. X. des Concordates bezoge— 
nen Bulle „Auctorem Fidei“ die Anſicht: es bilde das 
Verlöbniß lediglich einen Kontrakt, feierlich verworfen iſt.) Es 
war mithin, wollte man Civil- und Kirchengeſetz in Einklang ſetzen, 
eine Nothwendigkeit, das Verlöbniß anzuerkennen. Dies könnte 
leicht, wie man vielfach hört, zu großen Mißſtänden führen, da 
ſelbſt Kinder ohne Willen der Eltern ſich verloben können, es keiner 
beſonderen Form bedürfe u. ſ. w. Sieht man indeſſen genauer zu, 
ſo werden alle ſolche Befürchtungen auf das Einfachſte verſchwinden. 

Wir müſſen hier das kirchliche und bürgerliche Gebiet aus— 
einanderhalten. Ein Verlöbniß iſt nun allerdings auch für das 
letztere gültig und hat die ihm beigelegten Folgen, wenn es nach 
dem Kirchengeſetze zu Rechte befteht. 9) Hierzu gehört aber einmal 
die freie, bewußte und ernſtliche Abſchließung; ſodann haben auch 
mit Recht die Kinder, falls die Eltern dieſelben ſchon in der Un— 
mündigkeit (die bei Mädchen bis zum 14., bei Knaben bis zum 
12. vollendeten Lebensjahre geht) verlobten, das Recht, nach er— 
reichter Mündigkeit von dem Verlöbniſſe ohne Gründe zurückzu— 
treten; weiter iſt ſtets die freiwillige Auflöſung in das Belieben 
beider Theile geſetzt; ferner ſteht jedem Theile das Recht zu, auf 
die Auflöſung durch Richterſpruch zu klagen, ſobald in dem an— 
deren ſich Umſtände ergeben oder vorhandene verheimlicht ſind, 
welche vorausſichtlich von einer Verlobung abgehalten haben würden 


1) Dieſe Bulle (datirt V. Kal. Sept. a. MDCCXCIV.) von Pius VI. 
enthält die Condemnation vieler von dem Bifchofe Seipio de Riceiis 
auf einer Diözeſanſynode zu Pistoja 1785 aufgeſtellter Grundſätze. 
Die uns betreffenden Stellen lauten in num. LVIII.: „Propositio, quae 
statuit sponsalia proprie dicta actum mere civilem continere, qui ad 
matrimonium celebrandum disponit, eademque civilium legum prae- 
scripto omnino subjacere, — quasi actus disponens ad sacramentum non 
subjaceat sub hac ratione juri ecelesiae: Fals a, juris ecclesiae 
quoad effectus etiam e sponsalibus vi canonicarum 
sanctionum profluentes laesiva, disciplinae ab 
ecclesia constitutae derog ans.“ 
) Man ſehe die „Instructio“ im $. 2.—7., beſonders ſodann §. 10. 
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(z. B. ſchlechtes Betragen, Unmöglichkeit zur Ernährung einer 
Familie, Krankheiten von langer Dauer oder von übeln Folgen, 
ſchwere den Zweck der Ehe hindernde Leibesgebrechen u. ſ. f.), 
oder ſobald der andere in irgend einer Weiſe die Treue verletzt. 
Somit kann ein leichtſinniges Verlöbniß nicht leicht eine eigentliche 
Folge haben. Aber, wird man ſagen, das Recht der Eltern iſt 
nicht genug gewahrt, indem die Kinder ohne deren Einwilligung 
ſich verloben können. Hierauf dient einmal zur Antwort, daß (wie 
ſich bei Gelegenheit des $. 5 ff. zeigen wird) ein Minderjähriger 
nicht leicht ohne den Willen der Eltern eine Ehe abſchließen kann, 
die Kirche wenigſtens nie dazu mitwirkt. Dazu kommt aber noch, 
daß es den Eltern ja vollkommen freiſteht, wegen aller Gründe, 
aus denen überhaupt ein Verlöbniß aufgehoben werden kann, auf 
deſſen Auflöſung bei dem geiſtlichen Gerichte zu klagen, ſo lange 
das Kind minderjährig iſt. Handelt es ſich aber um ein groß— 
jähriges Kind, ſo ſtehen den Eltern auch nach dem bisherigen 
Rechte und faſt nirgends direkte Mittel zu Gebote, deſſen Ehe 
zu verhindern.“) Schließlich wird jungen Leuten der Kopf gewiß 
dadurch nicht mehr verrückt, daß ihren Handlungen möglicherweiſe 
eine Rechtskraft beiwohnen kann, als daß man ſie auch jetzt Jahre 
lang ſich als Verlobte geriren läßt. Und ſollte das etwa beſſer ſein? 

Ob nun ein gültiges Eheverlöbniß vorliege, ob daſſelbe auf— 
zulöſen, wer an der Auflöſung Schuld ſey, das ſind Fragen, 
deren Entſcheidung vor das geiſtliche Ehegericht gehören. 

Was nun die bürgerliche Seite des Verlöbniſſes anbetrifft, 
ſo iſt in Betreff deren die Aenderung eingetreten, daß ein Erkennt⸗ 
niß des kirchlichen Richters in Betreff der Fragen: ob ein Ver— 
löbniß vorliege? ob von demſelben ohne Grund zurückgetreten ſey? 
ob ein und welcher Theil zu dem Rücktritte gegründete Urſache 
gegeben habe? in Zukunft für den Civilrichter maßgebend ſein 
wird, während die vermögensrechtliche Seite vor den ordentlichen 
Richter gehört. Dieſe aber richtet ſich durchaus nach den Beftim- 
mungen des a. b. G. B's, neben welchem, damit von einer Ent: 


) Nur die franzöfifche Civilgeſetzgebung macht eine Ausnahme, von 
deren Zweckmäßigkeit man übrigens ſich in keinem anderen Lande über- 
zeugt zu haben ſcheint. Siehe mein Eherecht S. 561 fg. 
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ſchädigung die Rede fein könne, wie 8.2. befagt, von dem Richter 
„die Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes“ berückſichtigt werden 
müſſen. Iſt alſo irgend ein Eheverbot des bürgerlichen Rechtes 
vorhanden, von dem nicht diſpenſirt wurde, ſo enthielte eine dem 
zuwider abgeſchloſſene Ehe einen ftrafbaren Akt (ſiehe §. 35. des 
Ehegeſetzes). Zu einem ſolchen kann und darf ſich Keiner verpflichten. 
Hieraus folgt, daß ein beim Vorhandenſein irgend eines bürger— 
lichen Eheverbotes abgeſchloſſenes Verlöbniß, namentlich alſo ein 
ohne den Willen der Eltern von Minderjährigen eingegangenes, 
keinerlei bürgerliche Folgen hervorbringen könnte. Ob aber ein 
bürgerliches Verbot übertreten worden ſey oder nicht, hat der Ci— 
vilrichter zu beurtheilen. Liegt aber auch ein in beiderlei (kirchlicher 
und bürgerlicher) Beziehung wirkſames Verlöbniß vor, ſo zieht ein 
ſolches durchaus keine anderen Folgen nach ſich, als diejenigen, 
welche das a. b. G. B. aufſtellt, da deſſen §. 45. und 46. ent⸗ 
ſcheidend ſind. Nach dieſen aber iſt von einer Entſchädigung oder 
Abfindung durchaus keine Rede, ſondern nur von einem Erſatze 
des wirklichen Schadens für den Theil, von deſſen Seite 
keine gegründete Urſache zum Rücktritte entſtanden iſt. Dabei kommt 
nun zunächſt zu bedenken, daß, wenn das geiſtliche Gericht, welches 
die Gewiſſenspflicht zur Erfüllung des Verſprechens nach dem Kir— 
chengeſetze zu beurtheilen hat, ein Verlöbniß für ungültig erklärt 
oder die Ermächtigung zum Rücktritte ertheilt hat, eine ſolche Er— 
mächtigung nach dem Willen des Geſetzgebers für einen hinläng— 
lichen Grund zum Rücktritte gelten muß, — daß ferner dies in 
allen Fällen, wo z. B. wegen Verhältniſſen die Auflöſung erkannt wird, 
die ohne alle Schuld bei einem Theile eintreten, aber den anderen 
dennoch zum Rücktritte berechtigen (3. B. Erblindung, Verarmung eines 
Theiles u. dgl.), zutrifft, ohne daß hier von einem Erſatze die Rede fein 
kann. Der Fall des Schadenserſatzes kann alſo nur eintreten bei 
wirklicher Verſchuldung. Hier aber geht er nur nach dem a. b. 
G. B. auf den wirklichen Schaden. Dies ſetzt alſo voraus, 
daß Ausgaben gemacht ſeien, welche ſonſt nicht gemacht wären 
(3. B. Einrichtung des Hausweſens u. ſ. f.). In dieſem Falle hat 
aber das Civilrecht gewiß mit gutem Grunde einen Schadenserſatz 
ſtatuirt, da die Billigkeit fordert, daß, weil der zu Schaden Ge— 
kommene (da es ſich durchaus um ein gültiges Verlöbniß handelt) 
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wohl mit Grund zu ſolchen Ausgaben verleitet war, ihm der durch 
Verſchulden des anderen Theiles gehabte Schaden erſetzt werde. 

Bei dieſen Anordnungen ſtellte ſich auch das Vorſchreiben 
einer beſtimmten erſchwerenden Form für Schließung von Spon— 
ſalien, z. B. Abfaſſung einer Urkunde, behufs der bürgerlichen 
Wirkung als gänzlich überflüſſig heraus. Denn ſchwerlich dürfte 
die Abfaſſung eines ſchriftlichen Verlöbniſſes mehr Garantie für 
die Bedächtigkeit und den Ernſt bilden, als der Umſtand, daß Je— 
mand bereits große Ausgaben gemacht hat. Zu einer ſolchen civilen 
Formerſchwerung lag alſo durchaus kein Grund vorhanden. 

Aus dem Geſagten dürfte zur Genüge einleuchten, daß dieſer 
ſchwierige Punkt mit der größten Sorgfalt und Umſicht geordnet 
iſt. Dies wird um ſo mehr einleuchten, wenn man erwägt, daß in 
den meiſten deutſchen Ländern, wo gemeines Recht gilt, ein ſelbſt 
heimliches Verlöbniß im Weigerungsfalle, die Ehe einzugehen, eine 
Klage auf Abfindung, ja nach der Praxis einzelner Gegenden auf 
große, oft in jährlichen (für die Dauer des Ledigſeins zu entrichtenden) 
Renten zu leiſtende, Entſchädigungsſummen begründet, gleichwohl 
aber civilrechtlich keinerlei Form erforderlich iſt, zudem nach vielen 
Partikularrechten der mangelnde Conſens der Eltern durchaus 
keinen Nichtigkeitsgrund abgibt und auch zum Rücktritte oder zur 
Aufhebung nur aus denſelben Gründen berechtigt, wegen deren 
die Eltern ihre Einwilligung in die Ehe verſagen können. 

Schließlich iſt zu bemerken, daß, wenn im Falle eines durch— 
aus gültigen Verlöbniſſes ein Theil auch ohne allen Grund die 
Ehe einzugehen verweigert, ein direkter Zwang nicht ſtattfindet, 
ſondern nur rein kirchliche Strafen angewandt werden können, 
ſofern nicht das geiſtliche Gericht die Auflöfung für gerathener 
hält (ſiehe §. 10. der Inſtruction), — hieraus aber keine beſon— 
deren bürgerlichen Folgen entſtehen. Jede Conventionalſtrafe, d. h. 
die Verpflichtung zur Zahlung einer beſtimmten Summe oder zu 
einer gewiſſen Leiſtung für den Fall des einſeitigen unbefugten 
Rücktrittes, iſt nach 8. 45 des a. b. G. B., ebenſo wie nach dem 
Kitchenrechte, ohne alle rechtliche Folgen und deshalb nicht durch 
Klage geltend zu machen. 

Aus dem Kirchenrechte (ſiehe mein Eherecht S. 298 ff.) 
beantwortet ſich die doppelte Frage: bis zu welchem Zeitpunkte 
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ein Verlöbniß geltend gemacht werden müſſe, um einen Einſpruch 
gegen die Ehe zu begründen, und wann auch nach der Eheſchlie— 
ßung wenigſtens noch der Civilanſpruch aus einem ſolchen könne 
eingeklagt werden? und die: wie ſich der Pfarrer zu verhalten 
habe, wenn ein un entgegengeſetzt werde? 


§. 3. 

Es iſt keinem Katholiken erlaubt, ſich im Kaiſerthume 
Oeſterreich anders zu verehelichen, als mit Beobachtung 
aller Vorſchriften, welche das Kirchengeſetz über die Giltig⸗ 
keit der Ehe aufſtellt. Die Beſtimmungen des kirchlichen 
Ehegeſetzes find aus der für die geiſtlichen Gerichte des Kai⸗ 
ſerthumes beſtimmten und dieſem Geſetze (im Anhange II) 
beigefügten Anweiſung zu entnehmen. 


In dieſem Paragraphen wird das eigentliche Verhältniß 
zwiſchen dem kirchlichen und bürgerlichen Ehegeſetze feſtgeſtellt. Was 
auf die Gültigkeit der Ehe Bezug hat, das iſt fortan 
ausſchließlich nur nach dem Kirchenrechte und von dem geiſtlichen 
Gerichte zu beurtheilen. Eine Ehe mithin, welche inſofern dem 
Kirchenrechte entſpricht, als kein trennendes Ehehinderniß, 
d. h. kein Umſtand derſelben entgegenſteht, deſſen Vorhandenſein eine 
Ehe nicht zu Stande kommen läßt, eine trotzdem faktiſch abge— 
ſchloſſene zu einer nichtigen Verbindung macht, eine ſolche Ehe 
wird eine gültige ſein. Die Uebertretung von Geſetzen, welche blos 
verbietende Ehehinderniſſe aufſtellen, d. h. welche nur die 
Abſchließung einer Ehe unterſagen, verbieten, ohne aber die ihnen 
zuwider eingegangene in ihrem Beſtande für ungültig, nichtig 
zu erklären, eine ſolche Uebertretung zieht alſo ſowohl bei kirchlichen 
als bürgerlichen Verboten nur eine Strafe für die Contrahenten 
und nach Umſtänden auch für den Pfarrer nach ſich, kann zudem 
auch bürgerliche Vermögensnachtheile, niemals aber die Nullität 
herbeiführen. 

Alle Eheverbote mithin, welche nur in dem bürgerlichen und 
nicht zugleich in dem kirchlichen Ehegeſetze ihre Quelle haben, 
bilden nur aufſchiebende Ehehinderniſſe, in der in Oeſterreich 
gebräuchlichen Ausdrucksweiſe Eheverbote im techniſchen 
Sinne des Wortes. Dieſe zu berückſichtigen ſind die Contrahenten 
als Unterthanen unbedingt verpflichtet; ihre Uebertretung iſt mit 

3* 
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beſtimmten oder arbiträren Strafen und Nachtheilen belegt, wie 
ſich im Einzelnen zeigen wird. Ebenſo iſt der Pfarrer zu deren 
Befolgung gehalten, darf ſomit niemals die Trauung eines Braut— 
paares vornehmen, welchem irgend ein bürgerliches Eheverbot ent— 
gegenſteht, bevor ihm auf die geſetzmäßige Weiſe dargethan iſt, daß 
von demſelben die kompetente Behörde entbunden habe, oder daß 
ſolches hinweggefallen ſey. Dies gebietet gleichfalls die Kirche. Die 
Inſtruction (S. 69 f.) für die geiſtlichen Gerichte ſchreibt deshalb 
mit Recht vor, daß der Pfarrer, falls die Contrahenten nicht zu 
bewegen ſeien, die bürgerlichen Vorſchriften genau zu erfüllen, die 
Sache dem Biſchofe anheimſtellen müſſe. Von dieſem wird alsdann 
die Erlaubniß nicht eher gegeben werden, bis alle Anſtände ge— 
hoben ſind; zugleich wird es deſſen Vermittelung aber auch am 
Leichteſten gelingen, etwaige ſtaatliche Hinderniſſe, wenn von den- 
ſelben abgeſehen werden kann, zu beſeitigen. Sollte der Fall vor— 
kommen, was auch bei der bisherigen Geſetzgebung vorkommen 
konnte, daß Perſonen trotz der Ermahnung des Pfarrers gegen 
deſſen Willen dennoch die Ehe ſchließen, ſo bleibt allerdings nichts 
als Beſtrafen übrig. Indeſſen ſind ſolche Fälle bei uns überhaupt 
nicht zu befürchten; auch kann der Pfarrer dieſelben mit einiger 
Klugheit leicht vermeiden. Treten ſie aber dennoch ein, ſo hat weder 
die Kirche, noch das Ehegeſetz daran Schuld, ſondern einzig und 
allein der Umſtand, daß niemals alle Unterthanen zur Befol— 
gung der Geſetze zu vermögen ſein werden. 

Unſere Aufgabe beſteht hier nicht darin, die Erforderniſſe 
der Gültigkeit der Ehen nach dem katholiſchen Kirchenrechte nach— 
zuweiſen und zu erklären, denn dies enthielte eine Darſtellung des 
katholiſchen Eherechts. Es kann jedoch nicht ſchaden, in Kürze 
zu erwähnen: a) welche Ehehinderniſſe, die auch das bürgerliche 
Geſetzbuch als trennende anerkannte, als ſolche auf Grund des katho— 
liſchen Kirchenrechtes beſtehen bleiben, b) welche als trennende fort— 
fallen, c) welche trennende Ehehinderniſſe neu hinzukommen, d) welche 
endlich eine Modifikation erleiden. 

Als trennende Ehehinderniſſe bleiben beſtehen: die Unfähig- 
keit der Raſenden (Wahnſinnigen), Blödſinnigen, Kinder (a. b. G. 
B. F. 48.) — Ehehinderniß des geſchlechtlichen Unvermögens 
(8. 60.) — der Furcht und Gewalt ($. 55. deſſ.) — der Ent⸗ 
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führung (§. 56. deſſ.) — des Irrthums in der Perſon !) (S. 57. 
deſſ.) — des beſtehenden Ehebandes 2) (§. 62. deſſ.) — der höhe— 
ren Weihe und des feierlichen Keuſchheitsgelübdes (S. 63. das.) — 
der Religionsverſchiedenheit (§. 64. def) — des Mangels der 
Gegenwart des Pfarrers oder eines Stellvertreters u. ſ. f. (S. 75. 
ff. deſſ.). 5 a 
Von den Ehehinderniſſen des a. b. G. B.'s fallen als tren— 
nende hinweg: das Ehehinderniß der Minderjährigkeit ($. 49. 
ff. des a. b. G. B.) — des Mangels der Einwilligung der Vorge— 
ſetzten bei Militairperſonen (§. 54. deſſ.) — des Irrthums im 
Falle des §. 58. des a. b. G. B. — der Verurtheilung zu ſchwe— 
rer Kerkerſtrafe (8. 61. deſſ) — des begangenen Ehebruches im 
Falle des §. 67. deſſ. — des Mangels aller Aufgebote (S. 69. ff.). 
Allen zuletzt genannten Gründen kann die Kirche niemals den Ein— 
fluß einräumen, die Ehe zu vernichten, das Sakrament zu zer— 
ſtören. Hieraus folgt aber nicht im Entfernteſten, daß nun etwa. 
beim Vorhandenſein ſolcher Gründe die Eingehung einer Ehe 
leicht zu bewerkſtelligen ſeie. Dem iſt nicht ſo. Eigentlich prak— 
tiſch iſt nur der Fall der Minderjährigkeit, des mangelnden Con— 
ſenſes bei Militairperſonen, des Ehebruches (jedoch auch in ſeltenen 
Fällen in der vom Geſetze verlangten Weiſe), und des Mangels 


1) Der in der Inſtruction §. 14. noch außerdem erwähnte Irrthum iſt 
im Weſentlichen nichts als ein Irrthum in der Perſon, wie dies mein 
Eherecht S. 105 ff. nachweiſt. 0 

?) Das matrimonium ratum et non consummatum, d. h. diejenige Ehe, 
von der es feſtſteht, daß ſie durch den Beiſchlaf nicht vollzogen worden 
iſt, kann nach dem Kirchenrechte auf die §. 21. der Inſtruction ange— 
gebenen Arten dem Bande nach aufgelöſt werden. Daß dies keine Aus— 
nahme von der Unauflöslichkeit des Ehebandes ſei, iſt hier zu beweiſen 
nicht der Ort; man ſehe darüber mein Eherecht S. 419 ff. Zwar gab 
das a. b. G. B. dieſe beiden Arten nicht an; indeſſen unterliegt es 
keinem Zweifel, daß man auch früher dieſe beiden Arten der Auflöſung 
anerkannt haben würde, wie der Un ſtand beweiſt, daß Kaiſer Franz I. 
die noch lebende Kaiſerin Karoline Auguſte zur Ehe nahm, nachdem 
deren nichteonfumirte Ehe mit dem damaligen Kronprinzen von Würt— 
temberg durch päpſtliche Diſpenſation gelöſt war. 

Ebenſowenig bildet der, auf Ausſprüchen der hl. Schrift (ſ. mein 
Eherecht S. 201 ff.) beruhende Auflöſungsfall im §. 23. der Inſtruction 
- eine Ausnahme von der Unauflöslichkeit. 


38 Fähigkeit zur Eheſchließung. 


der Aufgebote; die beiden anderen Fälle kommen kaum in Betracht. 
Mit dem Fortfallen des früheren unrichtigen Prinzips und der 
neuen Stellung dieſer Verbote iſt aber deren Uebertretung durch— 
aus nicht erleichtert, ſondern die Eheſchließung iſt bei dem Vor— 
handenſein aller (mit Ausſchluß des beregten Irrthums, der 
einfach fortgefallen iſt) fo ſehr erſchwert, deren Uebertretung von 
Staat und Kirche, wie ſich zeigen wird (ſ. §. 32. bis 8. 35.), 
mit ſolchen Strafen und Folgen belegt, daß auch nicht der ger 
ringſte Nachtheil daraus hervorgehen kann. 

Diejenigen trennenden Ehehinderniſſe, welche das a. 5 G. B. 
nicht kennt, das Kirchengeſetz aber anerkennt, ſind: der Irr— 
thum über die Freiheit einer Perſon!) — die geiſtliche Ber: 
wandtſchaft in Folge der Taufe und Firmung — die geſetzliche 
Verwandtſchaft aus der Annahme an Kindesſtatt — Ehehinder⸗ 
niß der öffentlichen Ehrbarkeit aus einem Verlöbniſſe — der 
fehlenden bei der Eheſchließung zugefügten Bedingung. Ueber 
den Umfang dieſer Ehehinderniſſe gibt die zu dem Zwecke an— 
gehängte Inſtruction Auskunft, während die Erörterung der— 
ſelben hier nicht Platz greifen kann. Was das Ehehinderniß 
der geiſtlichen und geſetzlichen?) Verwandtſchaft und der öffent—⸗ 
lichen Ehrbarkeit betrifft, ſo beruhen alle drei auf ſo naheliegen— 
den, in dem ſittlichen Gefühle und dem Anſtande beruhenden, 


1) Dieſer liegt vor, wenn ein Freier eine Sklavin (oder eine Freie einen 
Sklaven) in dem Glauben geheirathet hat, dieſelbe ſey frei. Dies Ehe— 
hinderniß kann in Oeſterreich zufolge §. 16. a. b. G. B. nicht vorkom⸗ 
men, weil es keine Sklaverei gibt, alſo nur in dem vielleicht nie vor- 
kommenden Falle eintreten, daß ein Oeſterreicher im Sklaven haltenden 
Staate aus Irrthum eine ſolche Ehe geſchloſſen habe. Dieſer Umſtand 
überhebt uns der Mühe jeder Erörterung. 


In Betreff dieſer haben einzelne Juriſten aus §. 183 des a. b. G. B. 
gefolgert, daß dasſelbe während der Dauer der Annahme an 
Kindesſtatt nach §. 65 a. b. G. B. vorliege. Dem kann ich mich aber 
ſowohl wegen deſſen §. 47, als auch wegen des Wortlautes von $. 183 
(da es ſich hier nicht um Rechte handelt, ſondern um abſolute Ver— 
bote im öffentlichen Intereſſe) nicht anſchließen. Sei dem übrigens, 
wie ihm wolle, ſo wäre jedenfalls mit der Auflöſung des Verhältniſſes 
das Hinderniß hinfort gefallen, deſſen Umgehung daher ſo leicht gewe⸗ 
ſen, daß ſeine Exiſtenz kaum in Betracht kam. 


2 
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Gründen, daß es durchaus nicht nothwendig iſt, auf das Prinzip 
der kirchlichen Alleinberechtigung zur Aufſtellung trennender Ehe— 
hinderniſſe zu rekurriren. Uebrigens iſt dadurch jedem wirklichen 
Bedürfniſſe vollſtändig genügt, daß die Diſpenſation von denſelben 
(ſiehe §. 80. der Inſtruction) beim Vorhandenſein geſetzlicher 
Gründe, deren das Kirchenrecht ſo viele und gerade ſolche zuläßt, 
wodurch dem wirklichen Leben in allen Richtungen genügt wird, 
ohne alle Schwierigkeit ertheilt werden ſoll. Hierzu ſind die Bi— 
ſchöfe ) durch beſondere päpſtliche Vollmachten ermächtiget, ſo daß 
keinerlei Aufwand von Zeit und Geld erforderlich iſt, um ſo mehr 
als für unbemittelte Perſonen dergleichen Diſpenſen gänzlich um— 
ſonſt ertheilt werden. Der letzte Fall (der Mangel von Bedin— 
gungen, die bei der Schließung hinzugefügt werden) iſt einer der 
ſeltenſten, welche im Leben vorkommen. Zudem iſt deſſen Zuläſſig— 
keit (§S. 55. der Inſtruction) von einer beſonderen Erlaubniß des 
Biſchofes abhängig, deren Ertheilung niemals ſtattfindet, außer 
wenn mit Abwägung aller Verhältniſſe die Zulaſſung ſich als 
vernünftig erweiſt. 

Eine Modifikation erleiden endlich die ſolgenden auch vom 
a. b. G. B. als trennende anerkannten Chehinderniffe. Die 
Unmündigkeit wird ferner bei Mädchen nur bis zum vollendeten 
12., bei Knaben bis zum vollendeten 14. Lebensjahre ſich erſtrecken, 
(entgegen $. 48. vergl. mit §. 21. a. b. G. B.); jedoch iſt durch 
§. 4. hinlänglich Fürſorge getroffen. In der Verwandtſchaft und 
der aus einer vollzogenen Ehe entſtehenden Schwägerſchaft wird ſich 
das Ehehinderniß bis zum vierten Grade der kanoniſchen Zählung 
(vergl. dagegen $. 65. u. 66. a. b. G. B.) erſtrecken; hierzu 
tritt das Ehehinderniß der Schwägerſchaft aus einem außerehe— 
lichen Beiſchlafe bis zum zweiten Grade ). Ueber die Nachtheile 
von Ehen unter nahen Verwandten, die in jeder Beziehung guten 
Folgen von Verboten derſelben iſt ſo viel geſchrieben, daß es 


1) Ausgenommen den Fall der Adoption, bei dem es gewiß Jeder gern 
einräumt, daß die Schicklichkeit eine Erſchwerung fordert. 
) Das in $. 33 und 34 der Inſtruction angegebene Ehehinderniß fällt 


nach dem Begriffe des a. b. G. B. mit dem der Schwägerſchaft des 


§. 66 des letzteren zuſammen, und braucht deshalb, weil es gleichfalls 
bis zum 4. Grade geht, hier nicht beſonders hervorgehoben zu werden. 
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völlig am unrechten Orte wäre, darüber hier zu reden, da Jeder 
einſehen und zugeben wird, daß ein ſolches Verbot ſeine guten 
Gründe habe, und abgeſehen ſelbſt von weit tiefer liegenden Prinzi— 
pien ſchon den großen und für die ſocialen Verhältniſſe hochwichtigen 
Nutzen mit ſich führe, daß einer Degeneration der Familien aufs 
Möglichſte entgegen gearbeitet, eine ſtete Verbeſſerung derſelben, 
namentlich bei Familien, in denen erbliche Krankheiten u. dgl. 
ſind, mit neuen friſchen Elementen ermöglicht werde; daß der freie, 
harmloſe und ungefährliche Umgang männlicher und weiblicher 
Verwandten in den gefährlichen Lebensjahren nur ſo gewahrt 
werden könne. Liegen aber wirklich triftige Gründe vor, Ehen 
unter Verwandten zu geſtatten, ſo iſt für den dritten und vierten 
Grad auf die ſo eben angegebene Art die Diſpenſation erleichtert. 
Um ſo mehr ſollte aber auch dahin gewirkt werden, Ehen in den 
naheren Graden (unter Geſchwiſterkindern, zwiſchen Oheim und 
Nichte u. ſ.f.) aufs Möglichſte zu verhüten und nur in den Fällen 
der dringendſten Noth Diſpens zu ertheilen. Eine weitere Veränderung 
erleidet der Ehebruch und Gattenmord (a b. G B. 8 67. f.) in der 
Weiſe, wie §. 36 und 37. der Inſtruction angeben. Das Kirchen⸗ 
recht hat ſchon ſeit dem 11. Jahrhundert nicht den Ehebruch als 
ſolchen für ein trennendes Ehehinderniß angeſehen, ſondern nur 
den Ehebruch, wenn ſich mit ihm die ſchweren Umſtände eines 
Verſprechens der Ehe oder eine faktiſche Eheſchließung bei Leb— 
zeiten des anderen Gatten verbinden, oder wenn eine Lebens— 
nachſtellung und die Tödtung des unſchuldigen Gatten zugleich 
vorgekommen iſt. Hierbei ließ es ſich von der gewiß richtigen 

Anſchauung leiten, daß es, ſelbſt wenn der Ehebruch bewieſen iſt, 
in den meiſten Fällen beſſer ſein dürfte, um öffentliches Aergerniß 
zu verhüten, die Eheſchließung zu geſtatten. Jene Ausnahmen 
aber, in denen ein trennendes Ehehinderniß ſtattfindet, beruhen auf 
dem Gedanken, daß eine ſolche verbrecheriſche Abſicht keinen Erfolg 
haben darf, weil ſie unbedingt und immer eine nicht blos ſchänd— 
liche, ſondern auch im höchſten Grade den anderen Gatten be— 
drohende iſt, während die Verübung eines einfachen Ehebruches 
zwar auch ſtets ein ſchweres Verbrechen gegen die Sittlichkeit und 
die Heiligkeit der Ehe iſt, trotzdem aber in vielen Fällen mehr 
auf Leidenſchaftlichkeit und Schwäche, als auf ſo verbrecheriſchem 
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Willen, wie jene Fälle, beruhet; auch kann oft ein Theil die 
Ehe des anderen nicht gewußt haben. Uebrigens iſt allen Nach- 
theilen durch §. 13. vorgebeugt. Endlich erfährt das im S. 68. 
des a. b. G. B. aufgeſtellte Ehehinderniß des (verſuchten) Gatten— 
mordes in ſofern eine Aenderung, als das Kirchenrecht (ſtehe §. 37. 
der Inſtruktion) die vollbrachte That verlangt. 

Es verſteht ſich aus dem Wortlaute des vorliegenden Para- 
graphen, aus dem Concordate Art. X., den $$. 42, 49, 51, 74. 
unſeres Ehegeſetzes und Art. XIII. des Kundmachungs— Patentes, 
daß die Natur aller auf die Gültigkeit der Ehe Einfluß habenden 
Hinderniſſe durchaus nur nach dem Kirchenrechte zu beurtheilen ſind. 

Außer den trennenden Hinderniſſen ſind natürlich zugleich 
anerkannt die aufſchiebenden. Solche ſind: das Verbot für die 
Verlobten, mit fremden Perſonen vor Auflöſung des Verlöbniſſes 
ſich zu verheirathen, ein einfaches Keuſchheitsgelübde, die verbo— 
tene (geſchloſſene Zeit), der Mangel des Aufgebotes und die 
Verſchiedenheit des chriſtlichen Religionsbekenntniſſes. Ueber das 
erſtere war bereits die Rede; das zweite bedarf keiner weiteren 
Erörterung, da in den biſchöflichen Diſpensfällen ſowohl als den 
päpſtlichen durchaus keine Schwierigkeit im Diſpenſtren ſtattfindet, 
während gleichwohl die religiöſe Natur des Gelübdes eine Aner— 
kennung in dieſem Umfange verlangt. Meiſtens iſt ein ſolches 
Gelübde auch nur geheim gemacht, und fällt daher durchaus nur 
der Gewiſſensdiſciplin anheim. Das Verbot der Trauungen in 
der geſchloſſenen Zeit hat eine reine religiöſe Bedeutung, da es 
nicht ſchicklich erſcheint, in ſolchen ernſten Zeiten, als der Advents— 
und Faſtenzeit, rauſchende Hochzeiten zu halten. Dieſes Verbot 
iſt bisher in derſelben Weiſe in Oeſterreich geübt worden, enthält 
übrigens nicht eigentlich ein Verbot der Eheſchließung, ſondern nur 
der feierlichen Hochzeiten. In den meiſten Didzefen iſt allerdings 
die Eheſchließung ſelbſt unterſagt, wird jedoch in jedem Falle 
erlaubt, wo vernünftige Gruͤnde eine Aufſchiebung der Ehe unthun— 
lich machen. Was das Aufgebot betrifft, ſo iſt bereits erwähnt, 
wie hierin das öſterreichiſche Recht früher weiter ging, und wird 
davon noch weiter unten zu reden ſein. Rückſichtlich des letztge— 
nannten aufſchiebenden Ehehinderniſſes (Eheverbotes) iſt weder in 
der Inſtruktion oder im Ehegeſetze eine Aenderung des bis jetzt 


42 Fähigkeit zur Eheſchließung. 


in Oeſterreich beſtandenen Zuſtandes gemacht, noch auch eine 
ſolche beabſichtigt worden. Es bleibt alſo in Betreff dieſer 
ſ. g. gemiſchten Ehen durchaus bei der bisherigen 
Praxis, welche auf den (§. 19) zu erwähnenden päpſt⸗ 
lichen Erläſſen beruhet; mithin war an ſich keine Aenderung 
erforderlich. Zu wünſchen wäre, daß Leute, welche ſich für beru- 
fen halten, ohne Kenntniß des Kirchenrechts über das Ehegeſetz 
in öffentlichen Blättern zu ſchreiben, dies berückſichtigten, um nicht 
unnöthigerweiſe aufzuhetzen. 

Von welchen Ehehinderniſſen eine Diſpenſation möglich 
ſey, aus welchen Gründen und von welchen Behörden dieſelbe 
ertheilt werde, iſt eine rein der kirchlichen Seite anheimfallende 
Frage, deren Löſung in der Inſtruktion dem Prinzipe nach ange— 
geben iſt. Auf dieſelbe Weiſe verhält es ſich mit den vom Kirchen— 
rechte anerkannten aufſchiebenden Ehehinderniſſen (Eheverboten). 
Die Bedingungen, welche für die Diſpenſation ſtaatlicher Ehever— 
bote aufgeſtellt ſind, ergeben die einzelnen Paragraphen dieſes 
Geſetzes. 

Zwiſchen dem geiſtlichen und ee Rechte in Ehe: 
ſachen und hierauf baſirend zwiſchen den geiftlichen und Civil— 
Gerichten iſt alſo in Zukunft folgendes Verhältniß. Für alle 
Ehen, die vom 1. Jänner 1857 an eingegangen werden, kommen 
durchaus die Vorſchriften des Kirchenrechts in Betracht; für die 
bis dahin abgeſchloſſenen Ehen haben die geiſtlichen Gerichte, wie 
das daraus folgt, daß die Kirche als ſolche in ihrem Forum 
nur ihre Geſetze anwenden kann, gleichfalls nur das Kirchenrecht 
anzuwenden. Inwiefern aber auf dieſe Weiſe neben der kirchlichen 
Beurtheilung noch eine beſondere bürgerliche vorkommen kann, wird 
ſich aus S. 55. und aus den einzelnen Artikeln des Kundmachungs— 
Patentes ergeben. Von dieſem Falle abgeſehen kann vom 1. Jän⸗ 
ner 1857 an ein bürgerliches Gericht nur in dem Falle von 
§. 55. über die Gültigkeit einer Ehe zu erkennen haben. Iſt 
dieſe unter der Herrſchaft des jetzigen Geſetzes, alſo nach dem 
1. Jänner 1857, abgeſchloſſen oder fortgeſetzt, ſo muß das Civil— 
gericht durchaus nur die Grundſätze des Kirchengeſetzes anwenden. 
In allen ſonſtigen Fällen bildet die Frage: ob eine gültige Ehe 
beſtehe, für den Civilrichter einen Präjudizialpunkt. Die Ent⸗ 
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ſcheidung hierüber gebührt nur dem geiſtlichen Ehegerichte, deſſen 
Urtheil, ſobald es rechtskräftig iſt, für den Civilrichter in Betreff 
der eigentlich eherechtlichen Fragen unbedingt maßgebend iſt. Auf 
Grund dieſes Urtheiles ſpricht alsdann der Civilrichter über die 
bürgerlichen Folgen der Ehe: Güterrecht der Ehegatten, Sueceffion 
der Ehegatten und Kinder u. |. f. Hierbei hat derſelbe das bür— 
gerliche Recht (ſiehe SS. 31, 51, 52) anzuwenden, zugleich aber darauf 
Rückſicht zu nehmen, ob niche etwa ein Verbot des bürgerlichen 
Ehegeſetzes übertreten ſey, und welche Folgen daraus entſtehen. Denn 
auf dieſe hat das kirchliche Ehegericht und der Pfarrer von Amts— 
wegen nur, wie zu §. 18. gezeigt wurde, bei der Eheſchließung 
Rückſicht zu nehmen, welche nicht eher ſtattfinden darf, bis ein 
ſolches gehoben iſt; ſpäter nicht, weil ſolche nur bürgerliche 
Folgen haben, worüber der geiſtliche Richter nicht erkennt. 

In welchen Fällen aber der Civilrichter ein Urtheil des 
geiſtlichen Gerichtes über die Gültigkeit der Ehe einholen müſſe, 
ergibt ſich aus der Natur der Sache, dem Kirchenrechte, und unſerem 
Ehegeſetze. Handelt es ſich um die bürgerlichen Folgen einer Ehe, welche 
unbeſtritten als eine gültige gegolten hat oder gilt und als ſolche in 
die Kirchenbücher eingetragen iſt, ſo entſteht für den Civilrichter jene 
Nothwendigkeit nur in den folgenden Fällen. 1) Wenn das Vorhanden- 
ſein eines ſolchen Ehehinderniſſes ihm auf glaubhafte Weiſe !) bekannt 
wird, wegen deſſen die Nichtigkeit der Ehe von Amtswegen nach— 
geſucht werden muß. 2) Der Civilrichter, beziehentlich Staatsan— 
walt, hat hier die Sache dem geiſtlichen Ehegerichte zu übergeben, 
und abzuwarten, bis dieſes ihm das Urtheil über die Nichtig— 
keit oder Gültigkeit auf dem vorgeſchriebenen Wege zuſtellt (S. 49.). 
2) Wird von einer oder beiden Parteien die Gultigkeit der Ehe, 
ſey es nun wegen eines von Amtswegen geltend zu machenden 
oder nur wegen eines Hinderniſſes, deſſen Geltendmachung den 
Parteien allein zuſteht, 2) bei dem Civilgerichte angegriffen, ſo 


9 Die Erforderniſſe hierfür gibt §. 106, 128 — 132 der Inſtruction. 

) Diefe gibt an $. 122, 123 der Inſtruction. Der Verſuch, eine Dis— 
penſation herbeizuführen und dadurch die Nichtigkeitserklärung zu 
verhindern, deſſen §. 133 ff. der Inſtruction e iſt Sache des 

geiſtlichen Ehegerichtes. 7 
) Welche dieſe ſeien, ſpricht §. 116 ff. der Inſtruction aus. 
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hat im erſteren Falle der Richter von Amtswegen die Sache dem 
geiſtlichen Gerichte zu übergeben, im zweiten die Parteien an das— 
ſelbe zu verweiſen, und ſein Urtheil auszuſetzen. Erklären im 
letzteren Falle die Parteien, von der Klage auf Nichtigkeit Abſtand 
nehmen zu wollen, ſo hat der Richter gleichwohl die Sache dem 
geiftlichen Ehegerichte zu übergeben, damit, wenn eine Convalida⸗ 
tion) der Ehe erforderlich (ſ. §. 36. dieſes Ehegeſetzes) iſt, dieſe 
vom geiſtlichen Gerichte bewirkt werde. 3) Da es den Parteien 
unbenommen iſt, die Nichtigkeit auch während eines ſchon anhän— 
gig gemachten Civilprozeſſes bei dem geiſtlichen Gerichte zu implo— 
riren, ſo iſt der Civilrichter verpflichtet, auf jede Mittheilung des 
geiſtlichen Gerichtes, daß bei ihm eine Nichtigkeitsklage anhängig 
gemacht ſey, wenn von dieſer das Civilurtheil abhängig iſt, bis zum 
Eintreffen des geiſtlichen Urtheiles fein Verfahren auszuſetzen. In⸗ 
wiefern der Civilrichter zu proviſoriſchen Verfügungen berechtigt iſt, 
ergibt §. 60. dieſes Geſetzes. Liegt keiner der angegebenen Fälle 
vor, ſo hat der Civilrichter keine Veranlaſſung, auf ein Urtheil des 
geiſtlichen Gerichtes zu provoziren. Daß in vielen Fällen eine 
Communikation zwiſchen beiden ſtattfinden könne, da es ſich oft 
z. B. nur um die Erkundigung handeln wird: ob von einem Ehe— 
hinderniſſe diſpenſirt ſey? u. dgl., ergibt ſich aus der Natur der 
Sache. Werden bürgerliche Eheverbote geltend gemacht, ſo ſchiebt 
dies ſelbſtredend das ordentliche civilgerichtliche Verfahren durch— 
aus nicht auf. — Sobald das geiſtliche Gericht ſeine Thätigkeit 
geendet hat, weiſt daſſelbe die Sache an das Civilgericht, außer wenn 
die Vorausſetzung von §. 64. zutrifft. 

Bei allen ſolchen Fragen, die vor das geiſtliche Ehegericht gehö— 
ren, kann ſich der Civilrichter zufolge unſeres Paragraphen an die 
in demſelben geſetzlich anerkannte Inſtruktion halten. Dieſe gibt 
inſofern, als es ſich hier immer nur darum handelt, ob die Frage 
vor das geiſtliche Gericht gehöre, hinreichenden Aufſchluß. ) 


1) In welchen Fällen dieſe nöthig ſei, lehrt $. 88 — 94. der Inſtruction. 
2) Es iſt jedoch natürlich, daß der Juriſt, wie das ja ſchon die Univer— 
fitätsftudien mit ſich bringen, ſich nicht damit begnügen könne, ſondern 
das Eherecht überhaupt ſtudiren müſſe. Solches iſt aber allenfalls an 
der Hand der Inſtruction, nicht aus ihr allein möglich, da man nicht 
mit einigen Worten den Inhalt und die juriſtiſche Geſtaltung eines 


Fähigkeit zur Eheſchließung. 45 


Hierdurch iſt aber offenbar der Anfangs angegebene Charakter der 
Inſtruktion und ihre Bedeutung für die geiſtlichen Ehegerichte 
nicht geändert. Denn dieſer Paragraph gewährt derſelben nur 
die ſtaatliche Anerkennung; die geiſtlichen Ehegerichte ſprechen 
aber in Betreff der Gültigkeit u. ſ. f. nicht nach dem bürgerlichen 
Ehegeſetze, noch nach einem vom Staate anerkannten Geſetze, ſon— 
dern überhaupt nach dem Kirchenrechte. Die Juſtruktion iſt aber 
nicht mit dem Charakter eines Kirchengeſetzes bekleidet, ſondern 
gibt nur den Inhalt des Kirchengeſetzes über die Ehen 
in geſetzlicher Form wieder. Somit Waun Alles von dem Kiſchen⸗ 
rechte ab. 

Aus der Geltung des Reacengee e für die Ehen der Katholi— 
ken mit der Wirkung für das bürgerliche Gebiet ergeben ſich hier gleich 
noch zwei wichtige Folgen. Die Kirche fordert in allen Ländern, wo 
das Kirchenrecht in Geltung iſt, und nicht etwa wegen der Bekehrung 
von Heiden andere Grundſätze eintreten, überhaupt, — von allen 
Katholiken aber, mag die Geltung der kirchlichen Geſetzgebung von 
der ſtaatlichen anerkannt ſein oder nicht, ſtets für die Gültigkeit der 
Ehe Beobachtung ihrer Geſetze. Kommt alſo unter der Herrſchaft 
unſeres Geſetzes eine Ehe von zwei nichtöſterreichiſchen Katholiken 
in Oeſterreich zur Sprache, die unter derſelben im Auslande gegen 
das Kirchengeſetz abgeſchloſſen iſt, ſo kann das Civilgericht derſelben 
nur diejenigen bürgerlichen Folgen zuſchreiben, welche nach dem 
öſterreichiſchen, beziehentlich dem Landesrechte eintreten, wenn die 
Ehe dieſem entſpricht (vergl. Art. VII. ff. des Kundmachungs-Patentes). 
Ein katholiſcher Oeſterreicher iſt aber unfähig, ſelbſt in Hinſicht der 
bürgerlichen Folgen, vom 1. Januar 1857 ab auch im Auslande eine 
gültige Ehe anders einzugehen, als mit Beobachtung der für die 
Gultigkeit im Kirchengeſetze vorgeſchriebenen Bedingungen (ſ. 8. 7. 
Denn kommt ſeine Ehe hier zur Sprache, ſo erkennt darüber nur 
das Gericht der Kirche, an deſſen Ausſpruch der Civilrichter ge— 
bunden iſt. Uebrigens muß der Inländer auch im Auslande die 
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Ehehinderniſſes u. ſ. f. erſchoͤpfen kann, wie ja überhaupt kein Geſet— 
zesparagraph ohne Theorie ausreicht. Selbſtredend iſt es auch nicht 
Zweck der Inſtruction, die Theorie und das Studium überflüſſig zu 
machen. of 
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bürgerlichen Verbote berückſichtigen, wenngleich die dortige Geſetz— 
gebung dieſelben nicht kännte. Für den Inländer iſt der hier 
angegebene Grundſatz bereits im a. b. G. B. 8. 4. ausgeſprochen. 

Aus dem Wortlaute unſeres Paragraphen, ſowie daraus, 
daß die Ehegeſetze unbedingt zwingender Natur ſind, ihre Abän— 
derung alſo durchaus der Difpofition der Privaten entzogen iſt, 
folgt endlich, daß ausländiſche Katholiken in Oeſterreich in der 
Folge unbedingt an alle und jede Vorſchriften des kirchlichen Ehe— 
geſetzes bei Eingehung von Ehen gebunden ſind, ſomit keiner 
Verbindung die Kraft einer Ehe beigelegt werden kann, welche 
nicht deren weſentliche Erforderniſſe hat, *) ja auch eine ſolche 
in anderer Weiſe nicht eingegangen werden darf. 


§. 4. 


Perſonen, welche das vierzehnte Jahr noch nicht vollen⸗ 
det haben, und daher nach dem bürgerlichen Rechte noch un⸗ 
mündig ſind, dürfen zur Hife einer Ehe nicht zuge⸗ 
laſſen werden. 44. 


Der kirchliche Termin der Pubertät, Mündigkeit, d. h. der durch⸗ 
ſchnittlichen Geſchlechtsreife, iſt, wie zu $. 3. geſagt wurde, nach 
Kirchenrecht bei Mädchen auf das vollendete 12. bei Knaben auf 
das vollendete 14. Lebensjahr geſetzt. Faktiſch tritt dieſelbe freilich 
in einzelnen Fällen ſpäter, in anderen früher ein. Das Recht 
mußte aber, da eine Prüfung im einzelnen Falle ſich als unthun⸗ 
lich herausſtellt, einen feften Termin aufſtellen, wobei das Kirchen⸗ 
recht ganz natürlich auf die italieniſchen Verhältniſſe und die 
dort eintretende frühere Reife Rückſicht genommen und ſelbſt noch 
Ausnahmen zugelaſſen hat, wenn ſich in einem beſonderen Falle 
eine noch frühere Geſchlechtsreife einſtellt und durch die That 


) Anſcheinend hätte man aus $. 33. in Verbindung mit $. 36. des a. 
b G. Bi's früher ein Anderes herleiten können, obgleich ich der feſten 
Meinung bin, daß jene Sätze ſich nur auf Difpofitivgefege, nicht aber 
auf ſo abſolut zwingende, als Ehegeſetze ſind, beziehen konnten, eben— 
ſowenig als ein Ausländer Strafgeſetze übertreten kann, wenngleich 
ſeine Geſetzgebung dieſelben nicht hat. Jeder Zweifel hört aber durch 
die unbedingte Faſſung unſeres §.: „Es tft keinem Katholiken er— 
laubt, ſich in Oeſterre ich .. .“ vollends auf. 
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beweiſt. “) Auf dieſe Satzungen kommt es alſo in Betreff der 
Gültigkeit der Ehe an (S. 3.) Mit Recht hat aber das Civil— 
geſetz, darauf Rückſicht nehmend, daß faſt alle katholiſchen Oeſter⸗ 
reicher unter einem Himmelsſtriche leben und Stämmen ange— 
hören, welche eine Ehe vor dem 14, vollendeten Lebensjahre un- 
thunlich erſcheinen lafſen, das bürgerliche Verbot der Ehe vor 
dem vollendeten 14. Lebensjahre bei beiden Geſchlechtern, wie 
bereits das a. b. G. B. im $: 48. vergl. mit S. 21. (jedoch letz— 
teres zur Gültigkeit) forderte, aufrecht erhalten. Hieran iſt alſo 
der Pfarrer gebunden; ſollte ſich ein Fall ergeben, wo eine frü— 
here Eheſchließung (z. B. bei vorgekommener Schwängerung) thun— 
lich erſchiene und von den Eltern gewünſcht würde, ſo hat ſich 
derſelbe in der angegebenen Weiſe an den Biſchof zu wenden. 
Um für ſolche Fälle eine Auskunft zu treffen, auch die Verhält— 
niſſe der ' geringzähligen Armenier, vielleicht auch einiger Theile 
von Dalmatien, Ungarn und Siebenbürgen zu berückſichtigen, für 
die eine Zlin der Ehe in einem früheren Zeitraume bisweilen 
räthlich erſcheinen kann, hat das Geſetz im §. 37. die Difpen- 
ſation dem Landesfürſten vorbehalten. 


§. 5. 

Minderjährige oder auch Volljährige, welche für iich 
allein keine Nechtsverbindlichkeit eingehen können, dürfen 
ohne Einwilligung ihres ehelichen Vaters keine Ehe fchlie- 
gen. Sit der Vater nicht mehr am Leben, oder zur Vertre- 
tung unfähig, ſo wird für ſie die Erklärung des ordentlichen 
Vertreters und die Einwilligung der Gerichtsbehörde er— 


fordert. 
§. 6. 


Uneheliche Minderjährige bedürfen zur Schließung der 
Ehe der Erklärung ihres Vormundes und der Einwilligung 
der Gerichtsbehörde. 8 
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Weſſen Einwilligung ein minderjähriger Ausländer zur 
Eingehung einer Ehe beizubringen habe, muß nach den Ge⸗ 
ſetzen des Landes, welchem derſelbe angehört, beurtheilt werden. 


| 8. 8. 
Wird einem Minderjährigen oder Pflegebefohlenen die 
Einwilligung zur Ehe verſagt, und halten die Ehewerber 


*) Siehe $. 17. der Inſtruction. 
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ſich dadurch beſchwert, ſo haben ſie das Recht, die Hilfe des 
e een Richters anzuſuchen. 8 
5 §. 9. 

Erwieſene oder offenkundige ſchlechte Sitten oder Grund⸗ 
ſätze, wie auch anſteckende Krankheiten, oder den Zweck der 
Ehe hindernde Leibesgebrechen Desjenigen, mit welchem der 
Minderjährige die Ehe eingehen will, dann Mangel am nö⸗ 
thigen Einkommen, ſind rechtmäßige Gründe, die Einwilligung 
zur Eheſchließung zu verſagen. 


Mit den fünf vorſtehenden Paragraphen find die §§. 49— 

53. des a. b. G. B., abgeſehen von ftiliftifchen Verſchiedenheiten 
und einer Veräbderung im F. 51., ziemlich gleichlautend. Eine 
Grundverſchiedenheit zwiſchen den beiden Geſetzen beſteht alſo nur 
darin, daß die Uebertretung der vorliegenden Beſtimmungen nicht 
mehr, wie nach dem bürgerlichen Geſetzbuche, die Nichtigkeit der 
Ehe herbeiführt, ſondern nur auf die bürgerlichen Wirkungen der 
Ehe ee hat und Strafen rechtfertigen kann (ſtehe 88. 32, 35). 
Dieſe Aenderung ergab ſich aus dem Prinzipe, von dem man 
überhaupt bei Abfaſſung des Concordates und demzufolge des 
Ehegeſetzes ausging, als nothwendig. In Betreff der bürgerlichen 
Folgen aber iſt, wie ſich bei §. 32. zeigen wird, gewiß keine ſolche Mil— 
derung eingetreten, daß darunter die väterliche Gewalt gelitten hätte. 
Die Kirche laßt keineswegs Ehen der Hauskinder ohne Ein— 
willigung der Eltern zu, noch billigt fie dieſelben; *) es iſt des— 
halb auch ſchon zufolge der Kirchengeſetze Pflicht des Pfarrers, 
ſolche Ehen mit aller Kraft zu verhindern, und ein Recht des 
Biſchofs, ſelbſt Cenſuren gegen Kinder anzuwenden, die ohne Willen 
der Eltern heirathen. Weil indeſſen Fälle vorkommen können, in 


*) Concilium Tridentinu m Sess. XXIV. Decretum de reformatione 
matrimonii cap. I.: „Tametsi dubitandum non est, clandestina matri- 
monia, libero contrahentium consensu faeta, rata et vera esse matrimonia, 
quamdiu ecclesia ea irrita non fecit, et proinde jure damnandi sunt 
ili, ut eos sancta synodus anathemate damnat, qui ea vera ae rata 
esse negant „ quique falso affirmant, matrimonia, a filiis familias 
sine consensu parentum contracta, irrita esse, et parentes ea rata 
vel irrita facere posse: nihilominus sancta Dei ſecelesia ex 
justissimis causis illa semper detestata est atque 


prohibuit.“ Dazu vergl. $. 68. der Inſtruction. 


Minderjährigkeit. 49 


denen die Eltern ohne allen Grund ihre Einwilligung verſagen, 
ohne daß Gefahr vorhanden iſt, die Ehe werde eine unglückliche 
werden, und ohne daß der Möglichkeit, eine Familie zu ernähren, 
etwas im Wege ſteht, wo alſo die Verſagung der Einwilligung 
ſich als ein Unrecht herausſtellt, als eine Averſion etwa gegen 
die Perſon der Braut oder deren Familie; weil ferner oft die Eher 
ſchließung die einzige Möglichkeit iſt, die Ehre eines Mädchens 
zu retten (3. B. bei Schwängerung), ohne daß äußere Umſtände 
gegen dieſelbe ſprechen (z. B. bei Stanbesgleichheit, gutem Rufe 
u. ſ. f.); weil die Kirche im Allgemeinen die Freiheit der Ehe— 
ſchließung für diejenigen Perſonen, welche die geiſtige Fähigkeit 
erreicht haben, die Folgen einer Ehe zu bemeſſen, feſthalten muß, 
und hierzu auch Rückſichten auf die Sittlichkeit drängen: ſo hat 
die Kirche von jeher erklärt, daß der bloße unbegründete Mangel 
der elterlichen Einwilligung keinen Grund für ſie abgeben könne, 
denſelben als ein trennendes Ehehinderniß aufzuſtellen oder deshalb 
die Eheſchließung unter allen Umſtänden auch nur zu verbieten. 
Ohne ein ſolches Geſetz aber kann die Kirche dem Willen der Eltern 
nicht die Macht beilegen, das Sakrament der Ehe zu vernichten.“) 
Gleichwohl aber billigt die Kirche, daß der Staat die Eingehung 
von Ehen der Minderjährigen ohne Conſens der Eltern verbiete, 
mit Strafen und ſonſtigen Nachtheilen belege. Dies iſt dann auch 
in vielen Staaten der Fall; jedoch fordert man nur, ſich an das 
römiſche Recht haltend, die Einwilligung des Vaters oder deſſen, 
welcher ſeine Stelle in Betreff der Gewalt vertritt, nicht wie die 
Kirche, auch die der Mutter. Dabei haben aber die Civilgeſetze 
) Gewiß eine ebenſo wichtige Sache als eine Eheſchließung iſt es, feine 

Religion zu wechſeln. Und doch bindet kein Geſetz irgend eines civili— 
ſirten Staates, in welchem überhaupt mehre Religionen oder Confeſſi— 

onen anerkannt ſind, den Religionswechſel bei Minderjährigen an die 

väterliche Einwilligung. Man wird ſagen: Das iſt durchaus Sache 

der individuellen Ueberzeugung, bei der Ehe aber können die wichtig— 

ſten materiellen und ſonſtigen Intereſſen berührt und verletzt werden. 

Aber ſind denn die Folgen für das geiſtige und Gemüthsleben nicht 

eben ſo wichtig? Und doch, wer möchte eine Beſchränkung wollen? 

Und iſt nicht die Eingehung einer Ehe — oder ſollte es wenigſtens 

ſein — nicht auch hauptſächlich Sache der freieſten individuellen Ueber— 

zeugung, der Liebe, welche nur im Individuum ſelbſt entſtehen kann? 
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gefühlt, daß man doch die Kinder nicht der Willkür preisgeben 
könne, und ſtellen deshalb, mit alleiniger Ausnahme der franzöſiſchen 
Geſetzgebung, nur die begründete Verſagung der Ein 
willigung als ein Eheverbot auf, laſſen hingegen bei 
einer unbegründeten Verweigerung Ergänzung derſelben durch den 
ordentlichen Richter zu, ſo daß man nicht behaupten kann, daß 
dem Willen des Vaters dieſer Einfluß beigelegt ſey, ſondern viel— 
mehr ſagen muß, es ſey anerkannt, daß, wenn gute Gründe gegen 
die Ehe ſprechen, der Vater ein Recht zur Verweigerung derſelben 
habe. Den Minderjährigen ſind dann aus rein äußeren Gründen 
ſolche Perſonen gleichgeſtellt, die für ſich allein keine Rechtsver⸗ 
bindlichkeit eingehen können.“) Dieſen Standpunkt hatte das a. b. 
G. B. und hat auch das neue Ehegeſetz feſtgehalten. Man könnte 
aber die Frage aufwerfen: ob es nicht zur Stärkung und Hebung 
der väterlichen Gewalt, zumal die Ungültigkeit der Ehe fallen 
mußte, gut ſey, wider eine vom Vater verſagte Einwilligung keiner 
Beſchwerde Raum zu geben. Indeſſen mußte man ſich bei genauer 
Betrachtung von der Unzuläſſigkeit und Unzulänglichkeit einer ſolchen 
Difpofition überzeugen. Einmal nemlich wäre man alsdann in 
der größten Verlegenheit geweſen, die Folgen auszuſprechen, welche 
auf die Uebertretung geſetzt werden ſollten. Nichtigkeit der Ehe 
konnte dies nicht ſein, weil damit das ganze Prinzip umgeſtoßen 
worden wäre und überhaupt ſich die Geſetzgebung dieſes Recht 
nicht mehr beilegte. Nichtanerkennung auf dem bürgerlichen Gebiete 
durfte man ebenſo wenig feſtſetzen, weil dieſes jener Sanction 
ziemlich gleich gekommen wäre, und die nothwendige Folge gehabt 
hätte, im Intereſſe der Sittlichkeit nicht einmal das Zuſammenleben 
0 Diefelben zählt auf das a. b. G. B.: „§. 173. Gerechte Urſachen, die 
Fortdauer der väterlichen Gewalt bei Gericht anzuſuchen, ſind: Wenn 
das Kind ungeachtet der Volljährigkeit, wegen Leibes- oder Gemüths— 
. gebrechen ſich ſelbſt zu verpflegen, oder ſeine Angelegenheiten zu beſor— 
gen, nicht vermag; oder, wenn es ſich während der Minderjährigkeit 
in beträchtliche Schulden verwickelt oder ſolcher Vergehungen ſchuldig 
gemacht hat, wegen welcher es noch ferner unter genauer Aufſicht des 
Vaters gehalten werden muß.“ Dasſelbe iſt für den Fall im §. 251. 
beſtimmt, daß die Vormundſchaft erloſchen iſt, um ſie fortzuſetzen. 
Dazu kommen zufolge §. 21. und $. 49. die gerichtlich erklärten Ver— 

ſch wender. 
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von Ehegatten zu dulden, deren Ehe als eine vor Gott und dem 
Gewiſſen gültige man in gleicher Zeit anerkannt hätte. Bloße 
Rechtsnachtheile feſtzuſetzen wäre gegenüber der Strenge der Sanction 
als eine Inkonſequenz erſchienen. Man mußte ferner bedenken, daß 
doch immerhin Fälle vorkommen können, in denen ein Kind durch 
den Richter ſelbſt gegen ſeine Eltern Hülfe nöthig hat, und der 
Geſetzgeber alſo nicht die Möglichkeit ſich abſchneiden kann, zu 
verhüten, daß ſolche unglücklich werden. Es war ferner zu erwägen, 
daß dieſe Erſchwerung für Ungarn u. ſ. f., wo das Hinderniß 
der Minderjährigkeit im Umfange und Sinne des a. b. G. B's 
bisher gänzlich unbekannt war, eine bedeutende Schwierigkeit her— 
beiführen würde Hierzu wäre die Nothwendigkeit gekommen, zu 
einer ſolchen Diſpoſition die Gutheißung des apoſtoliſchen Stuhles 
einzuholen weil dadurch für die Praxis ſolche Ehen unmöglich 
gemacht worden wären; dieſe aber würde aus den obigen Gründen 
vielleicht gar nicht gegeben worden, jedenfalls auf die größten 
Hinderniſſe geſtoßen ſein. Endlich aber iſt nicht zu leugnen, daß 
in vielen Fällen die Eltern hinterher ihren Irrthum einſehen und 
es deshalb am Gerathenſten erſchien, eine Ergänzung durch den 
Richter zuzulaſſen, für den Uebertretungsfall Strafen feſtzuſetzen, 
und außerdem den Eltern das Recht zu geben, falls fie ihre Ver: 
weigerung für begründet einſehen und das ungehorſame Kind ſein 
Vergehen nicht wieder gut macht, daſſelbe verdientermaßen zu 
ſtrafen (wie §. 32 thut). Dieſes Vorgehen muß ſich als das beſte 
herausſtellen, ſobald man betrachtet, daß die wirkliche Stärkung 
und Hebung der väterlichen Gewalt gewiß der geringſte Erfolg 
geweſen wäre, den man erreicht haben würde. Leider iſt die trau— 
rigſte Wahrnehmung unſerer Zeit der Mangel eines edlen, kräf— 
tigen Familienlebens; nichts wäre ſo ſehr im Intereſſe der Sitt— 
lichkeit, des Staates, der menſchlichen Geſellſchaft zu wünſchen, 
als eine Kräftigung und Neubelebung deſſelben. Aber wird dazu 
das erwähnte Mittel auch nur im Entfernteſten beitragen? Gewiß 
nimmermehr. Oder iſt etwa in Frankreich, ganz abgeſehen von 
anderen Gegenden, — trotz der abſoluten Nothwendigkeit der 
väterlichen Einwilligung bis zum vollendeten 25. Lebensjahre bei 
Söhnen und dem 21. bei Töchtern, und ungeachtet der enormen 
Schwierigkeit für Söhne zwiſchen dem 25. und 30. und für Töchter 
5 4* 
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zwiſchen dem 21. und 25 Lebensjahre ohne den väterlichen Conſens 
Ehen zu ſchließen, — das Familienleben beſſer, überhaupt die Sitt— 
lichkeit eine größere geworden? Der Verfaſſer weiß aus eigener 
Anſchauung und aus dem Munde von mehr als einem Dutzend der 
zuverläſſigſten Pfarrer, Richter u. ſ. f., daß die ungeheueren Förm— 
lichkeiten des franzöſiſchen Rechtes überhaupt und ganz beſonders 
in dieſem Punkte weiter nichts zur Folge haben, als daß die Per— 
ſonen in den meiſten Fällen doch zuſammen leben, alſo — Con— 
cubinate. Und ebenſo weiß derſelbe aus eigener Erfahrung, daß 
in Gegenden, wo die väterliche Einwilligung nicht zur Gültig— 
keit gehört, es ſchwerer iſt, eine Ehe zu ſchließen ohne dieſelbe, 
als in manchen anderen, wo dies der Fall iſt, daß aber in ſolchen, 
wenn überhaupt noch gute Sitte herrſcht, der Fall einer Ehe ohne 
elterliche Einwilligung eine Seltenheit iſt. Das kann Jeder be— 
ſtätigen, der z. B. die Verhältniſſe der katholiſchen Gegenden 
Weſtphalens kennt, der weiß, daß dort die Pfarrer meiſtens die 
Ehewerber abweiſen, wenn ſie nicht mit den Eltern kommen oder 
ſich nicht in deren Gegenwart vor dem Pfarrer verlobt haben. 
Man irre ſich deshalb nicht. Nur die leider herrſchende Sitte, 
den Knaben, das Mädchen, ſobald ſie der Elementarſchule ent— 
wachſen ſind, mit allen Reizen und Genüſſen des Lebens bekannt 
zu machen und daran zu gewöhnen, die ſelbſt dem reiferen Alter 
nur Gefahr bringen können, faſt dem Kinde ſchon die Freiheit zu 
laſſen, ſich jeder Schranke zu entziehen, Liebeleien ſelbſt im unmün⸗ 
digen Alter zu pflegen, die Verweichlichung verbunden mit dem bloßen 
Streben nach Genuß und der Entfremdung von allem Höheren, die 
Verbannung jedes religiöſen Elementes aus vielen Familien, in denen 
anftatt ehrbarer, religiöſer und ſonſtiger nützlicher Schriften nur ſchlüpf— 
rige Romane geleſen werden, die Abneigung gegen alles Religiöſe 
und Kirchliche, die Unzufriedenheit mit der eigenen Stellung u. 
ſ. f.: dieſe und andere Gründe ſind es, welche dem jungen Menſchen 
die edle Achtung vor ſich ſelbſt nehmen, ihn gegen das Geſetz Got— 
tes und des Staates gleichgültig machen. Und da ſollte noch Ehrfurcht, 
Pietät gegen die Eltern ſein, welche gerade ſo oft ſchuldig ſind, daß 
der Jüngling, die Jungfrau ſchon als Kind für ſeine Sinne keine 
Schranke mehr kannte? Das hieße das Unmögliche fordern. Und 
woher kommt das leidenſchaftliche Verlangen nach frühen Ehen, 
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die nur die Leidenſchaft ſucht? Gewiß nicht, weil das Geſetz ſie 
nicht für ungültig erklärt, denn davon weiß der Tauſendſte kaum. 
Unſere Erziehung werde eine andere; die Eltern mehren das 
Streben nach Höherem im Kinde, erziehen es im Gehorſam und 
der Furcht Gottes; dann wird's beſſer, nicht aber eher; denn 
wer ſelbſt gehorchen gelernt hat dem Höchſten, kann Gehorſam 
verlangen von denen, die ihm unterſtehen. Durch ein Geſetz macht 
man keine verdorbenen Zuſtände beſſer; ſind dieſe aber beſſer ge— 
worden, dann würde ſelbſt das unvollkommene Geſetz ausreichen. 

Gegenüber dem $. 51 des a. b. G. B. enthält der § 7. 
eine neue Sanction, deren Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit 
ſich leicht herausſtellt. Es iſt nemlich 8. 51 a. b. G. B. hervor⸗ 
gegangen aus den Verordnungen vom 8. und 12. März 1796 
und vom 18. Juli 1803, welche auf die außerordentlichen durch 
die franzöſiſche Revolution hervorgerufenen Zuſtände berechnet 
find, weil ganz beſonders für die Emigranten eine Aushilfe noth— 
wendig war. Gleichfalls brachten die Verhältniſſe des Krieges 
mit ſich, daß oft die Einholung des Conſenſes unmöglich wurde. 
Zum Theil wegen der Fortdauer dieſer Gründe, zum Theil wegen 
des friſchen Andenkens an jene Zuſtände kam es, daß jene 
Beſtimmung ins allgemeine bürgerliche Geſetzbuch Euer 
ward. Hierzu liegt gegenwärtig kein Grund mehr vor, weil es 
keiner Schwierigkeit unterliegt, daß ein minderjähriger Ausländer 
den nöthigen Conſens beibringe. Ob ein ſolcher aber überhaupt 
nothwendig ſeie, und wer denſelben zu ertheilen habe, das mußte, 
wie das Geſetz richtig thut, von dem Rechte ſeiner Heimath ab— 
hängig gemacht werden, indem hier die Handlungsfähigkeit in 
Betracht kommt, welche nach dem auch im bürgerlichen Geſetz— 
buche (S. 34.) anerkannten Prinzipe nach dem Rechte 55 Wohn⸗ 
orts u. ſ. f. beurtheilt werden muß. 

In Betreff der richterlichen Ergänzung und der Gründe 
für die Verſagung des Conſenſes iſt durchaus das a. b. G. B. 
aufgenommen worden. Nur iſt zu deſſen Gruͤnden mit vollem 
Rechte noch hinzugeſetzt worden das Recht zur Verweigerung 
wegen „ſchlechter Grundſätze.“ Dies rechtfertigt ſich gewiß 
dadurch hinlänglich, daß eine Perſon die ſchlechteſten ausgeſproche— 
nen Grundſätze haben kann, ohne daß der Richter das Erforderniß 
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von ſchlechten Sitten annehmen könnte. Und doch iſt es ge— 
wiß Eltern nicht zu verargen, wenn ſie ihre Tochter nicht einem 
Manne geben, ihren Sohn nicht ein Mädchen heirathen ſehen 
wollen, deren ſchlechte Grundſätze die gerechte Befürchtung auf— 
kommen laſſen, daß dieſelben bei der erſten Gelegenheit praktiſch 
werden dürften. 5 | 

Schließlich iſt es gewiß zu wünſchen, daß die Richter bei 
Ergänzung des Conſenſes, um jede Leidenſchaftlichkeit fern zu halten, 
nicht leichtfertig verfahren, namentlich bei Söhnen unter 22, bei 
Töchtern unter 20 Jahren dieſelbe nur in Fällen offenbarer 
Unbilligkeit ertheilen, übrigens auch wohl unterſcheiden, daß auf 
dem Willen des Vaters eine weit größere Rückſicht zu nehmen iſt, 
als auf den des Vormundes, weil es ſich in jenem Falle nicht 
blos um die Prüfung der äußeren Gründe handelt, ſondern noch 
weit mehr darum, ob ein poſitiver Grund vorliege, den Willen 
des Vaters hintanzuſetzen. Durch ein Handeln in dieſem Geiſte 
werden dieſelben ſicherlich dem Willen der Kirche und des Geſetzes 
genügen. 

Der Pfarrer hat ſich bei Minderjährigen der Einwilligung 
des Vaters auf eine authentiſche Weiſe zu verſichern und darf 
bis dahin die Trauung nicht vornehmen; wird ihm die Ergänzung 
durch den Richter beigebracht, ſo hat er nicht weiter die Ehewer— 
ber abzuweiſen, weil die Inſtruction eine beſondere Ergänzung 
durch das geiſtliche Gericht nicht fordert, er mithin vollſtändig 
gedeckt iſt, wenn den bürgerlichen Geſetzen Genüge gelelſtes wurde. 


§. 10. 

Welche zum Heere gehörige, oder ſonſt den Militärbe⸗ 

hörden unterſtehende Perſonen ohne die vorſchriftmäßige 

Erlaubniß keine Ehe ſchließen dürfen, n die Mili⸗ 

tärgeſetze. N 

U e eee 5 

In wiefern der Ehewerber einer Heirathsbewilligung 

von Seite der politiſchen Obrigkeit oder ſeiner Amtsvorſte⸗ 

her bedarf, iſt aus den politiſchen Verordnungen und den 
Amtsvorſchriften zu entnehmen. 


Ueber dieſe beiden §s., von denen der erſtere dem §. 54. 
des a. b. G. B. entſpricht, bedarf es keiner Erörterung. Der 


Verurth. zum Tode oder zu Kerkerſtr. 55 


erftere iſt nur dadurch geändert, daß als Folge der Uebertretung 
nicht mehr die Ungültigkeit eintritt, ſondern nur die ſonſtigen in 
den beſonderen Geſetzen enthaltenen Strafen (vergl. $. 35.). Eine 
Aufzählung der Perſonen, welche unter die beiden fallen, liegt 
außerhalb meines Zweckes. Obwohl der Inhalt des $. 11. nicht 
in dem bürgerlichen Geſetzbuche aufgenommen war, iſt es doch 
gewiß gut, daß dieſes in dem Ehegeſetze geſchehe, welches über— 
haupt die bürgerliche Seite der Ehe normiren ſoll und daher nur 
Eheverbote enthält. 


$. 12. 

Einem zum Tode oder zum ſchweren Kerker verurtheil⸗ 
ten Verbrecher iſt vom Zeitpuncte des angekündigten Urthei⸗ 
les bis zu feiner allfälligen Begnadigung, oder beziehungs- 
weiſe, ſo lange ſeine Strafzeit 5 die Eingehung einer 
Ehe nicht geſtattet. 


Ziemlich gleichlautend iſt $. 61. des a. b. G. B.; nur hat 
§. 12. die Verurtheilung zum Tode hinzugefügt (was für den 
Fall einer ſpäteren Begnadigung ſeinen guten Sinn hat), die 
Dauer der Strafzeit dadurch genauer beſtimmt, daß er den Fall 
der Begnadigung ausdrücklich erwähnt, und angemeſſen der jetzigen 
Legislation (ſiehe S. 14. des Strafgeſetzes vom 27. Mai 1852) 
in Strafſachen den Ausdruck „ſchwerſte Kerkerſtrafe“ fort— 
läßt. Eine Erläuterung dieſes Verbotes iſt gewiß unnöthig, da 
es ſich von ſelbſt rechtfertigt, obwohl es praktiſch ſelten oder nie 
vorkommen wird, weil einem flüchtigen Verbrecher, denn nur einem 
ſolchen wird die Eingehung einer Ehe möglich werden können, 
gewiß mehr daran gelegen ſein dürfte, in Sicherheit zu kommen, 
als im Inlande zu heirathen. Damit das Verbot aufrecht erhalten 
werden könnte, müßte ſtets eine genaue Publikation der Urtheile 
obiger Kategorie in offiziellen Blättern erfolgen, damit der Pfar— 
rer bei einem ihm nicht ganz unverdächtig ſcheinenden Subjecte, 
wenn ſeine Legitimationspapiere zur Eheſchließung auch ſonſt in 
Ordnung wären, ſtets ſich informiren könnte. Es wird alſo über— 
haupt Alles davon abhängen, ob der Pfarrer u. ſ. f. bei einem 
Verbrecher, der ſich mit den e Papieren einſtellt, dies zu— 
fällig weiß oder erfährt. 
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8. 13. | 

Ban Perſonen, deren mit einander begangener Ehe⸗ 
bruch gerichtlich erwieſen iſt, dürfen mit einander keine Ehe 
ſchließen. 


Unſer $. geht inſofern über $. 67 des a. b. G. B. anſchei⸗ 
nend hinaus, als er ausdrücklich den gerichtlichen Beweis des 
Ehebruches fordert. Dieſe Aenderung iſt aber nur eine anſchei— 
nende, weil das bürgerliche Geſetzbuch offenbar das Wort „be— 
wieſen“ im ſtreng juriſtiſchen Sinne nimmt, und deshalb fordert, 
daß über den Ehebruch ein rechtskräftiger Spruch des Gerichts 
erfolgt ſei. So faſſen auch zwei Vorträge der Hofkommiſſion in 
Juſtiz-Geſetzſachen vom 3. Februar und 9. März 1820, welche 
in ihren Anträgen keinen Erfolg hatten, die Sache auf, und daran 
hielt ſich auch die Praxis, indem eine Ehe zwiſchen Perſonen, 
welche den mit einander getriebenen Ehebruch eingeſtanden hatten 
(3. B. in einem an die Landesſtelle gerichteten Diſpensgeſuche, 
oder wenn der Mann ſich in Gegenwart zweier Zeugen als Vater 
des im Ehebruche erzeugten Kindes erklärte), ohne ertheilte Diſpens 
für gültig erachtet wurde. Es beſteht mithin die Differenz zwiſchen 
dem §. und dem a. b. G. B. nur darin, daß hier zufolge der 
Stellung des Ehegeſetzes nur ein Verbot vorliegt. Deſſen Auf— 
ſtellung iſt durch die nothwendige Rückſicht auf die öffentliche Sitt— 
lichkeit hinlänglich gerechtfertigt. Wenn das Kirchengeſetz nicht 
ſchon den bloßen Ehebruch als trennendes Ehehinderniß aufſtellt, 
ſo liegt hierfür außer den bereits früher hervorgehobenen Motiven 
der Grund darin, daß in früheren Zeiten der Ehebruch ein mit 
Todesſtrafe belegtes Verbrechen war, ſomit in den ſeltenſten 
Fällen oder faſt nie eine Ehe zu Stande kam, wenn derſelbe 
erwieſen oder überhaupt bekannt war, weil im letzteren Falle eine 
peinliche Anklage nicht ausblieb. Somit handelte es ſich meiſt 
nur um geheime Ehebrüche, bei denen die obigen Rückſichten es 
für beſſer erſcheinen ließen, die Ehe zu geſtatten. Um den vor— 
liegenden Fall zu einem trennenden Ehehinderniſſe zu erheben, 
hätte es eines allgemeinen Kirchengeſetzes bedurft, zu deſſen Er— 
laſſung der Papſt nach der Natur der Sache nur nach ſehr reifli— 
cher Erwägung geſchritten wäre, zumal offenbar ein ſolches Ver— 
bot in den wenigen Fällen dieſer Art genügt. 
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Es verſteht ſich aber von felbft, daß ein vor dem kirchlichen Ehe— 
gerichte (z. B. in einem Prozeſſe wegen Trennung von Tiſch und Bett) 
erwieſener Ehebruch ebenfalls das Verbot hervorbringt, weshalb es 
gut iſt, daß in einem ſolchen Falle der betreffende Pfarrer amtlich 
behufs der Vormerkung davon unterrichtet werde, um daſſelbe vor— 
kommenden Falles mittheilen zu können. 

Ein beſonderes Verbot für die Fälle aufzuſtellen, in lan das 
Kirchengeſetz den Ehebruch als trennendes Ehehinderniß aufſtellt, 
war offenbar unnöthig, weil das Kirchengeſetz vollkommen ausreicht, 
ſolche Fälle zudem ſehr ſelten ſind. Auch für den Fall des ohne Ehe— 
bruch verſuchten Gattenmordes, den 8.68. des a. b. G. B's beſon— 
ders aufſtellt, bedurfte es keines ſpeziellen Verbotes, weil hier entweder 
ein ſchweres Verbrechen vorliegt, das zur richterlichen Aburtheilung 
kommt, oder, falls keine Beweiſe vorliegen, geheim bleibt. Tritt 
Jenes ein, fo hilft §. 12 aus; nach überſtandener Strafzeit dürfte 
aber der andere Theil, falls er noch lebt, wohl überhaupt nie 
zu einer Eheſchließung geneigt ſein; ſollten Beide verurtheilt ſein, 
ſo trifft dies um ſo mehr zu. Würden gleichwohl dieſelben ſich 
noch ehelichen wollen, ſo iſt eine ſo ſeltene Ausnahme jedenfalls 
nicht ausreichend, ein Verbot zu begründen, um ſo mehr, als die 
Länge der Zeit meiſtens das Andenken an die That verwiſcht haben 
möchte, mithin die Rückſicht auf die Sittlichkeit fortfiele. Für 


den Fall einer Begnadigung möchte ein Verbot ohnehin nicht 


rathſam erſcheinen. Liegen aber endlich keine Beweiſe vor, bleibt 
alſo die That gänzlich verborgen oder iſt nur wenigen Perſonen 
bekannt, welche von ihrer Kenntniß keinen Gebrauch machen, ſo 
läßt ſich die Abſicht von §. 68. des a. b. G. Bes überhaupt nicht 
erreichen. Es kann dieſelbe alſo nur dem Beichtvater bekannt 
werden; dann aber iſt es beſſer, weil hiervon der Richter nie etwas 
erfährt, es bei den bloßen Beſtimmungen des Kirchengeſetzes zu 
laſſen. Solches ergibt ſich um ſo mehr als das Beſte, weil ſo— 
wohl das a. b. G. B. als der vorliegende §. 13. den Beweis vor 
Abſchließung der Ehe erfordern, ein hinterher erbrachter alſo keine 
Wirkung hat, und aus den entwickelten Gründen hinlänglich her— 
vorgeht, daß es ſich nicht um eine für die Ausübung wichtige 
Sache handelt, wenn man ſich nicht dem traurigen Gedanken hin— 
geben will, daß die Nichtheilighaltung der Ehe immer mehr ein— 
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reiße. Wäre das aber der Fall, ſo könnte leider ein von der Sitte 
nicht unterſtütztes Geſetz wenig fruchten. 


SE 14. 


Keine Ehe darf ohne vorangegangenes N ge⸗ 

ſchloſſen werden. 
§. 15. 

Die Verkündigung der beabſichtigten Ehe muß an drei 
Sonn⸗ oder Feſttagen während des feierlichen Gottesdien⸗ 
ſtes geſchehen, und wenn jedes der Brautleute in einem an⸗ 
deren Pfarrbezirke wohnt, in beiden Pfarrbezirken vorge— 
nommen werden. Die Ehen zwiſchen katholiſchen und nicht⸗ 
katholiſchen Chriſten müſſen nicht nur in der Pfarrkirche 
des katholiſchen und des nichtkatholiſchen Theiles, ſondern, 
in ſoweit nicht für einzelne Länder beſondere Borſchriften 
beſtehen, auch in der katholiſchen Pfarrkirche, inner deren 
Bezirk der nichtkatholiſche AL wohnt, verkündiget 
werden. 

§. 16. 

Wenn die Verlobten oder Eines von ihnen in dem Pfarr⸗ 
bezirke, in welchem die Ehe geſchloſſen werden ſoll, noch nicht 
durch ſechs Wochen wohnhaft ſind, ſo iſt das Aufgebot auch 
an ihrem letzten Aufenthaltsorte, wo ſie länger, als die eben 
beſtimmte Zeit gewohnt haben, vorzunehmen, oder die Ver⸗ 
lobten müſſen ihren Wohnſitz an dem Orte, wo ſie ſich be⸗ 
finden, durch ſechs Wochen fortfegen, damit die Verkündi⸗ 
gung ihrer Ehe dort hinreichend fei. 

§. 17. 

Wird die Ehe nicht binnen ſechs Monaten nach BR ie 
des Aufgebotes geſchloſſen, ſo müſſen die drei Verkündigungen 
wiederholt werden. 


Mit dieſen Beſtimmungen werden die Erforderniſſe der 1 
der Eheſchließung eröffnet, zu welcher die Eheverkündigungen 
eine Vorbereitung bilden, deren Zweck in der Entdeckung etwaiger 
Ehehinderniſſe beſteht. Einer Begründung der Aufgebote, welche die 
Civilgeſetzgebung überall aus der kirchlichen entlehnt, und gegenwär— 
tig die unſrige mit jener durchaus wieder in Einklang geſetzt hat, 
bedarf es gewiß nicht, weshalb wenige Bemerkungen genügen 
werden. 

Im Ganzen enthalten die §§. 70. ff. a. b. G. B's dieſelben 
Satzungen. Nur iſt im Ehegeſetze mit Recht nichts über den Ge— 
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halt, die Form des Aufgebotes geſagt, weil deſſen Vornahme ein 
kirchlicher Akt iſt, in der Kirche ſtattfindet und deshalb lediglich 
nach den Kirchengeſetzen ſich richtet. Abgeſehen hiervon ſtimmen 
auch die kirchlichen Vorſchriften durchaus überein, *) haben nur 
genauere Sätze aufgeſtellt in Betreff des kompetenten Pfarrers, der 
Ehen von Heimathloſen u. ſ.f., deren Nöthwendigfeit ohne Weiteres 
erhellet. b N | 

Man hätte meinen können, da das Aufgebot auch nach dem 
Ehegeſetze nur eine vorbereitende Maßregel ſeie, deren Beiſeite— 
ſetzung ohne Diſpenſation auf die Gültigkeit der Ehe keinen Ein— 
fluß habe, und, wie bei §. 35. ſich zeigen wird, mit ſchweren kirch— 
lichen Strafen belegt wird, ſo habe eine beſondere civile Beiſtim— 
mung darüber fortfallen können. Indeſſen ſtellt ſich eine ſolche 
mit Rückſicht auf die bürgerlichen Verbote, ganz beſonders bei 
Diſpenſationen, als ſehr zweckmäßig und nothwendig heraus, damit 
der Pfarrer deſto ſicherer zu deren Kenntniß gelange. 

Beſonderer Begründung wird der §. 15 in ſeinem die ge— 
miſchten Ehen betreffenden Theile bedürfen. Denn wenn— 
gleich derſelbe mit dem §. 71. des a. b. G. B. in ſeinem weſent— 
lichen Inhalte (unſer §. ſpricht auch bei den Nichtkatholiken von 
Pfarrkirche, nicht, wie das a. b. G. B. vom „Bethhauſe,“ 
ſchraͤnkt ſodann die Beſtimmung ein, weil er für einige Theile der 
Monarchie Ausnahmen geſtattet) völlig gleichlautend iſt, und man 
deshalb ſagen kann: da eine Abänderung des bürg. Geſetzbuches 
in dieſem Punkte durch den Zweck eines Ehegeſetzes nur für 
die Katholiken nicht geboten ſeie, der Geſetzgeber ſich alſo ſei— 
nem Plane gemäß möglichſt enge an jenes habe anſchließen können, 
rechtfertige ſich die Beibehaltung dieſer Beſtimmung von ſelbſt: 
ſo dürfte immerhin von anderer Seite dies für eine Verletzung 
erachtet werden, in der Meinung, es liege darin eine Nichtaner— 
kennung, und dieſe habe gerade in einem Geſetze keinen Platz 
finden dürfen, welches auf ſo gerechte und edle Weiſe die Katho— 
liken ſicher ſtelle. Jeder billig und vorurtheilsfrei Denkende wird 
ſich aber gewiß zufrieden und einverſtanden erklären müßen mit 
der Betrachtung, daß der Geſetzgeber nur aus dem einen Grunde 


*) Siehe Inſtruction §. 60—65. 


60 Aufgebot. 


die Beſtimmung des bürg. Geſetzbuches beibehalten hat, weil die 
nicht katholiſchen Chriſten in den meiſten öſterreichiſchen Ländern unter 
der großen Mehrzahl von Katholiken zerſtreut wohnen, und deshalb 
in ſolchen Gegenden gewöhnlich in der katholiſchen Kirchengemeinde 
beſſer bekannt ſind, als in der gottesdienſtlichen Verſammlung ihres 
eigenen i Nur auf die feſtgeſetzte Weiſe kann deshalb 
der Zweck des Aufgebotes erreicht werden. Wo jene Umſtände nicht 
eintreten: in der Bukowina, mehren Theilen von Ungarn, Sie— 
benbürgen und der Militärgrenze, werden durch beſondere Ver— 
ordnungen Ausnahmen nicht nur möglich ſein, ſondern auch, 
ſobald dies ſich als thunlich herausgeſtellt hat, gewiß gemacht 
werden, ſoweit ſolche nicht bereits geſetzlich beſtehen.“) Wäre dieſe 
Beſtimmung bei rein nichtkatholiſchen Ehen getroffen, ſo könnte 
man darin mit Fug eine Rechtsverletzung ſehen. In unſerem Falle 
aber, wo ja ein Nichtkatholik eine Ehe mit einem Katholiken 
eingeht, von welcher er im Voraus (zufolge §. 19. 43. 57. und 
den Erörterungen zu dieſen Paragraphen) weiß, daß ſie nach dem 
ſtrengeren katholiſchen Rechte beurtheilt werden wird und muß, 
wo die Ehe ja überhaupt ſchon in einer katholiſchen ſowohl als 
nichtkatholiſchen Kirche aufgeboten werden muß, — kann es den— 
- felben offenbar weder verletzen, noch ihm unangenehm fein, daß 
ſie auch in der katholiſchen Kirche ſeines eigenen Wohnortes, falls 
dieſer von dem des katholiſchen Theiles ie it, verkün⸗ 
digt werde. | 
Ich füge noch die Bemerkung bei, daß §. 16 aus F. 72 
des a. b. G. B. deshalb beibehalten iſt, obwohl ſich dieſe kurze 
Friſt von ſechs Wochen als unzuläſſig erweiſt, damit die Ver— 
hältniſſe einer Perſon in der Gemeinde bekannt werden, weil das 
öſterreichiſche Geſetz über den Wohnſitz faſt gar keine Beſtimmun— 
gen enthält, die Ausfüllung dieſer Lücke, indem damit viele Rechts— 
verhältniſſe in Verbindung ſtehen, aber einer reifen Berathung 


*) Aus dem Geſetze ergibt ſich von ſelbſt, daß die allerh. Entſchließung vom 
26 Dez. 1848, und der dieſe kundmachende §. 6 des Miniſterial-Erlaſſes 
vom 30. Jänner 1849 (Reichsgeſetzblatt Num. 106), durch welchen $. 71. 
a. b. G. B. außer Wirkſamkeit geſetzt worden war, aufgehoben iſt. 
Daß hierdurch kein Pfarrzwang über Nichtkatholiken eingeführt iſt, liegt 
auf der Hand. 
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unterzogen werden muß, von den Berathungen über andere Rechts— 
verhältniſſe aber das Ehegeſetz abhängig zu machen nicht wün— 
ſchenswerth erſcheinen konnte (vergl. noch §. 74.) Die Friſt von 
ſechs Wochen muß aber, wie ſich das aus inneren Gründen und 
dem Kirchengeſetze ergibt, nicht etwa bis zur Eheſchließung, ſon⸗ 
dern abgelaufen ſein, bevor das e Aufgebot ſtatt⸗ 
hab en kann. N 
§. 18. 

Die Erklärung der Einwilligung muß vor dem Pfarrer 
Eines der Brautleute, dem Stellvertreter desſelben, oder 
einem von dem Biſchofe ermächtigten Prieſter und in Ge⸗ 
genwart von zwei Zeugen abgegeben werden. 


8. 19. 

Bei Ehen zwiſchen katholiſchen und nicht fatholifchen Chri⸗ 
ſten muß die Erklärung vor dem katholiſchen Seelſorger 
gegeben werden. Eine Ausnahme findet in jenen Theilen 
des Kaiſerthumes Statt, für welche der heilige Stuhl die 
Anweiſung vom 30. April 1841 erlaſſen hat; im Bereiche 
derſelben hat eine Einwilligung, welche von den Ehewerbern 
vor dem Seelſorger des nichtkatholiſchen Theiles und in Ab⸗ 
weſenheit des katholiſchen Pfarrers gegeben wird, als ge⸗ 
ſetzmäßig zu gelten. 

§. 20. 

Die Erklärung der Einwilligung kann durch einen Be- 
vollmächtigten gegeben werden; doch ſoll hiezu die Bewilli- 
gung der Landesſtelle erwirkt, und eine beſondere Vollmacht 
ausgeſtellt werden, in welcher die Perſon, mit der die Ver— 
ehelichung beabſichtiget wird, hinreichend beſtimmt iſt. Wird 
die Vollmacht vor Schließung der Ehe widerrufen, ſo iſt ſie 
dadurch zwar außer Kraft geſetzt, aber der Machtgeber bleibt 
für den durch feinen Widerruf verurſachten Schaden ver: 
antwortlich. f 


Die Unterſchiede dieſer SS. von SS. 75. 76. 77. des a. b. 
G. B. beſtehen darin, daß hier nur auf rein katholiſche und 
gemiſchte Ehen Rückſicht zu nehmen war, und in Betreff letzterer 
unſer Ehegeſetz aus dem in ihm angeführten Grunde von der ka— 
tegoriſchen Beſtimmung des §. 77. des a. b. G. B. abgeht. 

Das bürg. Geſetzbuch hatte durchaus kein Intereſſe, ſich mit 
dem Kirchengeſetze in Betreff der Form der Conſenserklärung 
in die Ehe in Widerſpruch zu ſetzen, wollte nur den S. 75. fo 
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faſſen, daß er auf alle in Oeſterreich anerkannten und geduldeten 
Religionsbekenntniſſe paßte, und faßte nur die gewöhnlichen Fälle 
ins Auge. So kam es, daß mehre Rechtsgelehrte behaupteten, 
eine Ehe, welche vor dem Biſchofe ſelbſt oder vor einem von 
demſelben ermächtigten Prieſter eingegangen werde, ſeie ungültig. 
Obwohl dieſe durchaus irrige Auslegung jetzt, wo es zur Gül— 
tigkeit nur auf die Kirchengeſetze ankommt, von ſelbſt entfällt, iſt 
zur Hebung jedes Zweifels die Faſſung in Einklang geſetzt mit 
der Beſtimmung des Concils von Trient. Uebrigens enthält §. 28. 
auch noch die ausdrückliche Zuläſſigkeit der Eheſchließung vor 
dem Biſchofe ſelbſt. 

Die katholiſche Kirche fordert, wie auch das bürg. Geſetzbuch, 
zur Gültigkeit der Ehe die Erklärung der Einwilligung vor dem 
katholiſchen Pfarrer und vor zwei. Zeugen, und macht davon auch 
bei gemiſchten Ehen keine allgemeine Ausnahme. Wenn nun $. 
19. die desfallſige Beſtimmung des bürg. Geſetzb. beibehält, fo be— 
darf dies wegen des mehrfach angegebenen Prinzipes an ſich keiner 
Motivirung. Eine ſolche liegt aber gewiß darin, daß kein nicht⸗ 
katholiſcher Chriſt, wenn er eine gemiſchte Ehe eingehen will, ſich 
darüber beſchweren kann, daß von ihm die Eingehung in einer 
Form gefordert werde, die nothwendig iſt, damit die Ehe für den 
katholiſchen Theil als gültig erachtet werde. In vielen Fällen 
wird freilich eine reine paſſive Aſſiſtenz eintreten, d. h. der Vorgang, 
daß der Pfarrer ohne eigenes Zuthun nur in Gegenwart zweier 
Zeugen die Erklärung der Einwilligung vernimmt, und die ſo abge— 
ſchloſſene Ehe in das Kirchenbuch einträgt. Hierin liegt keineswegs 
eine Kränkung oder gar Rechtsverletzung. Denn die katholiſche 
Kirche verlangt mehr nicht zur Gültigkeit einer Ehe; 
daß ſie aber in jedem Falle gar eine Ehe poſttiv billigen und mit 
ihrem nicht zur Gültigkeit erforderlichen Segen bekräftigen ſolle, 
welche weder in ihrem Intereſſe, noch in dem der anderen Con— 
feſſion, noch endlich in dem des Staates liegt wegen der vielen 
daraus ſich ergebenden Mißverhältniſſe, das zu verlangen hieße 
das Unbilligſte fordern, und wäre ſelbſt gegen die Grundſätze der 
Parität. Denn was kann dem Nichtkatholiken an dem Segen des 
katholiſchen Prieſters liegen? Der Katholik aber iſt mehr zu fordern 
nicht berechtigt, als ihm ſeine Kirche zu bieten vermag. 


Conſenserklärung. 68 


Unſer §. 19. geht aber hierüber hinaus, und erkennet an, daß 
die gemiſchte Ehe auch bürgerlich vor dem nichtkatholiſchen Seel— 
ſorger dort könne abgeſchloſſen werden, wo das Kirchengeſetz dies 
zur Gültigkeit der Ehe für genügend erachtet. Nun hat der apo— 
ſtoliſche Stuhl durch die Inſtruction vom 30. April 1841, zu dem 
päpſtlichen Breve von demſelben Tage ) für Ungarn und Sie— 
benbürgen, erklärt, daß dort zur Gültigkeit einer gemiſchten 
Ehe die Dazwiſchenkunft des katholiſchen Pfarrers nicht erfor— 
derlich ſey. Hierbei iſt es alſo geblieben. Im Uebrigen gelten für 
die Eingehung der gemiſchten Ehen ganz die bisherigen Beſtim— 
mungen, welche für die dem deutſchen Bunde angehörigen Länder 
die Inſtruction des apoſtoliſchen Stuhles vom 22. Mai 1841 
enthält.?) An der Zuläſſigkeit, eine gemiſchte Ehe nach ihrer Ab— 
ſchließung vor dem katholiſchen Pfarrer, wo dieſe nothwendig iſt, 
auch vor dem nichtkatholiſchen Seelſorger zu wiederholen, welche 
der Miniſterial⸗Erlaß vom 19. März 1850 (Jahrg. 124 S. 733) 
geſtattet, iſt durch das Ehegeſetz offenbar nichts geändert. 3) — In 
Rückſicht der Eingehung iſt ſomit durchaus die bisherige Praxis 
geſetzlich anerkannt worden. 

Ueber die einzelnen Bedingungen der Eingehung: Zeit, Ort, 
Kompetenz, Delegation u. |. f. enthält das Kirchengeſetz (§. 38.— 49. 
der Inſtruction) ſo ausführliche Beſtimmungen, daß es keiner civilen 
bedarf, ſelbſt abgeſehen davon, daß jene durchaus in den Kreis 
der Kirche fallen. 

An der Zweckmäßigkeit der Beibehaltung von S. 20. ei 
fein Zweifel entſtehen können, weil es nicht wünſchenswerth iſt, 
daß die Eheſchließung durch Stellvertekter häufig ſey. Auch das 
Kirchengeſetz (§. 50. der Inſtr.) verhindert dieſelbe, indem es eine 
ſpezielle Erlaubniß des Biſchofs fordert. Daß im vorl. 8. geſagt 
iſt: durch den Widerruf der Vollmacht werde dieſe „dadurch außer 
Kraft geſetzt“ anftatt der Beſtimmung des bürgerl. Gefegb.: daß 
dadurch „die Ehe ungültig werde,“ hat ſeinen einfachen Grund 


) Beide find abgedruckt in meinem Eherechte S. 471. ff. 

2) Abgedruckt in meinem Eherechte S. 476. ff. 

) Daß auch kirchenrechtlich, wo das Civilgeſetz dieſe ſ. g. Nachtrauung 
fordert, dieſelbe nicht unbedingt verboten ſeie, habe ich in meinem Ehe— 

rechte S. 275 f. dargethan. 
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darin, daß die Ungültigkeit der Ehe durch das Kirchengeſetz bereits 
aufgeſtellt iſt, und zufolge §. 3. dieſe Folge von dem bürgerlichen 
Ehegeſetze nicht mehr Aufgeſtelt werden konnte, alfo auch nicht 
dahin gehörte. 

Es ergibt ſich aus der Natur der Sache, daß die Frage: 
ob die von einem Oeſterreicher oder von einem Ausländer im 
Auslande unter der Herrſchaft unſeres Ehegeſetzes abgeſchloſſene 
Ehe in Betreff der Form gültig ſey? nur nach den Grundſätzen 
des Kirchenrechtes beurtheilt werden kann, und vor die geiſtlichen 
Gerichte gehört (ſiehe 8. 74). Eine Uebergangsbeſtimmung enthält 
Art VII. f. des Kundmach.⸗Patentes. 


§. 21. 
Wenn Verlobte den Taufſchein und das ſchriftliche Zeug⸗ 
niß der ordnungsmäßig vollzogenen Verkündigung oder die, 
laut SS. 5, 6, 7, 8, 10, 11 und 20 zu ihrer Verehelichung 
nöthige Erlaubniß nicht vorweiſen können, wie auch, wenn 
was immer für ein Hinderniß erlaubter und giltiger Ehe⸗ 
ſchließung rege gemacht wird, ſo iſt es dem Seelſorger bei 
ſchwerer Strafe verboten, die Trauung vorzunehmen, bis 
die Verlobten ſich mit den erforderlichen Zeugniſſen ausge⸗ 
wieſen haben, und alle Anſtände gehoben ſind, doch kann die 
Beibringung des Taufſcheines von der Landesſtelle oder der 
Kreisbehörde einverſtändlich mit der geiſtlichen Behörde, 
aus wichtigen Gründen und unter den gehörigen Vorſichten 
nachgeſehen werden. 


Obige mit dem Kirchengeſetz ($. 70. der Inſtr.) und $. 78. 
u. 79. des a. b. G. B's ganz im Einklange ſtehende Beſtimmung 
erhält durch den Zweck der Vorſchriften und das volle Einver— 
ſtändniß zwiſchen Kirche und Staat ihre genügende Rechtfertigung. 
Das Kirchengeſetz ſtellt freilich für die meiſten Fälle einer Ueber— 
tretung des Pfarrers keine beſtimmten Strafen feſt; ſolche zu 
verhängen iſt aber dem Biſchofe freigeſtellt. In einigen hat es 
beſtimmte. ) Die Wichtigkeit der Sache, die Nothwendigkeit, 


) Siehe Coneil. Tridentinum Sess. XXIV. Decretum de reformatione 
matrimonii cap. I., welches verlangt, daß in den dort angegebenen 
Fällen der Pfarrer „graviter“ beſtraft werde. Dazu treten die im 
Corpus juris canoniei enthaltenen beſonderen Strafen (z. B. in c. 3. 


** 
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Alles aufzubieten, damit das Staats- und Kirchengeſetz ſtreng 
befolgt werde, gebietet es, daß auch der Staat Strafen gegen den 
Pfarrer ausſpreche, der verpflichtet iſt, nichts zur Uebertretung des 
Geſetzes zu thun. Denn glaubt er, es könne von einer Form 
Umgang genommen werden, ſo hat er ſich an den Biſchof zu 
wenden, deſſen Befehl ihn alsdann der eigenen Verantwortlichkeit 
überhebt. Daß aber die Biſchöfe in keine Umgehung willigen, ſon— 
dern ſich ſtets mit der Regierung ins Einvernehmen ſetzen werden, 
daran auch nur zu zweifeln wäre ein Unrecht. Handelt ein 
Pfarrer nicht ſo, dann wäre zu wünſchen, daß der Biſchof 
ihn des Amtes entſetzte. Dem Strafrichter bleibt es über— 
laſſen, außerdem nach Maßgabe der Verhältniſſe mit Geld- oder 
Freiheitsſtrafen einzuſchreiten. 

Mit Recht verlangt 8. 21. 1 dem Kirchengeſetze den Tauf— 
ſchein allgemein, nicht blos mit $ . 789 des a b. G. B's zum 
Beweiſe der Volljährigkeit; denn jener iſt nicht blos hierzu noth— 
wendig, ſondern auch zu vielen anderen Dingen (um die Religion 
feſtzuſtellen, Verwandtſchaft zu entdecken u. ſ. Ir, 

Kann die Volljährigkeit nicht bewieſen Werden weil z. B. 
die Taufe nicht eingetragen iſt, das Kirchenbuch verloren ging, 
und iſt dieſelbe zweifelhaft, ſo findet offenbar das Hofdekret vom 
22. Februar 1817 (J. G. S. Nr. 1319) Anwendung, deſſen 
Inhalt lautet: „In den Fällen, wo es zweifelhaft iſt, ob eine 
Perſon, welche eine Ehe eingehen will, minderjährig oder groß⸗ 
jährig ſei, iſt dieſelbe anzuweiſen, von ihrer Gerichtsbehörde ent— 
weder den Ehe— Conſens oder die Erklärung (ein Amtszeugniß) 
beizubringen, daß ſie die Volljährigkeit erreicht abe oder nach 
denn Gelebte für a zu achten ſei.“ 


X. de elandestina 3 iſt auf Trauung ohne Aufgebot und 
Diſpens dreijährige Suſpenſion vom Amte geſetzt, wozu der Biſchof noch 
andere Strafen fügen kann), welche ich als meinem Zwecke fremd 
übergehe. | 


or 


66 Todeserklärung 


$. 22. 

Wer verehlicht war, darf, bevor die 1 Auflöſung 
des Ehebandes bewieſen iſt, zu keiner neuen Ehe zugelaſſen 
werden. Der Beweis, daß die Ehe durch den Tod aufgelöſet 
ſei, kann durch die Todeserklärung erſetzt W 


§. 23. 


Wenn ein Gatte während der durch 8. 24. des bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches beſtimmten Zeit abweſend, und feine Ab⸗ 
weſenheit von Umſtänden begleitet iſt, welche keinen Grund 
übrig laſſen, an dem Tode desſelben zu zweifeln, ſo kann der 
zurückgelaſſene Theil bei dem Gerichtshofe, in deſſen Bezirke 
er ſeinen Wohnſitz hat, zum Zwecke der Wiederverehelichung 
die Erklärung On daß der Abweſende Be todt zu 
halten ſei. 

8. 24. Ä 

Nach dieſem Geſuche wird ein Curator zur Erforſchung 
des Abweſenden aufgeſtellt, und letzterer durch ein Edict mit 
dem Beiſatze vorgeladen, daß das Gericht, wenn er während 
der angeſetzten Zeit nicht erſcheine, oder dasſelbe auf andere 
Art in die Kenntniß feines Lebens ſetze, zur Todes erklärung 
ſchreiten werde. Das Edict iſt auf ein ganzes Jahr zu ſtellen, 
und in die öffentlichen Blätter des Inlandes, nach Umſtänden 
auch des Auslandes, wenigſtens dreimal einzurücken. 


F. 25. 

Iſt dieſer Zeitraum fruchtlos verſtrichen, ſo hat auf 
wiederholtes Anſuchen des zurückgelaſſenen Ehegatten das 
Gericht nach gepflogener Verhandlung zu erkennen, ob das 
Geſuch zu bewilligen ſei oder nicht. Das Erkenntniß iſt dem 
Obergerichte vorzulegen, welches die Akten dem Biſchofe der 
Diöceſe, wo der Bittſteller feinen Wohnſitz hat, mittheilen 
wird. 

Wenn ſowohl die erſte Juſtanz, als das Obergericht wider 
die Todeserklärung entſcheidet, und der Biſchof ſich damit 
einverſtanden erklärt, ſo iſt das Geſuch abzuweiſen. 

Gegen eine ſolche Entſcheidung findet keine weitere Be⸗ 
rufung Statt. | 

$. 26. | 8 

In allen übrigen Fällen ſind die Entſcheidungen der erſten 
und zweiten Inſtanz ſammt den Akten dem oberſten Gerichts⸗ 
hofe . 
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§. 27. 

Hat der Biſchof ſich für die Todeserklärung ausge⸗ 
ſprochen, ſo hat der oberſte Gerichtshof eine ic Ent⸗ 
ſcheidung zu fällen. 

a Iſt der Ausſpruch des Bifchofes im Widerfpruche a: 
den Erkenntniſſen der unteren Inſtanzen gegen die Todeser- 
klärung ausgefallen, ſo hat der oberſte Gerichtshof, wenn er 

der Erklärung des Biſchofes beitritt, auf die Abweiſung des 
Geſuches zu erkennen; Falls dieſer Gerichtshof aber dem 
Bifchofe nicht beiſtimmen könnte, hat er die Verhandlung 
dem Metropolitangerichte mitzutheilen. d 

Iſt dieſes Gericht mit der Meinung des Biſchofes ein⸗ 
verſtanden, ſo ſoll das Geſuch um Todeserklärung vom oberſten 
et abgewieſen werden. 

Im entgegengeſetzten Falle iſt der Gegenftand vom Me: 
tropolitangerichte der dritten kirchlichen Inſtanz in Eheſachen 

vorzulegen, deren Ausſpruch dann für die Entſcheidung des 
oberſten Gerichtshofes Waßgebend zu ſeyn hat. 


Vorſtehende Beſtimmungen enthalten eine genaue Feſtſetzung 
des Verfahrens bei Todeserklärungen, wodurch die Lückenhaftigkeit 
von SS. 112.114. des a. b. G. B.'s und der ſonſtigen Be— 
ſtimmungen im Einflange mit dem e G. 246. ff. der 
Inſtr.) aufs Beſte ergänzt wird. 

Damit überhaupt ein Verfahren ftattfinde, muß eine der 
Bedingungen von $. 24. des a. b. G. B.'s zutreffen. In Betreff 
der Verhandlung ſind die Vorſchriften durchaus klar und ver— 
ſtändlich. Der Aufſtellung eines Ehevertheidigers bei dem Civil— 
gerichte (S. 114. des a. b. G. B.'s) bedarf es nicht mehr, weil 
ein ſolcher mit ausgedehnteren Vollmachten bei dem geiſtlichen 
Gerichte zur Gültigkeit des Verfahrens zugezogen werden muß, 
hierbei aber geiſtliches und weltliches Gericht Hand in Hand 
gehen. Dieſes war deshalb unbedingt nothwendig, weil ſelbſt— 
redend kein Biſchof einer verheiratheten Perſon die Wiederverehe— 
lichung geſtatten kann, bis dieſelbe den Tod ihres Gatten beweiſt. 
Kann dies durch ſonſtige Beweismittel (Urkunden und Zeugen *) 
geſchehen, ſo iſt das vor dem geiſtlichen Gerichte zu bewerkſtelligen. 


*) Darüber gibt Aufſchluß mein Eherecht S. 205 fg. 
| i 5x 
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Wird der Tod bewieſen und die Erlaubniß ertheilt, ſo hat es 
dabei ſein Bewenden. Für civile Folgen des Todes: Erbrecht 
u. ſ. f. geht man alsdann den ordentlichen Richter an. Kann aber 
dem Biſchofe jener Beweis nicht erbracht werden, ſo muß das 
genaueſte und ſtrengſte Verfahren eingehalten werden, damit nicht 
eine ungültige Ehe geſchloſſen werde. Dafür bietet der neue 
Modus alle Garantie. Weil eine Todeserklärung auf die bürger— 
lichen Rechtsverhältniſſe überhaupt den größten Einfluß übt, muß 
fie auch von dem Civilrichter ausgehen. Gewiß kann aber nie⸗ 
mals dem Biſchofe abverlangt werden, auf Grund einer ſolchen 
eine Ehe zuzulaſſen, ohne daß er die volleſte Ueberzeugung hat. 
Daher war es nöthig, von deſſen Zuſtimmung die Todeserklärung 
abhängig zu machen, welcher auch die Erlaubniß zur Ehe geben und 
mit ſeinem Gewiſſen verantworten muß. Aus der unendlichen 
Wichtigkeit der Sache, der Betrachtung, daß es ſicher beſſer ſeie, 
einige Jahre über der Verhandlung zu verweilen, als leichtfertig 
unwiderbringlichen Schaden herbeizuführen, rechtfertigt ſich die 
Zuläſſigkeit des Verfahrens durch drei Inſtanzen hinlänglich. — 
Im F. 27. verſteht es ſich von ſelbſt, daß, wenn es ſich um den 
Fall der Verhandlung aus einer Erzdiöcefe handelt, wobei der 
Metropolit ſelbſt die erſte Inſtanz bildet, der Ausdruck „Metro— 
politangericht“ dann auf jenes geiſtliche Gericht paſſt, wel— 
ches für die Erkenntniſſe aus der Pa die zweite Inſtanz 
bildet. — ö 

Endlich ſei bemerkt, daß die Seift bes Abſatzes 3. im S. 24. 
des a. b. G. B's von drei Jahren ſich nach den Kriegesjahren 
von 1812 u. ſ. f. als unzulänglich bewieſen hat und wohl auf 
fünf Jahre erhoͤht werden müßte, daß man aber bei Abfaſſung 
des Ehegeſetzes der Reviſton des bürgerl. Geſetzb. nicht vorgreifen 
wollte, ſoweit es ſich nicht als unerläßlich herausſtellte. — 

Unſere Beſtimmungen ſind offenbar die e welche 
man gehen 4 
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8. 28. 


Zu einem dauernhaften Beweife der gefchloffenen Ehe 
ſind die Pfarrvorſteher verbunden, die Schließung derſelben 
in das Trauungsbuch eigenhändig einzutragen. Es muß der 
Tauf⸗ und Familienname, das Neligionsbekenntniß, das Alter, 
die Wohnung, wie auch der Stand der Ehegatten mit der 
Bemerkung, ob ſie ſchon verehelicht waren oder nicht, der 
Tauf⸗ und Familienname, das Religionsbekenntniß und der 
Stand ihrer Eltern und Zeugen, ferner der Tag, an welchem 
die Ehe geſchloſſen, endlich auch der Name des Seelſorgers, 
vor welchem die Einwilligung erklärt worden iſt, deutlich an⸗ 
geführt werden. Auch ſind die Urkunden anzudeuten, durch 
welche die vorgekommenen Anſtände gehoben worden ſind. 
Sollte die Erklärung der Einwilligung vor dem Bifchofe ſelbſt 
oder vor einem von demſelben unmittelbar ermächtigten Prie⸗ 
ſter ſtattfinden, fo wird der Pfarrer davon in Kenntniß 
geſetzt werden, damit er die Schließung der Ehe in der 
vorgeſchriebenen Weiſe in das Trauungsbuch eintragen könne. 


8. 29. 


Ermächtiget der ordentliche Seelſorger einen Prieſter, 
die Trauung an einem Orte, wo keine der verlobten Wer: 
ſonen eingepfarrt iſt, vorzunehmen, ſo hat er dieß ohne Auf⸗ 
ſchub in dem Trauungsbuche ſeiner Pfarre anzumerken, und 
dabei ſowohl den Prieſter, welchen er zum Stellvertreter 
beſtellt hat, als auch den Ort, wo die N geſchloſſen werden 
ſoll, namhaft zu machen. f 

§. 30. 

Der Seelſorger des Ortes, wo die Ehe eingegangen 

wird, muß die Verehelichung in das Trauungsbuch feiner 

Pfarre mit dem Beiſatze eintragen, von welchem Pfarrer die 
Ermächtigung ertheilt worden iſt, und hat dieſem Pfarrer 
die Schließung der Ehe binnen acht Tagen r 


Zweck und Bedeutung dieſer Vorſchriften bedürfen 1 15 näheren 
Erläuterung. Sie enthalten nichts Neues und ſtimmen mit den S. 80 
—82 des a. b. G Bis mit Ausnahme einiger ſtiliſtiſcher Aenderungen, 
der Erſetzung des „Vornamens“ durch Taufnamen, weil es ſich 
nur um chriſtliche Ehen handelt, und der Verbeſſerung der zu engen 
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Beſtimmung des Geſetzbuches, welches ſtets einen Pfarrer als 
Stellvertreter vorausſetzt, durch die allgemeinere Bezeichnung von 
Prieſter, weil nicht nothwendig die Ehe vor einem Pfarrer als 
Stellvertreter abgeſchloſſen werden muß. Ganz gleiche Beſtim⸗ 
mungen enthält die Inſtruktion im §. 76.78. 

Man kann ſchwerlich die Frage aufwerfen, wie in einem 
bürgerlichen Ehegeſetze Beſtimmungen über die Führung der Kir— 
chenbücher ihren Platz finden? Darauf ergibt ſich übrigens die 
ſehr einfache Antwort, daß die Pfarrmatriken, wie bisher, zugleich — 
die Quelle der Civilſtandsverhältniſſe überhaupt, ſomit das weſent— 
lichſte Mittel find, die Perſonenſtandsverhältniſſe feſtzuſtellen, es alſo 
im Intereſſe des Staates liegt, darüber auch eine Controle zu üben. 
Dies bringt ein Recht der Mitgeſetzgebung von ſelbſt hervor. Eine 
große Genauigkeit iſt bei Führung der Bücher dieſer Art unbedingt 
nothwendig; auf der andern Seite aber ſollte man in der Praxis 
nicht auf der Eintragung von Notizen beſtehen, welche durchaus 
irrelevant ſind, ſondern mit den hier angegebenen ſich begnügen. 


8. 31. 


Die aus der Ehe entſpringenden bürgerlichen Nechtswir⸗ 
kungen ſind nach dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche 
zu beurtheilen, in ſoweit nicht hierüber in dieſem Geſetze be⸗ 
ſondere Beſtimmungen enthalten find. 


Dieſer Paragraph iſt theils an ſich durchaus klar, theils 
durch die obigen allgemeinen Bemerkungen und die zu $. 3. hin⸗ 
länglich beleuchtet. Seine Ergänzung erhält derſelbe noch aus 
Art. XIII. des . 


i F. 32. 
Schließt ein Minderjähriger eine Ehe, ohne die erforder: 
liche Einwilligung des Vaters oder jene des Gerichtes (SS. 
5, 8) erhalten zu haben, ſo ſind beide Eltern der Verbind⸗ 
lichkeit enthoben, ein Heirathsgut oder eine Ausſtattung zu 
geben und der Vater hat das Recht, denſelben zu enterben. 
Das Enterbungsrecht, jedoch nur bis zur Hälfte des 
Pflichttheiles, ſteht auch der Mutter und den Großeltern zu, 
unter deren Vormundſchaft der Minderjährige zur Zeit ſtand, 
als er ohne gerichtliche Zuſtimmung eine Ehe ſchloß, wozu 
ſie ihre Einwilligung nicht ertheilt haben. 
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Eine ſpätere Einwilligung hebt ſowohl das Enterbungs⸗ 
recht, als auch die geſchehene Enterbung dann auf, wenn 
dieſelbe ſchriftlich oder mit Beobachtung der zur Giltigkeit 
letztwilliger Anordnungen vorgeſchriebenen Form erklärt 
worden iſt (88. 719 und 772 des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches). 

Eine bloße Verſöhnung kann noch nicht als eine Geneh⸗ 
migung der Ehe oder als ein Wider ruf der Enterbung an⸗ 
geſehen werden. nn 


Hier werden. die bürgerlichen Folgen ſtatuirt, welche eine 
Uebertretung der 88. 5.—8. für die Minderjährigen ſelbſt nach ſich 
zieht. Wie dort bereits angedeutet wurde, hat man hier den rich— 
tigen Standpunkt eingehalten, daß, da an ſich der Ehe eines Minder 
jährigen, wenn man abſieht von dem Rechte der Eltern, keine abſolu— 
ten, an ſich richtigen und nothwendigen Gründe entgegenſtehen, das 
Gewicht auf die Verletzung der väterlichen beziehentlich vormundſchaft— 
lichen Rechte zu legen iſt. Das Geſetz legt deßhalb in die Hand der 
Eltern die Macht, die Verletzung der ihnen nach Gottes Gebot und des 
Staates Geſetzen ſchuldigen Ehrfurcht und Unterwürfigkeit mit ſchwe— 
ren bürgerlichen Nachtheilen zu ahnden. Eine Unfähigkeit zu erben 
konnte das Geſetz ohne eine Inkonſequenz und ohne das ganze 
Erbrecht umzuſtoßen nicht aufſtellen; ebenſowenig wäre aber ein 
gänzliches Enterbungsrecht zweckmäßig geweſen, weil hieraus in 
vielen Fällen die unbedingte Unmöglichkeit der Subſiſtenz, damit 
aber nur für die Geſellſchaft überhaupt noch ärgere Schäden ein— 
treten würden. Somit mußte ein ſicherer Mittelweg eingeſchlagen 
werden, deſſen Einhaltung ganz beſonders durch die Schlußbeſtim— 
mung eine leichte iſt. Denn iſt ein ſolcher Fall eingetreten, in wel— 
chem die Eltern von ihrem Rechte Gebrauch machten, ſo hat der 
Ungehorſame alle Veranlaſſung, ſeine Eltern durch ein um ſo liebe— 
volleres und gehorſameres Benehmen wieder auszuſöhnen. Gerade 
damit aber, wenn etwa die Eltern durch bloße Verſtellung des Kin— 
des verleitet ſich leicht und bald verſöhnen, der Ungehorſame nicht 
die Folgen ſeiner That leicht hinwegtilgen könne, iſt eine ſo förm— 
liche Widerrufung ihrer Diſpoſition Seitens der Eltern gefordert. 
Weil man zu einer ſolchen nach aller Erfahrung nur mit der 
größten Bedachtſamkeit und nach langem Ueberlegen geht, iſt 
durch das Geſetz Alles gethan, um den Ungehorſam ſchwer zu 
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ahnden. Im Angeſichte dieſer Beſtimmungen und der von 8. 21. 
iſt es gewiß gerechtfertigt, auszuſprechen, daß eine Umgehung des 
Geſetzes nicht nur unendlich ſchwer ſeie, ſondern gewiß hoͤchſt ſel⸗ 
ten vorkommen werde. 

Gleichwohl iſt zu erwarten, daß Viele eine gräßere Strenge 
und wohl namentlich die Erklärung gewünſcht hätten, daß eine 
gegen das Geſetz in unſerem Falle abgeſchloſſene Ehe durchaus 
keine bürgerlichen Folgen nach ſich ziehen ſolle. Hierzu halte ich, 
und gewiß jeder vernünftig und ruhig Denkende, den Staat für 
unbedingt berechtigt, weil nun einmal ſicherlich die weltliche Macht 
ihre Miſſion direkt von Gott ableitet, es aber ihre Sache iſt, die— 
jenigen Anordnungen zu treffen, welche ſie für Aufrechthaltung 
der Rechtsordnung und im Intereſſe der Geſellſchaft als gut und 
nothwendig erkannt hat. Auch würde ich keinen Augenblick an⸗ 
ſtehen, zur Aufſtellung ſolcher Folgen unbedingt zu rathen, wenn 
auch nur die Wahrſcheinlichkeit dafür ſpräche, daß ſelbige den ge— 
wünſchten Erfolg haben würden. Aber eben dieſe iſt, wie ich 
durch die obige Erörterung zu §. 5 ff. angedeutet habe, gewiß 
nicht vorhanden. Ohne eine Gewißheit aber, einen ſicheren Erfolg 
zu erreichen, eine ſo außergewöhnliche und, wie ſich von ſelbſt 
ergibt, denn doch in einiger Hinſicht mit dem Prinzipe des ganzen 
Ehegeſetzes kollidirende Maßregel anzuordnen, dürfte ein ſehr ge— 
fährliches Wagniß fein. Bei dieſen Verhältniſſen müſſen noth- 
wendig zwei andere Rückſichten davon abrathen, weiter zu gehen, 
als in dem Geſetze geſchehen iſt. Einmal lehrt die Erfahrung, 
daß in den allermeiſten Fällen die natürliche Liebe der Eltern, 
die gerade in den Kreiſen, in welchen die Ehen weniger Sache 
der Convenienz und überlegter Klugheit u. ſ. f. als der perſönlichen 
Neigung ſind und daher auch faſt allein Ehen ohne Willen der 
Eltern vorkommen, am Stärfften iſt, über kurz oder lang eine 
Ausſöhnung herbeiführt und die erfahrene Unbilde vergeffen macht. 
Iſt es aber dann nicht ein großes Unglück, daß trotz der Ver— 
zeihung die Eltern nun ſelbſt von den ſchweren Folgen betroffen 
werden, zumal wenn die Ehe mit Kindern geſegnet iſt, welche 
alſo bürgerlich als uneheliche gelten. Der Erfolg würde ſomit 
gewiß ſein, daß in dergleichen Fällen beſtändig durch landesherr— 
liche Gnade die bürgerlichen Folgen reſtituirt würden. Könnte das 
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aber etwa eine beſondere Wirkung herbeiführen? Gewiß nicht. — 
Hierzu kommt, daß der Staat zwar ſolchen Ehen alle bürgerlichen 
Folgen entziehen kann, gleichwohl aber dieſelben, wenn ſie vor 
Gott und dem Gewiſſen gültige ſind, nicht für Concubinate halten, 
ſomit die Ehegatten nicht auseinandertreiben darf. ) Und welches 
Mißverhältniß wäre es, die Kinder für uneheliche zu erklären, die 
aus einer vor Gott und dem Gewiſſen gültigen Verbindung ent- 
ſproſſen ſind. Hiermit hätte man den Satz: daß eheliche Kinder, 
die aus einer gültigen Ehe erzeugten ſind, umgeſtoßen und anſtatt 
deſſen nur diejenigen dafür erklärt, welche das Civilgeſetz dafür 
anſteht. Dieſer Schritt könnte nur die Folge herbeiführen, daß 
Geſetz, Sitte und öffentliche Meinung mit einander im ſchroffſten 
Widerſpruche ſtehen würden. Das hat ſeinen inneren Grund 
darin, daß die chriſtliche Religion keine Staatsanſtalt iſt und ſein 
kann, deshalb nicht mit den rechtlichen Zuſtänden eines Staates. 
ſich identiſtzirt, und daher einen Akt, der vor Gott und dem Ge— 
wiſſen als gültig erſcheint, nothwendig auf die Dauer auch in 
der Sitte ſo erſcheinen läßt, mag das Geſetz dem beiſtimmen oder 
nicht. So konnten wohl im römiſchen Reiche Ehen ohne die bür⸗ 
gerliche Rechtswirkung vorkommen; gegen ſolche wird ſich in chriſt— 
lichen Staaten der Sinn ſtets ſträuben. Solches hat die Geſchichte 
an den Vorgängen in Frankreich und Bayern gezeigt. Ludwig XIII. 
erklärte (in der Declaration de Saint-Germain-en-Laye du 
26. Nov. 1639, beſ. Art. II. u. III.) die Ehen von Hauskindern 
ohne elterlichen Conſens und einige andere Fälle für ungültig, 
jedoch nur, wie er ſpäter deklaratoriſch hinzufügte, in Betreff der 
bürgerlichen Folgen. In der Praxis aber drang man nicht damit 
durch, ſondern wandte nur Strafen an. Aehnlich erging es in 
Bayern, wo unterm 12. Juli 1808 (Döllinger, Sammlung 
der Verordnungen Bd. VIII. Abth. II. S. 1034) eine churfürſt⸗ 
liche Verordnung „die ohne Bewilligung der geſetzmäßigen Obrig— 
keit in fremdem Gebiete vorgenommenen ehelichen Trauungen verbot 
und von keiner Gültigkeit“ erklärte. Indeſſen konnte man die 
Verordnung nicht aufrecht halten; eine Bekanntmachung des 

*) Daß eine zeitweilige Freiheitsſtrafe eintreten könnte, braucht nicht ein— 

mal hervorgehoben zu werden. 
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Staatsminiſteriums vom 31. Dez. 1815 (Döllinger S. 1037) 
theilt den Adminiſtrativbehörden mit, daß ein kön. Reſcript vom 
9. Dez. deſſ. Is an ſämmtliche obere Juſtizſtellen die Exekution 
jener Verordnung den Polizeibehörden zuweiſe, behält deshalb 
den Juſtizweg nur für Privatrechte aus einer ſolchen Ehe, oder 
wenn dabei Verbrechen oder Vergehen konkurriren, „der von den 
adminiſtrativen Stellen verfügten Ungiltigfeits- Erklärung unbe— 
ſchadet,“ vor. Unterm 10. März 1829 erklärte dann endlich das 
Staatsminiſterium (Döllinger S. 1041 f.) auf Befehl des 
Königs daß jene Verordnungen nur die bürgerliche Seite 
beträfen. Der praktiſche Erfolg iſt alsdann Beſtrafen, Tranſpor— 
tiren der vermögensloſen Eheleute, die (zur Umgehung der in 
Bayern für die Ehelichung beſtehenden Vorſchriften über Anfäffig- 
machung und Nachweis eines beſtimmten Vermögens) ſich im 
Auslande haben trauen laſſen, in ihre reſpektiven Heimathsörter, 
auf die Dauer aber Ertheilung des Conſenſes zur Niederlaſſung. 

Erwägt man alle dieſe Momente, ſo dürfte an der Richtig— 
keit und Zweckmäßigkeit der neuen Beſtimmung kaum mehr ge— 
zweifelt werden können. 


8 


Ein unmündiger, welcher eine Ehe geſchloſſen hat, ſoll 
von dem andern Theile bis zu erreichter Mündigkeit abgeſon⸗ 
dert werden. 


Selbſtredend hat das Geſetz nur den Fall im Auge, wo 
eine ſolche Ehe nach dem Kirchengeſetze für gültig erachtet werden 
muß. Dies aber wird, da ohne ſtaatliche Diſpenſation des Landes— 
herrn die Abſchließung der Ehe mit kirchlicher Einwilligung ſicher 
nicht zu Stande kommen wird, nur ſtattfinden können bei Mädchen 
zwiſchen dem vollendeten 12. und 14. Jahre, und wenn die That 
die Pubertät herausgeſtellt hätte und dafür der Beweis geliefert 
wäre. Im letzteren Falle übrigens kann der Pfarrer (da in ganz 
Oeſterreich das Tridentinum gilt) und muß jede ſolche Eheſchlie— 
ßung aufs Eifrigſte verhindern (ſiehe §. 35.). Würden die Eltern 
nicht eingewilligt haben, fo fände natürlich auch S. 32. Platz. 
Die gebotene Abſonderung iſt eine Maßregel der Geſundheits— 
polizei, welche keiner weiteren Rechtfertigung bedarf. Daß ſolche 
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Ehen bei den heutigen Verhältniſſen wohl nie vorkommen werden, 
darf mit ziemlicher Sicherheit angenommen werden. 


§. 34. 


Wenn eine Verbindung, welche mit Uebertretung der im 
§. 13 enthaltenen Vorſchrift geſchloſſen wird, nach dem Kir⸗ 
chengeſetze als eine giltige Ehe angeſehen werden müßte, ſo 
ſind die Ehepacte ungiltig, und die Ehegatten können die, 
Ss. 757-759 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches feſt⸗ 
geſetzten Erbrechte nicht geltend machen, Gattin und Kinder 
haben keinen Anſpruch auf den Adel oder die ſonſtigen Stan⸗ 
desrechte des Mannes; die in einer ſolchen Ehe erzeugten, 
oder durch dieſelben legitimirten Kinder ſind von der Erlan⸗ 
gung desjenigen Vermögens ausgeſchloſſen, welches durch 
Familienanordnungen der ehelichen Nachkommenſchaft beſon⸗ 
ders vorbehalten iſt, und haben kein Recht der Inteſtat⸗ 
Erbfolge in dem Vermögen der Verwandten ihrer Eltern, 
welchen Verwandten jedoch auch ihrerſeits kein Recht der 
en Erbfolge in dem Vermögen ſolcher Kinder zufteht. 


Es wird gewiß, wie aus der Natur der Sache und den für 
den Pfarrer gegebenen Vorſchriften hervorgehet, eine Ehe in dieſem 
Falle nicht leicht geſchloſſen werden können ohne vorherige Diſpens. 
Gleichwohl könnte es vorkommen, daß die Ehebrecher widerrecht⸗ 
licher Weiſe ſich die Möglichkeit einer gültigen Trauung ver⸗ 
ſchafften, nachdem das Hinderniß bereits angeregt worden wäre. 
In dieſem Falle iſt natürlich eine größere Strafe gerechtfertigt, 
als wenn die Ehe in ordnungsmäßiger Weiſe abgeſchloſſen wurde, 
bevor das Hinderniß angeregt wurde. 

Gegen die ſchweren bürgerlichen Nachtheile wird ſich nichts 
einwenden laſſen. Beide Theile ſind ſchuldig; weshalb ſollte alſo 
das Geſetz auf ſie eine Rückſicht nehmen, ihnen gar noch geſtatten, 
ſich gegenſeitig große Zuwendungen in Ehepakten zu machen? um fo 
mehr, da anzunehmen iſt, daß, wer die eine Che verletzt, vorkom— 
mendenfalls auch moraliſch fähig iſt, ſeine zweite zu brechen. Auch 
die Folgen für die Kinder ſind nicht zu hart. Freilich iſt es für 
die Kinder ſtets traurig, daß ſie die Folgen der Vergehen ihrer 

Eltern zu büßen haben. Indeſſen wird nie ein Geſetz, das unehe— 
liche Kinder ehelichen gleichſtellt, die öffentliche Meinung und Sitte 
überwinden; es läßt ſich einmal nicht abweiſen, daß gegen ſolche 
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Geburt eine Abneigung beſtehen müſſe. Dies nicht anzuerkennen, 
hieße der Sittlichkeit keine Rechnung tragen. Uebrigens iſt das 


Geſetz ſelbſt noch milde, indem es eine Legitimation durch eine 


ſolche Ehe allgemein zuläßt, während das Kirchenrecht dieſelbe 
unbedingt ausſchließt für die im Ehebruche erzeugten Kinder. Die 
Kinder find in unſerem F. denen gleichgeſetzt, welche dort, wo dieſe 
zuläſſig iſt, in einer Ehe zur linken Hand (morganatiſchen Ehe) 
oder einer ſolchen erzeugt werden, die nach den beſonderen Fami⸗ 
lienſtatuten nicht für eine ſtandesmäßige gelten kann. Die Ver⸗ 
ſagung der Erbrechte gegenüber den Verwandten findet ihre volle 
Rechtfertigung in dem Intereſſe der Verwandten an der Heiligkeit 
und Unverl letzlichkeit der A ihrer Familienglieder. 


Ei RR 8. 35. N | 

Die Uebertretung der in dieſem Geſetze aufgeſtellten Ehe⸗ 
verbote, mit Ausnahme der im S. 11. erwähnten, rückſicht⸗ 
lich welcher ſich nach den hierüber beſtehenden beſonderen 
Vorſchriften zu benehmen ſeyn wird, iſt ſowohl an dem 
Hauptſchuldigen, als an allen, welche hierzu in ſchuldbarer 
Weiſe mitgewirkt haben, mit denſelben Strafen zu ahnden, 
mit welchen die Strafgeſetze (S. 507 des allgemeinen Straf⸗ 
geſetzbuches und der S§. 780 und 781 des Militär⸗Strafgeſetzes) 
die Eingehung einer geſetzwidrigen Ehe bedrohen, in ſofern 


nicht eine, ſchwererer Strafe unterliegende, Handlung verübt 


wurde. 

Iſt die Uebertretung im Auslande begangen worden, ſo 
beginnt für den derſelben ſchuldigen Unterthan die zur Ver⸗ 
jährung der Uebertretung und Strafe erforderliche Zeit erſt 
mit dem Tage ſeiner Rückkehr in die ier ehen Staaten 
zu laufen. 


Durch dieſe Beſtimmung if die Einhaltung der bürgerlichen 
Eheverbote und kirchlichen Geſetze auch im Wege der Strafe voll— 
ſtändig geſichert. Alle bisher auf die Uebertretung der Ehehinderniſſe 
des bürgerlichen Geſetzbuches geſetzten Strafen ſind alſo auf die 
Uebertretung auch der hier aufgeſtellten Eheverbote geſetzt. Selbſt— 
redend ſind aber auch alle Ehehinderniſſe des Kirchengeſetzes durch 
$. 3. nicht blos als Verbote, ſondern als Ehehinderniſſe anerkannt, 
und deshalb unter die Garantie des Strafgeſetzes geſtellt. 

Zunächſt ſind dadurch die Ehewerber als die Hauptſchuldigen 


lard 
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betroffen. Dieſe trifft alſo die hier ausgeſprochene Strafe, ) wenn 
ſie wiſſentlich eine Ehe einzugehen verſuchen, welcher ein durch 
das Kirchen- oder Staatsgeſetz aufgeſtelltes Ehehinderniß oder 
Eheverbot entgegenſteht. In der Regel wird dieſe Strafe nur 
bei denjenigen Fällen eintreten, wo ein diſpenſables Ehehin— 
derniß vorliegt. Liegt ein indiſpenſables vor (z. B. beſtehendes 
Eheband, Verwandtſchaft in auf- und abſteigender Linie, zwiſchen 
Geſchwiſtern ) oder ein ſolches, welches durch die zur Herbeifüh— 
rung der Ehe nothwendige That eine ſchon einer ſchwereren Strafe 
unterliegende Handlung enthält: ſo hat das Geſetz, um keinem 
Interpretationszweifel Raum zu laſſen, ausdrücklich dieſe höhere 
Strafe feſtgeſetzt. So trifft den, welcher eine verheirathete Perſon 
wiſſentlich heirathet, oder den Verheiratheten, welcher eine zweite 
Ehe einzugehen verſucht (denn eine eigentliche Ehe iſt nicht mög— 
lich wegen der Unauflöslichkeit) die Strafe von §. 208 des Straf— 
geſetzes; auf eine mit Kenntniß der Verwandtſchaft abgeſchloſſene 
Ehe zwiſchen Verwandten in aufs oder abſteigender Linie tritt, 
wenn der Beiſchlaf hinzukommt, offenbar die Strafe des §. 131; 
bei der wiſſentlichen Ehe zwiſchen Geſchwiſtern §. 501. des 
Strafgef. ein; bei dem Raube findet deſſen §. 97. Platz; bei der 
Ehe einer Perſon unter 14 Jahren kann S. 127. des Straf— 
geſetzes, ſtattfinden. Wegen Bae lech von ſelbſt, daß Geijt- 
) 8. 507. des Strafgeſetzes lautet: 

„Wer ſich mit Verſchweigung eines ihm 5 geſetzlichen Ehehin— 
derniſſes trauen läßt, ohne porher die ordentliche Dispenſation erhalten 
zu haben; oder wer ſich in ein fremdes Land begibt, um daſelbſt eine 
Ehe zu ſchließen, die nach den Landesgeſetzen nicht ſtattfinden konnte, 
iſt einer Uebertretung ſchuldig, und mit ſtrengem Arreſte von drei bis 
zu ſechs Monaten, der Verführende aber ſtets ſtrenger zu beſtrafen. 
Der Arreſt ſoll noch verſchärft werden, wenn einem Theile das Hinder 
niß verheimlicht, und er ſolchergeſtalt ſchuldlos zu einer nichtigen Ehe 
verleitet worden.“ Was hier ſich auf das a. b. g. B. bezog, gilt na— 
türlich in der Folge von dem durch das Civilgeſetz anerkannten Kirchen— 
geſetze, weil in der techniſchen Rechtsſprache des Strafgeſetzes jetz nur 
noch das Kirchengeſetz Ehehinderniſſe kennt. 


) Hierzu tritt dann auch nach dem Strafgeſetzbuche 8. 501. die höhere 
Strafe der Ehe zwiſchen Schwieger— oder Stief- Eltern und Kindern, 
wenn ſie mit Kenntniß des Umſtandes eingegangen wurde. 


} 
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liche, Mönche u. ſ. f., welche ohne Diſpenſation eine Ehe einzu— 
gehen verſuchen, auch den von Hen ene e ausgeſpro— 
chenen Strafen verfallen. | 

Sodann leiden die ausgeſprochenen Strafen 1975 auf die 
Mitſchuldigen Anwendung. Zu denen gehört vor Allem der 
Pfarrer, gegen welchen ſomit in jedem Falle, wo er ſchuldbar 
iſt, von Amtswegen eingeſchritten werden muß. Natürlich trifft 
auch ihn die höhere Strafe, wenn er zur Umgehung eines Ehe— 


hinderniſſes oder Eheverbotes mitgewirkt hat, welche nur durch 


eine mit härterer Strafe bedrohete Handlung möglich ward. Hier— 
durch, ganz beſonders aber durch die Zuverſicht, daß die hoch— 
würdigſten Herrn Biſchöfe im erſten derartigen Falle ohne 
alle Nachſicht verfahren werden, iſt allen Verwicklungen 
vorgebeugt. Strenge Seitens der Ordinarien iſt um ſo nöthiger, 
weil es ſich um die Handhabung eines höchſt wichtigen, ja des 
wichtigſten Geſetzes handelt, von deſſen richtiger und gewiſſen— 
hafter Anwendung zum großen Theile das gute Einvernehmen 
zwiſchen Staat und Kirche abhängt. — Durch die Sanction 
unſeres §. find ferner berührt Eltern, Vormünder, kurz Gewalt: 
haber, wenn ſie ihren Einfluß dadurch mißbrauchen, daß ſie 
namentlich Minderjährige durch Gewalt und Furcht zur Verehe— 
lichung zwingen. Es iſt um ſo nothwendiger, in ſolchen Fällen 
ſtrenge einzuſchreiten, damit nicht das in der Natur der Sache 
liegende, nothwendige Ehehinderniß der Furcht und Gewalt miß— 
braucht werde, um die Unauflöslichkeit der Ehe zu umgehen. 
Solches kommt freilich nicht in vielen Gegenden vor. Indeſſen 
lehren die Akten der Congregatio Concilii, ) daß die Fälle der 
von Eltern erzwungenen Ehen unendlich häufig ſind; ja es iſt 
bekannt, daß in einigen Ländern in ſehr vielen Fällen von den 
Eltern anſcheinend Gewalt geübt wird, um, falls die Heirath 
ihren oder der Kinder Wünſchen fpäter nicht entfpricht, eine Annul⸗ 
ieee zur Hand zu haben. Schreiten hier die w 
*) Davon überzeugt ein Blick in die in der Ausgabe der „Canones et de- 
ereta Coneilii Tridentini .. Lipsiae 1853 von Richter und mir 
pag. 238. ff mitgetheilten Entſcheidungen dieſer Congregation, deren 
Erkenntniſſe u. ſ. f. für die heutige Praxis des Kirchenrechts die wichtigſte 
Quelle bilden. 
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energiſch ein, und fordern die Ehegerichte zugleich den ſicherſten, 
und evidenteſten Beweis der Gewalt, bevor ſie eine Ehe annulliren, 
ſo wird dieſem Unfuge geſteuert und jede Spekulation fern ge— 
halten. — Endlich ſind durch das Geſetz betroffen die Perſonen, 
welche wiſſentlich als Zeugen einer verbotenen Ehe aſſiſtiren, die 
Flucht verheimlichen u. ſ. f. Ob das Verbot im Inlande oder 
Auslande übertreten iſt, kann keinen Unterſchied machen, weil der 
öſterreichiſche Staatsbürger überall an das Geſetz gebunden iſt. 
Zweckmäßig iſt für die Verjährung ein beſtimmter Anfangstermin 
geſetzt. Sollte ſich bei einer Trauung im Auslande eine Schuld 
des inländiſchen Pfarrers herausſtellen, ſo iſt natürlich ganz das 
eben Geſagte anwendbar. 

Hierbei möge übrigens bemerkt werden, daß Unterthanen 
ſolcher Staaten, mit denen ein derartiger Vertrag exiſtirt, oder von 
denen eine ſolche Anzeige gemacht iſt, welche Ehen im Auslande 
ohne beſondere polizeiliche Bewilligung verbieten, die Ausländer 
nicht aufnehmen u. ſ. f., vom Pfarrer nicht dürfen zugelaſſen 
werden, bevor fie die in ihrem Lande erforderliche Genehmigung 
beibringen. Siehe z. B. Hofdekr. vom 3. Oct. 1836, Hofdekr. 
vom 31. März 1842 (Pol. Geſetzſ. 70. Band). 

Daß auf die Uebertretung des im 8. 11. geforderten Hei— 
rathsconſenſes keine Strafen geſetzt ſind, hat ſeinen guten Grund 
darin, daß beſondere Verordnungen deren Folgen feſtſetzen. 
Dieſe genügen aber dem Zwecke vollkommen; auch iſt ja eine der— 
artige Einwilligung nur für die Dauer des Verhältniſſes nöthig, 
welches aufzulöſen in den meiſten Fällen dem Betreffenden freiſteht. 


§. 36. 

Die Nachſicht von Ehehinderniſſen, welche durch das 
Kirchengeſetz feſtgeſetzt werden, iſt bei der Kirchengewalt an⸗ 
zuſuchen. Ob eine Convalidation der Ehe nothwendig ſei, 
beurtheilen die kirchlichen Behörden. Eine convalidirte Ehe 
iſt in Betreff der bürgerlichen Rechtswirkungen fo zu betrach— 
ten, als wäre ſie urſprünglich giltig geſchloſſen worden. 


Aus dem über den allgemeinen Charakter unſeres Geſetzes 
und zu $. 3. deſſelben Geſagten erhält der vorliegende Paſſus feine 
hinlängliche Beleuchtung. Ueber den Gang des Verfahrens u. ſ. f. 
gibt die Inſtruction Aufſchluß. 
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In Betreff der Folgen der |. g. Konvalidation der Ehe (hier— 
unter verſteht man den Fall, daß das einer anſcheinend gültig 
eingegangenen Ehe entgegenſtehende trennende Ehehinderniß, welches 
dieſelbe alſo zur nichtigen machte, ſpäter fortfällt und ſo die Ehe 
entweder durch neue Conſenserklärung oder ohne eine ſolche gültig 
zu Stande kommt) hat das Ehegeſetz die Beſtimmung des a. b. 
G. B. in $. 88 beibehalten. *) Von ſelbſt leuchtet übrigens ein, 
daß, wenn außer dem kirchlichen Ehehinderniſſe auch ein bürgerliches 

Verbot konkurrirte, die konvalidirte Ehe in dem Falle nicht die 
vollen bürgerlichen Wirkungen nach ſich ziehen würde, daß 
von dem bürgerlichen Verbote gleich anfangs oder vor der Kon— 
validation nicht diſpenſirt worden wäre. Unter ſolchen Verhältniſſen 
bliebe es bei den ſonſtigen Vorſchriften unſeres 1 

§. 37. 

Von den in den 88. 4, 12 und 13 eehte Verboten 
Nachſicht zu ertheilen, iſt dem Landesfürſten vorbehalten. 
Auch können einer Ehe, welche mit Uebertretung des F. 13 
eingegangen worden iſt, die ihr durch das Geſetz verſagten 
bürgerlichen Nechtswirkungen ganz oder theilweiſe nur durch 
die Gnade des Landesfürſten nachträglich zuerkannt werden. 


Betrachtet man die Wichtigkeit des Verbotes der Ehen Un⸗ 
mündiger, zum ſchweren Kerker Verurtheilter und Ehebrecher, deren 
Ehebruch gerichtlich bewieſen iſt, ſo wird Jeder zugeſtehen, daß 
es nothwendig war, die Nachſicht davon durch Vorbehalt für den 
Landesfürſten zu erſchweren. Auf der anderen Seite dürfte aber 
auch das bei den betreffenden Paragraphen Geſagte nebſt der all- 
gemein richtigen Erfahrung, daß das Leben, wenn auch noch fo 
ſelten, Verhältniſſe erzeugt, die einer exceptionellen Behandlung 
bedürfen, zur Genüge rechtfertigen, daß überhaupt die Möglichkeit 
einer Diſpenſation zugelaſſen iſt. Das iſt um ſo richtiger, als ſtets 
bedacht werden muß, daß eine allzugroße Strenge, ſeie es im Auf— 
ſtellen von Strafen, ſeie es in unerbittlicher Durchführung jeder 
Beſtimmung, nur allzuleicht ein allgemeines Bedauern und Mit- 
leid hervorzurufen fähig iſt, durch welches der Kraft des Geſetzes 
in der Uebung und wegen Nichtunterſtützung durch die Sitte mehr 
Eintrag geſchieht, als durch weiſe Milde und Nachſicht. 


ki Siehe über die Konvalidation §. 88 sgg. der Infteuetion. 
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| 8. 38. 

Ehewerbern, welche fich darüber ausweiſen, daß diekirch⸗ 
liche Behörde ihnen das zweite und dritte Aufgebot nachge⸗ 
ſehen habe, kann die Kreisbehörde, und in Orten, wo ſich 
keine Kreisbehörde befindet, auch das Bezirksamt, die zweite 
und dritte der in dieſem „ e vorgeſchriebenen Verkündi⸗ 
gungen er laſſen. 

$. 39. 

Aus ſehr wichtigen Gründen kann von der Landesſtelle, 
in beſonders dringenden Fällen auch von der Kreisbehörde, 
und wenn eine beſtätigte nahe Todesgefahr keinen Verzug 
geſtattet, auch von dem Bezirksamte, oder von der deſſen Stelle 
vertretenden Communalbehörde das Aufgebot, in ſoweit das⸗ 
ſelbe von dieſem Geſetze gefordert wird, gänzlich nachgeſe hen 
werden. Doch müſſen die Verlobten vor dem Pfarrer, und 
wo möglich in Gegenwart eines politiſchen Beamten eidlich 
betheuern, daß ihnen kein ihrer Ehe Shegs gene ende Hin⸗ 
derniß bekannt ſei. 

§. 40. 

Die Nachſicht von allen drei Verkündigungen iſt gegen 
Ablegung des erwähnten Eides auch dann zu ertheilen, wenn 
zwei Per ſonen getraut werden wollen, von welchen allgemein 
a wird, daß fie bereits mit einander verehelicht feien. 

Im Ganzen treffen dieſe Vorſchriften mit denen des bürg. 
Geſetzb. 88. 83.—87. überein. Die Aenderungen ergeben ſich aus 
dem Charakter des Geſetzes. Was die Gründe für die Nachſicht 
anbetrifft, ſo werden die im Kirchenrechte *) anerkannten, welche 
auch wohl bisher in der Praxis maßgebend waren, offenbar den 
politiſchen Behörden ſtets als genügend erſcheinen. Aus dem Wort— 
laute des §. 38., 39., dem §. 36. und der Natur der Sache ergibt 
ſich (ſ. Inſtr. §. 60. sqq., §. 82 sq.), daß in jedem Falle auch 
von Seiten des Biſchofs die Diſpenſation erwirkt ſein muß. Aehnlich 
wie in dem $. 39. iſt auch in der Inſtruction §. 83. dafür ge— 
ſorgt, daß bei naher Todesgefahr die Einholung der Diſpens keinen 
Aufſchub verurſache. Dies wird beſonders dann ftattfinden, wenn 
eine Ehe auf dem Todesbette geſchloſſen werden ſoll zur Legiti— 
mation bereits erzeugter Kinder oder auch zur Ehrenrettung einer 


*) Dieſelben weiſt nach mein Eherecht S. 51 f. Vergleiche $. 82 sqq. der 
Inſtruetion. 
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Perſon, oder auch ſelbſt dann, wenn ein Verlobter erkrankt, beide 
die Ehe ſehnlichſt wünſchen und der (gewiſſenhafte) Arzt deren 
Schließung für den Zuſtand des Kranken unbedingt nothwen— 
dig oder als das beſte Mittel zur Beruhigung des Gemüthes er— 
achtet. — Ueber den abzunehmenden Eid werden die Pfarrer Seitens 
der Ordinarien zweifelsohne die genaueren Weiſungen erhalten. 

Es dürfte nicht unzweckmäßig fein, hieran noch die folgende 
Betrachtung zu knüpfen. Das a. b. G. B. kennt im F. 84. die 
Möglichkeit einer Difpens vom Aufgebote unter Verſchweigung 
des Namens der Parteien, welche unſer Ehegeſetz mit Recht auf— 
gegeben hat und aufgeben mußte. Man hat jene Diſpens, der Ber- 
ordnung vom 6. September 1791 folgend, den kirchlichen Diſ— 
penfen für das bloße Gewiſſensforum nachgebildet, und kam hierzu, 
weil das bürgerliche Recht über die Gültigkeit der Ehen verfügte, 
in einem Falle aber, wo nur der Beichtvater erfährt, daß Perſo⸗ 
nen noch nicht verehelicht ſind, welche dafür gelten, mithin der 
Staat auf dieſem Wege keine Kenntniß erhalten kann noch darf, 
es für nöthig ſchien, damit die Parteien ihre Ehe auch im Ge— 
wiſſen für eine gültige halten könnten, gleichſam für den Gewiſſens— 
brauch zu diſpenſiren. Aber dadurch verließ der Staat feinen ei— 
genthümlichen Kreis offenbar durchaus, that mithin ſelbſt ſeinen 
Geſetzen Eintrag; zudem zieht eine Nachſicht für Ungenannte 
keine rechtlichen Folgen nach ſich. Da nun der Anſpruch des 
bürgerlichen Rechtes, über die Gültigkeit zu entſcheiden, gänzlich 
aufgegeben iſt, haben ſolche Diſpenſen überhaupt keinen Zweck. 
Zwar wird gerade in ſolchen Fällen die Geheimhaltung oft zur 
unbedingten Nothwendigkeit, um den guten Ruf nicht zu verlieren, 
ja oft das Lebensglück nicht zu ſtören. Gleichwohl aber iſt es 
überhaupt und, da die Thatſache denn doch einmal bekannt werden 
kann, im Intereſſe der Parteien und beſonders der Kinder uner— 
läßlich, daß der auch vor vertrauten Zeugen vorgenommene Akt 
der Eheſchließung zum dauernden Beweiſe feſtgeſtellt werde, mö— 
gen nun die Parteien vor dem Pfarrer oder dem Biſchofe die 
Ehe abſchließen, und der Akt in das gewöhnliche Buch oder be— 
ſonders regiſtrirt werden. Auf andere Art werden ſie nie Eheleute, 
wie ihnen der Beichtvater ſchon erklären wird. So muß ihr Name 
doch mindeſtens einigen Perſonen bekannt werden. In den meiſten 
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Fällen kann nun nichts daran liegen, daß der Statthalter davon 
wiſſe; gewiß aber liegt es in der Intention des Geſetzes, daß 
dieſer in ſolchen Fällen (wo früher der Name verſchwiegen werden 
konnte) auf Erſuchen des Biſchofs die Nachſichtgewährung in 
Perſon ertheile und der Kenntniß ſeines Amtsperſonales entziehe. 
Kann aber durchaus nach Lage des Falles der Name der poli⸗ 
tiſchen Behörde nicht mitgetheilt werden, ſo iſt es beſſer, das Ge— 
ſuch um politiſche Nachſichtsgewährung unterbleibe, wobei natürlich 
der Pfarrer dem Biſchofe Alles anheim zu geben hat; denn dies 
iſt, wie geſagt, juriſtiſch mit der Ertheilung an Ungenannte gleich, 
weil eine Diſpens zur Gewiſſensberuhigung durchaus zwecklos iſt. 
Und zudem bedenke man, daß, wenn ein Geſuch mit Verſchwei— 
gung des Namens nicht vom Biſchofe, ſondern einem Pfarrer auf 
dem gewöhnlichen amtlichen Wege eingebracht wird, für Neugie— 
rige nichts leichter iſt, als doch dahinter zu kommen. 

Es iſt notoriſch, daß in größeren Städten, weil man dies 
nicht für angemeſſen u. ſ. f. hält, meiſtens vom zweiten und dritten 
Aufgebote in gewiſſen Ständen die Nachſicht regelmäßig geſucht 
und erhalten wird. Wie ſehr dies gegen den Zweck der Einrich⸗ 
tung gehe, . keines Wortes. 


8. 41. 


Den Ehegatten iſt es nicht geſtattet, die eheliche Ver⸗ 
bindung auch wenn ſie darüber einig wären, eigenmächtig 
aufzuheben, ſie mögen nun die Ungiltigkeit der Ehe behaup⸗ 
ten, oder auch nur eine e von Tiſch und Bett vor⸗ 
nehmen wollen. 


Der hier aufgeſtellte, wörtlich aus 8. 93. des a. b. G. B's 
entnommene Grundſatz ergibt ſich aus der Natur und dem Zwecke 
der Ehe und dem Intereſſe der Rechtsordnung als ein unbedingt 
nothwendiger. Von der Scheidung iſt bei §§. 59., 60. zu handeln. 

Es braucht kaum bemerkt zu werden, daß der im S. 201 ff. 
der Inſtruction (Anhang II.) vorkommende Fall unter dieſer Be— 
ſtimmung nicht begriffen iſt, weil auf die dort ertheilte Ermächti— 
gung jeder Gatte ein Recht hat, welches mit dem Kirchenrechte 
ſelbſt anerkannt iſt. A) 

6* 
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§. 42. 


Ueber die Giltigkeit der Ehe von Katholiken eutſcheidet 
jenes geiſtliche Gericht, welches nach den Heſeßen der katho⸗ 
liſchen Kirche das zuſtändige iſt. 


* 


Vorſtehender Satz, der aus dem Prinzipe, welches dem 
Geſetze überhaupt zu Grunde liegt, nothwendig folgt, hat in den 
allgemeinen Bemerkungen der Einleitung und den einzelnen bei 
den einſchlägigen Paragraphen ſeine hinreichende Beleuchtung und 
Rechtfertigung erhalten. Die Competenz des Gerichtes ergibt 8. 
96. der Inſtruction verbunden mit §. 101. derſelben. Welche Ge⸗ 
richte Se. Heiligkeit für die zweite Inſtanz bei Sachen, wo die 
erſte Inſtanz der Erzbiſchof ſelbſt iſt, und in ſolchen Fällen für 
die zweite wie überhaupt für die dritte beſtimmen wird, iſt noch 
nicht kundgegeben, wird aber ohne Zweifel in kurzer Zeit veröffent- 
licht werden. 


$. 43. 

Ueber die Giltigkeit von Ehen, welche zwiſchen katholi⸗ 
ſchen und nichtkatholiſchen Chriſten geſchloſſen werden, kann, 
ſo lange Ein Ehetheil der Fatholifchen Kirche angehört, nur 
das katholiſche Ehegericht entſcheiden. 


Zur richtigen Würdigung dieſer Beſtimmung iſt zunächſt 
hervorzuheben, daß fie ſich aus den Satzungen von $. 3., 42., 57. 
(welch letzterer dem §. 111. des a. b. G. B. durchaus entſpricht) 
als eine nothwendige ergibt. Hierzu kommt, daß vom Stand— 
punkte der Objectivität und Billigkeit aus keine andere Entſchei⸗ 
dung getroffen werden kann. Unter der Geltung des a. b. G. B. 
konnte die hier behandelte Frage nicht aufgeworfen werden. Denn 
wenn auch nach demſelben für die nichtkatholiſchen Chriſten eine 
Trennung des Ehebandes zugelaſſen, für die katholiſchen unmöglich 
war, ſo glich das Geſetz dieſe Ungleichheit dadurch aus, daß es 
eine Ehe zwiſchen katholiſchen und nichtkatholiſchen Chriſten für 
unauflöslich erklärte (8. 111). Im Uebrigen galten für beide 
Theile dieſelben Beſtimmungen; beide unterſtanden demſelben Ge— 
richte. Jetzt aber richtet ſich die Ehe eines Katholiken betreffs 
ihrer Gültigkeit nach dem Kirchengeſetze, die eines Nichtkatho⸗ 
liken nach dem bürgerlichen Geſetzbuche (beziehentlich den beſon⸗ 
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deren Vorſchriften); jene iſt unauflöslich, dieſe aus vielen Grün⸗ 
den auflösbar. Das trifft auch bei den nichtunirten Griechen zu, 
welche wegen Ehebruchs die Trennung zulaſſen und ſeit Jahr— 
hunderten auch dem ſchuldigen Theile die Wiederverehelichung ge— 
ſtatten. Wie ſollen dieſe Schwierigkeiten überwunden werden? 
Soll man gemiſchte Ehen abſolut verbieten? Das kann der Staat 
um ſo weniger, als die Kirche dieſelben niemals für ungültig er— 
klärt hat. Würde man nun erklären: über die Gültigkeit der Ehe 
habe das Gericht des Beklagten, oder das zu entſcheiden, unter 
welchem jeder Theil ſeiner Confeſſion nach ſtehe, ſo träte eben der 
Erfolg ein, daß das katholiſche Gericht die Ehe, weil es nur nach 
dem Kirchengeſetze erkennen kann, für unauflöslich, das bürgerliche 
(oder nichtkatholiſche) für getrennt erklärte, der Eine ſtets gebun— 
den bliebe, der Andere ſich wieder verehelichen dürfte. Das iſt 
eine ſo offenbare Rechtsungleichheit, daß der Geſetzgeber nie darein 
willigen kann. Es liegt in der Natur der Sache, iſt eine Forde— 
rung der Billigkeit, daß bei einem Akte von ſolcher Bedeutung, 
als die Ehe, welche weſentlich gleiche Rechte erzeugt, die Contra— 
henten nicht blos nach einer Seite hin umfaßt, ſondern nach allen 
Lebens beziehungen ergreift, wenn beide einem verſchiedenen Rechte 
unterſtehen, jeder dem ſtrengeren unterworfen ſein müſſe. Somit 
mußte auf die Zeit der Abſchließung geſehen werden, und, ſo lange 
ein Theil der katholiſchen Kirche angehört, nur das katholiſche 
Ehegericht in Betreff der Fragen nach der Gültigkeit für das 
kompetente erklärt werden.“) Für den nichtkatholiſchen Theil ent— 
ſteht hieraus auch nicht die geringſte nachtheilige Folge, noch iſt 
es eine Kränkung deſſelben. Niemand zwingt ihn, eine gemiſchte 
Ehe einzugehen; Sache des Staates iſt es wahrlich nicht, gemiſchte 
Ehen wegen der vielen für ihn daraus fließenden Verwicklungen 


*) Hieraus ergibt ſich ſchon von ſelbſt, daß gemiſchte Ehen durchaus den 
Beſtimmungen des Kirchengeſetzes über die Gültigkeit unterliegen; dies 
geht übrigens auch ſchon einfach aus §. 19. hervor. Nur folgt aus 
unſerem §., daß auch in den im S. 19. ausgenommenen Gegenden 
keine gemiſchte Ehe (abgeſehen von der Ausnahme in Betreff der Form) 

gültig ohne die Erforderniſſe des Kirchengeſetzes über die Gültigkeit 

zu Stande kommen kann, was auch die dort erwähnten 
päpſtlichen Erlaße ausdrücklich erklären. 
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(wovon in Preußen und auch in Ungarn Beiſpiele genug vorliegen) 
zu befördern. Der nichtkatholiſche Theil weiß die Folge; will er 
ſich der nicht unterwerfen, ſo mag er eine ſolche Ehe unterlaſſen. 
Und dann, was träte ein, wenn man eine gemiſchte Ehe vor das 
Gericht eines jeden Theiles wieſe? Damit müßte nothwendig, 
wollte man konſequent ſein, der Satz verbunden ſein, daß mit der 
Aufhörung der Gemiſchtheit und dem Uebergange zur rein nicht— 
katholiſchen Ehe die Unauflöslichkeit fortfiele. Auf dieſe Weiſe 
wäre aber den ſchon fo häufigen Religionsänderungen aus dem 
bloßen Zwecke, eine andere ſonſt unmögliche Ehe einzugehen, gleich— 
ſam der Weg gezeigt. Und der Staat ſollte ſich dazu hergeben, 
ein ſo ſchamloſes Spiel mit der Religion zu begünſtigen? Das 
hieße gewiß nicht, gegen die katholiſche Kirche gerecht ſein; das 
kann kein Nichtkatholik (gehöre er welcher Confeſſion immer an), 
ſo lange er einen Funken von Rechtlichkeit hat, verlangen. — Für 
den nichtkatholiſchen Theil entſteht keine Schwierigkeit. Wird die 
Ungültigkeit erkannt, ſo geſchieht das aus einem Grunde, der im 
Keime der Ehe liegt, mit dem er ſie gewollt hat. Er kann ſich 
anderweitig verehelichen. Will er ſich bei dieſem Spruche nicht 
beruhigen, ſo wird für ſein Gericht derſelbe einen ee 
Grund NUR, die Ehe zu trennen. 


Außer dem hier (S. 43.) berührten Falle bedurfte es offen: 
bar aus denſelben Gründen einer genauen Entſcheidung für dieje— 
nigen Fälle, in welchen der urſprüngliche Charakter der Ehe durch 
die Religionsänderung eines Theiles verwandelt wurde.“) Das 
kann nun zunächſt ſo eintreten, daß bei einer gemiſchten Ehe der 
urſprünglich katholiſche Theil ſeine Kirche verläßt, hingegen der 
anfänglich nicht katholiſche katholiſch wird. Hier bedurfte es offen— 
bar keiner beſonderen Beſtimmung; denn die Ehe iſt noch eine 


) Eine nothwendige Rückſicht hierauf gebot die in Oeſterreich beſtehende, 
geſetzlich anerkannte Freiheit, unter den beſtimmten Bedingungen (Mein 
Syſtem des allgemeinen katholiſchen Kirchenrechts. Gießen 1856. S. 
575 f. Die geſetzlichen Beſtimmungen enthält der Miniſterial⸗Erlaß vom 
30. Jänner 1849) von einer Confeſſion zu einer anderen anerkannten 
überzutreten. 
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gemiſchte, der durch ſeinen Uebertritt nicht katholiſche Gatte kann 
ſich nicht beſchweren, daß ſeine Ehe ſo betrachtet wird, als er ſie 
geſchloſſen hat, indem das Geſetz die objectiven Momente im Auge 
behält; der jetzt katholiſche Theil kann nur nach den Grundſätzen 
der katholiſchen Kirche beurtheilt zu werden verlangen. Somit 
reicht §. 43. vollſtändig aus, und muß ſeine Anwendung finden. 
Es bleiben demnach noch die folgenden Fälle übrig: a) wenn in 
einer gemiſcht eingegangenen Ehe der katholiſche Theil ſeine Kirche 
verläßt, während der andere bei ſeiner Religion verharrt; b) wenn 
zwei bei Eingehung der Ehe katholiſche Gatten ihre Kirche ver— 
laſſen. An ſich ſtände hier, wenn man auf den Zeitpunkt der 
Eingehung der Ehe, alſo das Geſetz ſieht, unter welchem dieſelbe 
zu Stande gekommen iſt, vom Standpunkte der Objectivität aus 
nichts entgegen, die Fragen über die Gültigkeit dem katholiſchen 
Ehegerichte zu überweiſen. Gleichwohl hat das Geſetz, in Anber 
tracht der vielen hieraus möglicherweiſe ſich ergebenden Verwick— 
lungen, auf der einen Seite jenen Grundſatz verlaſſen, um auch 
nicht einmal den Schein der Parteilichkeit auf ſich zu laden, auf 
der anderen aber den Grundſatz des bürgerl. Geſetzbuches noth— 
wendig beibehalten, und deshalb im S. 56. und §. 57. beſondere 
Beſtimmungen getroffen. Es kann ferner e) vorkommen, daß zwei 
urſprünglich nicht katholiſche Gatten katholiſch werden. Hier for: 
dert die Natur der Sache, der für den gegentheiligen Fall im S. 
56. und 57. zugelaſſene Grundſatz, daß §. 42. zur Anwendung 
komme, was denn auch $. 48. ſtatuirt. Nur iſt zugleich im 8. 48. 
in Betreff der bürgerlichen Folgen eine ſo weiſe Maßregel getroffen, 
daß jeder Grund zur Unzufriedenheit fortfällt. Wir haben ſohin 
noch den letzten möglichen Fall zu betrachten, daß d) von zwei 
urſprünglich nicht katholiſchen Gatten der eine katholiſch wird. 
Ueber dieſen einer beſonderen Berückſichtigung werthen treffen die 
vier folgenden . Beſtimmungen. 
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F. 44. 


Wenn von zwei Gatten, welche ſich als nichtkatholiſche 
Chriſten geehlicht haben, der Eine in die katholiſche Kirche 
eintritt, ſo iſt der nichtkatholiſche Theil dadurch nicht ge⸗ 
hindert, ſein Beſtreitungsrecht nach dem Ehegeſetze und vor 
dem Ehegerichte, welchem er in Folge ſeines Religionsbekennt⸗ 
niſſes unterſteht, geltend zu machen, auch kann die Giltigkeit 
nach demſelben Geſetze und durch dasſelbe Gericht von Amts⸗ 
wegen unterſucht werden. Das über die Giltigkeit der Ehe 
gefällte Erkenntniß iſt für die Beurtheilung der bürgerlichen 
Rechtsverhältniſſe entſcheidend. Doch ſoll es, wenn es auf 
Ungiltigkeit lautet, durch Vermittlung der Landesſtelle dem 
kirchlichen Gerichte des katholiſchen Ehegatten mitgetheilt 
werden, damit dasſelbe entſcheide, in wiefern der ergangene 
Spruch für das Gewiſſen dieſes Ehegatten bindend ſein könne. 


S. 48. 


Dem katholiſch gewordenen Theile ſteht es frei, das Be⸗ 
ſtreitungsrecht, welches ihm das Kirchengeſetz zuſichert, vor 
ſeinem kirchlichen Gerichte geltend zu machen. Auch bleibt 
es dieſem letzteren unbenommen, die Giltigkeit der Ehe von 
Amtswegen zu unterfuchen. Lautet das Endurtheil auf Un- 
giltigkeit, ſo iſt dasſelbe durch Vermittlung der Landesſtelle 
dem Ehegerichte des nichtkatholiſchen Gatten zu entſprechender 
Verhandlung mitzutheilen. 


§. 46. 


Wenn das Gericht des nichtkatholiſchen Theiles auf Gil⸗ 
tigkeit erkennt, ſo ſteht es dieſem Theile frei, die Trennung. 
des Ehebandes zu verlangen. Das von dem katholiſchen Ehe⸗ 
gerichte gefällte Urtheil der Ungiltigkeit iſt als ein geſetzli⸗ 
cher Grund der Trennung anzufehen, und die Verhandlung 
ohne Aufſtellung eines Vertheidigers der Ehe zu führen. 
Wenn das Anſuchen um Trennung nicht geſtellt wird, fo 
kann der katholiſche Theil bei dem ordentlichen Richter um 
das Erkenntniß anſuchen, daß die bürgerlichen, auf ſeine 
Verehelichung gegründeten Rechtsverhältniſſe ſo zu regeln 
ſeien, als habe eine Trennung des Ehebandes ſtattgefunden. 
Bevor die Trennung ausgeſprochen oder das letzterwähnte Er⸗ 
kenntniß erfolgt iſt, darf keiner von beiden Theilen eine neue 
Ehe eingehen. 

§. 47. 


Vom Tage des Spruches (S. 46) angefangen, iſt die Ehe 
rückſichtlich ihrer bürgerlichen Wirkungen als getrennt an⸗ 


1 
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zuſehen. Dem ordentlichen Nichter liegt ob, bei ſich ergeben⸗ 
den Streitigkeiten nach den Vorſchriften der SS. 117 und 
142 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches vorzugehen. 

Kommt zwiſchen den Ehegatten, in Beziehung auf ihre 
Vermögensverhältniſſe, kein Vergleich zu Stande, ſo wird 
das Vermögen, worüber eine Gütergemeinſchaft beſtanden 
hat, wie bei erfolgtem Tode getheilt, und die Fhrpäcte werden 
der Regel nach als erlofchen angeſehen. 

Eine Ausnahme von dieſer Regel hat jedoch zu Gunſten 
des nichtkatholiſchen Theiles Statt, wenn demſelben keine 
Handlung zur Laſt fällt, welche den katholiſchen Gatten, wo⸗ 
fern er bei ſeinem früheren nichtkatholiſchen Religionsbe⸗ 
kenntniſſe verblieben wäre, zu einer Klage auf Trennung 
oder Scheidung von Tiſch und Bett berechtiget hätte, und 
zwar in ſoweit, daß dieſem nichtkatholiſchen Ehetheile die 
auf den Fall des Ueberlebens in den Ehepacten oder in dem 
Erbvertrage zugeſicherten Rechte, ſo lange er während der 
Lebenszeit des anderen Theiles ſich nicht 8 vorbe⸗ 
halten bleiben. 

Ueberdieß ſoll der ordentliche Richter, wenn das dem nicht⸗ 
katholiſchen Theile nach der Trennung verbleibende Vermögen 
zum anſtändigen Unterhalte nicht ausreicht, einen von dem 
anderen Theile zu entrichtenden Betrag, mit Rückſicht auf 
das Vermögen des Letzteren, ausmeſſen. Dieſe Verpflichtung 
hört aber mit dem Entfallen des Bedürfniſſes oder mit der 
Wiederverehelichung des nichtkatholiſchen Theiles auf. 5 

Zunächſt war hier offenbar feſtzuhalten, daß der nichtkatho⸗ 
liſche Theil durchaus keine Verkürzung erleiden ſollte, weil der 
Grund, weshalb die Ehe ihren früheren Charakter verloren hat, 
nicht in ſeiner Perſon liegt Mit Grund hat ihm deshalb das 
Geſetz das Recht ae ten, die Ehe vor dem für ihn kompe— 
tenten Gerichte (d. i. das ordentliche Civilgericht oder in Ungarn 
U e und Stebenbmgen das beſondere ſeiner Confeſſion) nach 
dem Ehegeſetze, dem er zufolge feines Religionsbekenntniſſes unter— 
ſteht (alſo dem a. b. G. B. oder den beſonderen Beſtimmungen) 
anzufechten; ebenſo iſt demſelben Gerichte nach demſelben Rechte 
die Anfechtung von Amtswegen geſtattet. Dies Erkenntniß iſt 
für die bürgerlichen Folgen entſcheidend, weil es, wäre der frühere 
Charakter der Ehe geblieben, für beide Theile dieſe Kraft gehabt 
hätte. Lautet daſſelbe nun auf Ungültigkeit, ſo kann der nicht— 
katholiſche Theil eine neue Ehe eingehen (nur vergl. §. 46. a. E.) 
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Hingegen der katholiſche darf dies nicht, weil für ihn nur die Ent: 
ſcheidung des geiſtlichen Gerichts maßgebend iſt. In ſeinem Inter⸗ 
eſſe muß deshalb eine Mittheilung an das geiſtliche Ehegericht 
ftattfinden, damit dies erkenne: ob der fatholiſche Theil gebunden 
ſey oder nicht. Wurde nun die Nichtigkeit aus einem Grunde 
gefällt, den die katholiſche Kirche mit dieſer Wirkung nicht aner- 
kennt, jo wird das katholiſche Ehegericht die Ehe nicht annulliren; 
der Katholik kann ſich nicht darüber beklagen, daß er als ſolcher 
behandelt wird, muß vielmehr ſein Gebundenſein als ein Opfer 
anſehen, welches er feiner religiöſen Ueberzeugung darbringt. Mit— 
hin iſt der §. 44. durchaus ein Ausfluß von Objectivität und 
ſcharfer Conſequenz. 

Aber die Rechte ſollen gleiche fein. Deshalb muß auch für 
den katholiſchen Theil das Recht der Beſtreitung, für das katho⸗ 
liſche Ehegericht das Recht der Anfechtung von Amtswegen, ans 
erkannt ſein, wie §. 45. auch thut. Nach der Natur der Sache 
erkennt dieſes nach dem Kirchengeſetze; ſo kann, wenn z. B. der 
katholiſch Gewordene eine geſchiedene Frau geheirathet, oder ſelbſt 
bereits früher verheirathet war und ſein Mitgatte noch lebt, die 
Nichtigkeit der Ehe von Amtswegen erkannt werden, während das 
Gericht des nicht katholiſchen Theiles dieſelbe für gültig halten 
würde. Deshalb ſchreibt das Geſetz auch in dieſem Falle Mitthei- 
lung des Ungül tigkeitserkenntniſſes an das Ehegericht des nicht 
katholiſchen Theiles zu entſprecheuder Verhandlung vor. Für dieſes 
iſt weiter mit allem Fug und Rechte jenes Urtheil auf Ungültig— 
keit im $. 46. als ein Trennungsgrund erklärt; daß bei der Ver— 
handlung hierüber der Ehevertheidiger ausfallen mußte, dürfte auf 
der Hand liegen, weil keine Ehe zu vertheidigen iſt. Mit Recht 
hat das Geſetz es aber zur Vermeidung aller Mißverſtändniſſe 
geſagt. Wie vorher für den nicht katholiſchen Theil, ſo muß 
hier offenbar für den katholiſchen beanſprucht werden, daß er nicht 
gezwungen ſey, in einer ungültigen Ehe zu leben. Dieſe iſt nun 
freilich für ihn durch die Annullation des katholiſchen Ehegerichts 
gelöſt. Es bedarf aber auch einer Regulirung der bürgerlichen 
Folgen, wenn der nicht katholiſche Theil die Trennung nicht be— 
antragen will, wozu man ihn offenbar nicht zwingen kann. Hier 
hat der § 46. ein vortreffliches Auskunftsmittel geſchaffen, indem 
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er einen Spruch des ordentlichen Richters über die Regulirung 
des Vermögens auf Antrag zuläßt, als habe eine Trennung des 
Ehebandes ſtattgefunden. Das Verbot, früher eine neue Ehe 
einzugehen, als bis das Eine oder Andere geſchehen, hat ſeine 
innere Rechtfertigung darin, daß, wo es möglich iſt, eine Entſchei— 
dung für beide, jedenfalls aber in bürgerlicher Hinſicht vorliegen 
ſoll. Die Grundſätze, welche $. 47. aufſtellt, finden ihre volle 
Rechtfertigung in dem gerechten und anerkennenswerthen Streben, 
mit einer an Aengſtlichkeit grenzenden Sorgfalt die bürgerlichen 
Folgen aufs Genaueſte feſtzuſtellen, und den Satz feſtzuhalten, 
daß jeder Theil nach ſeinen Grundſätzen behandelt, dadurch aber 
dem anderen an ſeinen Rechten nichts gekränkt werden ſolle. Einer 
Erläuterung ſind die an ſich klaren Vorſchriften, nachdem 20 
Prinzip 5 erörtert N nicht bedürftig. 


* 
8. 48. 

Wenn zwei Personen welche ſich als nichtkatholiſche 
Ehriſten geehelicht haben, in die katholiſche Kirche eintreten, 
ſo entſcheidet, in ſofern ſich über die Giltigkeit oder Ungil⸗ 
tigkeit der Ehe eine Frage ergibt, das katholiſche Ehegericht. 
Wofern aber das angeregte Hinderniß dem Geſetze, unter 
welchem die Ehe geſchloſſen wurde, unbekannt iſt, ſo ſoll ein 
auf Ungiltigkeit lautender Spruch in Betreff ſeiner Rück⸗ 
wirkungen auf die bürgerlichen Rechtsverhältniſſe der Kin⸗ 
der ſo behandelt werden, als hätte eine Trennung der Ehe 
ſtattgefunden, und dem Theile, welchem der anſtändige Un⸗ 
terhalt mangelt, hat der andere, wenn feine Vermögensver— 
hältniſſe es geſtatten, einen jährlichen Betrag zu entrichten, 
welcher durch einen Vergleich, oder wofern ein ſolcher nicht 
zu Stande kommt, durch den ordentlichen Richter zu beſtim⸗ 
men iſt. Die Verbindlichkeit zu dieſer Leiſtung hört auf, 
wenn der Ehetheil, welchem ſie gebührt, derſelben zu ſeinem 
anſtändigen Unterhalte nicht mehr bedarf oder ſich wieder 
verehelicht. 


In dieſem $. iſt die unter Num. c. zu $. 43 berührte Frage 
behandelt. Weil beide Theile Katholiken ſind, verſteht ſich die Be— 
urtheilung ihrer Ehe nach dem Kirchengeſetze durch das geiſtliche 
Ehegericht von ſelbſt. Gleichwohl aber mußte in Betreff der bür— 
gerlichen Folgen eine doppelte Rückſicht genommen werden, einmal 
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auf die Kinder, ſodann auf die Gatten ſelbſt. Beiden kann und darf 
der Umſtand, daß die Ehe nicht dem Rechte der Kirche entſpricht, 
in ſofern in Betreff der bürgerlichen Folgen nicht zum Schaden 
gereichen, als ſie dem Geſetze, welchem ſie bei der Eingehung un— 
terlag, gemäß zu Stande kam. Um nun aber die Kinder aus ſolchen 
Ehen, welche wegen eines kirchlichen Hinderniſſes nichtig ſind, von 
dem es keine Diſpenſation gibt (denn iſt eine ſolche zu läſſig, ſo 
liegt in den Verhältniſſen ein Grund, die Diſpenſation zu ertheilen), 
z. B. wenn der frühere Ehegatte eines Theiles noch lebt, durch— 
aus ehelichen vollkommen gleich zu ſtellen, mußte man die Sache 
anſehen, als ſey die Ehe dem Bande nach getrennt worden. Denn 
ſo werden die zukünftigen Erbrechte durchaus von dem Willen der 
Eltern unabhängig normirt; in Gleichem wird der ordentliche Rich— 
ter über die Erziehung u. ſ. f. das Nöthige bewirken. Für die bis⸗ 
herigen Gatten iſt ebenſo auf die billigſte Weiſe geſorgt; der Fort— 
fall der Unterſtützung in den beiden hervorgehobenen Fällen, welchen 
auch 8. 47. hat, ergibt ſich aus der Natur der Sache und ſteht 
im Einklange mit den Beſtimmungen des bürgerlichen Rechtes. 
Kaum braucht hervorgehoben zu werden, daß in dieſen und 
allen anderen Fällen eine ſtillſchweigende Bedingung für den Ein- 
tritt der bürgerlichen Rechte iſt: daß die Vorſchriften dieſes Ge— 
ſetzes beobachtet ſeien. Iſt das nicht der Fall, ſo treten die in 
demſelben feſtgeſetzten Folgen ein.“ 


§. 49. n 
Jedes Urtheil über die Giltigkeit einer Ehe wird von 
dem Biſchofe, durch deſſen Ehegericht es gefällt worden iſt, 
dem politiſchen Landeschef mitgetheilt werden. Dieſem liegt 
es ob, nach Umſtänden die erforderlichen Einleitungen zu 
Neffen i 


Auf die hier feſtgeſetzte Weiſe iſt die Durchführung der ge— 
ſetzlichen Beſtimmungen geſichert. Dem Landeschef liegt es alſo 
namentlich ob, die Sache dem Staatsanwalt zu überweiſen, wenn 
bei der Eingehung eine ſtrafbare Handlung ſtattgefunden hat (man 
ſehe die Erläuterungen zu §. 35.) Dahin gehört ebenſo die Mit⸗ 
theilung des e an das Ehetzbricht des anderen Theiles 
im F. 45. | 
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§. 50. 


Die aus einer ungiltigen, nach Kundmachung dieſes Ge⸗ 
ſetzes geſchloſſenen, oder zwar früher geſchloſſenen, jedoch 
über dieſen Zeitpunct hinaus fortgeſetzten Ehe erzeugten 
Kinder ſind, auf was immer für Gründen die Ungiltigkeit 
der Ehe beruhen möge, als eheliche anzuſehen, wofern we— 
nigſtens Einem der Eltern die ſchuldloſe Unwiſſenheit des 
Ehehinderniſſes zu Statten kommt. In wie weit ſolche Kin⸗ 
der von der Erlangung jenes Vermögens ausgeſchloſſen ſeien, 
welches durch Familienanordnungen der ehelichen Abſtam⸗ 
mung beſonders vorbehalten iſt, muß nach den allgemeinen 
geſetzlichen Beſtimmungen beurtheilt werden. 


§. 51. 

. Das von bent zuſtändigen kirchlichen Gerichte über die 
Giltigkeit der Ehe gefällte Endurtheil iſt hinſichtlich derſel⸗ 

ben für die bürgerlichen Rechtswirkungen maßgebend. 

Iſt aber die Ehe wegen eines jener Hinderniſſe für un⸗ 
giltig erklärt worden, die der S. 80 der Anweiſung für die 
geiſtlichen Gerichte aufzählt, fo find die Rechtsverhältniſſe 
der Kinder ſo zu regeln, als häte eine Trennung des Ehe: 
bandes ftattgefunden. 

Auch iſt der ſchuldloſe Theil berechtiget, von dem fchuld- 
tragenden Theile eine Gefen emen zu verlangen. 


8. 32. a 

ueber die e Eutſchädigung, welche der ſchuldtragende Theil 
dem ſchuldloſen zu leiſten har, die Verſorgung der Kinder 
und überhaupt alle aus der Ungiltigerklärung entſtehenden 
Vermögensfragen, ſowie über die Thatſache der ſchuldloſen 
Unwiſſenheit, in ſoweit von derſelben bürgerliche Rechte ab: 
hängen, entſcheidet das weltliche Gericht. 


\ 


In dieſem Satze ift die in der Billigkeit gegründete Anficht 
anerkannt, daß eine Putativehe, d. h. eine in gutem Glauben 
mindeſtens von Seiten eines Theiles eingegangene Ehe, in jeder 
Beziehung für die Kinder die Folgen einer durchaus gültigen haben 
müſſe. Ob der gute Glaube vorhanden geweſen ſeie, oder anders 
als in Folge des größten Leichtſinns und unbedingter Nachläſſigkeit 
habe vorhanden ſein können, das zu beurtheilen iſt Sache des 
Richters. Dieſer hat ſich dabei an die allgemeinen Rechtsregeln 
zu halten. So wird offenbar in den ſeltenſten Fällen eine mit 
einem Geiſtlichen, Mönche, Verheiratheten, faktiſch abgeſchloſſene 
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Ehe eine putative ſein. Für die bürgerlichen Folgen iſt dieſe 
Frage im §. 52. dem ordentlichen Richter überwieſen, womit auch 
§. 55. im Einklange ſteht. Auch das a. b. G. B. hat im . 
94. im Allgemeinen dieſen Grundſatz, hatte jedoch durch den 8. 
160. herbeigeführt, daß man Kinder, die in einer auf Grund 
einer richterlichen Todeserklärung beim Leben des für todt erklärten 
Gatten eingegangenen Ehe geboren waren, für uneheliche halten 
mußte. Offenbar war dies gewiß eine durch Nichts zu entſchuldi⸗ 
gende Härte (die gewiß auch nur auf einem Verſehen beruhete), 
weil man einen größeren guten Glauben nicht verlangen kann, 
als wenn Geſetz und Richter zur Eingehung einer Ehe aus 
drücklich ermächtigen. Mit Recht iſt dieſe Härte für die beſte— 
henden und die nach dem 1. e e einzugehenden Ehen 
gehoben. 

Das Geſetz hat offenbar auch die im Ehebruche erzeugten 
Kinder für eheliche erklärt, wenn ein Theil die Ehe des anderen 
nicht kannte; das iſt eine gleichfalls nothwendige Conſequenz aus 
der Annahme einer Putativehe und von dem Kirchenrechte ſowohl 
als den meiſten Civilgeſetzen anerkannt. 

Was der erſte Abſatz von 8. 51. vorſchreibt, folgt mit Noth⸗ 
wendigkeit aus $. 3. unſeres Geſetzes; hierbei iſt natürlich der 
Vorbehalt ſtillſchweigend gemacht, daß auch das bürgerliche Ehe— 
geſetz befolgt ſey, fo daß zwar das kirchliche Endurtheil über die. 
Gültigkeit der Ehe inſofern für das bürgerliche Forum maßge— 
bend iſt, hieraus aber nicht folgt, daß jede für gültig erklärte 
Ehe auch alle bürgerlichen Wirkungen hervorbringe. 

Bei der zweiten Beſtimmung des 9. ift offenbar die 
Rückſicht entſcheidend geweſen, daß eine ſchuldloſe Nichtachtung 


) Alſo lautend: „Kinder, die zwar aus einer ungültigen, aber aus kei— 
ner ſolchen Ehe erzeugt worden find, der die in den $$. 6264 an- 
geführten Hinderniſſe entgegen ſtehen, ſind als eheliche anzuſehen, wenn 
das Ehehinderniß in der Folge gehoben worden iſt, oder wenn wenig— 
ſtens Einem ihrer Aeltern die ſchuldloſe Unwiſſenheit des Ehehinder— 
niſſes zu Statten kommt: doch bleiben in dem letzteren Falle ſolche 
Kinder von Erlangung desjenigen Vermögens ausgeſchloſſen, welches 
durch Familien⸗Anordnungen der ehelichen Abſtammung ae vor⸗ 
behalten iſt.“ 
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der im $. 80. der Inſtruction aufgezählten Ehehinderniſſe, von 
denen die kirchliche Diſpenſation leicht ertheilt werden ſoll, wenn 
irgend Gründe vorliegen, deshalb verzeihlicher ſeie, weil das bür— 
gerliche Geſetzbuch dieſelben nicht kannte. Die Beſtimmung geht 
aber nicht blos auf bereits abgeſchloſſene Ehen, ſondern auch auf 
zukünftige. Man kann bei richtiger Prüfung jener Momente hierin 
nichts Unbilliges oder Unrechtes finden. Freilich wird Mancher 
ſagen: weshalb ſoll denn die ſchuldloſe Nichtachtung des einen 
trennenden Ehehinderniſſes wohlthätigere Folgen nach ſich ziehen, 
als die eines anderen? Man müßte indeſſen von dem Geſichts— 
punkte ausgehen, daß es dem Geſetzgeber nicht ſo Ernſt damit 
geweſen ſeie, in Wahrheit ein alle Verhältniſſe berückſichtigendes 
Geſetz aufzuſtellen, als es der Fall iſt, um dieſe leichtere Behand- 
lung zu tadeln. Ein ſolcher Tadel wird nur von Perſonen ge— 
fällt werden können, denen der Buchſtabe über den Geiſt des 
Rechtes die Oberhand behauptet, und welche nicht zugeben, daß 
andere Verhältniſſe andere Maßregeln erheiſchen. Denn gerade 
dieſe Hinderniſſe kann man am Leichteſten ignoriren; wird dies 
bekannt, und iſt nun einmal die Lage der Dinge eine ſolche, daß 
eine Konvalidation der Ehe (was in den meiſten Fällen ſtatt— 
finden wird) nicht möglich wäre, warum ſoll da nicht die Milde 
eintreten? Zur Nichtbeachtung dieſer Hinderniſſe iſt dadurch ge— 
wiß kein Grund gelegt, est die eee des $. 35. allge: 
mein daſteht. 
Es kann nicht ausbleiben, daß kotz der beſten Abſicht des 
Geſetzes, ungeachtet der triftigſten Gründe, welche für jedwede 
Beſtimmung angeführt werden können, wie das überhaupt gegen 
das Konkordat der Fall geweſen iſt, von mehren Seiten aus 
deklamirt und geſchmähet werden wird: von denen, die aus Ignoranz 
und voll von beſtimmten Phraſen gegen alles Fatholifche Leben 
losfahren, weil ſie ihre Schreckbilder des finſteren Mittelalters 
und dergleichen dadurch urplötzlich an ſich herangerückt ſehen; von 
jenen, welche in einem ſeiner Quelle nach löblichen Eifer mit 
Einemmale aus der Wirklichkeit ein Ideal ſchaffen, die Stufe der 
Menſchheit überſpringen und gleich in Engelshöhen erheben möch— 
ten; endlich von jenen, die unverſöhnlichen Haß gegen Alles tragen, 
was von der Kirche kommt oder ihr nützt, nicht bedenkend, daß 
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gerade ſie, der feſte Verband des Staates mit der Religion ein 
Bollwerk bildet gegen Anarchie, nicht betrachtend, daß auf die 
Dauer ein konſequentes Mißachten geheiligter Rechte nur üble 
Folgen trägt, und nur der im wahren Intereſſe des Staates, der 
Rechtsordnung überhaupt handelt, welchem das Suum Cuique 
ohne Anſehen und Nebenrückſichten unerſchütterlicher Grundſatz iſt. 
Erſtere werden auf die Länge durch die That widerlegt, den 
Zweiten fest man Ruhe und Ueberlegung entgegen. Ganz bejon- 
ders aber für Letztere, die bedächtigen Kopfſchüttler u. |. f. gilt 
das Folgende. Man glaubt vielleicht, die geiſtlichen Gerichte 
würden nichts Eiligeres zu thun haben, als die Fälle aufzuſuchen, 
wo Ehen nach dem Kirchengeſetze nichtig waren wegen eines im 
allg. bürg. Geſetzbuche nicht anerkannten Ehehinderniſſes, um 
ſolche für nichtig zu erklären. Freilich würde ſich da eine reiche 
Ausbeute haben ergeben können. Aber man verlaſſe ſich dar 
auf feſt und beſtimmt, daß dem nicht alſo ſein wird. 
Der Schreiber dieſer Zeilen hat den Beweis vor ſich, daß wegen 
des Hinderniſſes aus der geiſtlichen und bürgerlichen Verwandt: 
ſchaft, der Schwägerſchaft aus unerlaubtem Umgange, der öffent— 
lichen Ehrbarkeit aus einer nicht vollzogenen Ehe im 3. und 4. 
Grade, *) der öffentlichen Ehrbarkeit aus einer nicht vollzogenen 
und nichtigen Ehe und aus einem Verlöbniſſe, der Verwandtſchaft 
oder Schwägerſchaft im zweiten gemiſcht mit dem dritten, im 
dritten und vierten Grade, ſomit wegen aller im 8. 80. der 
Inſtruktion aufgezählten Hinderniſſe und darüber 
hinaus, faſt keine der bis zur Kundmachung dieſes Ehegeſetzes 
abgeſchloſſenen Ehen wird annullirt werden. Und auch für die 
Ehen, welche bis zum 1. Januar 1857 etwa mit einem der ge⸗ 
nannten Ehehinderniſſe ohne böswillige Abſicht würden einge- 
gangen fein, wird aufs Bereitwilligſte das im S. 139 am Ende 
der Anweiſung (Anhang II.) erwähnte Mittel gewährt werden. 
Es iſt deshalb allen Pfarrern zu rathen, ehe ſie eine derartige 
Klage u. ſ. f. annehmen, ſich an ihren Ordinarius zu wenden; freilich 
wird eine Annullationsklage in . Fällen von dem Tr 


9 Denn im 1. und 2. kennt dies Hinderniß ſchon, wie zu 8. 3. geſagt 
wurde, das a, b. G. B. 
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formell angenommen werden, aber keinen Erfolg haben. Hieraus 
aber möge Jeder entnehmen, daß es der Kirche überhaupt und 
ganz beſonders dem Papſte nicht darum zu thun iſt, zu „herrſchen, 
ſeine Macht über die Gewiſſen auf Koſten der öffentlichen Ruhe 
zu handhaben,“ ſondern daß nur das aufrichtigſte Beſtreben: das 
wiederhergeſtellte Verhältniß zwiſchen Kirche und Staat mit allen 
ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln zu kräftigen und zu bewahren, 
ihn beſeelt und bei allen ſeinen Schritten leitet. Freilich wo die 
Kirche keine Macht hat, zu verzeihen, wo die nicht von ihr ab— 
hängende Unauflös lichkeit des Ehebandes entgegen— 
ſteht, da kann ſie nicht helfen. Aber das Unmögliche kann Nie⸗ 
mand fordern. | 

Die Beſtimmung des S. 52. endlich ift durch das allgemeine 
Prinzip des Geſetzes ſattſam beleuchtet und durch die Macht des 
Kaiſers, für die bürgerlichen Folgen Normen aufzuſtellen, gerecht— 
fertigt. Aus der Natur der Sache ergibt ſich, daß mit dem 
Kirchengeſetze kein Widerſpruch vorliegt. | 


$. 58. 


Die Ungiltigerklärung der Ehe iſt im Trauungsbuche 
anzumerken, und zwar, wenn die Ehe an einem dritten Orte, 
wo keiner von beiden Ehewerbern eingepfarrt war, geſchloſſen 
wurde, nicht nur im Trauungsbuche der Pfarre, wo die Ehe⸗ 
ſchließung ſtattfand, ſondern auch in dem des Pfarrers, wel- 
cher die Ermächtigung zur Trauung ertheilt hat. 


Ueber dieſe Vorſchrift, welche unbedingt nothwendig iſt, 
damit in Zukunft bei dem Taufſcheine u. ſ. f. der ledige Stand 
erhelle, braucht nichts geſagt zu werden. Sie hat 8. 122. des 
a. b. G. B.'s und §. 204. der Inſtruktion. 


§. 54. 


Wenn Jemand, ſei es auch zur Begründung von bloß 
bürgerlichen Rechtsanſprüchen, die Nichtigkeit eines Urtheiles 
behauptet, welches bei Lebzeiten beider Gatten, oder doch in 
Folge einer Unterſuchung, die bei Lebzeiten beider Gatten 
anhängig wurde, über die Giltigkeit der Ehe von dem katho⸗ 
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liſchen Ehegerichte gefällt worden iſt, ſo hat er ſich deßhalb 
an das geiſtliche Gericht zu wenden. 


Eine ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung iſt bei dieſem §., daß 
es ſich um eine rein katholiſche oder annoch gemiſchte Ehe handelt. 
Dies vorausgeſetzt, ergibt ſich die Nothwendigkeit und Richtigkeit 
für den Fall, daß beide Ehegatten leben, aus S. 3., 42 und 51. 
unbedingt, für den Fall, daß die Ehe bei Lebzeiten beider angefochten 
wurde, aus dem einfachen Grundſatze, daß der einmal kompetente 
Richter, nachdem er ſich der Entſcheidung unterzogen hat, kom— 
petent bleibt. Hiermit im vollſten Einklange ſteht der folgende 


§. 35. 


Wird eine Ehe erſt nachdem ſie bereits durch den Tod 
getrennt iſt, vor dem kirchlichen Gerichte beſtritten und von 
demſelben für ungiltig erklärt, ſo äußert dieß Urtheil auf 
die bürgerlichen Rechtswirkungen der Ehe keinen Einfluß. 
Wenn demnach Jemand zur Begründung von bürgerlichen 
Rechtsanſprüchen die Ungiltigkeit einer Ehe behauptet, welche 
vor ihrer durch den Tod erfolgten Auflöſung entweder gar 
nicht, oder ohne Erfolg in Frage geſtellt wurde, ſo hat das 
Gericht, welchem die Entſcheidung über die ſtreitigen Rechte 
zuſteht, zu dieſem Zwecke auch die Giltigkeit der Ehe zu be⸗ 
urtheilen, und die Entſcheidung desſelben iſt für die bloß 
bürgerlichen Rechtswirkungen der Ehe maßgebend. 

Bei dieſer Verhandlung iſt, wenn die Ehe nach der Kund⸗ 
machung dieſes Geſetzes geſchloſſen, oder zwar früher gefchloj- 
fen, aber über dieſen Zeitpunct hinaus fortgeſetzt worden iſt, 
die Giltigkeit derſelben nach dem Kirchengeſetze zu beurtheilen, 
jedoch können jene Hinderniſſe, welche der §. 80 der Anwei⸗ 
ſung für die kirchlichen Ehegerichte aufzählt, ferner jene, 
welche bei Lebzeiten der Ehegatten entweder thatſächlich oder 
durch die erhaltene Nachſicht behoben wurden, endlich jene, 
welche nur von den Ehegatten, oder von einem derſelben an⸗ 
geregt werden dürfen, nicht geltend gemacht werden. 


Wollte man dem geiſtlichen Ehegerichte die Befugniß, 
über bereits durch den Tod getrennte Ehen zu erkennen, abſchneiden, 
jo würde gegen den Grundſatz des $. 3. und 42. verſtoßen werden. 
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Solches geſchieht aber durchaus nicht in dem hier vorliegenden 
Falle. Denn die Kirche hat kein Intereſſe mehr, nach dem Tode 
der Ehegatten, welche für ſolche gehalten worden ſind, die Ehe 
in Streit gezogen zu ſehen, weil die bürgerlichen Folgen für ſie 
kein Motiv ſind, um in Eheſachen zu erkennen. Aus dieſem 
Grunde ſollen Klagen auf Annullation nach dem Tode der Gatten 
von dem geiſtlichen Richter nicht wegen bloßen Geldintereſſes u. 
dgl. mehr angenommen werden. ) Weil nun in ganz Oeſterreich 
die geiſtlichen Gerichte über die bürgerlichen Folgen nicht mehr 
erkennen, iſt es angemeſſen, daß die geiſtlichen Ehegerichte der— 
gleichen unnütze Verhandlungen (außer im Falle von S. 64. dieſes 
Geſetzes) nicht vornehmen, ſondern desfallſige Anträge per de- 
cretum abweiſen. Man konnte ſohin mit allem Fug und Rechte 
dieſe Verhandlung dem ordentlichen Civilrichter überweiſen. Ein Ver— 
ſtoß gegen §. 3. und 42. liegt nicht vor; die Ehe beſteht ja nicht 
mehr, folglich wird nicht über dieſe, ſondern über die Frage erkannt: 
ob eine Verbindung vorhanden geweſen ſeie, welche nach dem bür— 
gerlichen Rechte die vollen Wirkungen hervorbringe? Ein Erkennt- 
niß hierüber iſt oft nöthig, und ſoll, wie wir geſehen haben, vom 
geiſtlichen Richter nicht gefällt werden. Durchaus konſequent (und 
in Uebereinſtimmung mit Art. IV. des Kundmachungs-Pat.) iſt 
bei den über den 1. Jänner 1857 hinaus 2) dauernden und den 
ſpäter abgeſchloſſenen das Kirchengeſetz, bei den vor dem 1. Jän— 
ner 1857 durch den Tod getrennten das bisherige Recht als 
maßgebend anerkannt. Daß die im $. 80. der Inſtr. genannten 
Ehehinderniſſe nicht zu beachten find, folgt aus §. 51., daß auf 
bereits gehobene keine Rückſicht zu nehmen iſt, ergibt §. 36., daß 
privatrechtliche aber nicht geltend gemachte ohne Einfluß ſind, iſt 
eine Folge aus deren Natur und harmonirt mit dem Kirchengeſetze. 


1) Die Nichtigkeit dieſes Satzes zeigt me in Eherecht S. 463. 


2) Wollte man einen anderen Termin im $. 55 verftehen, fo würden Art. 
J. und IV. des Kundmachungs-Pat. mit §. 55 im Widerſpruche ſtehen, 
wie der Wortlaut zeigt. 


7 ** 


100 Competenz bei nichtkathol. Ehen. 


$. 36. 

Wenn beide Gatten einem nichtkatholiſchen Religions⸗ 
bekenntniſſe zugethan ſind, ſo entſcheidet über die Giltigkeit 
ihrer Ehe das Gericht, welches für die Eheſachen ihrer Glau⸗ 
bensverwandten das zuſtändige iſt. Hat aber bei Schließung 
der Ehe wenigſtens Ein Theil der katholiſchen Kirche an⸗ 
gehört, oder find beide Gatten in die katholiſche Kirche ein⸗ 
getreten und haben ſie ſpäter wieder verlaſſen, ſo können 
Hinderniſſe, welche dem Kirchengeſetze fremd ſind, als Grund 
der Ungiltigkeit nicht angeführt werden. 


§. 37. 

Das Band einer Ehe, bei deren Eingehung wenigſtens 
Ein Theil der Fatholifchen Kirche angehört hat, kann auch 
dann nicht getrennt werden, wenn in Folge einer Aenderung 
des Religionsbekenntniſſes beide Theile einer nichtkatholiſchen 
Kirche oder Religionsgeſellſchaft zugethan find. Ingleichen 
kann eine Ehetrennung nicht ſtattfinden, wenn zwei Per⸗ 
ſonen, die ſich als nichtkatholiſche Chriſten ehelichten, in die 
katholiſche Kirche eingetreten ſind, ſei es auch, daß in der 
Folge fich beide wieder einem nichtkatholiſchen Religionsbe⸗ 
kenntniſſe zugewendet haben. 


Zuerſt bedarf es allgemein keiner Begründung und Recht— 
fertigung dafür, daß die Gerichtsbarkeit über die Ehen von Nicht— 
katholiken denjenigen Gerichten zuſtehen ſoll, welche für die Ehe— 
ſachen ihrer Glaubensverwandten die zuſtändigen ſind. Es leuchtet 
dieſes unbedingt ein für den Fall, daß eine Ehe von zwei Nicht— 
katholiken geſchloſſen und eine ſolche geblieben iſt. Wohl aber 
entſtehen große Schwierigkeiten für die beiden anderen in dem 
§. 56. und 57. berührten Fälle. 

Um nun den Sinn und die Abſicht des Geſetzes richtig auf— 
zufaſſen, muß das bei $. 43 Entwickelte vorausgeſetzt werden. 
Bereits wurde dort gezeigt, weshalb der Geſetzgeber die Gerichts— 
barkeit nicht den katholiſchen Ehegerichten überwieſen habe, wenn 
eine gemiſchte Ehe durch Abfall des katholiſchen Theiles und 
Beharrung des nichtkatholiſchen bei ſeiner Religion ihren früheren 
Charakter verloren habe. Ganz dieſelben Gründe ſprechen offen— 
bar für den Fall, daß beide nichtkatholiſche Ehegatten in die katho— 
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liſche Kirche eingetreten ſind, ſie aber ſpäter wieder verlaſſen haben. 
Zwar iſt die Ehe durch den Abfall zur katholiſchen Kirche eine 
katholiſche geworden, und muß deshalb nach dem für dieſe geltenden 
Rechte beurtheilt werden. Sobald aber die Gatten die Kirche 
wieder verließen, hörte nach dem in Oeſterreich geltenden Rechte 
jede äußere Jurisdiktion, und mit ihr die Gerichtsbarkeit über 
dieſelben auf, und es würde nothwendig die größten Verwicklungen 
herbeiführen, wenn dieſer Satz in einem noch dazu ſo wichtigen 
Punkte umgeſtoßen würde. Hiervon wären übrigens ſicherlich 
auch alle Männer, denen die Redaction des Geſetzes aufgetragen 
war, weit entfernt geweſen, ſelbſt wenn nicht das erwähnte aller— 
höchſte Schreiben vom 2. Dez. 1855 ausdrücklich die ſtete Berück— 
ſichtigung der Grundſätze der nichtkatholiſchen Confeſſionen befohlen 
hätte. Wohl kamen aber die Fragen in deſto ernſtere Berathung: 
nach welchem Rechte ſoll die Gültigkeit einer Ehe in ſolchen Fällen 
beurtheilt werden? Man konnte die confeſſionellen Gerichte un— 
möglich anweiſen, nach dem katholiſchen Kirchengeſetze zu ſprechen; 
das Ehegeſetz mußte hier folglich ſelbſt beſtimmen, weil nicht 
überall die Civilgerichte über Ehen der Nichtkatholiken ſprechen. 
Welche Grundſätze aber aufzuſtellen waren, ergab der Inhalt 
theils dieſes Geſetzes, theils die Natur der Sache von ſelbſt. 
Anbetreffend die beiden im §. 56. berührten Fälle, ſo 
leuchtete ein, daß zuerſt eine urſprünglich gemiſchte Ehe gemäß 
den zu $. 42. erörterten Grundſätzen und dem a. b. G. B. (§. 111.) 
auch in der Folge in materieller Beziehung d. h. in Betreff 
ihres Charakters und Gehaltes nach dem katholiſchen Kirchengeſetze 
müßte beurtheilt werden. Unſer Geſetz mußte alſo, weil die 
Gültigkeit einer ſolchen Ehe vor das nichtkatholiſche Ehegericht 
(ſey es nun das confeſſionelle Ehegericht oder ordentliche Civil— 
Gericht) gehört, feſtſetzen, daß Hinderniſſe, welche dem Kirchen— 
geſetze fremd ſind, als Grund der Ungültigkeit nicht dürften ange— 
führt werden (alſo nicht die im §§. 49, 54, 58, 61, 67, 68, 74 
des a. b. G. B. genannten). Denn auf dieſe iſt es bei der Ein— 
gehung nicht angekommen. Würden ſie alſo trotzdem geltend 
gemacht werden konnen, fo wäre der oberſte Grundſatz unſeres 
Geſetzes umgeſtoßen, alſo mit §. 3. ein unlösbarer Widerſpruch 
entſtanden. Ganz dieſelbe Beſtimmung mußte für den anderen 
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Fall getroffen werden. Sobald beide Ehegatten katholiſch ſind, 
iſt ihre Ehe gültig, wenn ſie dem Kirchengeſetze entſpricht; etwaige 
Gründe, welche für Nichtkatholiken nach bloßem Civilrecht eine 
Nichtigkeit herbeiführen würden, ſind dadurch von ſelbſt fortge— 
fallen. Ein einmal fortgefallenes Hinderniß kann aber nicht 
wieder aufleben, weil die einmal gültige Ehe niemals wieder 
ungültig werden kann. Es konnte ſomit nur die andere Frage 
eintreten: ob eine ſolche Ehe für unauflöslich gelten, oder nach 
den verſchiedenen Religionsgrundſätzen eine Trennung derſelben 
vom Bande zugelaſſen werden ſolle? Keinem Zweifel aber kann 
es unterliegen, daß in den beiden vorliegenden Fällen die Ehe 
für unauflöslich mußte erklärt werden. Das a. b. G. B. erklärt 
im $. 111. eine gemiſcht eingegangene Ehe für unauflöslich; ebenſo 
folgt aus demſelben §., daß im zweiten Falle: wenn zwei nichtka⸗ 
tholiſche Ehegatten katholiſch werden, hernach aber die Kirche wieder 
verlaſſen, die Ehe nicht kann aufgelöſt werden, weil ſie einmal 
den Charakter der katholiſchen erhalten hat. Daß kein 
Unrecht gegen die nichtkatholiſchen Confeſſionen darin liegt, folgt aus 
dieſen Gründen ebenſo als in dem Falle, wenn die Ehe von Katho— 
liken abgeſchloſſen wurde, und beide die Kirche verlaſſen. Wollte man 
anders urtheilen, ſo erklärte man alle Religionsbekenntniſſe für 
eine gänzlich indifferente Sache; eine Anſicht, welche ſchwerlich 
irgend ein Wohlgeſinnter auch nur wird aufkommen laſſen wollen, 
jedenfalls der Staat nie und nimmer adoptiren darf. Aber es 
kann und darf auch aus ſonſtigen inneren Gründen keine andere 
Beſtimmung getroffen werden. Das bisher geltende Geſetz erklärt, 
wie gezeigt, ſolche Ehen für unauflöslich; dieſes konnte und ſollte 
nicht aufgehoben werden. Im Intereſſe des Staates liegt es 
wahrhaftig nicht, die Trennung des Ehebandes zu begünſtigen, 
dadurch ſeine eigene Baſis zu erſchüttern. Welche Folgen das 
hat, beweiſt die ehegerichtliche Praxis in Preußen, wo ſeit Dezen— 
nien ein lauter Schrei des Entſetzens eine Abänderung der ent— 
ſetzlich leichtfertigen Scheidungstheorie fordert. Das hat ſich in 
Frankreich gezeigt, wo man ſchon unterm 8. Mai 1816 die Ehe 
wieder für unauflöslich erklären mußte. Und man bedenke: wäre 
nicht eine Auflösbarkeit in dieſen Fällen ein wahrer Hohn gegen— 
über der katholiſchen Kirche? Gäbe es eine Verfügung, welche 
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verletzender ſein könnte, denn eine ſolche, welche auf den Abfall 
von der katholiſchen Kirche als Prämie die Möglichkeit der Tren— 
nung einer läſtig gewordenen Verbindung ſetzte? Katholiken, die 
mit ihrer Ehe unzufrieden wären, brauchten ja nur ihre Kirche 
zu verlaſſen, und nichts ſtände der Trennung, der neuen Ehe ent— 
gegen. Daß ſolches aber nicht etwa leere Befürchtungen ſind, beweiſt 
ſattſam die notoriſche Thatſache, daß die überwiegende Mehrzahl 
der in Oeſterreich vorkommenden Abfälle von der katholiſchen Kirche 
den Zweck haben, eine ſonſt unmögliche Ehe einzugehen. Für den 
Nichtkatholiken aber liegt umgekehrt wahrhaftig kein Anreiz in dieſem 
Geſetze, katholiſch zu werden, weil ihn alsdann die unverrückt der 
Ehe ſakramentale und erhabene Stellung feſthaltende Legislation 
ergreift, es ſei denn, daß dieſe Staunen gebietende ſittliche Strenge 
ſeinen Geiſt feſſele. Schwerlich dürfte man aber in heutiger Zeit 
den Ernſt des Kirchengeſetzes für ein Mittel des Proſelytismus 
erachten. 


§. 58. 

Wird eine Ehe dadurch getrennt, daß der Eine Gatte vor 
Vollziehung derſelben die feierlichen Gelübde ablegt, fo ver: 
bleibt dem anderen bis zu feiner allfälligen Wiedervereheli— 
chung das Necht auf den anſtändigen Unterhalt. Die Ehe⸗ 
pacte ſind, in ſoweit darüber kein Vergleich dene wird, 
für beide Theile erloſchen. 


Dieſe Beſtimmung iſt eine durchaus klare und keiner wei— 
teren Motivirung bedürftige. Ueber die Sache ſelbſt laſſen ſich 
aus die 88 201 —204 der Anweiſung. Für den anderen im $. 21. 
der Anweiſung erwaͤhnten Fall, eine nicht durch den Beiſchlaf 
vollzogene Ehe aufzulöſen, bedurfte es keiner beſonderen Beſtim— 
mung im Ehegeſetze, weil derſelbe ein äußerſt ſeltener iſt (ſiehe 
mein Eherecht S. 426 fgg.), zudem meiſt unter ſolchen Verhält— 
niſſen eintritt, daß über die Bermögensverhältni ffe eine Auskunft 
leicht getroffen werden kann. 
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In den folgenden Paragraphen wird die Materie der Tren- 
nung von Tiſch und Bett (separatio a thoro et mensa), 
in der öſterreichiſchen Rechtsſprache techniſch die Scheidung 
genannt, während man mit dieſem Ausdrucke in der deutſchen 
Rechtsſprache auch die Trennung der Ehe dem Bande nach be— 
zeichnet, nach den verſchiedenen hierbei ſich ergebenden Fragen ge— 
ordnet. Auch hier mußten, wie bei der Frage nach der Gerichts— 
barkeit und Trennung des Bandes, nicht blos Feſtſetzungen über 
rein katholiſche Ehen getroffen werden, ſondern zugleich, obwohl 
es ſich um ein Ehegeſetz für die Katholiken handelt, diejenigen 
Fragen entſchieden werden, welche ſich aus der Umänderung katho— 
liſcher oder gemiſchter Ehen in nicht katholiſche und umgekehrt 
ergeben, weil dieſelben entweder direkt aus dem katholiſchen Cha- 
rakter der Ehen zu erledigen waren, oder auf deren Beurtheilung 
eine Rückwirkung äußern. Der Standpunkt der Beurtheilung mußte 
durchaus derſelbe fein, weil alle für die Art und Weiſe, wie die 
obigen Fragen zu erledigen ſeien, aufgebrachten Gründe auch hier 
ihre volle Geltung finden. Es iſt die Ehe kein blos oder doch vor— 
wiegend rechtliches, ſondern ein ſittliches durch die Religion ges 
heiligtes Verhältniß, welches als die Grundlage, weil die Quelle, 
der Geſellſchaft die wichtigſten rechtlichen Folgen herbeiführt. Sie 
iſt deshalb ein objectives, durch feſte Vorſchriften normirtes Ver— 
hältniß, das ſeinen genau beſtimmten Inhalt hat, ſich alſo durch— 
aus der Willkür der Parteien entzieht. Wer die Ehe ſchließt, 
muß dieſelbe ſo wollen, wie das objective Recht dies fordert; 
ein gegentheiliger Wille kann rechtlich nicht als vorhanden an— 
genommen werden. Nun gibt aber die Ehe nicht blos Rechte, 
ſondern legt ebenſoſehr Pflichten auf; den Gatten ſetzt das gött— 
liche Geſetz eine beſtimmte Lebensaufgabe, welche ſie gemeinſam 
zu erfüllen haben. Dieſe Gemeinſchaftlichkeit muß aber nicht darin 
allein beſtehen, daß eine Trennung des Bandes nicht ſtattfindet, ſie 
muß vielmehr auch als Prinzip die ſtete faktiſche Gemeinſamkeit 
einſchließen. Wenngleich es nun der Idee und dem Weſen der 
Ehe allerdings nicht abſolut widerſpricht, daß dieſe faktiſche Ge⸗ 
meinſchaft auch fortfallen kann, wenn nur die rechtliche Möglich— 
keit, ſie wieder herbeizuführen, beſtehen bleibt, weil ſchon das Leben 
an ſich ein örtliches ſtetes Verbundenſein nicht zuläßt: ſo kann doch 
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offenbar die Trennung der faktiſchen Gemeinſchaft, die Aufhebung 
des ehelichen Zuſammenlebens nicht in die Willkür der Gatten 
geſetzt werden, ſondern muß durch den Spruch des Richters erfolgen. 
So läßt auch die Kirche, in Berückſichtigung der Verhältniſſe, 
(ſ. S. 205 sqg. der Inſtruction) bald eine beſtändige Scheidung 
zu, deren Aufhebung nur der ſchuldloſe Theil zu fordern berechtigt 
iſt, bald nur eine zeitweilige. “) Hierbei wägt dieſelbe ab: ob es 
als das kleinere Uebel anzuſehen ſey, eine Scheidung zuzulaſſen 
oder das Zuſammenleben zu fordern? und erkennt deshalb allen 
Gründen, welche wirklich eine zeitweilige Trennung der Gatten 
rathſam machen, dieſe Wirkung zu. Sie weiſt aber, und mußte 
dies thun, nothwendig alle Scheidungsſachen vor den geiſtlichen 
Richter, weil die Ehe ein ungetheiltes Verhältniß iſt, bei welchem 
man nicht eine Seite nach ſtttlich- religiöſen, eine andere nach 
blos rechtlichen Begriffen normiren kann. Gerade die Milde, welche 
überhaupt den geiſtlichen Richter leiten muß, wird hier keinen 
wirklichen Grund unberückſichtigt laſſen. Es mußte ſomit die 
im a. b. G. B. ss. 103 - 107 zugelaffene einverſtänd⸗ 
liche Scheidung fallen, und iſt hinfort gefallen. Freilich 
wird dadurch das in großen Städten eingeriſſene Uebel nicht auf 
Einmal gehoben werden können, aber es iſt der Weg zum Beſſeren 
angebahnt. Dies haben übrigens die meiſten Geſetzgebungen an— 
erkannt. In keinem deutſchen Staate iſt eine einverſtändliche Schei— 
dung, wie die des a. b. G. B., zugelaſſen, ſelbſt wenn die Tren— 
nung der Ehe noch ſo leicht gemacht, und ſchon auf Grund der 
gegenſeitigen Einwilligung allein geſtattet iſt. Gewiß führt die 
Möglichkeit der Scheidung mit gegenſeitigem Willen den Keim 
zu einer vollſtändigen Lockerung aller Bande; denn um eine Ehe— 
trennung zu bewirken, wird Mancher doch in ſich gehen, zum 
Nachdenken kommen; die Freiheit der Scheidung werden Gatten, 
welche des religiös-ſittlichen Haltes entbehren, jederzeit begierig 
ergreifen, ſeie es auch nur um der äußeren Schranke überhoben 


) Die Möglichkeit dieſer iſt dogmatiſch ſtatuirt im canon 8. Sess. XXIV. 
de sacramento matrimonii Conc. Trid.: „Si quis dixerit, ecclesiam 
errare, quum ob multas causas separationem inter conjuges quoad thorum 
seu quoad cohabitationem ad certum incertumve tempus fieri posse 
decernit; anathema sit.“ 
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zu ſein, welche der öffentliche Anſtand ihrem Treiben ſetzt. Eine 
Trennung involvirt ſtets eine definitive Regelung der Vermögens— 
verhältniſſe, bringt die Einmiſchung der Gerichte, beſonders wenn 
Kinder vorhanden ſind, mit ſich u. ſ. f., während beiden oft daran 
gelegen fein kann, ſich, wie man leider im Leben fo häufig hört, 
„nicht mehr gegenſeitig zu geniren,“ ohne aber jene Folgen zu 
wünſchen. Das a. b. G. B. bot keine Schranke, weil es nicht 
einmal auf die Wahrheit des Abkommens über das Vermögen 
ankam, der Richter durchaus keine Prüfung vornehmen konnte. 
Auch der Code Napoléon verbot die einverſtändliche Scheidung, 
obwohl er die einverſtändliche Ehetrennung zuließ. In allen Ländern, 
wo nach dem Obigen die kirchliche Jurisdiction auch mit Nüd- 
wirkung auf die bürgerlichen Folgen beſteht, ſind in Scheidungs— 
ſachen die geiſtlichen Gerichte zuftändig.. 

Gatten, welche bereit ſind, ſich ohne rechtmäßigen Grund 
zu trennen, pflegen, wofern ſie ſich über die Geldfragen geeinigt 
haben, zur thatſächlichen Scheidung die Erlaubniß der Kirche 
ebenſowenig als die des Staates abzuwarten. Solches zu ver— 
hüten wird man auch in der Folge gleichwenig als bisher ein 
wirkſames Mittel haben; aber deshalb iſt gewiß auch die Gefahr, 
daß Menſchen, deren Abſonderung beſſer wäre, an einander ge— 
knüpft würden, an ſich keine ſo große. Zudem läßt ſich in Fällen, 
wo die perſönliche Sicherheit eine ſofortige Abſonderung erheiſcht, 
dieſe als eine polizeiliche Maßregel durch den ordentlichen Richter 
oder die Sicherheitsbehörden leicht bewerkſtelligen. Auch kann man 
nicht ſagen, daß im Allgemeinen Gründe eintreten können, welche 
ein Anſtellen der Scheidungsklage aus Rückſichten auf Ehre oder 
Familie verböten. Trennt ſich ein Gatte faktiſch, ſo wird das 
ebenfo gut in dem Kreiſe, worin man ſich um die Verhältniſſe 
der Ehegatten kümmert, bekannt, als wenn eine Scheidungsklage 
angeſtellt iſt, deren Ergebniß auch nicht in die öffentlichen Blätter 
geſetzt wird. Sollte es aber auch wirklich im Leben ſolche Fälle 
geben, ſo ſind dieſelben ſo ſelten, daß man unmöglich darum ſo 
wichtige Intereſſen preisgeben kann. Zudem iſt es in dem wich— 
tigſten Falle: wenn der Mann ſich von der Untreue der Frau über— 
zeugt hat, ſchon nach Kirchengeſetz erlaubt, ſich von ihr zu trennen, 
bevor er eine Klage anſtellt. Sicherlich iſt, ſobald man die frei— 
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willige Scheidung zuläßt, kein Mittel gegeben, der Willkür zu 
ſteuern, in der Ehe den ſittlichen Charakter aufrecht zu erhalten. 
Aus den hier und im Verlaufe der ganzen Darſtellung erörterten 
Gründen folgt zur Genüge, daß man die Scheidung nothwendig 
vor das geiſtliche Gericht verweiſen mußte zur Beurtheilung nach 
dem Kirchengeſetze. In Gleichem ergeben die nach §. 43. ausein- 
ander geſetzten Prinzipien, daß man für die Fälle, wo gemiſchte 
Ehen vorliegen, ganz nach den obigen Grundſätzen verfahren mußte. 
Ich kann mich deshalb auf die obige Darſtellung lediglich beziehen 
und bei der Betrachtung der nächſtfolgenden Paragraphen kurz 
faſſen. N | 

| | §. 59. 

Bei allen Ehen zwifchen Katholiken, dann bei Ehen zwi: 
ſchen einer katholiſchen und einer nichtkatholiſchen Perſon, 
wofern zur Zeit der Verehelichung wenigſtens Eine von beiden 
katholiſch war, muß der Gatte, welcher rechtmäßige Gründe 
zur Scheidung von Tiſch und Bett zu haben glaubt, ſeine 
Klage bei dem katholiſchen Ehegerichte anbringen. 


Der hier aufgeſtellte Grundſatz entſpricht genau dem bei 
§. 43. und 44. erörterten. Daß die Scheidung rein katholiſcher 
und gemiſchter Ehen, wenn ſie ſolche ſchon bei der Eingehung 
waren, vor das geiſtliche Gericht gehöre, ergibt ſich nach dem 
Obigen von ſelbſt daraus, daß eine ſolche unauflöslich iſt und 
durchaus unter dem katholiſchen Ehegeſetze ſtehen muß. Uebrigens 
würde, da die Unauflöslichkeit feſtſteht, in Betreff der Scheidung 
von Tiſch und Bett ſich keine Verſchiedenheit ergeben. Für den 
beſonderen Fall des §. 44. iſt auch betreffs der Scheidung con— 
ſequent eine analoge Beſtimmung getroffen im §. 66 und S. 67. 


8. 60. 


Auf Einſchreiten des Ehegerichtes hat die Perſonal⸗In⸗ 
ſtanz des geklagten Gatten der Gattin und den Kindern bis 
zur Entſcheidung der Sache den anſtändigen Unterhalt anzu⸗ 
weiſen. Uebrigens kann, wenn und wie immer ein Gatte durch 
das Zuſammenleben mit dem auderen dringend gefährdet tft, 
der ordentliche Richter, und nach Geſtalt des Falles auch die 
Sicherheitsbehörde demſelben auf ſein Anſuchen einen abgeſon⸗ 
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derten Wohnort geſtatten; doch iſt das Ehegericht von der 
getroffenen Verfügung ſogleich in Kenntniß zu ſetzen. 


Nach dem im . 52. feſtgeſtellten Grundſatze über die Grenzen 
der kirchlichen und civilen Competenz gehört die Anweiſung des 
Unterhaltes nothwendig vor den ordentlichen Richter. Die Ge— 
ſtattung eines abgeſonderten Wohnortes, ſo oft ſich dies als er— 
forderlich zeigt, iſt eine Pflicht der öffentlichen Sicherheit; daß 
eine Anzeige hiervon beim Ehegerichte ſtattfinde, hat ſeinen inneren 
Grund darin, daß dieſes überhaupt, wenn geklagt wird, den Wohn- 
ort kennen, ſodann auch wiſſen muß, ob die Trennung eine be— 
rechtigte geweſen ſeie. Durch die Verfügung ſelbſt iſt allen und 
jeden Gefahren vorgebeugt; denn in jedem Orte beſteht eine Sicher— 
heitsbehörde. Sollte aber eine plötzliche Entfernung nöthig ſein, 
ſo würde auch die Zuläſſigkeit der einverſtändlichen Scheidung 
nichts helfen; der bedrohete Gatte muß entfliehen, und nachträglich 
dem Richter oder Sicherheitsbeamten die Anzeige machen, damit 
dieſer Obſorge treffe, und ihn berechtige, abgeſondert zu wohnen. 
Gegen andere plötzlich auftretende Gewaltthaten des einen Gatten, 
wenn keine Hülfe da, oder zum Entweichen keine Zeit mehr tft, 
kann kein Geſetz den anderen ſchuͤtzen, weil man unmöglich den 
Gatten ſtets einen Sicherheitsdiener zur Seite ſtellen, noch fte ſtets 
bewachen laſſen kann. Gegen Verbrechen gibt es überhaupt außer 
Strafen kein Mittel. Bemerkt der Gatte die wachſende feindſelige 
Stimmung, fo wird ihm die Abſonderung ſticher ſtets geſtattet 
werden, und auch eine Ueberwachung ſtattfinden. 


$. 61. 


Das zuſtändige Ehegericht hat in jedem auf Scheidung lau⸗ 
tenden Erkenntniſſe auszudrücken, ob und in wie weit beide 
Ehegatten oder Einer derſelben Schuld tragen. 


§. 62. 
Die ausgeſprochene Scheidung iſt von dem geiſtlichen Ge⸗ 
richte der Perſonal⸗-Inſtanz der Gatten mitzutheilen, und 


bringt alle Rechtswirkungen hervor, welche nach den beſtehen⸗ 
den Geſetzen durch die gerichtliche Scheidung begründet werden. 


Hier iſt ganz derſelbe Grundſatz maßgebend geweſen, welchen 
§. 49. und 51. für die Ungültigkeit aufſtellen. Eine Mittheilung 
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des Erkenntniſſes an den Landeschef iſt nicht erforderlich, weil hier 
keine Gründe vorliegen, das Erkenntniß amtlich geltend zu machen, 
indem die ſtreitenden Theile ja nicht einmal davon Gebrauch zu 
machen verpflichtet ſind, und es ſich deshalb nur um vermögens— 
rechtliche Wirkungen handelt, deren Beurtheilung vor den ordent— 
lichen Richter gehört. N 

Daß die geiſtlichen Ehegerichte ſowohl mit den politiſchen 
Behörden, als mit den Gerichten im Kommunikationswege verkehren, 
ergibt ſich aus ihrer gegenſeitigen von einander unabhängigen 
Stellung von ſelbſt. Weder eine Behörde noch ein Gericht hat 
ihnen alſo Befehle zu ertheilen, ſondern muß, wenn es eine Aus— 
kunft u. ſ. f. haben will, dieſelben erſuchen. Ein Gleiches ergibt 
ſich für den umgekehrten Fall. 


§. 63. 


Nachdem auf Scheidung erkannt worden iſt, ſoll der Rich⸗ 
ter den Verſuch machen, die Streitigkeiten, welche über die Ab⸗ 
ſonderung des Vermögens, die Verſorgung der Kinder, oder 
andere Forderungen entſtehen, durch Vergleich beizulegen. 
Sind die Parteien zu einem Vergleiche nicht zu bewegen, ſo 
hat er ſie zu dem ordentlichen Verfahren anzuweiſen, inzwi⸗ 
ſchen aber der Gattin und den Kindern den anſtändigen Un⸗ 
terhalt auszumeſſen, oder auch die ſchon getroffene Beſtim⸗ 
mung bis zur Beendigung des Rechtsſtreites zu erſtrecken. 


Ein ſolcher Vergleichsverſuch liegt in der Natur des Ver— 
hältniſſes und wird in den meiſten Fällen die Wirkung haben, 
weitläufige Prozeſſe zu vermeiden. Der Satz iſt mit Recht aus 
§. 117 a. b. G. Bi's beibehalten. 


2 S. 64. 

Hinfichtlich der Eutſchädigungsauſprüche und aller das 
Vermögen betreffenden Streitigkeiten, welche durch die Un⸗ 
giltigerklärung einer Ehe oder durch die Scheidung von Tiſch 
und Bett veranlaßt werden, ſteht es den Parteien frei, das 
Ehegericht zum Schiedsgerichte zu wählen. 

Ueber einen ſolchen Vergleich muß ſtets eine Urkunde 
aufgeſetzt werden, und wenn dieß beobachtet worden iſt, ſo 
kann kein Theil ohne Bewilligung des anderen zurücktreten. 
Doch bedürfen Minderjährige zu dem Vergleiche der Genehm⸗ 
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haltung ihres Vaters oder Vormundes und der Vormund⸗ 
ſchaftsbehörde. Von dem ſchiedsrichterlichen Ausſpruche fin⸗ 
det keine Berufung Statt; es kann aber eine Klage auf 
Nichtigkeit vor dem ordentlichen Richter angeſtellt werden. 


Dieſe Beſtimmung reihet ſich an die vorhergehende eng an. 
Iſt es einmal Wille des Geſetzes, wo möglich einen Vergleich 
herbeizuführen, ſo iſt es das Beſte, die Parteien zu ermächtigen, 
denſelben auch vor dem Ehegerichte abſchließen zu dürfen. Solches 
hat für ſie einmal den Vortheil der Zeit- und Koſten-Erſparniß; 
ſodann iſt oft der geiſtliche Richter weit eher ſelbſt in der Lage, 
ſolche Vergleiche zu bewirken, ſchon wegen des Umſtandes, daß 
ihm ſeine Beſchäftigung mit einem Gegenſtande erlaubt, weit län— 
ger ſich mit der Sache zu befaſſen und den Parteien an der Hand 
des Civilgeſetzes die Folgen vorzuſtellen, als dies beim Civilrichter 
der Fall ſein könnte. Hierzu kommt der Umſtand, daß in den 
ſ. g. ungariſchen Ländern feit deren Chriſtianiſirung bis auf das 
Jahr 1852 alle Vermögensfragen, welche ſich bei Anlaß von Ehe— 
ſtreitigkeiten ergaben, von den geiſtlichen Gerichten abgeurtheilt 
wurden, und daß man dort den ſehnlichen Wunſch hegt, wenig— 
ſtens dann, wenn die Betheiligten es wünſchen, dieſelben dem 
Ehegerichte überlaſſen zu ſehen. Daß hierdurch dem Intereſſe 
der Parteien nicht geſchadet wird, geht ſchon aus dem Rechte zum 
Vergleiche überhaupt und ſodann daraus hervor, daß die wenigen 
civilen Beſtimmungen, auf welche es hier ankommt, gegenüber 
den wichtigen Fragen und Vorſchriften, nach denen in den eigent- 
lichen Eheſachen zu erkennen iſt, beinahe nicht in Betracht kom⸗ 
men, jedenfalls im Vergleiche mit jenen für das Erfaſſen und 
Anwenden keine größeren Schwierigkeiten darbieten. Einerſeits 
alſo im reinen Intereſſe der Parteien, andererſeits mit Rückſicht 
auf die Verhältniſſe Ungarns iſt dieſe Beſtimmung getroffen. Sollte 
ſie aber in beiderlei Beziehung einen reellen Vortheil darbieten, 
fo mußten die ſchiedsrichterlichen Ausſprüche nach anderen Grund: 
ſätzen, als denen der Gerichtsordnung II. Theils 8. 270 bis 274 
beurtheilt werden, widrigenfalls man auch nicht einmal im Ehe— 
geſetze hätte eine Erwähnung zu thun brauchen, weil ſich die Ver⸗ 
gleichsfreiheit innerhalb der Schranken der allgemeinen geſetzlichen 
Beſtimmungen überhaupt (alſo nach SS. 1380 1391 a. b. ©- 
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B. für den eigentlichen Vergleich, und für die Beſtellung eines 
Schiedsrichters nach den citirten §§. der Gerichtsordnung) von 
ſelbſt verſtanden hätte, und zudem im Ehegeſetze das Wünſchens— 
werthe eines Vergleichs in den SS. 47, 48, 63, 70, (wie auch 
im a. b. G. B. ss. 117, 1264) hinlänglich ausgeſprochen war. 
Daher wird den Parteien die Pflicht auferlegt, 
den Ausſpruch des Schiedsrichters auch dann zu 
vollziehen, wenn fie nicht ausdrücklich ſich ver- 
einigt haben, es bei demſelben bewenden zu laſſen. 
Wer ſich dies nicht gefallen laſſen will, der ſchließe keinen Ver— 
gleich, durch welchen die Vermögensſtreitigkeiten vor das Ehege— 
richt gebracht werden. Nur wenn die Parteien einmal erklärt 
haben, das Ehegericht als Schiedsgericht anerkennen zu wollen, 
ſteht es nicht mehr in ihrer Macht, den Spruch zu verwerfen. 
Von ſelbſt verſteht ſich, daß die Ehegerichte verpflichtet ſind, ſich 
dieſem Schiedsſpruche zu unterziehen (Inſtr. §. 244.), was ſich ſchon 
aus dem canoniſchen Rechte ergibt, welches die Vermögensfragen 
als Nebenpunkte vor ſie weiſt. Denn hat man ihnen auch mit 
voller Berechtigung hierzu dieſes Recht Seitens des Staates ent— 
zogen, ſo iſt jedenfalls die Pflicht geblieben, wenn man es ihnen 
gibt, demſelben nachzukommen. So iſt Alles in den Willen der 
Parteien geſetzt, denen es ja überhaupt freiſteht, ſich zu einigen. 
Die Aufnehmung einer legalen Urkunde wie der Conſens bei Mino— 
rennen verſtehen ſich von ſelbſt. Eine Berufung im eigentlichen 
Sinne findet bei einem ſchiedsrichterlichen Ausſpruche ohnehin nicht 
ſtatt; der Geſetzgeber hat nur deshalb die Berufung ausdrücklich 
ausgeſchloſſen, damit ſich nicht das Mißverſtändniß einſchleiche, als 
könne man auch in dieſer Beziehung an die zweite Inſtanz in 
Eheſachen Berufung einlegen. Selbſtverſtändlich findet alſo aus 
einem ſolchen Spruche die gewöhnliche Execution ſtatt. Mit Ab— 
ſicht hat man die Klage auf Nichtigkeit zugelaſſen, weil dieſelbe 
weiter iſt als die actio doli, welche dem Verfaſſer von §. 273. 
der Gerichtsordnung bei ſeinem „außer dem Falle des offenbaren 
Betruges“ unſtreitig vorſchwebte. 

Es dürfte nicht unzweckmäßig ſein, auf dieſen Punkt näher 
einzugehen, und deshalb die Beſtimmungen der allg. URN 
nung mitzutheilen. 
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§. 270. Den ſtreitenden Parteien ſteht es frei, ſich auf einen 
Schiedsrichter zu vergleichen; doch ſoll ein ſolcher Vergleich nicht 
giltig ſein, er ſei denn ſchriftlich errichtet worden; ſodann aber 
kann kein Theil ohne Einwilligung des anderen davon zurücktreten. 

5. 271. Niemand iſt ſchuldig, das Amt eines Schiedsrich— 
ters über ſich zu nehmen; wer es aber angenommen hat, iſt ſchul— 
dig, die Streitſache zu entſcheiden. 

§. 272. Der Schiedsrichter ſoll die Wir über welche 
die Parteien einig geworden ſind, beobachten; wenn ſie aber ihm 
keine vorgeſchrieben hätten, ſo wäre er an dieſe Gerichtsordnung 
gebunden. | 

§. 273. Wenn die Parteien ausdrücklich es bei dem Aus⸗ 
ſpruche des Schiedsrichters bewenden zu laſſen bedungen, und ſich 
aller Beſchwerdeführung begeben haben, fo find fie ſchuldig, deſſen 
Ausſpruch zu vollziehen, und ſoll kein Theil, außer dem Falle 
eines offenbaren Betruges, dawider gehört werden. 

F. 274. Hätten fie ſich aber der Beſchwerdeführungen aus— 
drücklich nicht begeben, ſo ſtünde jedem Theile frei, nach dem er⸗ 
gangenen Ausſpruche die Streitſache bei dem ordentlichen Richter 
anhängig zu machen, und ohne Rückſicht auf den Ausſpruch des 
Schiedsrichters abzuführen, doch ſoll er es binnen vierzehn Tagen 
nach dem zugeſtellten Ausſpruche anbringen, widrigens nicht mehr 
gehört werden.“ — 

Die Schriftlichkeit von §. 270 tritt ohnehin beim geiſtlichen 
Gerichte ein; §. 271 erledigt ſich durch das vorher Geſagte; 
§. 272 entfällt, weil für das geiſtliche Gericht eine beſondere 
Ordnung beſteht, von welcher der geiſtliche Richter nicht abgehen 
kann; $. 273 ift durch den F. unſeres Geſetzes abgeändert, mit 
ihm auch $. 274. Zweifelsohne iſt die im §. 64. geſtattete Nich- 
tigkeitsklage das Rechtsmittel, welches Ss 262266 der 
allg. Gerichtsordnuung geben. Es gehört dieſes aber bekanntlich 
zu den ſchwierigſten Punkten des öſterr. Civilprozeſſes, ſo daß 
eine Abhandlung darüber: wann aus $. 64. die Nichtigkeitsklage 
zuläſſig waͤre? und welche Vorausſetzungen ſie haben müßte? 
wünſchenswerth erſcheint. Ich glaube im Intereſſe der Sache zu 
handeln, wenn ich hier meine Anſicht kurz äußere. Ich glaube, daß 
mit Rückſicht auf die im Vorhergehenden und in der Natur der 
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Sache liegenden Gründe die Nichtigkeitsklage zuläſſig iſt, wenn 
a) gegen etwaige Verabredungen der Parteien über das Vermögen, 
alſo gegen die Lage der Akten, b) gegen die Beſtimmungen des a. b. 
G. B. — ſoweit nicht die Parteien von denſelben abgegangen ſind — 
erkannt wäre. Ebenſo träte dieſelbe ein c) bei Inkompetenz und d) 
bei mangelhafter Beſetzung des Gerichts (wenn alſo gegen §. 96—104 
der Inſtruction für die geiſtl. Gerichte (vergl. Gerichtsordn. § 265.) 
erkannt wäre, e) wenn die väterliche u. ſ. f. Genehmigung fehlte, 
f) der Mandatar nicht zum Vergleiche beauftragt war. Daß aus 
inneren Mängeln, z. B. wegen Betrugs, dieſelbe auch zuläſſig iſt, 
ergibt ſich von ſelbſt. In Betreff der Friſt für die Anbringung 
dürfte der Termin von §. 274. der allg. Gerichtsordnung einmal 
als der sedes materiae, und ſodann deshalb Platz greifen, weil 
dies Rechtsmittel ea nur an die Stelle des dort genannten 
ad iſt. 4 ö 


§. 65. 
Wenn die geſchiedenen Ehegatten ſich wieder vereinigen, 
ſo wird das geiſtliche Gericht die e eee 
hievon in Kenntniß ſetzen. 


Nach der Natur der Sache kann man die freiwillige Wie⸗ 
dervereinigung nicht verbieten, ſondern nur wünſchen; die Anzeige 
derſelben beim Ehegerichte und durch dieſes beim Civilgerichte iſt 
im Intereſſe der öffentlichen Ordnung nicht minder, als etwaiger 
nach der faktiſchen Wiedervereinigung zu erzeugender Kinder unbe— 
dingt nothwendig. Denn fände ſie nicht ſtatt, ſo könnte ja ſolchen 
Kindern ihre Kindſchaft leicht beſtritten werden, weil nach der 
vollzogenen Trennung jede Vermuthung des ehelichen Gemeinle— 
bens und damit der Vaterſchaft entfällt Denſelben Grundſatz 
hat $. 110 des a. b. G. B. | 


— 


8. 66. 


Wenn von zwei Perſonen, welche ſich als nichtkatholiſche 
Chriſten geehelicht haben, die Eine in die katholiſche Kirche 
eintritt, ſo hat jeder Theil ſeine allfällige Scheidungsklage 
bei dem Ehegerichte anzubringen, welchem er in Folge ſeines 
Religionsbe kenntniſſes unterſteht. Auch kann der nichtkatho⸗ 

8 
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liſche Theil nach den Vorſchriften des Ehegeſetzes, dem er 
unterworfen iſt, die Trennung des Ehebandes bei ſeinem 
Ehegerichte verlangen. Beſchwerden wegen verweigerten 
oder eigenmächtig aufgehobenen Zuſammenlebens gehören 
vor das Ehegericht des Geklagten. 


§. 67. 

Das rechtskräftige, auf Scheidung oder Trennung lau⸗ 
tende Urtheil des Ehegerichtes Eines Gatten iſt für beide 
Theile entſcheidend. Die von dem Ehegerichte des nichtkatho⸗ 
liſchen Gatten ausgeſprochene Trennung der Ehe dem Bande 
nach hat jedoch für den katholiſchen Theil in Betreff der 
ehelichen Lebensgemeinſchaft nur die e der lebens⸗ 
länglichen Scheidung von Tiſch und Bett. 


8. 68. 

Wenn das katholiſche Ehegericht auf lebens längliche 
Scheidung von Tiſch und Bett erkennt, fo kann der nicht⸗ 
katholiſche Theil auf Grund dieſes Urtheiles bei feinem 
Ehegerichte um Trennung des Ehebandes nachſuchen. Er 
kann jedoch zu keiner neuen Ehe ſchreiten, bevor die Tren- 
nung von feinem Ehegerichte ausgeſprochen worden iſt. 

§. 69. 3 

Iſt in dem urtheile des katholiſchen Ehegerichtes der 
nichtkatholiſche Gatte als ſchuldtragend an der Scheidung 
bezeichnet worden, ſo hat auf deſſen Anſuchen über die That: 
ſache der Schuld, in ſoweit darauf Vermögensanſprüche ge: 
gründet werden, der ordentliche Nichter zu erkennen. 
Dieß gilt auch in dem Falle, wenn über die Klage des 
nichtkatholiſchen Theiles das geiſtliche Ehegericht desſelben 


den katholiſchen Theil als ſchuldtragend an der Scheidung 
oder Arehnung der Ehe erklärt hat. 


7 


Alle hier ausgeſprochenen Sätze Be durchaus auf Er 
ſelben eee und Motiven, welche bei §S. 44. 45. 46. 47. 
verbunden mit 8. 43. dargelegt ſind. Sie gehen von dem dort 
feſtgeſtellten Satze aus: daß einmal jeder Theil nur dem für ihn 
kompetenten Gerichte unterworfen werden ſoll, deshalb, wo ein 
beſtimmtes aufgeſtellt werden muß, dies das Gericht des Beklag⸗ 
ten iſt (actor sequitur forum rei), — ſodann daß es haupt⸗ 
ſächlich darauf ankommt, welchen Charakter die Ehe zur Zeit der 
Eingehung hatte; dieſer iſt unbedingt maßgebend, ſo lange er 
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bleibt. Endlich müſſen die verſchiedenen Wirkungen, welche die 
confeſſionellen vom Staate anerkannten Grundſätze herbeiführen. 
können, ganz nach den. obigen Grundſätzen beurtheilt werden. So 
läßt §. 66. die Competenz beider Gerichte zu; für den Nichtkatho⸗ 
liken iſt nach ſeinen Religionsgrundſätzen das Urtheil auf Ehe— 
trennung möglich (S. 66.), während für den Katholiken nur die 
Scheidung eriſtirt. Hieraus folgt von ſelbſt, daß, wenngleich die 
rechtskräftige Sentenz des Ehegerichtes für einen Gatten bindend 

iſt, für den anderen doch den religiöſen Differenzen Rechnung ge— 
tragen werden mußte. Somit kann ein auf Trennung der Che 
nach dem Bande lautendes Urtheil für den Katholiken nur die 
Wirkung der Scheidung von Tiſch und Bett auf unbeſtimmte (le— 
benslängliche) Zeit herbeiführen (S. 67.) umgekehrt muß der 
Nichtkatholik das Recht haben, auf Grund eines Erkenntniſſes der 
lebenslänglichen Scheidung von Tiſch und Bett Seitens des katho— 
liſchen Ehegerichts bei dem ſeinigen die Trennung des Bandes zu 
verlangen (S. 68.). — Letzteres iſt um ſo richtiger, als alle nicht 
katholiſchen Confeſſionen wegen Ehebruchs und dem gleichſtehender 
ſinnlicher Verbrechen die Ehe vom Bande trennen, während die 
katholiſche Kirche nur aus dieſem einen Grunde die bele ge 
Trennung von Tiſch und Bett ausſpricht. *) 


Ausgezeichnet ift der Grundſatz des §. 69. Es ſoll durch⸗ 
aus jedem Theile ſein Recht, jeder Schein von Parteilichkeit ver⸗ 
mieden werden. Um dies ſicher zu erreichen, hat das Geſetz, weil 
das Scheidungsurtheil nothwendig ausſprechen muß: wer Schuld 
trage, den Spruch des einen Gerichtes hierüber nicht für bindend 
erklärt in Betreff des anderen Theiles. Hegt der fremde Con— 
feſſionsverwandte kein Mißtrauen in den Ausſpruch des Gerichtes, 
ſo wird er ſich nicht an den ordentlichen Richter wenden; im an— 
dern Falle entſcheidet, ſoweit es auf die Schuld betreffs der Ver— 


— — — 


) D. h. dieſe iſt in ſofern beſtändig, als der Unſchuldige, fo lange er 
dies iſt, nicht verpflichtet iſt, die Gemei nſchaft wieder zu beginnen, wohl 
aber dies fordern kann; ebenſo können Beide ſich mit ihrem Willen 

ſtets wieder vereinigen. Man ſollte deshalb nach dem obigen Kanon 
des Trienter Concils rich tiger ſtets 8 auf unbeſtimmte 

Zeit ſagen. 5 a 

g% 


116 ! Scheidung gem. Ehen. Bürgerl. Folgen, 


mögensanſprüche ankommt, der ordentliche Richter. So iſt jeder 
Ruf über Parteilichkeit unmöglich; denn wenn ein Gatte ſich be— 
ruhigt, ſo kann er vernünftigerweiſe ſich nie mehr beklagen. Auf 
ſolche Weiſe iſt bei einer gemiſchten Ehe für den nicht katholiſchen 
Theil in der ganzen Monarchie eine doppelte Prüfung möglich: 
einmal beim katholiſchen Ehegerichte, ſtets beim Civilgerichte, 
während für den katholiſchen Theil außer Ungarn u. ſ. f. und 
Siebenbürgen nur eine Prüfung durch den Civilrichter ſtattfindet, 
wenn der nicht katholiſche Theil geklagt hat. Eine Verletzung der 
Katholiken liegt hierin nicht, weil der ordentliche Richter gewiß 
nicht Partei iſt, hier auch nur Grundſätze anwendet, welche mit 
denen der nicht katholiſchen Confeſſionen ſtimmen. f 
Uuoeber urſprünglich gemiſcht eingegangene Ehen bedarf es 
keiner beſonderen en wie aus dem 8 59. hervorgeht. | 


8. 70. 


Kommt zwiſchen den Ehegatten in Beziehung auf ihre 
Vermögensverhältniſſe kein Vergleich zu Stande, fo finden 
die Beſtimmungen der SS. 1264 oder 1266 des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches Statt, je nachdem beide Ehegatten 
nur als von Tiſch und Bett geſchieden zu betrachten ſind, 
oder die Ehe rückſichtlich des nichtkatholiſchen Gatten ge⸗ 
trennt iſt. In letzterem Falle kann auch der katholiſche Theil, 
obgleich er für ſchuldlos erkannt wurde, auf die geſetzliche 
Erbfolge (S. 757—759 des allgemeinen Wie Geſetz⸗ 
buches) 9 Anſpruch ir | 


Im Ganzen iſt dieſe Wb undung eine are, ſe daß nur 
Einzelnes zu beleuchten iſt. * 

Von ſelbſt verſteht ſich, daß 8 64. feine volle eee 
auch hier findet Freilich iſt eine ſolche Unterwerfung unter das 
Schiedsgericht unnöthig, wenn das ordentliche Gericht erkennt. 
Indeſſen iſt ja leicht möglich, daß ein Theil ſich dem Spruche 
des Ehegerichtes über die Schuld fügen will, obwohl es nicht das 
Gericht ſeiner Confeſſionsverwandten iſt; in dieſem Falle wird 
alſo die Frage praktiſch wichtig. 

Einer beſonderen Begründung ſchein die Beſtimmung z zu 
bedürfen, daß der katholiſche Theil, wenn für den nicht katholiſchen 
die Ehe dem Bande nach getrennt wird, obgleich er für 
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ſchuldlos erkannt wurde, auf die gefegliche Erbfolge keinen 
Anſpruch machen könne. Indeſſen werden wenige Worte dieſe 
Beſtimmung als nothwendig und begründet erſcheinen laſſen Die 
geſetzliche Erbfolge findet nur ſtatt in Folge des Todes, wenn bis 
dahin die Ehe beſteht. In unſerem Falle beſteht nun freilich die 
Ehe für den Katholiken nach ſeinen Religionsgrundſätzen vor Gott 
und feinem Gewiſſen. Weil der Staat dieſe Grundfäge anerken— 
nen muß und anerkennt, iſt er auch durch die Staatsgeſetze ge⸗ 
halten, ſich für gebunden zu erachten. Anders bei dem Nichtfatho- 
liken; ihm iſt das Band der Ehe getrennt; auch dieſes erkennt. 
der Staat an, weil er überhaupt deſſen Religionsübung zuläßt. 
Somit muß die Ehe in Betreff der bürgerlichen Folgen für getrennt 
angeſehen werden. Weil nun ſelbſt der ſchuldloſe getrennte Gatte 
auf die geſetzliche Erbfolge keinen Anſpruch hat, weil in Rückſicht 
auf den Mitgatten der katholiſche Theil bürgerlich für getrennt 
angeſehen wird: ſo kann von einer geſetzlichen Erbfolge deſſelben, 
da die Unauflöslichkeit der Ehe nur nach dem Kirchenrechte für 
ſein Gewiſſen beſteht, ſelbſt im Falle der Schuldloſigkeit keine Rede 
ſein. Die im Geſetze ee a. §§. des a. b. G. B. reichen 
ſomit vollſtändig aus. 

Wenn irgend ein Gegenſtand, ſo iſt gerade der vorliegende 
geeignet, zu beweiſen, daß das Civilgeſetz nur dann konſequent 
und richtig verfahren kann, wenn es nicht das ihm eigenthüml iche 
Gebiet überſchreitet, ſondern dasjenige, was auf die Würdigung 
der Ehe vor Gott und dem Gewiſſen Bezug hat, dem Kirchen— 
geſetze — vorausgeſetzt daß dieſes auf Selbſtſtändigkeit Anſpruch 
macht, wie das mit dem katholiſchen der Fall iſt, — überläßt. 
Das iſt auch der einzig mögliche Weg, wie ich bereits anderwärts 
dargethan habe, auf dem in einem Staate ſicher zu wandeln ift, 
der nicht eine Religion ſondern mehre anerkennt oder duldet. 
Jedes andere Verfahren kann nur Snfonfequenzen und Härten 
herbeiführen. 


8. 71. 


Hat das geiſtliche Gericht auf Einſchreiten des katholi⸗ 
ſchen Theiles die Scheidung auf unbeſtimmte Zeit erkannt, 
und iſt nach Ablauf von mehr als drei Jahren noch keine 
Ausſicht vorhanden, daß der katholiſche Gatte in die Wieder⸗ 
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vereinigung einwilligen werde, ſo kann der nichtkatholiſche 
Theil bei ſeinem Ehegerichte die Trennung nachſuchen. Hat 
derſelbe aber zu der Scheidung durch eine Handlung Anlaß 
gegeben, welche den ſchuldloſen katholiſchen Theil, wofern 
er nicht in die katholiſche Kirche eingetreten wäre, zur Klage 
auf Trennung oder auf Scheidung von Tiſch und Bett be⸗ 
rechtiget hätte, ſo ſind nach erfolgter Trennung die Vermö⸗ 
geusverhältniſſe fo zu ordnen, als trüge der nichtkatholiſche 
Gatte an der Trennung Schuld. Sonſt ſind die Vermögens⸗ 
fragen nach dem erſten Abſatze von §. 1266 des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches zu behandeln; wofern aber Um⸗ 
ſtände obwalten, welche die Weigerung, ſich wieder zu ver⸗ 
einigen, rechtfertigen, und der katholiſche Theil kein zu ſei⸗ 
nem anſtändigen Unterhalte ausreichendes Vermögen beſttzt, 
fo hat der nichtkatholiſche demſelben nach Maßgabe feines 
Vermögens einen jährlichen Betrag zu entrichten, welchen 
der ordentliche Richter nach billigem Ermeſſen feſtſetzen wird. 


In dem den vorhergehenden Paragraphen zu Grunde liegenden 
Sinne iſt offenbar auch dieſe Entſcheidung getroffen. Freilich kann 
auf dieſe Weiſe der katholiſche Theil leicht Zeitlebens zum ledigen 
Stande gezwungen ſein, während der andere zu einer neuen Ehe 
ſchreitet. Allein dieſe äußerlich allerdings für die Katholiken ver— 
letzende Beſtimmung ließ ſich nicht vermeiden. Denn dem katho— 
liſchen Ehegerichte (und daſſelbe war ja nach dem a. b. G. 
B. der Fal!) iſt es nicht möglich, wegen aller möglichen Gründe 
auf beſtändige Trennung zu erkennen. Die nichkatholiſchen Con— 

feſſionen kennen theils die Scheidung auf unbeſtimmte Zeit nicht, 
theils berechtigen ſie, wenn ſich nach Ablauf einiger Zeit zeigt, daß 
eine Wiedervereinigung nicht zu erwarten ſteht, auf Trennung des 
Ehebandes anzutragen. Um dieſen confeſſionellen Anſchauungen 
gerecht zu werden, hat man den Weg des Geſetzes eingeſchlagen. 
Aber, wird Mancher ſagen, das iſt offenbar eine Berückſichtigung 
der Nichtkatholiken auf Koſten der Katholiken, von welcher das 
bürgerliche Geſetzbuch keine Spur hat, indem es über den im S. 66. 
bis 72. vorkommenden Fall nichts ſagt. Freilich hat man auf den 
katholiſchen Theil hierbei gegenüber dem anderen eine unendlich 
geringere Rückſicht genommen. Gleichwohl ſehe ich kein Unrecht 
hierin. Denn einmal iſt zu bedenken, daß vom §. 66. an bis auf 
den vorliegenden einſchließlich nur die Scheidung in dem Falle 
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regulirt wird, wenn von zwei anfänglich nicht katholiſchen Gatten 
Einer katholiſch wird.) In dieſem Falle aber kann unmöglich der 
Staat den nichtkatholiſchen Theil empfinden laſſen, daß die Ehe 
ohne ſeine Schuld ihren früheren Charakter nicht mehr habe; er 
muß vielmehr dem Nichtkatholiken ſeine Rechte laſſen, den katholiſch 
Gewordenen aber nach den katholiſchen Grundfägen, beurtheilen, 
indem dieſer Solches durch ſeine Converſion ſelbſt zu verlangen 
berechtigt und verpflichtet iſt. Sodann iſt gewiß dem katholiſch Ge⸗ 
wordenen das auf dieſe Art anſcheinend gebrachte Opfer nicht zu 
geringe, weil man nur anzunehmen berechtigt iſt, daß eine Con⸗ 
verſton nicht ohne die innigſte Ueberzeugung ſtattfinde, zumal ſie 
offenbar dem leichten Sinne keinerlei Reiz bietet. Was endlich 
das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch betrifft, ſo hat dieſes freilich 
keine derartige Beſtimmung, weil es überhaupt ſehr unvollſtändig 
in Betreff des Eherechtes war, und nur die Aufangs gemiſcht 
eingegangenen Ehen in Hinſicht der Eingehung und Auflöſung 
beurtheilt. Hiervon liegt der Grund ſowohl darin, daß man zu 
jener Zeit, wo man der katholiſchen Kirche wenig Rechnung trug, 
umſoweniger geneigt war, die auf andere Confeſſionen bezüglichen 
Verhältniſſe einer genauen Prüfung und Feſtſtellung zu unterzie⸗ 
hen, — als ganz beſonders in dem Umſtande, daß die Zeit der 
Redaction und der Publikation eine ſolche war, in der auf religiöſem 
Gebiete ein ſolcher Indifferentismus herrſchte, zudem die katholiſche 
Kirche mit jedem Jahre ſo ſehr aus ihrer rechtlichen Stellung 
gedrängt war daß Converſionen zu den ungewöhnlichſten Dingen 
gehörten, und man deshalb auf f dieſelben keine lden Aae 
zu nehmen ſich veranlaßt ſah. 

Die rein vermögensrechtlichen Diſpoſitionen unſerksß 8 finden 
ihre Begründung in dem Vorhergehenden, ganz beſonders aber 
im §. 47. und 48., deſſen Grundſatz aus gleichen Urſachen hier 
offenbar auf den katholiſchen Theil der Gerechtigkeit und Billig— 
keit halber übertragen werden mußte, 1 


) Denn für den Fall einer gleich Anfangs zwiſchen einer katholiſchen 

und nichtkatholiſchen Perſon eingegangenen Ehe gilt §. 59. Hätte man 

für dieſe auch die Grundſätze von §§. 66 ff feſtgeſtellt, ſo läge darin 
offenbar eine ſchreiende Verletzung der Katholiken. 


20 Wiedervereinigung. 


. 72. 


Wünſchen die Ehegatten, nachdem das Ehegericht des 
nichtkatholiſchen Theiles die Trennung ausgeſprochen hat, 
ſich wieder zu vereinigen, ſo haben ſie ihren Entſchluß bei 
dem Ehegerichte des katholiſchen Theiles anzuzeigen und von 
dem Ehegerichte, welches die Trennung ausgeſprochen hat, 
die Aufhebung ſeines Erkenntniſſes zu erwirken. Sobald dieß 
geſchehen iſt, treten alle bürgerlichen Wirkungen der Ehe von 
neuem in Kraft; nur leben die früheren Ehepacte nicht 
wieder auf. 

Von der Wiedervereinigung iſt der ordentliche Richter 
in Kenntniß zu ſetzen. a 


Gegen dieſen Satz läßt ſich gewiß nichts einwenden. Fur 
den Katholiken iſt die Ehe nicht getrennt, ſondern unauflöslich. 

Wollen die Gatten ſich alſo wieder vereinigen, ſo bedarf es keiner 
neuen Eingehung. Denn wozu? Für den Katholiken wäre ſte 
reine Formalität, folglich iſt ſie auch für den anderen Theil nicht 

nöthig. Hätte das Geſetz anders entſchieden, ſo träte ſofort 
§. 43. und $. 57. ein; es würde alſo die Ehe als eine anfänglich 

gemiſcht eingegangene angeſehen. Das Geſetz durfte aber aus 

einem doppelten Grunde die neue Eingehung nicht fordern. Er⸗ 
ſtens wäre dadurch für die Katholiken das Dogma von der 
Unauflöslichkeit der Ehe angegriffen, ſomit dem Katholiken, welcher 
von ſeiner Mitgattin nach ſeinem Uebertritte zur Kirche durch 

das Ehegericht des anderen Theiles vom Bande getrennt wird, 
wenn der andere Theil ohne neue Eingehung ſich nicht wieder 
vereinigen will, weil kein katholiſcher Pfarrer (und ohne ſolchen 
wird keine Ehe zufolge §. 19.) ſich dazu hergeben darf und er 
ſelbſt ſich dieſem aus religiöſen Gründen nicht unterziehen kann, 
die Wiedervereinigung zur Unmöglichkeit geworden. Zweitens hätte 
man auf dieſe Weiſe zufolge §. 57. den nichtkatholiſchen Theil 
gezwungen, wenn er ſich wieder vereinigen will, eine unauflösliche 
Ehe einzugehen, während durch die bloße Wiedervereinigung die 
Ehe ihren früheren Charakter nicht verliert, ſomit für den nicht— 
katholiſchen Theil auflösbar bleibt. Nun kann man allerdings 
ſagen: hierin liege kein Unrecht, weil der nichtkatholiſche gewollt 
habe; jedenfalls aber fordert eine ſtrenge Objectivität, daß man 
ihn nicht indirekt nöthige, das Eine zu wollen, während er das 


* 
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Andere will und von der Vorausſetzung auszugehen berechtigt 
iſt, daß er ein Recht habe, die Wiedervereinigung als 
eine ſolche, nicht als eine Ehe mit einem ganz anderen Charakter, 
zu wollen. Endlich hätte man ſich der Gefahr ausgeſetzt, daß in 
der gegentheil igen Beſtimmung möglicherweife gar ein Streben, 
die Converſionen zu befördern, gefunden worden wäre. Denn, kannte 
man ſagen, der nichtkatholiſche Theil, welcher ſeinen Mitgatten 
liebt, den Fehler bereut u. ſ. f., wird ſich der neuen Eingehung 
fügen, und nun, da die Ehe doch einmal untrennbar iſt, eine 
Converſton für das beſte Mittel halten, um die Liebe ai anderen 
deſto dauernder ſich zu verſchaffen. | 

Die Aufhebung des Trennungsurthelles 57 re wegen 
der bürgerlichen Folgen als nothwendig. Es leuchtet ein, daß zu 
derſelben das Ehegericht des nichtkatholiſchen Theiles durch das 
Geſetz verpflichtet iſt, weil die Parteien darauf ein Recht haben. 
Sie beſteht nach der Natur der Sache in nichts Anderem, als 
der Erklärung: das frühere Urtheil d keine Kraft und werde 
hiermit zurückgenommen. 


F. 73. 

Wenn ein Eben welcher außer dem Falle des §. 121 
des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches ſeine Gattin bereits 
von einem Anderen geſchwängert findet, ſogleich nach Ent⸗ 
deckung dieſes Umſtandes den ehelichen Umgang mit ihr ein⸗ 
ſtellt, und binnen Einem Monate die Klage auf Scheidung 
anhängig macht, ſo ſollen im Falle, daß die Scheidung nicht 
ausgeſprochen würde, auf ſein bei dem ordentlichen Gerichte 
anzubringendes Anſuchen die bloß bürgerlichen, durch ſeine 
Verehelichung begründeten Rechtsverhältniſſe ſo geordnet wer⸗ 


den, als habe eine von der Gattin Weſſchül date Scheidung von 


Ti ſch und Bett ſtattge funden. 
Die gleiche Beſtimmung findet zu Gunſten des ſchuldloſen 
Gatten im A des §. 12 Statt. 


Die hier gegebene Beſtimmung iſt eine durchaus verſtänd⸗ 


liche, und bedarf keiner beſonderen Begründung. Es dürfte 


übrigens ſelten ein Fall ſich ereignen, in welchem unter den hier 
gemachten Vorausſetzungen nicht auf Scheidung würde erkannt 
werden. Zwar könnte dieſe im zweiten Falle, den das Geſetz im 
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Auge hat, ſowohl als im erſten, wenn nicht ein Ehebruch vorge— 
fallen iſt, nur auf unbeſtimmte Zeit gehen, ſo daß die Aufhebung 
dem ſchuldloſen Theile allein freiſtände. Dies indeſſen macht den 
vom Geſetze beabſichtigten Zweck vollkommen. erreichbar. Die ver⸗ 
mögensrechtliche Verfügung iſt innerlich gerechtfertigt, weil in 
jedem Falle eine, oe hlige: Nec (dolus) vorliegt. TOR‘, 


S. 74. 


Ein katholiſcher Oeſterreicher kann bei einer wa Ä 
im Auslande jene Form der Eheſchließung, welche die Lan: 
desgeſetze vorſchreiben, oder geſtatten, in ſoweit zur Richt⸗ 
ſchnur nehmen, als dieſelbe den Bedingungen entſpricht, an 
welche das katholiſche Kirchengeſetz in dem Lande, wo die Ehe 
geſchloſſen wird, die Giltigkeit der Ehe knüpft. In Allem, 
was nicht bloß die Form der Eheſchließung betrifft, bleibt er 
an die Vorſchriften dieſes Geſetzes gebunden. Auch hat er, 
wenn er noch nicht ein volles Jahr im Auslande wohnhaft 
iſt, dafür zu ſorgen, daß ſeine bevorſtehende Ehe au jenem 
Orte des Inlandes, wo er zuletzt ſeinen Wohnſitz 1 hat, 
dreimal verkündet werde. 


Was die erſte Beſtimmung anbeteift ſo An ſich dieſelbe 
ſchon aus dem beim F. 3. und 18. Geſagten, worauf deshalb 
lediglich verwieſen werden kannn 

Die zweite folgt aus der Natur ac N und dem zu 
§. 3. Geſagten. f r 

Mit Recht hat man zur Unterlaffung des Aufgebotes bei 
Ehen im Auslande die längere Friſt von einem Jahre gefordert, 
weil die Zeit von ſechs Wochen des §. 16. unmöglich genügt. 
Es wird in derſelben in vielen Fällen kaum der jetzige auslän— 
diſche Aufenthaltsort in ſeinem früheren Domizile bekannt ſein; 
ebenſowenig kann dieſelbe für hinreichend erachtet werden, um 
Ehehinderniſſe anzuzeigen. 

Hat ſomit ein Oeſterreicher im Auslande eine Che abge⸗ 
ſchloſſen, ſo muß er im Falle unſeres . auch die geſetzmäßig 
geſchehene dreimalige Verkündigung nachweiſen. Iſt dieſelbe nicht 
vorgenommen worden, ſo treten diejenigen Folgen ein, welche 
§. 35. ausſpricht. Auch verſteht es ſich von ſelbſt, daß in dieſem 
Falle das Recht auf Erſatz des wirklichen Schadens aus einem 
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Verlöbniſſe (S. 2.) nicht untergegangen iſt, weil er daran Be 
18 ne ſolches 5 angemeldet werden konnte Went 


S. 15 
Wenn ein öſterreichiſcher Staatsbürger, welcher ſich im 
Auslande verehelicht hat, in das Kaiſerthum zurückkehrt, ſo 
iſt er verbunden, die Vormerkung ſeiner Ehe in dem Trau⸗ 
. der Pfarre, wo er ſeinen ne nimmt, zu 
a he 


Biete Beſtimmung iſt im e der Contrahenten ſowohl 

als des Staates eine durchaus gerechtfertigte. Eine noch größere 

Vorſicht, daß die Eingehung als eine geſetzmäßige nachgewieſen 

werde, wendet §. 78. der Inſtruktion an, indem er vor der Ein— 

tragung fordert, daß der Pfarrer ein Geſuch mit den nöthigen 

Beweiſen dem Biſchofe überſende. Auf dieſe Art iſt jedem Miß⸗ 
e vorgebeugt e 


8. 76. 
Wenn eine Ehe für ungiltig erklärt, oder durch des 
Mannes Tod aufgelöſet wird, ſo kann die Frau, wofern ſie 
ſchwanger iiſt, nicht vor ihrer Entbindung, und wenn über ihre 


Schwangerſchaft ein Zweifel entſteht, nicht vor Ablauf des 


ſechsten Monats zu einer neuen Ehe ſchreiten. Iſt jedoch 
nach den Umſtänden, oder nach dem Zeugniſſe der Sachver- 
ſtändigen ein Vorhandenſein der Schwangerſchaft nicht wahr- 
ſcheinlich, ſo kann nach drei Monaten Nachſicht ertheilt wer⸗ 
den, und zwar im Falle der Ungiltigerklärung von der Lan⸗ 
desſtelle, und in Orten, wo ſich keine Landesſtelle befindet, 
von der Kreisbehörde, im Falle aber, daß der Tod des Man⸗ 
nes die Ehe aufgelöſet hat, nur von der Landesſtelle und nur 
aus höchſt dringenden Gründen. 


8. 77. 


Wird dieſe Vorſchrift übertreten, ſo 9871 7575 die Frau 
ihren Anſpruch auf die ihr von dem vorigen Manne durch 
Ehepakte, Erbvertrag oder letzten Willen zugewendeten Vor⸗ 
theile, und beide Theile ſind mit einer den Umſtänden auge⸗ 
meſſenen Strafe zu belegen; der Mann aber verliert das ihm 
im Falle des § 73 vorbehaltene Recht. 

Wird in einer ſolchen Ehe ein Kind geboren, und es iſt 
wenigſtens zweifelhaft, ob es nicht von dem vorigen Manne 


0 
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gezeugt worden ſei, ſo iſt demſelben ein Curator zur Vertre⸗ 
tung feiner Rechte zu beſtellen. 


Beide Paragraphen find, mit den ſich aus dem egen Ehe⸗ 
geſetze von ſelbſt er gebenden Aenderungen weſentlich gleichlautend 
dem §§. 120. und 121. des a. b. G. B. 

12 Ihre Rechtfertigung liegt einmal in dem Gefühle und dem 
öffentlichen Anſtande, welches offenbar aufs Tiefſte verletzt wird, 
wenn die Wittwe nicht einmal ein halbes Jahr lang auf den neuen 
Gatten zu warten vermag, ſodann aber im Falle der Ungültigfeitg- 
1 ganz beſonders im Intereſſe eines etwa erzeugten Kindes. 

In Betreff der angedroheten Strafe ergibt ſich das Nähere 
aus §. 35. von ſelbſt. Das dem Manne entzogene (ſonſt im 
§. 74. gegebene) Recht iſt analog der Beſtimmung des §. 121. 
des a. b. G. B. mit dem Unterſchiede, daß im Ehegeſetze nur 
von Entziehung von Vermögensrechten die Rede ſein konnte, 
während es ſich dort um das Recht, die Ehe anzufechten, handelte. 

Die Frau verliert durch die Uebertretung das ihr im §. 1265. 
vergl. mit $. 102. a. b. G. B. zugeſtandene Recht auf Entſchädi⸗ 
gung, dazu die beſonders nahmhaft gemachten Vortheile. 


Nachdem wir das Ehegeſetz feinem vollen Gehalte nach 
kennen gelernt, erübrigt noch, das Kundmachungs-Patent einer 
kurzen Betrachtung zu unterziehen, welche bis zum Ende verſchoben 
werden mußte, weil daſſelbe nur in dieſem Zusammenhange richtig 
verſtanden werden kann. 
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V. 


Kundmachungs Patent. 


Naiſerliches Patent vom 8. October 1856 


(Reichs⸗Geſetz-Blatt, Jahrg. 1856. XLVI. Stück, ausgegeben und verfenbet 
am 17. October 1856. Nr. 185.) 


wiekſam für den ganzen Umfang des Reiches, 


womit, in Ausführung des Artikels X des Concordates, über 

die Eheangelegenheiten der Katholiken im Naiſerthume Heſterreich, 

in ſoweit ſie dem Bereiche der bürgerlichen Geſetzgebung angehören, 

ein neues Geſetz erlaſſen, und feſtgeſetzt wird, daß dasſelbe mit 

dem 1. Jänner 1857 feinem vollen Inhalte nach in een 
zu treten habe. 


Kir Franz Joſeph der Er ſte, 


von gottes gnaden Kaifer von Oeſterreich; Buen 


Um die Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes über die Ehen der Katholiken mit den 
Anordnungen der katholiſchen Kirche in Einklang zu ſetzen, haben Wir, in Folge 
Unſeres Patentes vom 5. November 1855 (Mr. 195 des Reichs-Geſetz-Glattes) 
und in Ausführung des Artikels X Unſerer, mit dem heiligen Stuhle getrof- 
fenen Vereinbarung, nach Vernehmung Unſerer Miniſter und Anhörung Unfe- 
res Reichsrathes, beſchloſſen, über die Eheangelegenheiten Unſerer katholifchen 
Unterthanen, in ſoweit fie dem Bereiche der bürgerlichen Geſetzgebung angehö— 
ren, das nachſtehende Geſetz (Anhang I) für den ganzen Umfang Unſeres Rei⸗ 
ches zu erlaſſen, und verordnen zur allgemeinen Darnachachtung, wie folgt: 


Bereits oben S. 19 iſt geſagt, daß das Geſetz hier nur 
durch einen offenbaren Fehler als Anhang J. bezeichnet ſey. 
Aus dem Wortlaute des Eingangs ergibt ſich die frühere 
Erklärung, daß unſer Ehegeſetz für die ganze Monarchie und alle 
katholiſchen Unterthanen gilt wie Art. II. des Näheren erklärt. 
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Artikel . 

Mit dem a. Jänner 1857, an welchem Tage die geiſt⸗ 
lichen Ehegerichte, da, wo ſie bis jetzt nicht beſtanden, ihre 
Wirkſamkeit beginnen werden, tritt auch dieſes Geſetz, feinem 
vollen Inhalte nach, in Wirkſamkeit. | 

Die in einigen Theilen Unſeres Reiches durch Unſere 
Patente vom 16. Februar und 3. Juli 1853, Nr. 30 und 
129 des Reichs⸗Geſetz⸗Blattes, aufrecht erhaltenen nicht⸗ 
katholiſchen kirchlichen Ehegerichte find jedoch, bis weitere 
Beſtimmungen erfolgen werden, durch die 88. 56 und 52 
dieſes Geſetzes nicht gehindert nach den für ſie beſtehenden 
Vorſchriften und Rechtsgewohnheiten vorzugehen. | 


Die Wirkſamkeit unſeres Geſetzes läuft alſo nicht von dem 
ſonſt (zufolge §. 8. des kaiſerl. Patentes vom 27. Dezember 1852. 
Reichsgeſetzblatt Num. 260) für den Beginn der Wirkſamkeit der 
Geſetze nach der Kundmachung im Reichsgeſetzblatte feſtgeſetzten 
45. Tage (das würde der 2. Dezember ſein), ſondern von dem 
beſonders feſtgeſtellten Termine des 1. Jänner 1857 an. Dieſer 
Umſtand hat ſich beſonders bei §. 55. als wichtig gezeigt. Ueber 
die Organiſtrung der Inſtanzen der geiſtlichen Gerichte wird Sei— 
tens des Papſtes eine Notifikation erfolgen, deren Bekanntmachung 
zweifelsohne auch Seitens des Staates geſchehen wird. 

In Betreff des zweiten Abſatzes dieſes Artikels wurde ſchon 
zu §. 56. und 57. bemerkt, daß man den nichtkatholiſchen 
(d. h. den griechiſch. ee in Ungarn, dieſen ſowie den 
proteſtantiſchen in Siebenbürgen) Chegerichten nicht vorſchreiben 
könne, nach dem katholiſchen Kirchengeſetze zu verfahren, und daß 
aus dieſem Grunde jene materiellen Beſtimmungen nöthig erſchienen. 
Aus dem vorliegenden Artikel ergibt ſich nur, daß ſie ſich bei dem 
Verfahren nur an die für ſie hergebrachten Normen zu halten 
haben, wodurch in den 89. 56. und 57. behandelten Fällen wegen 
der getroffenen Beſtimmung kein Mißſtand erfolgen wird. Unſer 
Artikel hat demnach nur zugleich noch die Bedeutung, daß auch 
im Wege der Geſetzgebung die Normen feſtgeſtellt werden müſſen 
und ſollen, nach denen dieſelben vorzugehen haben. Eine ſolche 
Feſtſtellung erfordert aber nach der Natur der Verhältniſſe die 
größte Umſicht und ſorgfaͤltigſte Erwägung. Um deshalb den 


1 3 
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Verhandlungen hierüber ſowie den allenfallſigen Beſtimmungen 
ſelbſt durch das für die Katholiken erfloſſene Geſetz nicht vor— 
greifen zu wollen, iſt dieſe Erklärung gemacht, worin zugleich der 
Erlaß ſolcher legislatoriſcher Beſtimmungen vorbehalten iſt. (Vergl. 
1 auch das Citat auf S. 22 in der Anmerkung.) ö 


15 


5 W Artikel l. - 

Die weltlichen (Civil: und Militär-) Gerichte babe vom 
Tage der beginnenden Wirkſamkeit dieſes Geſetzes an, die 
Vorſchriften desſelben bei den ihnen dadurch zugewieſenen 
Verhandlungen zur Richtſchnur zu nehmen. Es find aber 
hierbei die in dieſem Patente rückſichtlich der vor dem 1. Jän⸗ 
ner 1857 geſchloſſenen Ehen der Katholiken enthaltenen 
näheren PORFhgHnHNgEn zu beobachten. 


Ar tikel III. 

Die Strafen und Rechtsnachtheile, durch welche die Ueber⸗ 
tretung der in dieſem Geſetze aufgeſtellten Eheverbote geahn⸗ 
det wird, haben auf Ehen, welche vor dem 1. Jänner 1857 
geſchloſſen worden ſind, keine Anwendung, fondern es iſt we⸗ 
gen der Uebertretungen, welche bei der Eheſchließung etwa 
begangen wurden, nach den bisherigen Geſetzen vorzugehen. 
Ausgenommen find jedoch die Beſtimmungen des §. 34, wel⸗ 
cher auch für die unter der Herrſchaft des ge A 
rechtes geſchloſſenen Ehen N hat. f 


Beide Artikel ſind an ſich kl klar. | 

Die Beſtimmung des Art IV. iſt eine durch den Alger 
nen Satz gebotene, daß eine ſtrafbare Handlung in Betreff der 
Strafe nur nach den zur Zeit der Verübung beſtandenen Geſetzen 
beurtheilt werden ſoll. Nur in Betreff der bürgerlichen im 
$. 34. feſtgeſetzten Folgen einer Ehe ohne Diſpenſation zwiſchen 
Perſonen, deren Ehebruch gerichtlich erwieſen iſt (8 13.) iſt auch 
für die bis zum 1. Januar 1857 ADBERBISTTeneN. Ehen eine Aus: 
nahme gemacht 

Artikel IV. 


ueber die Giltigkeit jener Ehen, welche unter der Herr⸗ 
ſchaft des bürgerlichen Eherechtes geſchloſſen, aber bereits 
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vor der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes durch den Tod getrennt 
worden ſind, iſt auch fernerhin von den weltlichen Gerichten 
und nach den bisherigen Geſetzen zu entſcheiden, und die Nechts⸗ 
wirkung ſolcher urtheile iſt nach denſelben Geſetzen zu be⸗ 
ſtimmen. « 


Dieſe Beſiim ung ſteht mit der von §. 55. im vollen Ein⸗ 
klange. Jener 8. hat nur die gegentheiligen Falle hauptſächlich 
im Auge. Der Grundſatz ſelbſt folgt aus Art. I. und XIII. 
nothwendig, weil das Kirchengeſetz nicht vor dem 1. Jänner 1857 
für das bürgerliche Forum ſeine volle Wirkung erlangt. 


Artikel V. 


Hinſichtlich der Ehen, welche von dem weltlichen Gerichte 
ungiltig erklärt worden ſind, dauern zwar die Rechtsfolgen 
fort, welche nach dem bisherigen Geſetze aus einem ſolchen 
Urtheile hervorgehen; wenn aber das Hinderniß, auf deſſen 
Grunde die Ungiltigkeit ausgeſprochen wurde, dem Kirchen: 
geſetze fremd iſt, ſo darf vor Ableben des anderen Theiles, 
unter der im §. 35 ausgedrückten Strafe, ein Katholik gar 
nicht, und ein nichtkatholiſcher Chriſt nur mit einer nicht⸗ 
katholiſchen l eine neue N e 7 


Iſt eine Ehe von dem Welche Gerichte für ungültig er⸗ 
klärt aus einem Grunde, welchem das Kirchenrecht keine die Ver⸗ 
bindung vernichtende Kraft beilegt: ſo folgt daraus, daß die 
einmal eingetretenen bürgerlichen Wirkungen mit der Anerkennung 
des Kirchengeſetzes nicht fortfallen, ſondern beſtehen bleiben. Weil 
aber die Ehe in ſolchen Fällen nach dem Kirchengeſetze für unauf— 
löslich gilt, *) dieſe auf dem Dogma beruhende Kraft durch das 
neue Geſetz anerkannt iſt (§. 3. 57. u. ſ. f.), weil es hiervon 
keine Ausnahme noch eine Diſpens geben kann: ſo ergibt ſich 
weiter, daß der Katholik, deſſen Ehe in einem ſolchen Falle für 
ungültig erklärt iſt, zu keiner neuen Ehe ſchreiten kann, weil 


*) Das trifft in allen ſolchen Fällen deshalb zu, weil nach 8. 75., 77. 
des a. b. G. B. die reinkatholiſche und gemiſchte Ehe, um gültig zu 
ſein, vor dem katholiſchen Pfarrer eingegangen ſein mußte, ſomit, wenn 
kein kirchliches Ehehinderniß obwaltete, alle Ehen gültige waren. 
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ihm nach dem Kirchengeſetz, wonach ſeine Ehe beurtheilt wird 
(S. 3), das Ehehinderniß des Chebandes entgegen ſteht. Solches 
trifft alſo zu, wenn beide Gatten katholiſch ſind, für beide, wenn 
zur Zeit der Eingehung die Ehe eine gemiſchte war, für den 
katholiſchen Theil. Die gemiſchte Ehe iſt zwar auch unauflöslich; 
aber zur Zeit des neuen Geſetzes beſtand ſie nicht mehr, kann 
folglich für den nichtkatholiſchen Theil nicht nach demſelben beur- 
theilt werden, weil für ihn allein das katholiſche Geſetz nicht 
gilt. Nach dem bürg. Geſetzbuche iſt freilich eine gemiſchte Ehe 
auch unauflöslich; aber in unſerem Falle iſt ſie unter deſſen Herr⸗ 
ſchaft ſelbſt wieder getrennt worden, weshalb alſo nach dem jetzigen 
Rechte, da bürgerlich die Ehe licht mehr beſteht, zu beurtheilen 
iſt, ob der eine oder andere eine neue Ehe ſchließen kann. Dies 
iſt aber, wie gezeigt, dem Katholiken nicht, ſondern nur dem Nicht— 
katholiken möglich, für den das neue Geſetz nicht gilt. Geht ein 
Katholik dennoch eine neue Ehe ein, ſo trifft ihn die Strafe 
von $. 35.; zudem aber iſt natürlich die Verbindung nichtig. 
Ebenſo verſteht ſich, daß der nichtkatholiſche Theil in dieſem Falle 
nur mit einem Nichtkatholiken eine Ehe ſchließen kann, weil jedem 
Katholiken zu einer Ehe mit ihm das Ehehinderniß des Bandes 
entgegenſteht ($. 22. der Anweiſung). 

Es ergibt ſich, daß in dieſem Artikel durchaus dieſelben 
Grundſätze zur Anwendung gelangt find, welche zu 8s. = ff., 
Kanes 8. 46., §. 66. und 67. erörtert wurden. 


Artikel VI. 


Ehegatten, deren vor der Kirche giltige Ehe von dem 
weltlichen Gerichte für ungiltig erklärt worden iſt, bedürfen 
zur ihrer geſetzmäßigen Wiedervereinigung keiner neuen Ehe⸗ 
ſchließung. Durch die Wiedervereinigung werden die bürger⸗ 
lichen Wirkungen der Ehe wieder hergeſtellt, jedoch leben 
die Ehepacte nicht wieder auf. = 

Damit aber die Wietrevee nigen als eine geſetzmäßige 
gelte, iſt erforderlich, daß 

a) das kirchliche Gericht die Ehe als beſtehend erkläre; 3 
b) daß beide Ehegatten vor dem ordentlichen Richter ihren 

Entſchluß, ſich wieder zu eb zu Protokoll er⸗ 

klären; 


9 
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e) daß der Grund, aus welchem auf die bürgerliche Ungil⸗ 

tigkeit erkannt wurde, behoben fei. g 

Die Akten ſind dem oberſten Gerichtshofe von Amts⸗ 
wegen vorzulegen, welcher, in ſoferne kein Bedenken ent⸗ 
gegenſteht, das frühere Urtheil aufzuheben hat. 

Erſt durch dieſe Entſcheidung wird die Wiedervereini⸗ 
gung als geſetzmäßig betrachtet. Die Wirkungen derſelben 
treten jedoch vom Tage des bei Gericht erklärten Entſchluſſes 
ein. Der etwa in der Zwiſchenzeit erfolgte Tod der Gatten 
hindert das Erkenntniß des oberſten Gerichtshofes und deſſen i 
Wirkungen nicht. f 


In ſtrenger Conſequenz aus dem Grundſatze, 1 im 
vorhergehenden Artikel maßgebend ſein mußte, hervorgehend, und 
aus denſelben Gruͤnden, aus denen zu §. 72. gezeigt wurde: daß 
die Wiedervereinigung von Gatten, deren Ehe vom nichtkatho— 
liſchen Ehegerichte dem Bande nach getrennt, vom katholiſchen 
hingegen nur in Betreff des Zuſammenlebens geſchieden ſey, Sei— 
tens des katholiſchen nicht durch neue Conſenserklärung geſchehen 
dürfe, und daß auch für den nichtkatholiſchen hierin keine Ver⸗ 
letzung liege, — ergibt ſich der hier ausgeſprochene Satz als 
richtig und nothwendig: daß die Wiedervereinigung in dem Art. VI. 
vorſchwebenden Falle nicht durch eine neue Eheſchließung zu ge— 
ſchehen habe. Ich kann mich deshalb lediglich auf das bei §. 72. 
und Art. V. Geſagte beziehen. 

Mit Recht ſind aber wegen der bürgerlichen Folgen, und 
weil auch für den nichtkatholiſchen Theil die Gültigkeit offenbar 
feſtſtehen muß, die im Artikel genannten Bedingungen feſtgeſtellt. 

Nachdem alſo die Ehegatten vor dem ordentlichen Richter 
ihren Entſchluß, ſich wieder zu vereinigen, zu Protokoll erklärt 
haben, und den Beweis liefern, daß der Grund der früheren Un⸗ 
gültigkeitserklärung fortgefallen iſt (alſo z. B. der Conſens des 
Vaters, der Militairoberen beigebracht, von dem Ehehinderniſſe aus 
dem Ehebruche diſpenſirt iſt), ſind dem oberſten Gerichtshofe die 
Akten von Amtswegen (alſo vom ordentlichen Richter im gewöhn⸗ 
lichen Wege) vorzulegen. Mit dieſer Vorlage muß das von den 
Parteien beigebrachte Erkenntniß des geiſtlichen Ehegerichts über 
die Gültigkeit ihrer Ehe verbunden werden. Mit der Entſcheidung 
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des oberſten Gerichtshofes iſt die Wiedervereinigung als geſetz⸗ 
mäßig zu betrachten. — Die bürgerlichen Wirkungen für das Erb- 
recht u. ſ. f. ergeben ſich aus dem Artikel von ſelbſt. Iſt aber 
eine ſolche Wiedervereinigung erfolgt, dann. ergibt ſich, daß, weil 
nunmehr erklärt iſt; daß die frühere Ehe nicht ungültig ſeie, und 
weil dieſelbe alſo über den 1. Jänner 1857 fortgeſetzt iſt, zufolge 
§. 42, 43, 55 Abſ. 2., 56. 57, art. I. die Ehe, mag ſie eine 
rein katholiſche oder eine gc ſein, unauflöslich iſt (natürlich 
hier, wie immer, vorausgeſetzt, daß kein trennendes Ehehinderniß 
entgegenſtehe, auch wenn daſſelbe etwa zur Zeit noch nicht bekannt 
wäre). Es bedarf kaum eines Nachweiſes, daß hierin kein Wider— 
ſpruch mit §. 72 und dem dort Geſagten liegt. Denn wir haben 
es hier mit Ehen zu thun, die während des in Kraft beſtehenden 
neuen Geſetzes als gültige beſtehen und entweder gemiſchte oder 
rein katholiſche ſind. Auf dieſe findet alſo in Betreff der Unauf— 
löslichkeit der §. 57. Anwendung. Wären aber etwa Anfangs beide 
Theile nichtkatholiſch geweſen, Einer aber zur katholiſchen Kirche 
zurückgekehrt, ſo fände natürlich auch jetzt nach der Wiederverei— 
nigung, weil eben keine neue Ehe geſchloſſen, ſon dern 
nur die nach Kirchengeſetz gültige nach dem 1. Jänner 
1857 fortgeſetzt iſt, auch Alles a Mean was SS. 44 47, 
s angeordnet wurde. 


Artikel VII. 


Auf jene Verbindungen, welche nach den in einigen Thei⸗ 
len des Kaiſerthumes über die ſogenannte Eivilehe früher 
beſtandenen Geſetzen in einer Form eingegangen wurden, 
welche den Bedingungen der kirchlichen Giltigkeit nicht ent⸗ 
ſpricht, findet das nachſtehende Geſetz keine Anwendung. 
Dieß hat auch für jene Ehen zu gelten, welche von Unſeren 
katholiſchen Unterthanen vor der Wirkſamkeit dieſes Ge- 
ſetzes im Auslande unter ſolchen Formen geſchloſſen wurden, 
welche zwar den 5 des Landes, wo die Ehe zu Stande 
kam, nicht aber den Vorſchriften der Kirche gemäß ſind. 
Dieſe Ehen bleiben noch ferner unter der Gerichtsbarkeit 
der bürgerlichen Gerichte. Ein Urtheil des geiſtlichen Ge— 
richtes, welches ſolche Ehen für ungiltig erklärt, iſt für die 
bürgerlichen Rechtswirkungen nicht maßgebend. f 

Dieſe Beſtimmung iſt eine nothwendige Uebergangsbeſtim— 
mung. Solche Ehen alſo, die theils früher im Inlande (z. B. zur 
- 9* > 


132 Kundm.⸗Pat. Art. Mie 


Zeit der franz öſiſchen e nach den Code Napoléon in 
Italien), theils bis zum 1. Jänner 1857 von katholiſchen Defter- 
reichern im Auslande blos vor dem Magiſtrate (z. B. in Ländern 
des franzöſiſchen Rechtes) oder einem nichtkatholiſchen Religions— 
diener abgeſchloſſen ſind, gelten, wenn die Bedingung des Artikels 
zutrifft, in Rückſicht der bürgerlichen Folgen als gültige Ehen. 
Seine nähere Erklärung erhält der Artikel aus §. 74. und dem 
zu §. 3. und 8. 18. Geſagten. Ueber fol 45 Ehen hat alſo das 
bürgerliche Gericht zu ſprechen. 
Entſprechen ſie aber dem Kirchengeſetze (ſiehe zu §. 3, 18, 
74) nicht, ſo haben dieſelben ebenſowenig, als dies bisher der 
Fall war, auf kirchliche Gültigkeit Anſpruch. Hieraus geht hervor, 
daß, weil, — wie zu §. 55. geſagt wurde — den katholiſchen Ehege— 
richten freiſtehen muß, vom Tage ihrer Wirkſamkeit an über alle 
Ehen von Katholiken zu erkennen, wenn nach den Grundſätzen des 
Kirchengeſetzes ein Verfahren zuläſſig iſt (ſiehe S. 114 sqq. der 
Anweiſung), die Ehegerichte nicht gehindert ſind, ſolche Ehen für 
nichtig zu erklären, ſobald ſich nach dem Kirchengeſetze deren Nich— 
tigkeit herausſtellt.) Würde aber die Nichtigkeit erklärt, ſo könnte 
jeder Theil, weil es nach §. 3. und art. I. vom 1. Jänner 1857 
ab nach dem Kirchengeſetze zu beurtheilen iſt: ob ein Katholik 
eine Ehe und welche er eingehen könne?, auf Grund einer ſolchen 
Nichtigkeitserklärung eine neue Ehe ſchließen. Damit nun in ſolchen 
Fällen nicht von Neuem derſelbe Fall als früher eintrete, daß eine 
Ehe bürgerlich beftände, kirchlich ungültig wäre, fo Jemand kirchlich 
in einer, bürgerlich eigentlich in zwei Ehen lebte, ) fo mußte 
das Geſetz . ee treffen, wie es der 22 Artikel hat. 
) Nur iR hier auf das ſchon mehrfach Geſagte N daß in ı faft 
allen Fällen eine nachträgliche Hebung ſtattfinden dürfte, wenn dies 
möglich iſt. Hier mußte aber der ep Wpundſas dem Geſetze 
gemäß feſtgeſtellt werden. K 


) Deren eine nach älterem, die zweite nach neuerem Recht beurtheilt 
würde. 
Zur Zeit der Herrſchaft des 6 bürg Geſetzbuchs kam der umgekehrte 
Fall vor. Ein ohne Conſens verheiratheter Minderjähriger u... der 
nach civilrechtlicher Auflöſung feiner Ehe eine neue ſchloß, war. 2 1 
ein Bigamus. Siehe hiefür art IX. 
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Artikel VIII. 


Wenn eine in der bezeichneten Weiſe (Artikel VI) vers 
ehelichte Perſon bei dem kirchlichen Ehegerichte die Erklärung 
erwirkt, daß die Verbindung, in welcher ſie lebt, nach dem 
Kirchengeſetze keine Ehe ſei, und ſie ihrerſeits nicht daran 
Schuld trägt, daß die Heiligung dieſer Verbindung nicht zu 
Stande kommt, fo ſoll auf ihr Anſuchen vom weltlichen 
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werden. 

Die Vermögensverhältniſſe ſind in dieſem Falle, in ſo⸗ 
ferne kein Vergleich ſtattfindet, nach dem F. 48 dieſes Ge: 
ſetzes zu regeln. 


Tritt der zu Art. VII zuletzt beſprochene Fall ein, fo bietet 
art. VIII. die Möglichkeit, daß die Ehe auch bürgerlich getrennt, 
ſomit zwiſchen Kirchen- und Staatsgeſetz und der öffentlichen Moral, 
welche durch jenen Widerſtreit nothwendig verletzt, werden muß, 
eine vollſtändige Harmonie hergeſtellt werde. 


Bedingung für den Trennungsausſpruch des pülgerlchen 
Gerichtes iſt der Nachweis, daß die klagende Partei alles ange— 
wandt habe, damit die frühere Verbindung in eine nach dem Kir— 
chengeſetze gültige umgeſchaffen werde. Zu dem Ende muß ſie alſo 
den Beweis liefern, daß ſie ſich erboten habe, den Conſens in die 
Ehe in kirchlich gebotener Form zu erneuern. Dieſen liefert ſie 
vollſtändig durch ein hierüber von dem geiſtlichen Ehegerichte, 
welches den anderen Theil über dieſes Anerbieten verſtändigen und 
hören wird, ausgeſtelltes amtliches Zeugniß. Wird dies beigebracht, 
ſo muß das ordentliche Gericht die Ehe trennen. Nach deſſen 
Ausſpruche (denn die Analogie von §. 46 im Schlußſatze trifft 
offenbar zu) ſteht jedem Theile die Eingehung einer neuen Ehe frei. 


Die Ordnung der Vermögensverhältniſſe, falls kein Ver⸗ 


gleich ſtattfindet, iſt nach §. 48. eine durchaus gerechte. 
Uebrigens iſt gewiß die Bemerkung gerechtfertigt, daß die 
Fälle, welche in den beiden Art. VII. und VIII. vorausgeſetzt 
werden, einmal an ſich ſehr ſeltene ſein werden, ſodann aber 
ohne Zweifel in faſt allen eine Erneuerung des Conſenſes zu 
bewerkſtelligen ſein dürfte. Es wird deshalb der Fall einer Auflö 


A 
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ſung wohl nie vorkommen, jedenfalls zu den unbedingten Selten⸗ 
heiten und Ausnahmen gehören. 


Artikel IX. 


Sollte einer Ehe, welche in Uebereinſtimmung mit den 
Vorſchriften des bürgerlichen, zur Zeit der Eheſchließung 
geltenden, Geſetzes eingegangen worden iſt, ein nicht zu be⸗ 
hebendes Hinderniß des Kirchengeſetzes im Wege ſtehen, 
und dieſelbe deßhalb vom geiſtlichen Gerichte für ungiltig 
erklärt werden, ſo hat dieſes Urtheil eine Wirkung auf die 
bloß bürgerlichen Rechtsanſprüche erſt dann zu äußern, wenn 
die Vollſtreckung desſelben von Einem der Ehegatten bei 
dem zuſtändigen weltlichen Gerichte nachgeſucht wird. Ob 
die betreffende Ehe in Uebereinſtimmung mit den Vorſchriften 
des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches getchtanien worden 
fei, hat das bürgerliche Gericht zu entfcheiden. In einem 
ſolchen Falle find die bürgerlichen Nechtsverhältniſſe der 
Gatten und ihrer allfälligen Kinder ebenfalls nach den Be⸗ 
ſtimmungen des §. 48 zu ordnen. . 


Die Abſicht dieſer Beſtimmung iſt offenbar eine dae mit 
der im vorhergehenden Artikel. 

Hierbei kommt einmal das zu 5. 51. Bemerkte in Betracht * 
Demnach bleiben uns alſo nur die Fälle übrig, in denen eine 
zur Zeit der Herrſchaft des bürgerlichen Geſetzbuches abgeſchloſſene 
Ehe mit einem Hinderniſſe eingegangen wurde, von dem es nach 
dem Kirchenrechte keine Hebung gilt. Dies reduzirt ſich, da es von 
allen im Kirchenrechte, aber nicht zugleich im a. b. G. B. aner⸗ 
kannten Diſpenſation gibt, auf den Fall: daß eine Perſon (oder beide 
Theile), deren Ehe wegen eines nur im bürgerlichen Rechte auf— 
geſtellten Hinderniſſes für nichtig erklärt worden iſt, obwohl ſie 
kirchlich eine gültige war, bei Lebzeiten des (beziehentlich beider) 
Briten eine neue DEEDIRNHNG abgeſchloſſen hat. Hier fteht das 


4 Aus dem Wortlaute des Art. IX. („ein nicht zu behebendes“) 
ergibt ſich, daß das Geſetz gleichfalls eine Annullation wegen eines der 
im 8. 80 der Inſtruction (vergl. zu 8. 51.) aufgezählten Ehehinderniſſe 

nicht für wahrſcheinlich hält. Auch hierin liegt gewiß ein Grund, daß 
man das neue Geſetz und die geiſtliche Gerichtsbarkeit ohne Argwohn 
und Mißtrauen begrüße. 
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Hinderniß des Ehebandes entgegen, von dem, weil es auf gött- 
licher Satzung beruhet, die Kirche nicht diſpenſtren kann. Anderer- 
ſeits aber kann ſie auch nicht ignoriren, wenn das Hinderniß 
geltend gemacht oder angezeigt wird. Der Fall tritt ein in dem 
zu Art. VII. Anmerkung 2. bezeichneten und ähnlichen. Da wird 
die zweite Ehe, wenn der frühere Mitgatte noch lebt (denn iſt 
dies nicht der Fall, fo kann durch neue Conſenserklärung geholfen 
werden) *) allerdings ſtets für nichtig erklärt werden müſſen Aber 
hier iſt ein Anderes unmöglich. Glücklicherweiſe werden ſolche 
Fälle ſchon deshalb äußerſt ſelten ſein, weil in den letzten Dezen— 
nien die Nichtigkeit trotz des buͤrg. ee faſt niemals aus⸗ 
geſprochen wurde. 

Ueber die bürgetlichen Wirkungen iſt der Artikel hinlänglich 
klar; dieſe Beſtimmungen ſind konſequent, weil die Urſache der 
Nichtigkeit in dem früheren Staatsgeſetze ſelbſt lag. Solches aber 
kann der Staat ſeine ee in ee Rückſicht nicht 
empfinden laffen. 


Artikel X 


Iſt die Ehe zwischen katholiſchen und nichtkatholiſchen 
Ehriſten unter der Herrfchaft des bürgerlichen Eherechtes 
geſchloſſen worden, ſo ſteht dem nichtkatholiſchen Ehetheile 
frei, wegen der von der katholiſchen Kirche nicht anerkannten 
Hinderniſſe des bürgerlichen Geſetzes, unter den Bedingungen, 
an welche dieſes Geſetz fein Beſtreitungsrecht knüpfte, von 
dem weltlichen Gerichte die Trennung der Ehe zu verlangen. 

Wird die Trennung ansgefprochen, fo iſt der Kläger 
nicht gehindert, fich mit einer nichtkatholiſchen Perſon zu 
verehelichen, mit einer katholiſchen darf er aber, ſo lange 
der katholiſche Theil am Leben iſt, unter der im S. 35 be⸗ 
ſtimmten Strafe keine Ehe eingehen. i 

Die Vermögensfragen zwifchen den Ehegatten find nach 
den Grundſätzen zu regeln, welche im §. 102 und 1265 des 


*) Aber wenn die Theile dieſe nicht wollen? Haben ſie alsdann beide den 
Beſtand der Ehe gewußt, find alſo beide vom Standpunkte des Kirchen- 
rechts aus ſchuldig, ſo fällt, weil mit dem Tode des anderen Theiles 
die Unmöglichkeit der Hebung fortgefallen iſt, ihr Anklagerecht fort; es 
müſſen alſo die Mittel zur Sanirung, Konvalidation der Ehe angewandt 
werden. 


} 
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allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches für den Fall der Ungil⸗ 
tigerklärung aufgeſtellt find. 

Die in der Ehe erzeugten Kinder ſind jedoch als bbs 
anzuſehen. 


Dieſer Artikel bildet keine Ausnahme von 8. 43, weil: hier 
der Abſchluß unter der Herrſchaft des bürgerlichen Geſetzbuches 
vorausgeſetzt wird, iſt auch durch die Natur der Sache gerecht— 
fertigt. Mit der Herrſchaft des neuen Geſetzes kann kein Nicht⸗ 
katholik darüber klagen, daß er bei einer Ehe mit einem Katholiken 
dem katholiſchen Rechte und Gerichte unterworfen werde, weil dies aus 
inneren Gründen nothwendig und mit dem Abſchluſſe der Ehe von 
ihm gewollt iſt. Seine unter der Herrſchaft des bürgerl. Geſetz— 
buches eingegangene Ehe hat er aber nach dieſem eingehen wollen; 
danach iſt die Ehe unauflösbar, wenn ihr kein geſetzliches Hinz 
derniß entgegenſteht. Iſt das der Fall, ſo gibt ihm das Geſetz ein 
Anfechtungsrecht. Würde ihm dies entzogen, ſo beginge man offenbar 
gegen ihn eine Unbilligkeit. Die Klage kann aber nur vor dem 
weltlichen Gerichte angebracht werden. Spricht dies die Trennung 
aus, ſo kann der nichtkatholiſche Kläger eine nichtkatholiſche Perſon 
(ſeines oder eines anderen Bekenntniſſes) heirathen, niemals aber 
eine katholiſche, ſolange der katholiſche Theil am Leben iſt, da 
aus dem zu Art. V. und öfter Erörterten hervorgeht, daß nach 
katholiſchem Kirchengeſetze das Eheband als beſtehend angeſehen 
wird, mithin der Ehe mit irgend einem Katholiken das Chehin- 
derniß des Ehebandes entgegenſteht. Schlöße er gleichwohl faktiſch 
in dieſem Falle mit einer katholiſchen Perſon eine Ehe ab, fo 
träte die Strafe von §. 35. ein; natürlich wäre die Ehe außerdem 
eine nichtige. Selbſtredend kann der katholiſche Theil niemals eine 
andere Ehe bei Lebzeiten des anderen ſchließen. 

Die Beſtimmung in Betreff der Vermögensauseinanderſezung 
entſpricht ganz dem bürgerl. Geſetzbuche und der Billigkeit. 

Die Kinder mußten für eheliche erachtet werden, weil es ein 
innerer Widerſpruch wäre, dieſelben für uneheliche zu achten, wenn 
fie vor Gott und dem Kirchengeſetze als eheliche gelten. Es kommt 
alſo in Betreff ihrer offenbar die analoge Beſtimmung im 8. 51. 
zur Anwendung, und man kann nicht ſagen, daß die hier dem 
Kirchengeſetze gemachte Conceſſion größer ſey, als die dort dem 
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Civilrechte gemachte. Es hat durchaus eine billige und objectiue 
Ausgleichung ſtattgefunden. 

Gewiß können Fälle einer ſolchen Trennung nur äußerſt 
ſelten ſein, weil das Beſtreitungsrecht nach dem. a. b. G. 2 durch⸗ 
gehends an f e gebunden iſt. 


1 115 N Artikel XI. 


Die weltlichen Gerichte haben ich bis; zum Sr an wel: 
chem dieſes Geſetz in Wirkſamkeit tritt, bei den fich erge⸗ 
benden Verhandlungen an die Beſtimmungen Unſeres Paten⸗ 
tes vom 5. November 1855, Nr. 195 des Reichs⸗Geſetz⸗Blattes, 
zu halten. Alle jene Verhandlungen aber, welche ſich auf 
die Giltigkeit der Ehe beziehen, und worüber bis zum 1. Jän⸗ 
ner 1857 kein rechtskräftiges Urtheil erfloſſen iſt, ſind dem 
zuſtändigen geiſtlichen e zur n abzu⸗ 
treten. 


In formeller Beziehung iſt zu bemerken, daß der Se zu 
Artikel XII. gedruckte Abſatz: „Wenn dasſelbe — Anwendung,“ 
wie ſich auch ſchon aus dem Inhalte der verſchiedenen Beſtim⸗ 
mung in Art. XI. und XII. und dem Umſtande ergibt, daß der 
hier unter Art. XII. gedruckte erſte Abſatz an das Wort „Ehege— 
richt“ des Art. XI. anknüpft, — noch zu Art. XI. gehört und 
nur durch ein Verſehen bei der Redaction für den Druck unter 
Art. XII. geſtellt wurde. 

Die Beſtimmungen des fo firirten Artikels XI. ſelbſt find 
durchaus klare. Bis zum 1. Jänner 1857 haben mithin die 
Civilgerichte über die „bürgerliche Geltung der Ehen (der katho— 
liſchen Oeſterreicher) und die daraus hervorgehenden Rechtswir— 
kungen zu entſcheiden.“ Alle bis dahin nicht endgültig entſchiedenen 
Prozeſſe in Nichtigkeitsſachen find dem zuſtändigen geiſtlichen Ehe⸗ 
gerichte erſter Inſtanz (§. 96. der Anweiſung) zu übergeben, was 
zufolge des dem Ehegeſetze zu Grunde liegenden Prinzips, über⸗ 
haupt und nach $. 3, 42. zu beſtimmen nothwendig war. 

Ueber den Schlußſatz (den erſten unter Art. XII. gedruckten 
Abſatz) braucht Nichts hinzugefügt zu werden. 
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iu Artikel XIL 


Wenn dasſelbe eine von einem nichtkatholiſchen Che: 
theile angebrachte Nichtigkeitsklage deßhalb abweiſet, weil 
das geltend gemachte Hinderniß dem Kirchengeſetze fremd iſt, 
ſo kommt die Vorſchrift des Artikel X in Anwendung. 

Verhandlungen, bei welchen es ſich um die Scheidung von 
Tiſch und Bett handelt, werden von den weltlichen Gerichten, 
bei welchen dieſelben vor dem bezeichneten Tage anhängig 
gemacht worden, nach den bisherigen Geſetzen erlediget. 


Man hat hier offenbar die Rückſicht gelten laſſen, daß hier 
nicht die Gründe des Art. XI. in Betracht kommen. Natürlich 
gilt in Betreff der Wiedervereinigung ganz das bereits Exörterte. 


Artikel XIII. 


Mit dem Tage, an welchem dieſes Geſetz in Wirkſamkeit 
tritt, werden die Anordnungen, welche das allgemeine bür- 
gerliche Geſetzbuch in Beziehung auf die Ehen der Katholiken 
enthält, und die mit Unſeren Jurisdictionsnormen vom 22. De⸗ 
cember 1851, 30. November 1852, 16. Februar 1853 und 
3. Juli 1853 über die Competenz der weltlichen Gerichte in 
Eheangelegenheiten erlaſſenen Vorſchriften, in ſoweit die⸗ 
ſelben mit dem gegenwärtigen Sees in Widerſpruch ſtehen, 
außer Kraft geſetzt. 


Ueber den Inhalt dieſes Artikels liegen die Erkalten 
in der ganzen Darſtellung. | 


Artikel XIV. 

Unſer Juſtizminiſter ift beauftragt, dieſe Beſtimmungen 
im Einvernehmen mit Unſerem Miniſter für Cultus und 
Unterricht und Unſerem Armee- Ober aommende durchzu⸗ 
führen. 

Gegeben in Iſchl, am achten Monatstage October, im 
Eintauſend achthundert ſechsundfünfzigſten, Unſerer Reiche 
im achten Jahre. 


Franz Joſeph m. p. (89 
Graf Buol⸗Schauenſtein m. p. Freiherr von Krauß m. p. 
Graf Thun m. p. Freiherr von Bamberg m. p 
Auf Allerhöchſte Anordnung: 
Nan ſonnet m. p. 
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Werfen wir nunmehr, am Schluſſe unſerer Betrachtung an— 
gelangt, einen Rückblick auf das Geſetz und das Patent, ſo wird 
gewiß jeder billige und vorurtheilsfreie Leſer mit uns in dem 
Urtheile übereinſtimmen: daß unſer neues Ehegeſetz durchaus von 
dem Geiſte der größten Billigkeit, Gerechtigkeit und Objectivität 
getragen ſey; daß in demſelben, während der katholiſchen Kirche 
ihr volles Recht geworden, auch nicht die geringſte Verletzung 
des Rechtes einer anderen Confeſſion ſich finde; daß endlich in 
den vielen und ſchwierigen Fragen, welche zu erledigen waren, 
ein ſolcher Weg gebahnt worden ſey, deſſen ſtrenge, ehrliche und 
ſichere Einhaltung von Seiten der geiſtlichen und weltlichen Macht 
die Bürgſchaft verleiht: es werde das herrlich begonnene Werk 
des Friedens zwiſchen beiden Gewalten auf eine dem Wohle des 
Staates und der Kirche und dadurch dem wahren Intereſſe der 
Völker Oeſterreichs förderliche und gedeihliche Weiſe von Tag zu 
Tag ſich mehr kräftigen und vollenden. Das iſt die ſicherſte Bürg— 
ſchaft, daß Jedem das Seine werde. | 


* 


Antersige er 
je März n 


1 e Janke 


0 Ba gelt Fk ser 
door nie oe ig 110 


. eo bene 205 a b 0 
, Dae ung a 


5 
NEE, e e 8 
. R 
5 u: F 
* x N „ 
* 7 1.85 W 


Wa 
8 * 
9 0 


Ka ak er 
N rhber Neben 1 


Se . Be 
Ein ai 


(Anhang II. des Kaiſerl. Patentes). 


Anweifung 


für die geiſtlichen Gerichte des Kaiſerthumes Oeſte 
reich in Betreff der Eheſachen. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Ehe. 


§. 1. Eigenthümlichkeit und höhere Weihe der ehelichen Geſellſchaft. 
Die Ehe iſt eine Verbindung zwiſchen Mann und Weib, 
welche nach Gottes Willen zu Fortpflanzung des menſchlichen 
Geſchlechtes und wechſelſeitiger Unterſtützung geordnet iſt. Schon 
bei ihrem erſten Beginne ward fie als unauflöslich eingeſetzt 
und empfing zu ihrer Richtſchnur die Mahnung, daß die Gatten 
Zwei in Einem Fleiſche ſeien; Chriſtus der Herr aber hat ſie 
zu ihrer urſprünglichen Würde zurückgeführt und zu einem Sa⸗ 
Gmnente des neuen Bundes erhoben. 
§. 2. i Eheverlöbniſſe. 
Das Eheverlöbniß iſt eine Uebereinkunft zwiſchen Mann und 
Weib, in welcher ſie einander zu ehelichen verſprechen. 
Si 25 Bedingungen der Giltigkeit. 

Ein Eheverlöbniß kann nur von Perſonen, welche mit ein⸗ 
ander eine giltige und erlaubte Ehe zu ſchließen vermögen, und 
kraft einer mit Freiheit und gehöriger Ueberlegung gegebenen 
Willensäußerung giltig eingegangen werden. Verlöbniſſe, welche 
im Namen von Unmündigen geſchloſſen werden, begründen für 
den Unmündigen nur dann eine Verbindlichkeit zu Eingehung 
der Ehe, wenn ſie von demſelben nach mreliter Mündigkeit 
d werden. | / 

$. 4. Einverftändliche Aufhebung. 

Das Verlöbniß kann, auch wenn es durch einen Eid wäre 
bekräftiget worden, mit beiderſeitiger Einwilligung aufgehoben 
werden. 8 
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§. 5. Aufhebung ohne beiderſeitige Einwilligung. 

Die Eheverlöbniſſe Derer, die unter der väterlichen Gewalt 
ſtehen, ſind I is wenn die Eltern. a ern 
entgegenſetzen⸗ a ne 

8. 6. 

Wenn ein Theil die dem Verlobten bn Treue gebro⸗ 
chen hat, ſo iſt der andere ſeines Verſprechens entbunden. 
Wofern nach Schließung des Eheverlöbniſſes eine ſolche Ver⸗ 
änderung eintritt, daß man vorausſetzen darf, es wäre bei 
dieſem Stande der Dinge zum Verlöbniſſe nicht gekommen, 
ſo, verliert dasſelbe für jenen Theil, bei welchem eine ſolche 

Veränderung nicht eingetreten iſt, ſeine bindende Kraft. Im 
Falle, daß ſolche Umſtände ſchon zur Zeit der Verlobung ob⸗ 
walteten, iſt jener Theil, welchem ſie damals unbekannt waren, 
zum Rücktritte berechtiget. 


Die Verlobten ſind durch die übernommene Verbindlichkeit 
nicht gehindert, ſich dem Ordensleben oder dem geiſtlichen 
Stande zu widmen. Durch die Ablegung der feierlichen Ge—⸗ 
lübde oder den 0 der eke eien wird das * 
verlöbniß aufgelößt. 2 

GR 
Dadurch, daß bet Eine Theil ſch mit einer litten Perſon 
verehelicht, wird zwar das Verlöbniß aufgehoben; doch verblei⸗ 
ben dem anderen Theile ſeine allfälligen e auf Ent⸗ 
ſchädigung. 
§. 9. Pflicht des Schadenerſatzes. 

Wer ohne rechtmäßigen Grund von dem Eheverlöͤbniſſe zu⸗ 
rücktritt oder einen rechtmäßigen Grund zum Rücktritte entwe—⸗ 
der verheimlicht oder durch ſein Verſchulden herbeigeführt hat, 
iſt verpflichtet, dem anderen Theile den Schaden, welcher für 
denſelben aus dem Rücktritte entſteht, nach W der Pers 
ſonen, And eee zu vergüten. 

§. 10. N 

Die Pflicht zur Erfüllung des im Cheverlöbniſſe gegebenen 
Verſprechens hört auch dann auf, wenn nach Erwägung aller 
Umſtände mit Recht vorauszuſetzen iſt, daß eine zwiſchen den 
Verlobten eingegangene Ehe unglücklich ſein würde. Wofern 
aber die Umſtände, auf welche die Vorausſetzung ſich gründet, 
durch das Verſchulden des Einen Theiles eingetreten ſind, ſo 
iſt dieſer verpflichtete, dem anderen jenen Schaden, welcher für 
denſelben aus der Täuſchung ſeiner gerechten Erwartungen 
entſpringt, nach Kräften zu vergüten. 


#77) 
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2 Erforderniſſe zur giltigen Eingehung der Ehe. 


Das Vorhandenſein der Ehe wird durch die beiderſeitige 
Einwilligung bewirkt, in ſofern dieſelbe von Perſonen, welche 
zur Eingehung der Ehe befähiget ſind, und zwar (beziehungs— 
weiſe) in der vorgeſchriebenen Form gegeben wird. 
12. N a ane 
Zu Schließung einer Verbindung, welche wahrhaft eine Ehe 
iſt, ſind Alle und nur Jene unfähig, welche das Geſetz Gottes 
und der N hiezu unfähig erklärt. 


n Hinderniſſe der Giltigkeit: 

1. Mangel der Fähigkeit zur Einwilligung. 
Wahnſinnige, Raſende, Kinder und überhaupt Alle, welche zu 
Leiſtung einer Einwilligung, wie ſie durch die Natur des Ver⸗ 
hältniſſes gefordert wird, fabi ſind, vermögen keine Ehe zu 


ſchließen. 


14 i 2. Irkthum in 175 Perſon. 


Bei Pet Obwalten eines Irrthumes, welcher die Perſon 


des künftigen Ehegatten betrifft oder auf die Perſon zurückfällt, 


wird keine Einwilligung gegeben, und hiemit auch keine Ehe 
geſchloſſen. Nur der Irrthum in einer Eigenſchaft, welche die 
einzige Bezeichnung der Perfon. des led Ehegatten iſt, 
fällt auf die Perſon zurück. 


15. 3. Irrthum in Betreff des Sclavenſtandes. 


Sollte eine freie Perſon mit einem Sclaven oder einer 
Sclavin in der Meinung, dieſelben ſeien Freie, ſich erhglepiben, 
jo wäre die Ehe ungiltig. 


16. 4. Unvermögen zu Leiſtung der ehelichen Pflicht. 


Ein unheilbares Unvermögen zur Leiſtung der ehelichen Pflicht 
hindert die Giltigkeit der Ehe, wenn es bei Eingehuug der— 
ſelben bereits vorhanden war. zun 


47T. 5. Unmündigkeit. 


Da Knaben, welche das vierzehnte, und Mädchen, welche 
das zwölfte Jahr noch nicht vollendet haben, in der Regel 
weder die körperliche Befähigung zur Ehe beſitzen, noch im 
Stande ſind, die Bedeutung der ehelichen Verbindung nach 

Gebühr einzuſehen, fo wird von Rechtswegen vorausgeſetzt, 
daß ſie unfähig ſeien, ſich zu verehelichen Wenn es aber je— 
mals geſchehen ſollte, daß Solche, welche dieß Alter noch nicht 
erreicht haben, die körperliche und ſittliche Befähigung zur Ein— 
gehung der Ehe beſäßen, ſo könnten ſie demungeachtet, wofern 
ſie hierüber nicht von dem Biſchofe des Kirchenſprengels oder 
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von dem apoſtoliſchen Stuhle ſelbſt einen beſtätigenden Aus⸗ 
ſpruch erhalten hätten, keine Ehe ſchließen. 
§. 18. 6. Widerrechtlicher Zwang. f 
Eine Einwilligung, zu welcher Jemand von Wem immer 
durch die widerrechtliche Zufügung oder Androhung eines gro⸗ 


ßen und unvermeidlichen Uebels vermocht wird, reicht nicht hin, 
um das Band der Ehe zu knüpfen. | 
S. 19. f 7. Entführung. 

Eine Frauensperſon, welche zum Zwecke der Verehelichung 
entführt worden iſt, kann mit dem Entführer, ſo lange ſie ſich 
in der Gewalt desſelben befindet, keine giltige Ehe eingehen. 
Als entführt iſt jene Frauensperſon zu betrachten, welche durch 
wider ſie geübten Zwang entweder hinweggeführt, oder an 
einem Orte, wohin ſie durch Liſt gelockt wurde, feſtgehalten 
wird; ingleichen jene, welche von einem Manne, dem ſie nicht 
ſchon vor der That rechtmäßig verlobt war, mit ihrer Einwil⸗ 
ligung, doch ohne Vorwiſſen oder gegen den Willen der Eltern 
oder Vormünder hinweggeführt wird. 


8. 20. 8. Beſtehendes Cheband. 
Das beſtehende Eheband macht Diejenigen, welche durch 
dasſelbe vereiniget ſind, zu Sihlteßung a einer anderen Ehe un⸗ 
2 


Das Band einer giltig geſchloſſenen, aber noch nicht vollzo⸗ 
genen Ehe wird getrennt, wenn Einer der Gatten die feierli⸗ 
chen Ordensgelübde ablegt, oder eine päpſtliche Nachſichtgewäh⸗ 
rung eintritt. Eine von Chriſten geſchloſſene Ehe kann, ſobald 
ſie vollzogen worden iſt, nur durch den Tod aufgelöſet werden. 
Sch fr 5 HR 
Wenn nichtkatholiſche Chriſten dafür halten, daß die Ehe 
dem Bande nach könne getrennt werden, ſo beklagt die Kirche 
die Irrenden, aber ſie kann dem Irrthume keinen Einfluß auf 
die Heiligkeit ihrer Geſetzgebung verſtatten. Zwiſchen einem 
Katholiken und einem nichtkatholiſchen Chriſten, deſſen Gatte 
noch am Leben iſt, kann keine Ehe zu Stande kommen, wenn 
auch das Gericht, welches über die Ehen von nichtkatholiſchen 
Chriſten urtheilt, eine Trennung dem Bande fuß ausgeſpro⸗ 
3 5 hat. 


Da durch das Sacrament der a nicht die Ehen auf⸗ 
gelöſet, ſondern die Sünden nachgelaſſen werden, fo bleibt eine 
von Ungläubigen geſchloſſene Ehe nach Bekehrung der Gatten 
in Kraft, und Hinderniſſe, welche das Kirchengeſetz aufgeſtellt 
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hat, ſiehen ihr nicht im Wege. Wenn aber nur Ein Theil 
ſich bekehrt und der andere ungläubig verbleibende ungeachtet 
der an ihn ergangenen Aufforderung ſich durchaus weigert, mit 
demſelben zuſammenzuleben, oder mit ihm nicht ohne Beſchim⸗ 

pfung des Chriſtenthumes zuſammenleben will, fo ſoll dieſem 
auf ſein Anſuchen geſtattet werden, zu einer neuen Ehe zu 
ſchreiten, und durch rechtmäßige Eingehung derſelben wird das 
Band der im Stande des Unglaubens- Reſchloſſenen Ehe auf⸗ 
gelöſet. 

24. 9. Höhere Weihen und feierliche Ordeusgel adde. 

Geiſtliche, welche die höheren Weihen empfangen, und Or— 

densperſonen, welche die feierlichen Gelübde abgelegt haben, 

ſind unfähig, eine Ehe zu ſchließen. In wiefern einfache, in 
einer Ordensgemeinde abgelegte Gelübde ausnahmsweiſe die 
Ungiltigkeit der Ehe bewirken, muß nach den vom heiligen 
Stuhle gutgeheißenen Ordensſtatuten beurtheilt werden. 


25. 10. Religionsverſchiedenheit zwiſchen Getauften und Ungetauften. 

Zwiſchen Getauften und Solchen, welche das Sacrament 
der Wiedergeburt nicht empfangen haben, kann keine Ehe zu 
Stande kommen. 8 
20. 11. Blutsverwandtſchaft. 

Blutsverwandte in der geraden Linie oder aber im vierten 
oder einem näheren Grade der Seitenlinie können mit einan⸗ 
der keine giltige Ehe eingehen. Ob die Verwandtſchaft aus 

ehelicher oder 9 Geburt entſtanden ſey, macht keinen 

Unterſchied. 

N . Geiſtliche Verwandtſchaft. 

Die geiſtliche Verwandtſchaft, welche durch die Taufe und 
Firmung begründet wird, hindert die Ehe zwiſchen dem Aus- 
ſpender des Sacramentes und dem Täuflinge oder Firmlinge, 
ſo wie den Eltern desſelben, dann zwiſchen den Pathen und 
Wem Täuflinge oder Firmlinge, ſo wie den Eltern desſelben. 


28. 13. Bürgerliche Verwandtſchaft 

Eine Annahme an Kindesſtatt, welche der Arrogation oder 

vollſtändigen Adoption des römiſchen Rechtes im Weſentlichen 
entſpricht, hindert nach der jetzt beſtehenden Uebung der Kirche, 

auch nachdem ſie aufgehoben worden iſt, das Zuſtandekommen 
einer Ehe zwiſchen dem Adoptirenden und dem Adoptirten, 

ſo wie jenen Nachkommen des letzteren, welche zur Zeit der 
Adoption unter deſſen väterlicher Gewalt ſtanden; dann zwi⸗ 
ſchen dem Adoptirenden und der Gattin des Adoptirten wie 
auch dem Adoptirten und der Gattin des e Ueber⸗ 
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dieß kann, fo lange die Adoption währt, zwiſchen dem Adop- 
tirten und des Adoptirenden leiblichen, rechtmäßigen unter der 
väterlichen Gewalt ſtehenden Kindern keine me Ehe ge⸗ 
ſchloſſen werden. 
§. 29. Annahme an Kindesſtatt des dſterteichſchen Geſebes 

Die Annahme an Kindesſtatt des öſterreichiſchen Geſetzes 
hindert inner den gedachten Gränzen die Giltigkeit der Ehe, 
wofern das Wahlkind der väterlichen Gewalt des Adoptirenden 
unterſtellt oder in deſſen Haus, um mit ihm wie das Kind 
mit den Eltern zuſammenzuleben, aufgenommen wird. Wenn 
es aber weder unter die väterliche Gewalt des Adoptirenden 
kömmt, noch zu deſſen Hausgenoſſen wird, ſo iſt die Adoption 
des öſterreichiſchen Geſetzes der unvolltommenen gleichzuſtellen, 
und bringt kein Ehehinderniß mit ſich. 4 


§. 30. 14. Schwägerſchaft aus erlaubtem Umgange. 

Eine vollzogene Ehe bewirkt zwiſchen dem Einen Gatten 
und den Blutsverwandten des anderen bis einſchlußweiſe zum 
vierten Grade eine Verſchwägerung, in Folge derer eine zwi⸗ 
ſchen denſelben eingegangene Ehe nichtig iſt. 


8.1 15. Schwägerſchaft aus unerlaubtem Umgange. 

Eine außereheliche Geſchlechtsbermiſchung hindert das Zu— 

ſtandekommen einer Ehe zwiſchen dem Einen Theile und des 
anderen Blutsverwandten im erſten und zweiten Grade. 
§. 32. Hinzutretende Schwägerſchaft. 

Der Gatte, welcher mit Blutsverwandten des anderen im 
erſten oder zweiten Grade unerlaubten Umgang pflegt, verliert 
dadurch das Recht, die eheliche Pflicht zu fordern, bis ihm 
Nachſicht gewährt worden iſt. 3 1 


§. 33. 16. Forderung der öffentlichen Sittlichkeit aus einer giltigen, 

N doch nicht vollzogenen Ehe, 

Eine giltige, doch nicht vollzogene Ehe macht den überle⸗ 
benden oder weltlich gebliebenen Theil unfähig, mit des ande— 
ren Blutsverwandten bis e ei vierten Grade ſich 
ehelich zu verbinden. 


§. 34. aus einer ungiltig geſchloſſenen 975 nicht vollzogenen Ehe, 
Eine ungiltig geſchloſſene und nicht vollzogene Ehe hindert, 
außer wenn der Grund der Nichtigkeit in dem Mangel der 
Einwilligung liegt, die Verehelichung des Einen Theiles mit 


den Blutsverwandten des anderen bis einſchlußweiſe zum vierten 
Grade. 
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885. aus einem Eheverlöbniſſe. 

Ein giltig und unbedingt eingegangenes Eheverlöbniß hin— 
dert, daß zwiſchen dem Einen Verlobten und des anderen Bluts⸗ 
verwandten im erſten Grade eine Ehe zu Stande komme. Die— 
ſelbe Wirkung äußert ein unter einer ehrbaren Bedingung ge— 
ſchloſſenes Verlöbniß, ſobald der Bedingung Genüge geleiſtet iſt. 

F. 36. Ba 17. Ehebruch. 
SZ bwiſchen zwei Perſonen, welche mit einander Ehebruch ge⸗ 
trieben haben, kann keine Ehe geſchloſſen werden, wofern die— 
ſelben bei Lebzeiten des anderen Gatten einander die Ehe ver⸗ 
ſprochen oder ſogar gewagt haben, mit einander thatſächlich 
eine Ehe zu ſchließen, oder wofern auch nur Ein Theil, um 
ſich mit dem anderen verehlichen zu können, dem Gatten, deſſen 
Rechte er durch den e e mit Erfolg nach dem 
Leben geſtellt hat. 
N 18. Gattenmord. 
Der Gattenmord hindert die Ehe zwiſchen dem desſelben 
ſchuldigen Gatten und der Perſon, mit welcher er zur Voll— 
bringung des Verbrechens zuſammengewirkt hat, wofern auch 
nur Ein Theil die That in der Abſicht verübte, dadurch ſeine 
Verehelichung mit dem anderen öde zu machen. 
§. 38. 19. Heimlichkeit. 

Zur Gütigteit der Ehe iſt erforderlich, daß die b 
vor dem eigenen Pfarrer Beider oder Eines von Beiden, oder 
Einem Prieſter, welcher hiezu von dem Pfarrer oder von dem 

Biſchofe der Diöceſe ermächtiget worden iſt, und vor zwei oder 
drei Zeugen ihre Einwilligung erklären. Doch kann in jenen 
Theilen des Kaiſerthumes, für welche der heilige Stuhl die 
Anweiſung vom 30. April 1841 erlaſſen hat, die Abweſenheit 
des katholiſchen Pfarrers bei Ehen zwiſchen Katholiken und 
nichtkatholiſchen Chriſten nicht hinreichen, um ein Hütderntß 
der Giltigkeit zu bewirken. 

§. 39. f Eigentlicher und uneigentlicher Wohnſitz. 

Der Brautleute eigener Pfarrer iſt jener, in deſſen Pfarr- 

bezirke ſie ihren eigentlichen oder ei ie e haben. 
§. 40. 

Der Hark Wohnſitz ift an dem Orte, wo Jemand ſeine 
Wohnung ausſchließlich oder vorzugsweiſe aufſchlägt, ſo daß 
man nicht ſagen kann, er ſei daheim, wenn er ſich dort nicht auf— 
hält. So lange er an dieſem Orte eine für ihn oder ſeine 
Hausgenoſſen beſtimmte Wohnung beibehält, reicht eine, wenn 
auch längere Abweſenheit für ſich genommen nicht hin, um die 
Uebertragung des eigentlichen Wohnſitzes zu bewirken. Wo 

10* 
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Jemand zwar keine bleibende Niederlaſſung beabſichtiget, aber 
doch zu einem Zwecke wohnt, deſſen Erreichung einen länge⸗ 
ren Aufenthalt nothwendig macht, dort hat er einen zuneigent⸗ 
lichen Wohnſtz. N 9 112 


8. 41. 

Der. eigentliche Wohuſitz der Gattin it dort, wo. der Gatte, 
und der des Minderjährigen dort, wo deſſen leibliche, Wahl⸗ 
oder Pflegeeltern oder der Vormund ihren eigentlichen Wohn⸗ 
ſitz haben. Der Ort, wo z. B. die Gattin in Dienſtverhält⸗ 
niſſen ſteht, der Minderjährige ſich als Studirender aufhält 
oder als Militärperſon ſeinen Standort hat, iſt ihr uneigent⸗ 
licher Wohnſitz. Wer als minderjährig zu betrachten, oder den 
Minderjährigen rechtlich gleichzuſtellen ſey, iſt hiebei nach dem 
öſterreichiſchen Geſetze zu beurtheilen. 

2. N 
N Staatsbeamte oder Solche, welche in was immer für öffent 
liche Dienfte auf Lebenszeit getreten find, haben ihren ordent⸗ 
lichen Wohnſitz dort, wo ſie zur Ausübung ihrer Amts- oder 
Dienſtespflichten wohnhaft find. Wofern ſie an einem ande⸗ 
ren Orte zu außerordentlichen Dienſtleiſtungen, welche ihrer 
Natur nach längere Zeit erheiſchen, verwendet werden, erlan— 
gen fie an demſelben einen uneigentlichen Wohuſitz. 
$. 43. | m 
Wer bei einer Privatperſon, einer Anſtalt oder Geſellſchaft 
auf längere oder unbeſtimmte Zeit in Dienſte tritt, erlangt 
dadurch an dem Orte, wo er zur Leiſtung dieſer Dienſte ſich 
aufhält, einen uneigentlichen Wohnſitz. Nur dürfen die Dienſt⸗ 
leiſtungen nicht ſo beſchaffen ſein, daß ſie eine ſtete Ver⸗ 
änderung des Aufenthaltes mit ſich bringen; auch kann durch 
ein Dienſtverhältniß, in Folge deſſen man dem Aufenthalte 
des Dienſtherrn zu folgen hat, dort, wo dieſer inen Wohn⸗ 
ſitz hat, kein Wohnſitz erworben werden. 
F. 44. 

Im Falle, daß Jemand außer dem Ode feines eigentlichen 
Wohnſitzes noch in anderen Pfarrbezirken Häuſer mit einer 
für ihn beſtimmten, eingerichteten Wohnung beſitzt, hat er nur 
an jenem dieſer Orte einen uneigentlichen Wohnſitz, wo er 
ſich jährlich eine beträchtliche Zeit hindurch aufzuhalten pflegt, 
oder wo er zur Zeit, da er den Ort als ſeinen Wohuſitz gel⸗ 
60 macht, durch wenigſtens ſechs Wochen wohnhaft iſt. 


Für Jene, welche weder einen eigentlichen noch einen unei⸗ 
gentlichen Wohnſitz haben, iſt der Pfarrer, in deſſen Bezirke ſie 
ſich eben nee der ad 
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F. 46. Zuständigkeit der Militärperſonen. 
Zuständiger Pfarrer der zur militia vaga gehörigen Perſonen 
itt der Feldcaplan und beziehungsweiſe der Feldſuperior nach 
Maßgabe der von dem heiligen Stuhle gewährten Vollmach— 
ten. Jene, welche der militia stabilis beigezählt werden, haben 
ſich an den Pfarrer ihres Wohnſitzes zu wenden. 
§. 47. Stillſchweigende und bloß vermuthete Erlaubniß. 
Daß die Ermächtigung zur Vornahme der Trauung von dem 
Berechtigten ($. 38) ſtillſchweigend ertheilt worden iſt, ſchadet 
der Giltigkeit des Ehebaudes nicht. Doch verrichte außer dem 
| Drange der äußerſten Nothwendigkeit Niemand eine Trauung, 
wenn er hiezu nicht von dem Pfarrer oder dem Biſchofe ſelbſt 
ausdrücklich die Ermächtigung empfangen hat. Eine bloß ver— 
muthete Erlaubniß iſt unzureichend, und bleibt es auch in dem 
Falle, daß der Berechtigte, wenn man darum nachgeſucht, ſie 
wirklich ertheilt 1 oder en 7 5 aus⸗ 
ſpräche. 
§. 48. Recht 10 ub heeg ren i 
Wer die Erlaubniß zu trauen für eine Gate von 
Pillen erhalten hat, kann dieſelbe für einzelne Fälle auf einen 
anderen Prieſter übertragen. Wer dieſe Erlaubniß nur für 
einen einzelnen Fall erhalten hat, entbehrt des Rechtes zu ſub— 
delegiren, wenn. When ihm nicht ausdrücklich iſt feel 
worden. 
§„.EA gi Fat bug Kerr die Zuſtändigkeit des fa getz 
Erſcheint es aus was immer für einem Grunde zweifelhaft, 
welcher Seelſorger zur Vornahme der Trauung berechtiget ſei, 
jo iſt die Sache vor den Biſchof zu bringen und die Entſchei⸗ 
dung oder Anordnung desſelben abzuwarten. 
$. 50. Eingehung der Ehe durch einen Bevollmächtigten. 
Die durch einen Bevollmächtigten erklärte Einwilligung iſt 
giltig, wenn ihm hiezu eine beſondere, die Perſon des künfti— 
gen Gatten hinreichend beſtimmende Vollmacht ausgeſtellt wor— 
den und dieſelbe zur Zeit, als die Ehe im Namen des Macht- 
gebers eingegangen wird, nicht etwa ſchon widerrufen iſt. Doch 
hat der Pfarrer in feinem Falle eine durch Bevollmächtigte 
abzuſchließende Ehe zuzulaſſen, ohne daß die ausdrückliche Ge— 
liehmigung von Seite des Biſchofes erfolgt if, | 
8. 51. Pet er 20, Bedichung 
Ob eine bedingte Einwilligung das ban dani 5 Ehe 
bewirke, hängt von der Effe der Bedingung ab. 
$.. 52. 
Wenn das Eintreffen oder Nichteintreffen von etwas Zu⸗ 


$. 52: 


künftigem als Bedingung geftellt wird, ſo bleibt die Ehe auf- 
geſchoben, bis die Bedingung erfüllt iſt. Wird dieſelbe nicht 
erfüllt, ſo hört die Wirkung der gegebenen Einwilligung auf. 
Wenn die Einwilligung an etwas Gegenwärtiges oder Ver— 
gangenes als an ihre Bedingung geknüpft iſt, ſo iſt die Ehe 
giltig oder ungiltig, je nachdem die Bebingung⸗ bereits erfüllt 
iſt oder nicht. 


Eine Einwilligung, welche an eine dem Weſen der Ehe wi⸗ 
derſtreitende Bedingung geknüpft würde, wäre nichtig. Bedin⸗ 
gungen, welche etwas Unmögliches oder etwas Anſittliches, 
doch dem Weſen der Ehe nicht Widerſtreitendes zum Gegen— 


Haut: haben, find als nicht beigeſetzt zu eee 
54. 


Wer vor Erfüllung der beigeſetzten Bedingung die Ehe voll⸗ 
35 leiſtet dadurch auf die Bedingung Verzicht. 


Eine bedingte Erklärung der Einwilligung git nur mit 
ausdrücklicher Erlaubniß des Biſchofes zugelaſſen werden Be— 
dingungen, welche bei der Erklärung der Einwilligung nicht 
ausgedrückt werden, ſind als nicht beigeſetzt zu betrachten. 


§. 56. Hinderniſſe einer erlaubten Eheſchließung: 


Während die Kirche für die Würde und Reinheit 15 Ehe 
in jeder Beziehung ſorgen wollte, hielt ſie es nicht gerathen, 
die Zahl der trennenden Hinderniſſe zu ſehr zu mehren. Daher 
hat fie über die Ehe Anordnungen erlaſſen, für welche fie Ge— 
horſam fordert, deren Uebertretung aber die e der 


Ehe 385 nach ſich zieht. 


§. 57. 5 Cheverlobuiß. 


In fo weit und jo lange die Ehesverlöbniſſe eine Verbind⸗ g 
lichkeit zu Eingehung der Ehe hervorrufen, machen ſie jede 
Ehe unerlaubt, welche von Einem der 9 mit einer 
ae Perſon eingegangen wird. N ö f 


$. 58. . Einfache Gelübde. 


Jene einfachen Gelübde des Gehorſames, der Armuth und 
der Keuſchheit, welche in einer Ordensgemeinde abgelegt wor— 
den ſind, dann das einfache Gelübde, immerwährende Keuſch— 
heit zu bewahren, in einen geiſtlichen Orden zu treten, die 
höheren Weihen zu empfangen, niemals eine Ehe zu ſchließen, 
verſtatten nicht, daß Diejenigen, für welche ſie verpflichtende 
Kraft haben, erlaubterweiſe das Band der Ehe knüpfen. 


8, 59. 3. Geheiligte Zeit. 


Es iſt verboten, in der Zeit vom erſten Adventſonntage bis 
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einschließlich zum Feſte der Erſcheinung des Herrn, dann vom 
Aſchermittwoche bis einſchließlich zum tee ee nach 
Oſtern eine Ehe einzugehen. 


§. 60. 4.᷑ Aufgebot. 

Bevor die Ehe geſchloſſen wird, iſt die beabſſchtigt⸗ Einge⸗ 
hung derſelben von dem Pfarrer des Bräutigams und der 
Braut an drei Sonn⸗ oder Feſttagen während der Feier des 
heiligen Meßopfers öffentlich zu verkündigen und Jeder, wel— 

chem etwa irgend ein Hinderniß bekannt iſt, zu Entdeckung 
desſelben aufzufordern. Die Perſon beider Brautleute iſt durch 
Angabe ihres Tauf- und Familiennamens, ihres Geburtsortes, 
Alters, Standes und AREA: genau zu beſtimmen. 
8.610 

Hat der . oder die Braut ſowohl einen eigentlichen 
als einen uneigentlichen Wohnſtitz, ſo iſt die dreimalige Ver⸗ 
kündigung ſowohl von dem Pfarrer ihres eigentlichen, als auch 
von dem ihres uneigentlichen Wohnſitzes vorzunehmen. Sollte 
es ſich aber fügen, daß eine Perſon neben ihrem eigentlichen. 
Wohnſitze mehr als Einen uneigentlichen Wohnſitz hätte, ſo 
genügt es, wenn die Verkündigung von dem Pfarrer ihres 
eigentlichen Wohnſitzes und von Einem der Pfarrer ihrer un- 
eigentlichen Wohnſitze gehörig vorgenommen wird. 

§. 62. eee | 4 
Wofern der Bräutigam oder die Braut in keiner der Pfar⸗ 
ren, wo nach den vorſtehenden Beſtimmungen das Aufgebot 
ftattfinden ſoll, durch wenigſtens ſechs Wochen wohnhaft iſt, 
ſo muß die Verkündigung überdieß auch in der Pfarrkirche 
jenes Ortes geſchehen, wo die betreffende Perſon zuletzt durch 
wenigſtens ſechs Wochen wohnhaft war. Sollten beſondere 
Verhältniſſe die Vollziehung dieſer Vorſchrift erſchweren, ſo iſt 
an den Biſchof Bericht zu regnete | 


. ‚63. 
Bei Denjenigen, ener weder einen eigentlichen Wohnsitz 
haben, noch an dem Orte ihres uneigentlichen ſchon wenigſtens 

Ein Jahr lang verweilen, muß das Aufgebot auch dort, wo 
ihnen das Heimathsrecht zuſteht, oder wenn dieß ihnen nir⸗ 
gends zuſtände, wo möglich auch in der Pfarre ihres Geburts— 
ortes vorgenommen werden. Hat aber der Ehewerber nicht nur 
keinen eigentlichen, ſondern auch keinen uneigentlichen, Wohnſitz, ſo 
geſchehe die Verkündigung ſowohl in dem Pfarrbezirke, wo er 
ſich eben aufhält, als auch dort, wo ihm das Heimathsrecht 
zuf ſteht, oder wenn ein ſolches ihm nirgends zuſtände, wo mög— 
lich in der Pfarrkirche ſeines Geburtsortes. 
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§. 64. | 

Die Verkündigungen müſſen wiederholt Werden, wenn die 
Ehe nicht binnen ſechs Monaten nach Vornahme derſelben 
geſchloſſen wird, oder der Biſchof auch nach Ablauf einer Fürs 
zeren Zeit die Erneuerung des Aufgebotes vorſchreibte 

§. 65. 

Bevor das Aufgebot gehörig vollzogen iſt, kann die Ehe er- 
laubterweiſe nicht eingegangen werden. 

§. 66. 5. Religionsverſchiedenheit zwiſchen Chriſten und Abtrünnigen, 
dann zwiſchen katholiſchen und nichtkatholiſchen Chriſten. 

Die Kirche verabſcheut die Ehen zwiſchen Chriſten und 
Solchen, welche vom Chriſtenthume abgefallen find. Auch mip- 
billigt fie die Heirathen zwiſchen Katholiken und nichtkatholi⸗ 
ſchen Chriſten und mahnt ihre ren von Schließung derſel⸗ 
ben ab. 

§. 67. f 6. Verbot der Gicht 1 

Wenn Grund vorhanden tft, zu geistern daß den Ehe— 

werbern ein Hinderniß im Wege ſtehe, oder wenn die Be— 
ſorgniß obwaltet, daß ihre Verehelichung zu großen Zwiſtig— 
keiten und Aergerniſſen oder anderem Unheile Aulaß geben 
werde, ſo ſteht dem Biſchofe das Recht zu und liegt bezie— 
hungsweiſe die Pflicht ob, die Eingehung der Ehe zu verbie— 
ten. So lange er das Verbot nicht aufgehoben va, bleſßt die 
Eingehung der Ehe unerlaubt. 

§. 68. f Zuſtimmung der Eltern. 

| Auch bei Knüpfung des Ehebandes ſeien Söhne und Töchter 
des Herrn eingedenk, welcher ſpricht: Ehre deinen Vater und 
deine Mutter! Zudem läßt die Jugend ſich leicht zu unbe— 
ſonnenen Schritten hinreißen, und übereilt geſchloſſene Ehen 
ſind ein fruchtbarer Saame des Unheiles. Ehen alſo, welchen 
die Eltern ihre Zuſtimmung aus gerechten Gründen verweigern, 

find unerlaubt. 

§. 69. Verbote des öſterreichiſchen Geſetzes. 3 

Es iſt dem Chriſten eine heilige Pflicht, der Staatsgewalt 
den Gehorſam zu zollen, zu welchem der Herr ſelbſt uns durch 
ſeinen Apoſtel anweiſet. Um fo genauer ſoll er jene Staats- 
geſetze beobachten, welche den Bedingungen der ſittlichen Ord- 
nung ſorgſame Beachtung ſchenken. Wiewohl alſo die Staats— 
gewalt durch ihre Anordnungen nicht verhindern kann, daß 
zwiſchen Chriſten eine giltige Ehe geſchloſſen werde, ſo iſt es 
doch dem öſterreichiſchen Staatsbürger nicht erlaubt, die Vor— 
ſchriften zu vernachläſſigen, welche das öſterreichiſche Geſetz über 
die bürgerlichen Wirkungen der Che aufſtellt. 
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§. 70. Zulaſſung zur Trauung Erforderliche Belege. 

Zur Trauung dürfen die Ehewerber nur dann zugelaſſen 
werden, wenn ihrer Verbindung, in ſo weit es ſich in Erfah- 

rung bringen läßt, kein Hinderniß im Wege ſteht und ſie Alles 
geleiſtet haben, was die Geſetze der Kirche zur Fernhaltung 
von ungiltigen oder unerlaubten Ehen vorſchreiben. Insbeſon— 
dere liegt es ihnen ob, ſich über die gehörige Vornahme des 
Aufgebotes auszuweiſen, das Zeugniß ledigen Standes vorzu— 
legen, und wenn ihr Alter und ihre Abkunft nicht aus den 
N Pfarrbüchern erſichtlich iſt, den Taufſchein beizubringen. Sollte 
ein Ehewerber gänzlich außer Stande ſein, ſich das Taufzeug— 
niß zu verſchaffen, ſo wird der Pfarrer ſich deßhalb an den 
Biſchof wenden. Was die obenerwähnten Vorſchriften des öſter— 
reichiſchen Geſetzes betrifft, ſo iſt mit großem Eifer dahin zu 
wirken, daß ſie von den Ehewerbern genau beobachtet werden. 
Begibt es ſich, daß die Ermahnungen des Pfarrers fruchtlos 
bleiben, ſo iſt die Sache vor den Biſchof zu bringen. Dasſelbe 
hat zu geſchehen, wenn aus irgend einer anderen Urſache Schwie⸗ 

rigkeiten oder Zweifel entſtehen. 
8971. EShen von Ausländern. 

Es iſt dartiber zu wachen, daß Ausländer nicht anders als 
mit Beobachtung alles Deſſen, was zu rechtmäßiger Eingehung 
der Ehe erforderlich ift, zur Trauung zugelaſſen werden. In 

wiefern der Pfarrer in dieſer Sache vorgehen könne, ohne die⸗ 
ſelbe der bifchöflichen Curie zur Beurtheilung vorzulegen, wird 
der Biſchof 1580 Umſtänden beſtimmen. 
8. 72. Er, Vorzeitige Ehen. 
Es iſt Wörſorge zu treffen, daß die Ehen Derer older: 
werden, welche zwar das vierzehnte und beziehungsweiſe das 
zwölfte Jahr. vollendet, aber noch nicht das Alter erreicht haben, 
in welchem nach Maßgabe des Landes und Stammes die Fä⸗ 
higkeit, die Ehe mit gehöriger Ueberlegung a ſchließen, und 
die körperliche Reife einzutreten pflegt. 
Se Trauung von Ehewerbern ohne Wohnt. 

Die Trauung von Perſonen, welche weder einen eigentlichen 
noch einen uneigentlichen Wohnſitz haben, darf nicht vorgenom— 
men werden, bevor der SET ſelbſt hiezu die Erlaubniß er⸗ 
theilt hat. . 

§. 74. ö Religionsunterricht f 

Da die Ehe ein Sacrament des neuen Bundes er und 
Denen, welche durch ihr Band ſich vereinigen, heilige und 
hochwichtige Pflichten auflegt, ſo dürfen Perſonen, welche in 
den Grundwahrheiten des Chriſtenthumes unwiſſend ſind, zur 
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Trauung nicht zugelaſſen werden. Ja, bevor fie. uber Gott 
und ſeinen Willen ſich nicht wenigſtens die ſchlechthin noth— 
wendigen Kenntniſſe erworben haben, nehme der Pfarkes, nicht 
einmal die Verkündigung ihrer Ehe vor. 


8. 75. Empfang der heiligen Sacramente. N 
Es gebührt ſich, daß die Brautleute, bevor ſie im Angeſichte 
der Kirche den lebenslänglichen Bund ſchließen, ihr Gewiſſen 
durch das heilige Sacrament der Buße läutern und den Leib 
des Herrn andächtig empfangen. Bevor fie den prieſterlichen 
Segen im Gotteshauſe erhalten haben, ſollen ſie im felben 
Hauſe nicht beiſammen wohnen. Hierüber und über Alles, 
was ſonſt noch beitragen kann, damit die Ehe in Gottesfurcht 
und mit chriſtlichem Anſtande eingegangen werde, find die An— 
ordnungen und löblichen Gewohnheiten jedes Kirchenſprengels 
getreu zu beobachten. 
§. 76. Führung des Trallungsbuches. 
Der zur Trauung berechtigte Pfarrer iſt verpflichtet, die er⸗ 
folgte Schließung der Ehe mit allen Umſtänden, welche zu 
Herſtellung eines Beweiſes nothwendig oder nützlich ſind, in 
das Trauungsbuch feiner Pfarre eigenhändig einzutragen Es 
muß alſo deutlich ausgedrückt werden: Der Tauf- und Fa⸗ 
milienname, das Alter, das Religionsbekenntniß, die Wohnung 
und der Stand der Neuvermählten; auch ob dieſelben ſchon 
früher verehlicht waren oder nicht; ferner Name, Religionsbe— 
kenntniß und Stand ihrer Eltern und der Zeugen, der Tag, 
an welchem, ſo wie der Prieſter, durch welchen die Trauung 
vollzogen wurde. Haben ſich Anſtände ergeben, ſo ſoll die 
Art und Weiſe, wie dieſelben Walen wurden, angeführt 
werden. 8 ü 
Ermächtiget der Pfarrer einen Prieſter, bie Brautleute an, 
einem Orte, wo Keines von Beiden ſeinen Wohnſitz hat, zu 
trauen, ſo ſoll er dieß in dem Trauungsbuche ſeiner Pfarre 
anmerken. Der Pfarrer des Ortes, wo die Eheſchließung vor 
ſich geht, hat dieſelbe auf die oben angedeutete Weiſe in das 
Trauungsbuch feiner Pfarre eigenhändig einzutragen und bei— 
zufügen, von welchem Pfarrer die Ermächtigung ausgegangen 
ſei. Dieſer Letztere wird die geſchehene Vornahme der Trauung, 
von welcher er binnen acht Tagen in Kenntniß zu ſetzen iſt, 
gleichfalls in ſeinem Trauungsbuche anmerken. 
§ 78. 
Wenn ein öſterreichiſcher Staatsbürger das Anſuchen ſtellt, 
daß ſeine im Auslande geſchloſſene Ehe in das Trauungsbuch 
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der Pfarre, wo er nunmehr feinen Wohnſitz genommen hat, 
eingetragen werde, ſo hat der Pfarrer das Geſuch ſammt den 
beigebrachten Beweiſen der rechtmäßigen Eheſchließung dem 
Biſchofe vorzulegen und den Auftrag desſelben abzuwarten. 
§. 79. Nachſicht in Ehehinderniſſen. 

Jene Ehehinderniſſe, welche auf Beſtimmungen des Kirchen⸗ 
geſetzes beruhen, werden durch eine rechtmäßig erlangte Nach— 
ſichtgewährung und die Erfüllung der etwa beigeſetzten Bedin⸗ 
gungen für einzelne Fälle außer Kraft geſetzt. Dem heiligen 
Stuhle allein ſteht es zu, in Hinderniſſen der Giltigkeit aus 

eigener Macht Nachſicht zu gewähren, und demſelben iſt es auch 

vorbehalten, in dem einfachen Gelübde immerwährender Keuſch— 
heit wie auch in der Religionsvoerſchiedenheit zwiſchen Katholi— 
ken und nichtkatholiſchen Chriſten Nachſicht zu ertheilen. 
§. 80. Hinderniſſe, in welchen die Nachſicht willfährig zu ertheilen iſt. 

Die Biſchöfe werden, wenn rechtmäßige Gründe nicht ge— 
brechen, ſich ihrer vom heiligen Stuhle erhaltenen . 
in nachſtehenden Hinderniſſen willfährig bedienen: 

1. Im dritten und vierten Grade der Blutsverwandkſchaft 
und der Schwägerſchaft aus erlaubtem Umgange. 

2. In der geiſtlichen Verwandtſchaft. 

3. In der Schwägerſchaft aus unerlaubten Umgange, außer 
wenn zu beſorgen ſtünde, daß in Folge des unreinen Verhält⸗ 
niſſes die Ehewerber mit einander in gerader Linie verwandt 
ſeien. 

4. Im dritten Pre vierten Grade der aus einer giltigen, 
doch nicht vollzogenen Ehe entſtandenen Forderung der öffent⸗ 
lichen Sittlichkeit. 

5. In jener Forderung der öffentlichen Sittlichkeit, welche 
aus einer ungiltigen und nicht wogen Ehe oder aus dem 

Chevserlöbniſſe hervorgeht. g 
§. 81. Grundſätze der Nachſichtertheilung bei den übrigen Hinderniſſen. 

Was die übrigen Hinderniſſe der Giltigkeit betrifft, ſo iſt 

einmüthig dahin zu wirken, daß die volle Wirkſamkeit derſel— 
ben behauptet oder erneuert werde. Wenn Ehen zwiſchen 
nahen Verwandten häufiger vorkommen, ſo vergiften ſie das 
Familienleben, in deſſen Verkehr ſie die ſinnliche Begierde und 

den Verdacht derſelben einführen. 
g.. Nachſicht des Aufgebotes. 

Die gänzliche Nachſicht vom Aufgebote ſoll nur in höchſt 
dringenden Fällen, die Nachſicht von der zweiten und dritten 
Verkündigung nur aus erheblichen und hinreichend bewieſenen 
Gründen ertheilt werden. 
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Da es ſich ereignen kann, daß eine nahe Todesgefahr jeden 
längeren Aufſchub unmöglich macht, fo werden die Biſchöfe in 
jedem Bezirke nach Maßgabe der Ortsverhältniſſe Einen oder 
mehrere Prieſter ermächtigen, für ſolche Fälle in ihrem Namen 
die Nachſicht von allen drei Verkündigungen zu ertheilen. 

$. 84. Finz, 5 N + 

Wenn zwei Perſonen, welche ſich fälſchlich für Eheleute 

ausgeben und an dem Orte, wo ſie ihren Wohnſitz haben, all- 

gemein dafür gehalten werden, ſich mit einander zu verehlichen 
wünſchen, ſo ſoll denſelben ohne höchſt wichtige Urſache die 

Nachſicht von allen drei Verkündigungen nicht verſagt werden. 

Doch iſt genau zu erheben, ob die Behauptung, daß ſie allge— 

mein für Eheleute gehalten werden, vollkommen gegründet ſey. 


Jene Ehewerber, welchen das Aufgebot gänzlich nachgeſehen 
wird, haben ſtets vor dem zur Trauung berechtigten Seelſor⸗ 
ger zu beſchwören, daß ihnen kein ihrer Verehelichung entge⸗ 
genſtehendes Hinderniß bekannt ſey. 

§. 869% Geſuche um Nachſichtgewährung. 
In den Geſuchen um Nachſichtgewährung iſt das Hinder⸗ 
niß mit allen Umſtänden, von welchen die Beſchaffenheit des— 
ſelben abhängt, deutlich anzugeben; auch ſollen die Gründe, 
auf welche man ſich beruft, mit den nöthigen Nachweiſen be⸗ 
legt werden. Der Biſchof wird über die Thatumſtände, auf 
welche ſeine Entſcheidung oder ſein dem heiligen Stuhle vor— 
zulegendes Gutachten ſich fügen muß, die e e Erhe⸗ 
bungen pflegen. 

§. 87. Nachſichtgewährung füt den Gewiſſensbereich. 

Wenn das Hinderniß geheim iſt und eine Veröffentlichung 
desſelben nicht zu beſorgen ſteht, ſo kann, um das Gewiſſen 
ſicherzuſtellen, die Nachſichtgewährung ohne Angabe des Na— 
mens der Gatten und auch durch den Beichtvater oder eine 
andere hiezu taugliche Perſon nachgeſucht und erhalten werden. 
Doch iſt eine ſolche Nachſichtgewährung für den Rechtsbereich 
von keinem Nutzen: wenn alſo das Hinderniß wider Vermu— 
then bekannt würde, ſo müßte, damit die Ehe nicht vor dem 
menſchlichen Gerichte Gefahr laufe, um eine für den Rechts- 
bereich giltige e ee auf dem gehörigen. Wege 

| angefucht werden. 


§. 88. 5 Convalidation der Ehe. 
Wenn eine in gehöriger Form vollzogene Trauung wegen 
eines obwaltenden Hinderniſſes ungiltig war, ſo hat nach er— 
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langter Dasfhtgeäheng bie Congalibation der Ehe zu 

N iger 

S. 89. fur Den Gewiſſensbereich; 
Iſt die Nachſicht nur für den Gewiſſensbereich eitheilt wor⸗ 
den, ſo genügt es zu Begründung einer giltigen Ehe, wenn 
beide Theile ihre Einwilligung 17 El und Zeugen 
erneuern. 

§. 90. für den Rechtsbereich; 

7 Bei einer Nachſichtgewährung, welche für den beehtebereich 

Geltung hat, muß die Einwilligung der ungiltig Vermählten 
vor dem Pfarrer, in deſſen Pfarrbezirke fie ihren Wohnſitz 
haben, und zwei Zeugen erneuert werden. Der Pfarrer hat 
jedenfalls die ſtattgehabte Convalidation in ſein Trauungsbuch 
einzutragen; wenn aber die ungiltige Verbinbung in einer 

anderen Pfarre geſchloſſen wurde, fo ſoll er überdieß den Pfar⸗ 
rer, in deſſen Bezirke ſie eingegangen wurde, davon in Kenntniß 
ſetzen, damit derſelbe die Vollziehung der Convalidation an _ 
der Stelle, wo die 3 Ehe 8 2 ſorgfäl⸗ 
tig beifügen in | | 

§. 91. 

Das Aufgebot 0 in ſolchen Fällen nicht zu wiederholen. 
Die Trauung ſoll in der Stille und vor vertrauten Zeugen 
vorgenommen werden. Eine Ausnahme kann eintreten, wenn 
das Hinderniß an dem Orte, wo die Convalidation zu gesch 
hen hat, allgemein bekannt iſt. 

§. 9 nach thatſächlich erloſchenem Hinderniffe; 

Wenn ein Hinderniß ohne Nachſichtgewährung durch eine 
thatſächliche Veränderung erloſchen iſt, ſo ſoll den Gatten auf- 
getragen werden, die Erklärung der Einwilligung vor dem 
Pfarrer und zwei Zeugen zu erneuern, außer wenn etwa der 
Umſtand, daß zu Zeit der ECheſchließung ein Hinderniß ob— 
waltete, gänzlich verborgen, und daß darüber ein Beweis her— 
geſtellt würde, nicht zu befürchten wäre: denn dann kann 
denſelben geſtattet werden, die Einwilligung unter 4 zu 
erneuern. 

§. 93. im Hinderniſſe der verſtellten Einwilligung, wie a 0 des 
Zwanges und Irrthumes. 

Eine Ehe, welche wegen verſtellter Einwilligung unziltig iſt, 
muß als convalidirt erachtet werden, wenn Der, welcher Ver— 
ſtellung übte, in Wahrheit eingewilliget hat. Dasſelbe findet 
bet einer Ehe Statt, welcher Irrthum oder Gewalt und Furcht 
im Wege ſtand, ſobald der Theil, welcher dem Irrthume oder 
dem kgerechtes Zwange unterlag, nachdem er den Irrthum 


erkannt oder feine volle Freiheit wieder erlangt, durch Wort 
oder That eingewilliget hat. Demungeachtet iſt es, um jeden 
Zweifel über die erfolgte Einwilligung auszuſchließen, auch in 
dieſen Fällen gerathen, daß die Gatten ihre Einwilligung vor 
dem Pfarrer und zwei Zeugen erneuern, und man ſuche dieß 
zu erwirken; es ſei denn, daß eine begründete Beſorgniß von 
Aergerniß oder Gefährdung der Ehe obwalte. 
§. 94. Wirkungen der Convalidation. 

Nach erfolgter Convalidation iſt die Ehe in Betreff der 
bürgerlichen Wirkungen jo zu betrachten, als wäre ſie urſprüng— 
lich giltig geſchloſſen worden. Eben dieß gilt von den kirch— 
lichen Wirkungen, wenn auch nur Ein Theil zur Zeit der 
Eheſchließung in Unwiſſenheit der Thatſache oder des Rech— 
tes befangen war. Sonſt muß man zur Nachſichtgewährung 
die RN nehmen. 1 


Sitter Abschnitt 
Von dem Verfahren in Eheſachen. 


8.99. Gerichtsbarkeit in Eheſachen. 

Die Eheſachen gehören vor den kirchlichen Richter, welchem 
allein es zuſteht, über die Giltigkeit der Ehe und die aus 
derſelben entſpringenden Pflichten das Urtheil zu fällen. Ueber 
die bloß bürgerlichen Wirkungen der Ehe entſcheidet die 
Staatsgewalt. 


§. 96. Pr Zuſtändigkeit. f 

Die Gatten unterſtehen in Eheſachen dem Biſchofe, in def. 
ſen Kirchenſprengel der Ehemann ſeinen Wohnſitz hat. Aus— 
nahmen finden Statt, wenn die eheliche Lebensgemeinſchaft 
entweder durch Scheidung von Tiſch und Bett oder durch 
böswillige Verlaſſung von Seite des Ehemannes aufgehoben 
iſt. Im erſteren Falle hat jeder Theil das ihm wider den 
anderen zuſtehende Klagerecht vor dem Biſchofe der Däöceſe, 
wo dieſer ſeinen Wohnſitz hat, geltend zu machen. Im zweiten 
Falle kann die Gattin ihre Klage vor dem Biſchofe anbringen, 
inner deſſen Kirchenſprengel ihr Wohnſitz gelegen iſt. 

Sobald die gerichtliche Vorladung zugeſtellt iſt, kann durch 
eine Veränderung im Wohnſitze der Gatten eine Veränderung 
in Betreff der Zuſtändigkeit nicht bewirkt werden. 

§. 97. 5 Mitglieder des Ehegerichtes. 

Der Biſchof bedient bei Verhandlung der Eheſachen ſich 

eines Gerichtes, welches aus einem Präſes und wenigſtens vier 
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Räthen zu beſtehen hat. Doch ſoll die Zahl der Räthe nicht 
leicht mehr als ſechs betragen. Es werde denſelben ein Schrift— 
führer beigegeben und ein tauglicher Mann beſtimmt, um, wenn 
ein Rath des Ehegerichtes ſeines Amtes zu walten verhindert 
iſt, die Stelle desſelben zu vertreten Es wird zweckmäßig ſein, 
denſelben an den Sitzungen, bei welchen es keiner Ergänzung 
bedarf, als Beiſitzenr ohne Stimmrecht theilnehmen zu laſſen. 
Wenn es wegen der großen Ausdehnung des Kirchenſprengels 
nicht wohl möglich iſt, daß der Präſes die laut dieſer Anwei— 
ſung ihm obliegenden Geſchäfte allein verſehe, ſo iſt ihm ein 
Ringstr cite beizugeben = 
§. 98. 
Der Bischof ernennt die Mitglieder des Ehegerichtes und 
wenn der Zweck es ihm zu erfordern ſcheint, ſtellt er ihnen die 
Ausübung des übertragenen Amtes ein oder enthebt ſie des— 
ſelben. Doch wird ſeine Wahl nur auf Männer fallen, welche 
die erforderlichen Eigenſchaften beſitzen und wider welche von 
keiner Seite her eine Einwendung kann erhoben werden. 
§. . 990 
Die vorzutragenden Gegenſtände BEN wenn der Biſchof 
hierüber nicht beſondere Anordnungen trifft, von dem Präſes 
unter die Räthe vertheilt. Die Entſcheidung wird mit abſolu— 
ter Stimmenmehrheit gefällt Der Präſes ſpricht ſich zuletzt 
aus, und wenn mit Einrechnung ſeiner Stimme ſich Stimmen— 
gleichheit herausſtellt, ſo gibt er den Ausſchlag, außer wenn 
es ſich um ein Urtheil über die Giltigkeit der Ehe handelt: 
denn in dieſem Falle iſt bei Stimmengleichheit ſtets auf Gil- 
tigkeit der Ehe zu erkennen. Findet der Biſchof es zweckmä— 
ßig, dem Präſes einen Stellvertreter beizugeben, ſo wird er 
über die demſelben zuzutheilenden Geſchäfte das Nöthige 
verfügen. | | 
8. 100. b Git gd | x: 
Ein Rath des Ehegerichtes, welcher zu den Parteien in fol: 
chen Verhältniſſen ſteht, daß er als Zeuge bedenklich oder ſogar 
verwerflich wäre, wird ſich für dieſe Wechtſfags ſeiner Amts- 
übung enthalten. 


§. 101. 00 Inftanzenzug. 

Die Berufung geht von dem Biſchofe der Diöceſe an den Metro⸗ 
politen der Kirchenprovinz, von dem Metropoliten aber an den heili⸗ 
gen Stuhl. Dasſelbe findet Statt, wenn die Angelegenheit nach 
Maßgabe der Kirchengeſetze vor eine vierte Inſtanz gebracht werden 
kann oder muß. Die Rechtsfälle, über welche der Metropolit oder 
ein exemter Biſchof in erſter Inſtanz geſprochen hat, werden auch 
in zweiter Inſtanz von dem apoſtoliſchen Stuhle entſchieden. 
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§. 102. Friſt für Anmeldung und Einlegung der Berufung. 

Die Berufung iſt bei dem Gerichte, wider deſſen Ausſpruch 
ſie ergeht, binnen zehn Tagen nach Zuſtellung des Urtheiles 
anzumelden; das Gericht aber ſoll binnen dreißig Tagen, wel— 
che gleichfalls von der geſchehenen Zuſtellung an zu zählen 
ſind, die Verhandlungen an die höhere Inſtanz einſenden. 
Die appellirende Partei wird hievon verſtändiget und ihr erin⸗ 
nert werden, daß ſie binnen dreißig Tagen nach Zuſtellung 
dieſer Weiſung ihre Beſchwerde bei dem Richter, an welchen 
der geſetzmaͤßige Zug der Berufung geht, auzubringen habe. 
Ein Geſuch um Verlängerung der Friſt muß bei dem Gerichte, 
deſſen Urtheil angefochten wird, eingereicht und darf nur aus 
ſehr wichtigen Gründen bewilliget werden. Wenn es nach 
Umſtänden erforderlich iſt, den heiligen Stuhl um Ernennung 
eines Bevollmächtigten zu bitten, ſo wird das Gericht, ſobald 
es von der geſchehenen Ernennung ämtlich in Kenntniß geſetzt 
iſt, ohne allen Verzug zu eee e der Verhandlungen 
ſchreiten. 


§. 103. J. Einſprache in Nette der Zuſtändigkeit. 

Wenn Gatten oder Ehewerber, welche in Eheſachen vorgela⸗ 
den werden, die Zuſtändigkeit des Gerichtes anſtreiten zu kön⸗ 
nen glauben, ſo haben ſie bei demſelben binnen zehn Tagen 
nach zugeſtellter Vorladung ihre Einwendungen vorzubringen. 
Wird die erhobene Einſprache für unbegründet erklärt, ſo ſteht 
es ihnen frei, bei der zunächſt höheren Inſtanz Bern ein⸗ 

| zulegen. 
§. 104. 


— 


Beſtätiget 010 höhere Gericht Die angeſtrittene Zuftänbigteit, 
ſo haben die Parteien ihre Sache vor dem Richter, welcher die 
Vorladung erlaſſen hat, zu führen. 


§. 105. II. Beſchwerden und Erhebungen hinſichtlich der Trauung. 
Verweigerung der Trauung, ü 

Die Ehewerber, welchen der Pfarrer die Trauung aufſchiebt 
oder verweigert, können ſich deßhalb an die biſchöfliche Curie 
wenden, welche nach Umſtänden entweder ſich bemühen, die 
Hemmniſſe hinwegzuſchaffen, oder die Angelegenheit dem Chez 
gerichte zur Erwägung und Entſcheidung übermitteln wird. 

§. 106. mit Bezug auf Hinderniſſe der Giltigkeit. A, 

Wenn der Anftand in einem rege gemachten Hinderniſſe 
der Giltigkeit liegt, ſo muß das Ehegericht mit Erwägung 
aller Einzelheiten beurtheilen, ob hinreichender Grund zur Ver⸗ 
weigerung der Trauung vorhanden ſey. Doch wird es von 
dem Grundſatze ausgehen, daß es beſſer ſei, die Eingehung 
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einer giltigen Ehe zu verzögern, als eine ungiltige Ehe mit 
allen Uebeln, welche dieſelbe zu begleiten pflegen, hervorzurufen. 
Die Ausſage eines einzigen glaubwürdigen Zeugen, ſo wie ein 
ſolches Gericht, welches auch auf erfahrene, gewiſſenhafte Män⸗ 
ner Eindruck macht, reicht jedenfalls hin, um die Ehewerber 
bis zu weiterer Aufklärung der Sache abzuweiſen. 
§. 107. Einſprache mit Berufung auf ein Eheverlöbniß. 
Bei einer Einſprache auf dem Grunde eines Eheverlöbniſſes 
hat der Pfarrer, wofern das Eheverlöbniß ungiltig iſt, die Bes 
theiligten darüber zu belehren; wenn er es aber für giltig hält, 
eine gütliche Ausgleichung zu verſuchen. Wird die Einſprache 
unmittelbar bei dem Ehegerichte erhoben und liegt nicht etwa 
die Ungiltigkeit am Tage, ſo ſoll vor Allem der Pfarrer ange— 
wieſen werden, durch e und Ermahnungen väter⸗ 
lich einzuwirken. 
$. 108. | 
Die Vermuthung ſteht für die Freiheit des Ehewerbers hin⸗ 
ſichtlich der Wahl des Gatten: daher iſt gegen das Ehever— 
löbniß zu entſcheiden, ſo oft die Giltigkeit desſelben nicht voll— 
ſtändig erwieſen iſt. 
§. 109. 
Auf jene, welche ſic weigern, ihr i im Eheverlöbniſſe gegebenes 
Wort zu erfüllen, iſt nicht ſowohl durch Zwang als durch Er— 
mahnung zu wirken. Jede Verabredung über einen Vergü— 
tungsbetrag, welcher im Falle des Rücktrittes zu entrichten ſei, 
g 115 nicht nur unerlaubt, ſondern auch ungiltig. 
1 
Wenn das Ehegericht das. Verlöbniß für ungiltig erkennt, 
jo iſt das Nöthige zu verfügen, damit die Trauung keine wei- 
tere Vptigerung, erfahre. 
§. 111. 1 
Iſt das Verlobniß für giltig erklärt worden, ſo hat das 
Ehegericht durch einen Beauftragten den Verſuch zu machen, 
die Parteien zu gütlicher Ausgleichung zu bewegen. Was den 
Schadenerſatz betrifft, ſo werde darauf hingewirkt, daß ſie unter 
billigen Bedingungen ein Uebereinkommen ſchließen. Auf das 
Anſuchen von wenigſtens Einem Theile kann auch ein Ent- 
ſchädigungsbetrag ausgeſprochen werden. Stellt der Kläger 
fich damit nicht zufrieden, fo bleibt es ihm zwar unbenommen, 
wegen des Schadenerſatzes bei dem weltlichen Gerichte Klage 
zu führen, doch ſeine wider die Trauung erhobene a 
ſoll nicht weiter berückſichtiget werden. 
§. 112. 
Ließe ein Einsverſtändniß über die Aufhebung des Verlöb— 
11 
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niſſes oder die Leiſtung einer billigen Entschädigung ſich nicht 
erzielen, ſo müßte die Geſtattung der beabſichtigten Ehe als 
das kleinere Uebel angeſehen werden. 
§. 113. Erhebungen zum Zwecke der Trauung von vorgeblichen Eheleuten. 
Wenn Perſonen, welche ſich fälſchlich für verheirathet aus— 
geben, den ordentlichen Weg zur Schließung der Ehe nicht 
einzuſchlagen vermögen, ohne ſich oder ihren Kindern große 
Nachtheile zu bereiten, ſo können ſie die Angelegenheit ent⸗ 
weder ſelbſt oder durch einen Seelſorger vor den Präſes des 
Ehegerichtes bringen, und dieſer hat die Erhebungen, welche 
zu Ausſchließung jedes Mißbrauches nöthig ſind, zu pflegen 
oder anzuordnen. In der Regel wird er hiezu zwei Räthe 
beiziehen; wenn aber beſondere Umſtände die ſtrengſte Geheim⸗ 
haltung fordern, ſo kann der Biſchof deren geſtatten, die 
Sache allein zu verhandeln. 


A III. Ungiltigerklärung. 
Die Kirche wacht als Hüterin des Glaubens und der reinen 
Sitten über der Heiligkeit der Ehe und der Unauflöslichkeit 
ihres Bandes. Wenn ein Katholik in einer Verbindung lebt, 
welche, da ihr ein Hinderniß der Giltigkeit im Wege ſteht, den 
Namen der Ehe mit Unrecht in Anſpruch nimmt, ſo ſoll die 
ſelbe zur Würde einer wahrhaften Ehe erhoben oder, wofern 
dieß nicht möglich iſt, für ungiltig erklärt und getrennt werden. 
Dagegen muß das unauflösliche Band der Ehe wider jeden 
Verſuch, unter dem Vorwande der Ungiltigkeit die Trennung 
desſelben zu erſchleichen mit Kraft aufrecht gehalten werden. 
§. 115. Allgemeines Beſtreitungsrecht. 
In wie fern das Beſtreitungsrecht nicht ausdrücklich auf die 
Gatten beſchränkt iſt, gebührt es allen Mitgliedern der katho— 
liſchen Kirche mit Ausnahme Jener, welche eigennütziger Ab⸗ 
ſichten verdächtig ſind oder, obgleich ihnen die bevorſtehende 
Ehe bekannt war und das Aufgebot ordnungsmäßig vorge⸗ 
nommen wurde, das Hinderniß ohne rechtmäßigen Grund ver— 
ſchwiegen haben. | 
§. 116. Ausſchl ießliches Beſtreitungsrecht der Gatten: 1. Wegen 
f Irrthum und widerrechtlichem Zwange. f 
Wegen Irrthum und widerrechtlichen Zwang kann die Ehe 
nur von dem Gatten, welcher ſich im Irrthum befand oder dem 
widerrechtlichen Zwange unterlag, beſtritten werden. Sein Be— 
ſtreitungsrecht erliſcht, wenn er, nachdem er ſeines Irrthumes 
inne geworden iſt, oder nachdem eine Furcht, wie ſie zu Ent⸗ 
kräftung der Einwilligung hinreicht, aufgehört hat, die eheliche 
Pflicht freiwillig und wiſſentlich leiſtet, oder auch ohne daß 
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dieſer Umſtand kann bewieſen werden, das eheliche Zuſammen— 
leben ſechs Monate lang freiwillig fortſetzt. 


111 2. Wegen Nichterfüllung der Bedingung. 
Sollte eine bedingte Eingehung der Ehe ausnahmsweiſe 
geſtattet werden, fo kann die Ehe wegen Nichterfüllung der 
beigeſetzten Bedingung nur von jenem Gatten beſtritten wer— 
den, welcher weder das Vorhandenſein des Ausbedungenen 
fälſchlich vorgegeben oder deſſen Nichtvorhandenſein abſichtlich 
verſchwiegen, noch auch die Erfüllung der Bedingung durch 
ſein Verſchulden verhindert hat. Durch die Verzichtleiſtung auf 
die Bedingung entſagt er ſeinem Beſtreitungsrechte. 
2418.5 a 3. Wegen Unvermögen. 
Wegen des Unvermögens zu Vollziehung der Ehe können, 
wenn dasſelbe kein offenkundiges iſt, nur die Gatten um Un⸗ 
giltigerklärung einſchreiten. 
119. 4. Wegen Unmündigkeit. 

Die Giltigkeit einer Ehe, welcher das Hinderniß der Un— 
mündigkeit im Wege ſteht, ſoll nach eingetretener Mündigkeit 
nur auf Einſchreiten des Gatten, welcher bei Schließung der 
Ehe unmündig war, in Unterſuchung gezogen werden. 


120. Beſchränkung des Beſtreitungsrechtes der Gatten: 
1. Bei dem Hinderniſſe der Entführung. 

Wegen des Hinderniſſes der Entführung kann der Entführer 
gegen die Ehe keine Einſprache erheben. Eine Entführte, wel— 
che in die Entführung eingewilliget, hat ſich ihres Rechtes, 
die Ehe zu beſtreiten, ſogleich nach Wiedererlangung der vollen 
Freiheit zu bedienen, ſonſt ſoll ſie nicht mehr gehökk. werden. 
424210 2. Bei dem Hinderniſſe des Ehebandes. 

Nachdem das Hinderniß des beſtehenden Ehebandes durch 
thatſächliche Veränderung erloſchen iſt, hat im Falle, daß Einem 
Theile bei Schließung der ungiltigen Ehe das Vorhandenſein des 
Hinderniſſes ohne ſeine Schuld unbekannt war, der andere, wel— 
cher um das Hinderniß gewußt hat, kein Recht, die Ehe zu beftreiten, 
122. Einſchreiten von Amtswegen. 

In allen Fällen und wegen aller Hinderniffe, hinſichtlich 
welcher das Beſtreitungsrecht nicht den Gatten oder Einem 
derſelben ausſchließlich zuſteht, hat das Ehegericht die Unter— 
ſuchung von Amtswegen einzuleiten, ſobald hiezu durch Offen- 
kundigkeit des Falles, durch Anzeigen oder in anderer Weiſe 
ein hinlänglicher Grund geboten iſt. 


§. 123. 


Die Ehe möge von einem SER Berechtigten beſtritten oder 
| se 
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die Unterſuchung von Amtswegen eingeleitet werden, ſo iſt das 
Ehegericht ſtets verpflichtet, Alles was zur vollſtändigen Er— 
forſchung der Wahrheit dienen kann, von Amtswegen anzu— 
ordnen und durchzuführen. 5 
§. 124. Beſtellung eines Vertheidigers der Ehe und Pflichten desſelben. 
Jeder Biſchof hat einen durch Frömmigkeit und Rechtskunde 
ausgezeichneten Mann und zwar, wenn es möglich iſt, einen 
Geiſtlichen zum Vertheidiger der Ehe zu beſtellen, und wofern 
derſelbe ſeines Amtes zu walten verhindert iſt, einen Aan 
ten Stellvertreter zu ernennen. 


§. 123% | ur 

Der Vertheidiger der Ehe hat beim Antritte feines Amtes 
und ſo oft er die Giltigkeit einer Ehe zu vertreten übernimmt, 
eidlich zu verſprechen, daß er Alles, was zur Aufrechthaltung 
des Ehebandes dienen könne, fleißig erforſchen und zum Schutze 
desſelben eifrig geltend machen wolle. Er muß den dießfälli⸗ 
gen Sitzungen des Ehegerichtes beiwohnen. Er iſt zur Ein- 
vernehmung der Parteien, zum Zeugenverhöre und überhaupt 
zu allen gerichtlichen Verhandlungen beizuziehen. Jede gericht— 
liche Verhandlung, bei welcher nicht er ſelbſt oder ſein vom 
Biſchof ernannter Stellvertreter gegenwärtig if, ſoll als un⸗ 
giltig und kraftlos betrachtet werden. | 

§. 126. Anhängigmachung des Gefuches um Ungiltigerklärung. 

Derjenige, welcher die Giltigkeit der Ehe beſtreitet, kann 
ſeine Anklage, beziehungsweiſe ſein Geſuch um Ungiltigerklärung 
entweder ſchriftlich einreichen oder mündlich zu Protokoll geben. 
Die Thatſachen, auf welche die Behauptung der Ungiltigkeit 
geſtützt wird, ſind deutlich und vollſtändig anzugeben und die 
Beweismittel, welche man zu haben glaubt, namhaft zu machen. 

§. 127. 

Wer die Ehe ſchriftlich beſtreitet, hat ſich vor dem Ehe⸗ 
gerichte oder deſſen Bevollmächtigten perſönlich zu ſtellen und 
die nöthigen Auskünfte zu geben, ſonſt iſt die von demſelben 
erhobene Anklage als eine bloße Anzeige zu betrachten und 
zu behandeln. 

§. 128. Behandlung der 1 über Ehehinderniſſe. 

Mündlich gemachte Anzeigen müſſen zu Protokoll genommen 
werden; wenn ſie ſchriftlich erfolgen, ſo ſoll eine mündliche 
Einvernehmung des Verfaſſers veranſtaltet werden. Dabei ſind 
an ihn alle Fragen zu ſtellen, welche zu einer e Er⸗ 
hebung des Thatbeſtandes führen können. 


$. 129. | 
Schriftliche Anzeigen, deren Verfaſſer mündlich nicht können 
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vernommen werden, genügen nur unter befonderen Verhält⸗ 
niſſen, um die Einleitung des Rechtsverfahrens zu begründen. 
Doch ſind die in denſelben enthaltenen Angaben nach Geſtalt 
der Umſtände zu benützen, um weitere Erhebungen zu pflegen. 


. 130. 


Schriftliche Anzeigen, Feten Verfaſſer ſeinen Namen ver— 
birgt, können für ſich allein niemals hinreichen, um eine Unter- 
c über die Giltigkeit der Ehe zu Aug 


1. 


132. 


Wenn über das Vorhandenſein eines Ehehinderniſſes ſich ein 
Ruf verbreitet, welcher nach Erwägung aller Umſtände Be— 
achtung verdient, ſo hat das Ehegericht über den Grund der 
dießfälligen Erzählungen oder Behauptungen nachzuforſchen und 
zu beurtheilen, ob das Ergebniß die en 5 Unterſu⸗ 
chung fordere. 


Auf Anzeigen über Hinderniſſe, wegen welcher den Gatten 
allein das Beſtreitungsrecht zuſteht, iſt in der Regel keine 
Rückſicht zu nehmen; wenn aber aus den gemachten Angaben 
deutlich hervorgeht, daß die Ehe wegen eines ſolchen Hinder— 
niſſes ungiltig ſei, ſo iſt von Amtswegen einzuwirken, damit 
entweder die Convalidation vollzogen werde oder der Gatte, 
welchem das Beſtreitungsrecht zuſteht, wider die Ehe einſchreite. 
133. Verſuch der Ausgleichung durch Ermahnungen des Seelſorgers. 
Iſt das angeregte Hinderniß ſo beſchaffen, daß jedenfalls 
die Einwilligung des Klage führenden Gatten zur Hebung des— 
ſelben hinreicht, ſo ſoll der ordentliche Seelſorger der Eheleute 
oder nach Umſtänden ein anderer Prieſter beauftragt werden, 
durch zweckmäßige Ermahnung den die Ehe beſtreitenden Theil 
zu beſtimmen, daß er ſeine Einwilligung erneuere, oder auch 
nach Geſtalt der Dinge zu erwirken, daß die Erklärung der Ein— 
willigung vor dem Pfarrer und zwei Zeugen wiederholt werde. 


134. 


135. 


Der Beauftragte hat über das Ergebniß ſeiner Bemühun— 
gen an den Präſes des Ehegerichtes zu berichten, und wofern 
der die Ehe beſtreitende Gatte auf ſeinem Entſchluſſe beharrt, 
Alles beizufügen, was er über die Thatſachen, von welchen 
die Giltigkeit der beſtrittenen Ehe abhängt, in ohe zu 
bringen vermochte. 


n wie fern bei Glen 9 buch die Einwilligung 
der Ehegatten nicht können gehoben werden, vorläufig eine 
De des Seelſorgers in Anſpruch zu nehmen ſei, wird 
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von der Beſchaffenheit des Bien und dem 7 des Ehe⸗ 
gerichtes abhängen. 
$. 136. 

Wenn Einer der Gatten die Ehe beſtreitet, ſo iſt vor allem 
zu unterſuchen, ob vielleicht ſolche Umſtände obwalten, daß, 
wenn der Kläger jemals das Beſtreitungsrecht beſaß, er doch 
gewiß jetzt desſelben verluſtig iſt, und wofern dieß außer Zwei⸗ 
fel gefellt wird, ſo iſt die Anklage nicht anzunehmen. 

$. 137. 

Wird die Beſtreitung der Ehe auf eine Thatſache gegrün— 
det, welche, auch wofern ſie vollkommen richtig wäre, entweder 
ſchlechthin oder doch unter den vom Kläger ſelbſt angegebenen 
Umſtänden kein Hinderniß der Giltigkeit zu bewirken vermöchte, 

ſo iſt die Anklage ohne weitere Unterſuchung zurückzuweiſen. 
§. 168 

Es kann geſchehen, daß die Thatſache, auf welche die Be— 
ſtreitung gegründet iſt, zwar unter Vorausſetzung ihrer Nichtig> 
keit die Ehe ungiltig machen würde, aber die Unwahrheit der 
Behauptung am Tage liegt. In ſolchen Fällen ſoll der Klä- 
ger darüber belehrt und von der Anklage abzuſtehen aufge— 
fordert werden. Wofern er ſich deſſen weigert und das Vor— 
gebrachte nicht etwa offenbar läppiſch oder widerſinnig iſt, ſo 
muß die Abweiſung durch einen förmlichen 1 des Ehe⸗ 
gerichtes verfügt werden. 

98.6139. Verfahren bei Anregung der im §. 80. erwähnten Hinderniſſe. 

Wenn Eines der im . 80. aufgezählten Hinderniſſe ange⸗ 
regt wird, ſo hat das Ehegericht eine förmliche Unterſuchung 
ſo viel als möglich zu vermeiden. In den meiſten Fällen wird 
die Thatſache ſich durch Vermittlung der Pfarrgeiſtlichkeit ſicher 
ſtellen laſſen. Wofern durch die Pfarrbücher oder glaubwür— 
dige Ausſagen das Obwalten des Hinderniſſes nachgewieſen 
iſt, wird der Biſchof die erforderliche Nachſicht gewähren und 
die Convalidation mit ſorgfältiger Vermeidung alles Aufſehens 
vollziehen laſſen. Sollte ernſtlich zu beſorgen ſein, daß die 
Gatten oder eines von ihnen die Entdeckung des Hinderniſſes 
mißbrauchen würden, um die Auflöſung der Verbindung zu 
erlangen, ſo müßte bei dem heiligen Stuhle um Heilung der 
Ehe in der Wurzel nachgeſucht werden. 

§. 140. Ernennung des Unterſuchungs-Commiſſärs. 

Wenn die Giltigkeit einer Ehe unterſucht werden muß, ſo 
hat das Ehegericht einen Commiſſär zur Erhebung des That— 
beſtandes zu ernennen. ö 

Ss. 1 ü Hötünterfüchung⸗ 


Bevor der Unterſuchungscommiſſär das Beweisverfahren ein⸗ 


$ 
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leitet, hat er nichts zu unterlaſſen, um ſich von allen Umſtän⸗ 


den, welche dazu beitragen können, um die Giltigkeit oder 


Ungiltigkeit der Ehe außer Zweifel zu ſtellen, genau zu unter⸗ 
richten. Zu dieſem Ende ſoll er nach Beſchaffenheit des Falles 
und der Perſonen die nötbigen Erkundigungen einziehen; 
dann aber wird er die Gatten, Jene, welche die Ehe beſtreiten 
oder über das Hinderniß Anzeigen gemacht haben, und foviel 
als möglich auch die Zeugen, welche für oder gegen die Ehe 
aufgeführt werden, im Sen des Weiher der Ehe vor- 


laͤufig vernehmen. 


142. 


Das Ergebniß der Vorunterſuchung iſt 8 Ehegerichte vor— 
zulegen, welches Dasjenige, was es allenfalls noch nothwen— 
dig erachtet, anordnen wird. Hierauf iſt das Beweisverfahren 
mit möglichſter Beſchleunigung einzuleiten. 


§. 143. Perſönliches Erſcheinen der Gatten. 


$. 


$. 


Sowohl bei der Vorunterſuchung als zum Behufe des Be— 


weisverfahrens haben die Gatten perſönlich zu erſcheinen. Zwar 


bleibt es ihnen unbenommen, ſich von Sachwaltern begleiten 
zu laſſen und vor Abgabe einer Erklärung den Rath derſelben 
einzuholen; es dürfen aber nur jene Erklärungen, welche ſie 


ſelbſt abgeben, als die ihrigen zu Protokoll genommen werden. 


Sollte der Sachwalter in eigenem Namen ſich über etwas den 
Ehefall betreffendes erklären, ſo iſt dieß ſo aufzunehmen und 
zu behandeln, wie es aufgenommen und behandelt werden 
müßte, wenn derſelbe nicht als Sachwalter erſchienen wäre. 
Wofern ein Sachwalter ſtörend einwirken ſollte, liegt dem 
Unterſuchungscommiſſäre ob, die Ener desſelben it ver⸗ 
anlaſſen. 


64451 Maßnahmen im Falle des Nichterſcheinens. 


Wenn vorgeladene Gatten die Unzuſtändigkeit des Gerichtes 


| e ſo iſt nach SS. 103 und 104 vorzugehen. 


14 


8 Eheleute, welche auf die ergangene Vorladung nicht 
erſcheinen, hiefür einen anderen Grund an, als den der Unzu— 
ſtändigkeit, ſo wird das Ehegericht über deſſen Zulaſſung oder 
Verwerfung urtheilen. Aus entſprechenden Urſachen kann eine 
Verlängerung der Friſt zugeſtanden werden. Erſcheinen die 
angeführten Gründe als unſtatthaft oder verſäumt Jemand 
ſich zu ſtellen, ohne einen Verſuch zu ſeiner Rechtfertigung zu 
machen, ſo iſt den Ausbleibenden eine nach der Entfernung 
ihres Wohnſitzes bemeſſene Friſt anzuſetzen und nach Ablauf 
derſelben das weltliche Gericht zu erſuchen, die Vorgeladenen 


zu verhalten, ſich zu ſtellen. Sollte dieß Erſuchen aus was 
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immer für einer Urſache ohne Erfolg bleiben, ſo muß das Ver⸗ 
fahren auch ohne Anweſenheit der Vorgeladenen begonnen 
werden. 175 

§. 146. Einvernehmung der Ehegatten durch einen Bevollmächtigten. 

Es iſt mit Entſchiedenheit dahin zu wirken, daß die Gatten 
zum Zwecke der Erhebung des Thatbeſtandes perſönlich vor 
dem Unterſuchungscommiſſäre erſcheinen. Haben ſie dieß ge— 
than und wohnen ſie in bedeutender Entfernung vom Sitze 
des Ehegerichtes, ſo kann auf die Bitte derſelben zum Behufe 
ſpäterer Einvernehmungen an dem Orte, wo ſie wohnhaft ſind, 
oder in der Nähe desſelben ein Bevollmächtigter ernannt wer⸗ 
den. Der Vertheidiger der Ehe hat zwar das Recht, ſolchen 
Einvernehmungen immer und überall beizuwohnen; doch kann 
er darum anſuchen, daß ihm für dieſelben ein Stellvertreter 
gegeben werde. Dieſer muß eidlich verſprechen, bei der Ein- 
vernehmung die Sache des Ehebandes nach beſtem Wiſſen 
und Vermögen zu vertreten, und es find ihm von dem Ver⸗ 
theidiger der Ehe die allenfalls nöthigen Anweiſungen und Auf— 
ſchlüſſe zu ertheilen. Dem Bevollmächtigten ſelbſt ſind nicht 
nur die an die Gatten zu ſtellenden Fragen zu überſenden, 
ſondern er werde auch über alle Umſtände unterrichtet, deren 
Kenntniß zu zweckmäßiger Leitung der anzuſtellenden Erhe— 

bungen erforderlich iſt. Halten ſich die Gatten in einer ande— 
ren Diöceſe auf, ſo wird für ſpätere Einvernehmungen das 
dortige Ehegericht um ſeine Mitwirkung zu erſuchen ſein. 

S. 147 Erforderliche Beweisführung. 

Die Vermuthung ſteht für die Giltigkeit der Ehe; daß Hin⸗ 
derniß muß vollſtändig bewieſen werden. 

§. 148. Geſtändniß der Gatten. 

Ein Geſtändniß, welches die Gatten bei der Unterſuchung 
machen oder auch früher, doch nach Schließung der angeſtrit— 
tenen Ehe abgelegt haben, iſt, in ſoweit es gegen die Giltig— 
keit der Ehe lautet, ohne alle Beweiskraft. Ein Geſtändniß, 
welches die Gatten vor Schließung der angeſtrittenen Ehe ab— 
gelegt haben, iſt als Beweismittel wider die Giltigkeit nicht 
auszuſchließen. " 

$. 149. 


Ein Geſtändniß der Gatten, welches für die Giltigkeit der 
Ehe lautet, hat in jenen Fällen Beweiskraft, in welchen das 
Beſtreitungsrecht den Gatten ausſchließlich vorbehalten iſt; ſonſt 
begründet es bloß eine Vermuthung. 

150. 

Das Nichterfcheinen eines oder beider Gatten kann wider 
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die Giltigkeit der Ehe nichts bewei ſen, und ſoll eben deßhalb 
dem Beſtreiter des Chebandes die er der ee 
nicht erleichtern. 


ar ee gegen 
Ueber die Zulaſſung oder Zurückweiſung der Zeugen, den 
ihnen zu ſchenkenden Glauben und die denſelben entgegenge— 
ſtellten Einwendungen entſcheidet das Ehegericht von Fall zu 
Fall nach den allgemeinen Vorſchriften des Kirchengeſetzes 
und den beſonderen Rückſichten, welche die Natur der Ver— 
handlung erheiſcht. 
152. Beſondere Vorſchriften über die Glaubwürdigkeit der Zeugen. 
Wenn der die Ehe beſtreitende Gatte wider einen Zeugen, 
welcher als bedenklich oder ſogar als beziehungsweiſe verwerf— 
lich muß angeſehen werden, keine Einſprache thut, ſo darf der— 
ſelbe zum Zeugniſſe für die Che zugelaſſen werden. Dagegen 
kann der Umſtand, daß die Gatten wider einen Zeugen nichts 
einwenden, niemals einen Grund darbieten, deſſen wider die 
115 gerichtete Ausſage als glaubwürdig anzunehmen. 


"geräte, welche die Vermuthung der Parteilichkeit für 
oder gegen Einen von beiden Gatten begründen, machen den 
Zeugen nur hinſichtlich jener Ausſagen verdächtig, welche zu 
Gunſten oder zum Nachtheile des betreffenden Gatten lauten. 


154. 


Wenn der Zeuge zu beiden Gatten in Verhältniſſen ſteht, 
welche die Vermuthung der Parteilichkeit ungefähr in gleichem 
Grade hervorrufen, ſo reichen dieſe Verhältniſſe für ſich genom⸗ 
men nicht hin um eine Ausſage, welche derſelbe zu Gunſten 
des Einen, aber zum Nachtheile des anderen Gatten macht, 
als verdächtig erſcheinen zu laſſen. 

155. 

Die F der Gatten ſind von dem Zeugrniſſe 
für oder gegen die Ehe nur dann auszuſchließen, wenn aus 
der Eigenthümlichkeit des Falles beſondere Gründe, ben 
55 parteiiſch zu halten, hervorgehen. 

15 


el Beurtheilung der Glaubwürdigkeit von Verwandten und 
allen Perſonen, deren Verhältniß zu den Gatten einen Ver— 
dacht der Parteilichkeit mit ſich bringt, iſt vorzüglich in An— 
ſchlag zu bringen, ob die Gatten die n der 
Ehe wünſchen oder nicht. 
157. N ö 
Alle Diejenigen, von welchen vorauszuſetzen iſt, daß ſie über 
Umſtände, welche auf die Frage der Giltigkeit Einfluß üben, 
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wohl unterrichtet ſeien, müſſen auch dann vernommen werden, 
wenn ſie von der Zeugenſchaft auszuſchließen ſind, weil ihre 
Ausſagen Vermuthungen begründen und den Weg zu weiteren 
Aufſchlüſſen eröffnen können. 


§. 158. Einwendung gegen die Zeugen. 

Sowohl die Parteien als der Vertheidiger der he e 
das Recht, wider die für oder gegen die Ehe a gemach- 
ten Zeugen Einwendungen zu erheben. 

§. 159. Perſönliche Abgabe des Zeugniſſes. 

Das Zeugniß muß in Perſon gegeben werden; schriftliche 
Zeugniſſe Abweſender bilden keinen Beweis, ſondern begrün— 
den bloß eine Vermuthung. 

$. 160. Einvernehmung der Zeugen durch einen Bevollmächtigten. 

Wenn die Entfernung, in welcher die Zeugen wohnen, es 
unthunlich macht, dieſelben am Sitze des Ehegerichtes zu ver— 
nehmen, fo iſt nach den Vorſchriften zu verfahren, welche S. 
146 für die ſpäteren Einvernehmungen der eee aufſtellt. 

§. 161.) Entwerfung der Frageſätze. 

Die an die Zeugen zu richtenden Fragen entwirft der Unter— 

ſuchungscommiſſär mit Rückſicht auf das ganze Ergebniß des 
bisherigen Verfahrens, ſowie auf die Frageſätze, welche von 
den Gatten oder von dem Beſtreiter des Ehebandes vielleicht 
eingereicht wurden, und im Einverſtändniſſe mit dem Verthei— 
diger der Ehe. Der Letztere hat das Recht, Dasjenige, was 
ihm zweckdienlich ſcheint, beizufügen oder auch zu verlangen, daß 
die Fragen dem Ehegerichte zur Genehmigung vorgelegt werden. 
§. 162. | Beeidigung der Zeugen. 


Nur die Ausſage eines beeidigten Zeugen hat die Geltung 
eines rechtskräftigen Beweiſes. Die Zeugen, wider deren Zu— 
läſſigkeit kein Anſtand obwaltet, haben, bevor ſie vernommen 
werden, auf Gottes heiliges Evangelium zu beſchwören, daß fie 
über den Gegenſtand der an ſie zu richtenden Fragen die 
Wahrheit, wie ſie derſelben ſich vor Gott und ihrem Gewiſſen 
bewußt find, vollſtändig und unverfälſcht, ohne etwas beizu— 
ſetzen, wegzulaſſen oder abzuändern, ausſagen wollen. Eine 
entſprechende Ermahnung über die Heiligkeit des a ſoll 
vorausgeſchickt werden. 


$. 163. 


Zur Beeidigung der Zeugen müſſen die Gatten, und wofern 
die Ehe von einem Dritten beſtritten wird, auch dieſer vorge— 
laden werden. Doch kann ihr Ausbleiben die Eidesabnahme 
nicht hindern, ö 
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8. 164. Vornahme des Zeugenverhöres. 

Das Verhör der Zeugen iſt ohne Beiſein der Parteien und 
einzeln vorzunehmen. Bevor es gänzlich beendigt iſt, dürfen 
die Zeugenausſagen nicht kundgemacht werden. 


9.100 g Beweiskraft der Zeugniſſe. 


Dasjenige, was von zwei beeidigten Zeugen, wider welche 
keine im Geſetz begründete Einwendung kann gemacht wer— 
den, deutlich und übereinſtimmend ausgeſagt wird, muß, in 
ſoweit nicht andere glaubwürdige Zeugniſſe oder Umſtände, 

welche eine ſtarke Vermuthung begründen, entgegenſtehen, in 
der Regel als vollſtändig bewieſen angeſehen werden. Han— 
delt es ſich aber um einen Umſtand, von welchem die Giltig— 
keit der Ehe abhängt, ſo kann es nicht hinreichen, daß kein 
Verhältniß oder keine Thatſache nachgewieſen iſt, durch welche 
die Wahrhaftigkeit der Ausſagen in Zweifel geſtellt wird, ſon— 
dern es muß der Beweis vorliegen, daß die Zeugen Perſonen 
von erprobter Gewiſſenhaftigkeit ſeien, und der Annahme, als 
könnten ſie einen Meineid auf ihre Seele laden, kein Raum 
dürfe gegeben werden. 


§. 166. Unterſuchung durch Sachverſtändige. 


Wenn es zu Herſtellung des Beweiſes nothwendig iſt, Sach— 
verſtändige beizuziehen, ſo wird das Ehegericht deren wenig— 
ſtens zwei und zwar ſolche wählen, welche ſich durch Kenntniſſe 
und Rechtſchaffenheit auszeichnen und von aller Parteilichkeit 
entfernt ſind, und dieſe haben nach einer von dem Unterſu— 
chungscommiſſäre zu entwerfenden und von dem Vertheidiger 
der Ehe gutzuheißenden Anweiſung die erforderliche Unterſu— 
chung vorzunehmen und ihr Gutachten ſchriftlich darzulegen. 
In Betreff der Parteilichkeit gelten wider die Sachoerſtändi— 
gen dieſelben Einwendungen, welche ihnen, wenn ſie als Zeu— 
gen auftreten ſollten, entgegengeſtellt werden könnten. 

8. 168 | 

Die Sachverſtändigen müſſen beeidiget ſein. Handelt es ſich 
um eine Thatſache, von welcher die Giltigkeit der Ehe ab— 
hängt, ſo iſt der Eid ihnen auch dann aufzutragen, wenn ſie 
ſich bereits durch einen Amtseid zur Gewiſſenhaftigkeit in Be— 
treff ihrer Gutachten verpflichtet haben. 

§. 168. Beweis für die Echtheit der Urkunden. 

Die Echtheit von Urkunden, welche wider die Giltigkeit der 
Ehe ſtreiten, kann durch die Ausſagen der Eheleute oder ſol— 
cher Perſonen, deren wider die Ehe gegebenes Zeugniß ver— 
werflich oder verdächtig wäre, nicht bewieſen werden. 
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§. 169. Eid der Gatten. 
Ein von den Gatten abgelegter Eid kann eben ſo wenig als 
ihr Geſtändniß einen Beweis für das aft des Hinderniſ⸗ 
ſes herſtellen oder ergänzen. 


§. 170. 


In wie fern zum Bewelſe eines Umſtandes, von welchem 
das Beſtreitungsrecht abhängt, ein Eid des die Ehe beſtreiten— 
den Gatten zuläſſig ſey, hat das Ehegericht von Fall zu Fall 
in Erwägung zu gehen und zu entſcheiden. | 

87 14% 

Wenn die Beſ ſchaffenheit des Hinderniſſes das ämtliche Ein— 
ſchreiten ausſchließt, ſo kann ein Eid des die Giltigkeit be— 
hauptenden Gatten als Beweis für die Ehe zugelaſſen werden. 

§. 172. Beſondere Vorſchriften über die Beſtreitung der Ehe 

wegen widerrechtlichem Zwange, 

en ein Gatte die Ehe wegen WI Zwange 
beſtreitet, ſo müſſen die Perſonen, welche ſeiner Behauptung 
nach den widerrechtlichen Zwang verübt haben, vorgeladen und 
vernommen werden. Iſt die Anklage wider den anderen Che- 
theil gerichtet, ſo kann durch deſſen Bekenntniß kein Beweis 
hergeſtellt werden. Wofern die Eltern Thatſachen eingeſtehen, 
aus welchen ſich ein widerrechtlicher und die Ehe entkräftender 
Zwang ergeben würde, ſo iſt nach Erwägung aller Umſtände 
zu beurtheilen, ob nicht etwa mit dem nach Auflöſung der Ehe 

| verlangenden Kinde ein Einverſtändniß obwalte? Uebrigens iſt, 
in ſoweit die Anklage nicht den anderen Gatten betrifft, nach 
den allgemeinen Vorſchriften des für Vergehen geltenden Be— 
weis verfahrens vorzugehen. 

8. 173. > für den Fall der Entführung, | 

Von einer Entführten, welche mit dem Entführer, während 
ſie ſich in deſſen Gewalt befand, eine Ehe geſchloſſen hat, iſt 
vorauszuſetzen, daß ſie zum Zwecke der Verehelichung entführt 
worden ſey. Wenn das Gegentheil vollſtändig bewieſen iſt, ſo 
waltet demungeachtet die Vorausſetzung ob, daß ſie durch un— 
gerechten Zwang zur Einwilligung vermocht worden ſei. Die 
nämliche Vorausſetzung ſtreitet wider jede Ehe, welche von was 
immer für einer, aus was immer für einem Grunde entführ— 

ten Perſon, bevor ſie die volle Freiheit wieder erlangt hat, ge— 
ſchloſſen wird. 

$. 174. Ueber das Verfahren bei dem Hinderniſſe des Unvermüögens, 

Auch wenn die Ehe wegen des Hinderniſſes des Unvermö— 
gens unterſucht wird, ſind die über das Geſtändniß und den 
Eid der Gatten gegebenen Beſtimmungen als Regel feſtzuhal— 
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ten. Wenn zwei Sachverſtändige, in deren Kenntniß und Un— 
parteilichkeit das Ehegericht volles Vertrauen ſetzt, einſtimmig 
erklären, daß ein unheilbares und ſchlechthiniges Unvermögen 
| obwalte und fchon vor Eingehung der Ehe ſtattgefunden habe, 
ſo kann demungeachtet der Theil, deſſen Unvermögen behauptet 
wird, die Unterſuchung durch einen dritten Sachverſtändigen 
verlangen. Wird das Unvermögen für ein bloß beziehungs— 
weiſes erklärt, ſo iſt das übereinſtimmende Gutachten von we— 
nigſtens drei Sachverſtändigen zu Herſtellung eines vollen Be— 
weiſes unerläßlich. Bleibt es zweifelhaft, ob das Unvermö— 
gen ein unheilbares und der Ehe vorangegangenes ſei, ſo iſt 
das Geſuch um Ane tigen abzuweiſen. 
87.179 
Cine Ausnahme kann eintreten, wenn entweder der Beweis 
vorliegt, daß die Ehe noch nicht vollzogen ſei oder die Klage 
auf Nichtigkeit binnen drei Jahren nach der Verehelichung an— 
gebracht wird, und wenn zugleich das Vorhandenſein des Un— 
vermögens nicht nur von beiden Gatten behauptet, ſondern 
auch von wenigſtens zwei zuverläſſigen Sachverſtändigen als 
ſehr wahrſcheinlich bezeichnet wird. In dieſem Falle haben die 
Vermählten die eheliche Gemeinſchaft durch eine von dem Che- 
gerichte zu beſtimmende Zeit, doch immer ſo lange fortzuſetzen, 
bis ſie in derſelben drei Jahre lang gelebt haben. Wenn ſie 
nach Ablauf dieſer Zeit das Geſuch um Ungiltigerklärung er⸗ 
neuern, ſo ſoll das Ehegericht ſich vorerſt die Gewißheit ver- 
ſchaffen, daß in dem Thatbeſtande, aus welchem die Wahr— 
ſcheinlichkeit des Unvermögens und beziehungsweiſe die Nicht— 
vollziehung der Ehe ſich ergab, keine Veränderung vorgegangen 
ſei. Hierauf kann den Eheleuten geſtattet werden, das Vor- 
handenſein des Unvermögens durch einen Eid zu betheuern, 
und es hat derſelbe die Geltung eines vollſtändigen Beweiſes. 
§. 176. Maßnahmen nach Abſchluß der Erhebungen. 
Nach Abſchluß der Erhebungen ſind beide Gatten und wer 
immer die Ehe beſtreitet, wie auch der Vertheidiger der Ehe 
a ihr Recht zu erinnern, über die bisherigen Verhandlungen 
ſich zu äußern. Haben ſie Einwendungen zu machen, ſo ſind 
dieſelben binnen acht Tagen vorzubringen. Mit Rückſicht auf 
den Wohnſitz der Betheiligten kann man dieſe Friſt verlängern, 
doch ohne dabei die Gränze des ſtrengen Bedürfniſſes zu über— 
ſchreiten. 
r \ 
Sowohl das Ehegericht als auch der Vertheidiger der Ehe 
tönnen von Amtswegen alle Erhebungen anordnen, welche 
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heiten zu Vervollſtändigung des Wedvetsverfahrens nothwen⸗ 
dig ſcheinen. 
§. 178. Vorlage des beabſichtigten Spruches an den Biſchof. 

Bevor das Ehegericht zu Fällung des Urtheiles ſchreitet, 
wird es die Entſcheidung, über welche es ſich geeiniget hat, 
dem Biſchofe mit Beifügung der Gründe vorlegen. Findet der 
Biſchof den beabſichtigten Ausſpruch nicht hinreichend begrün— 
det, ſo wird er dem Ehegerichte auftragen, die von ihm anzu⸗ 
deutenden Umſtände noch einmal in reife Ueberlegung zu zie⸗ 
hen und über das ne ſeiner Berathungen ar Bericht zu 
erſtatten. 


8 Bedingungen einer endgiltigen Entſcheidung. 


Die Berufung iſt zuläſſig, bis die Giltigkeit der Ehe durch 
zwei, oder die Ungiltigkeit derſelben durch drei gleichlautende 
Urtheile ausgeſprochen iſt. Wenn zwei Urtheile für und zwei 
gegen die Ehe erfolgt ſind, ſo iſt die ie als giltig an⸗ 
zuſehen. 

§. 180. Beſtimmungen über die Berufung an bie höhere Inſtanz. 

Wenn die erſte Inſtanz für die Giltigkeit der Ehe ſpricht, 
ſo kann der Beſtreiter des Ehebandes an die zweite Inſtanz 
Berufung einlegen. Wird die Giltigkeit in zweiter Inſtanz 
beſtätiget, fo iſt jede weitere Berufung ausgeſchloſſen. Wird 
die Ehe in zweiter Inſtanz für ungiltig erklärt, ſo hat der 
Vertheidiger der Ehe ſich von Amtswegen an die dritte In⸗ 
ſtanz zu wenden. Spricht die dritte Inſtanz für die Giltig⸗ 
keit der Ehe, ſo findet keine weitere Berufung Statt. Ent⸗ 
ſcheidet ſie aber wider die Giltigkeit, ſo ſoll der Vertheidiger 
des Ehebandes um die Aufſtellung einer vierten Inſtanz nach⸗ 
ſuchen und je nachdem dieſe das Urtheil fällt, iſt die Che als 
giltig oder ee zu ee 

8. 181. 


Wenn die erſte N die Ehe für ungiltig erklärt, ſo hat 
der Vertheidiger der Ehe von Amtswegen Berufung einzulegen. 
Lautet das Urtheil der zweiten Inſtanz gleichfalls auf Ungil⸗ 

tigkeit, ſo ſoll derſelbe, wofern die vorliegenden Beweiſe der 
Ungiltigkeit nicht jeden Zweifel ausſchließen, die Sache vor 
die dritte Inſtanz bringen. Nachdem auch die dritte Inſtanz 
wider die Giltigkeit entſchieden hat, iſt keine weitere Berufung 
zuläſſig. Spricht dieſelbe für die Giltigkeit, ſo ſteht es dem 
Kläger frei, um Aufſtellung einer vierten Inſtanz nachzuſu⸗ 
chen, und ihr Urtheil iſt als endgiltiges zu betrachten. 
821833 in 
Wenn in der erſten und dritten Inſtanz wider, in der zwei— 
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ten aber für die Ehe geſprochen wird, fo hat der * 
der Ehe um eine vierte Inſtanz anzuſuchen. 


§. 183. 

Die Berufung, welche der Vertheidiger der Ehe einlegt, 
frommt ihrer Natur nach zugleich dem Theile, welcher die 
Giltigkeit der Ehe behauptet. Demungeachtet ſteht es dieſem 
frei, unabhängig von dem Vertheidiger der Ehe Berufung ein— 
zulegen; doch iſt es gerathen, daß er ſich mit hanfeiben über 
die Sache ins Einvernehmen ſetz 


85 184. 
Für die Berufungen, welche einzulegen der Vertheidiger der 
Ehe durch fein Amt verpflichtet iſt, gibt es keine Verfallzeit. 
Wenn dieſer nicht binnen der vorgeſchriebenen Friſt die Anz 
meldung macht, ſo hat das Gericht, von welchem er ſich be— 
rufen ſollte, denſelben zu Erfüllung ſeiner Pflicht anzuweiſen 
oder nach Beſchaffenheit des Falles auch an den Biſchof zu 
berichten und darauf anzutragen, daß die Vertheidigung der 
Che einem anderen vollkommen befähigten Manne übertra- 
gen werde N 
§. 185. Verfahren in der höheren Inſtanz 
Der Richter, welcher in höherer Inſtanz entſcheidet, hat 
nicht nur die Verhandlungen der unteren Inſtanzen genau zu 
prüfen, ſondern auch Alles vorzunehmen, was er für N 
dig erachtet, um das Mangelhafte zu ergänzen, das Zweifel⸗ 
hafte feſtzuſtellen und das Irrige zu berichtigen. Er kann zu 
dieſem Ende die Gatten vernehmen, über die als Beweis ge— 
brauchten Urkunden Erhebungen anſtellen und alle Zeugen ver— 
hören, von welchen er neue Aufſchlüſſe hofft. Doch iſt die 
Unterſuchung durch Sachverſtändige nur dann zu wiederholen, 
wenn Anzeichen, welche eine ſtarke Vermuthung begründen, es 
wahrſcheinlich machen, daß Mißgriffe und Parteilichkeiten vor⸗ 
gekommen ſeien. 


$. 186. 

Sowohl die Parteien als auch der Vertheidiger der Ehe 
haben das Recht, in der höheren Inſtanz neue Beweiſe vorzu— 
bringen. b | 

§. 187. 0 Nichtigkeit des Urtheiles. N 
Das Urtheil iſt nichtig, wenn es von einem den 
Richter gefällt, oder wenn ein weſeutlicher Theil der gerichtli— 
chen Verhandlung entweder gänzlich ausgelaſſen oder ohne Bei— 
ziehung des Vertheidigers der Ehe vorgenommen wurde. Doch 
kann die Giltigkeit des von dem höheren Richter gefällten Ur— 
theiles deßhalb, weil derſelbe keine weitere Unterſuchung für 
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nothwendig gehalten, ſondern nach den 1 entſchieden 
hat, nicht angeſtritten werden. 
§. 188. Verfahren wegen Nichtigkeit. 

Die Klage auf Nichtigkeit muß binnen der für Berufungen 
feſtgeſetzten Zeit vor ra. zunächſt 0 Richter 5 
werden. 

§. 189. | 
| Da die Gatten die allfällige Einwendung der Unzuſtändig⸗ 
keit binnen zehn Tagen nach zugeſtellter Vorladung anzubrin⸗ 
gen haben (§. 103), fo find fie nicht berechtiget, der Giltig— 
keit des ergangenen Urtheiles die Behauptung der Unzuſtän⸗ 
digkeit entgegenzuſetzen; doch kann der höhere Richter das Ur- 
theil wegen Mangel der Zuſtändigkeit von egen für un⸗ 
giltig erklären. 

§. 190. 


Das über die vue en 1 läßt keine 
9 zu. 
19 


dle für nichtig erklärte Wr eh muß vor demſelben 
Richter oder, wenn fie durch den Mangel der Zuftändigfeit 
entkräftet wird, vor dem als zuſtändig erkannten Richter in der 
gehörigen Form wiederholt werden. 
8. 192. N Verſuch der Convalidation.“ 

Wenn die Ungiltigkeit der Ehe durch drei gleichförmige 
Urtheile entſchieden, aber das Hinderniß ſo beſchaffen iſt, 
daß es durch Einwilligung von Seite des Einen Gatten oder 
durch Nachſichtgewährung gehoben werden kann, ſo ſoll der 
Biſchof, wofern nicht wichtige Gründe abrathen, dahin wirken, 
daß die Convalidation der Ehe herbeigeführt werde. 

§. 193. Kundmachung des Endurtheiles. 

Läßt die Natur des Hinderniſſes keine Nachſichtgewährung 
zu oder bleibt der Verſuch, eine Convalidation herbeizuführen, 
ohne Erfolg, ſo iſt die Ungiltigerklärung den Parteien anzu⸗ 
kündigen und ihnen zu ar fernerhin bei einander zu 
wohnen. N 

8. 194. Inhalt und Form des Urtheiles. 
Jedem Urtheile ſind die Gründe, auf die es ſich ſtützt, kurz, 
g doch ohne etwas Weſentliches zu übergehen, beizufügen. Lautet 
das Endurtheil auf Ungiltigkeit, ſo iſt ausdrücklich zu erinnern, 
daß die frühere Verheirathung für die Schließung einer neuen 
Ehe weiter kein Hinderniß darbiete. Jedes Urtheil muß von 
den Richtern und dem Schriftführer unterzeichnet und mit dem 
Siegel der biſchöflichen Curie verſehen werden. 
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F. 195. Zuſtellung des Urtheiles. Mittheilung an den Statthalter. 


Das Urtheil wird den Parteien durch den Rathsdiener zu- 
geſtellt und in Abſchrift eingehändigt: worüber eine ſchriftliche 
Beglaubigung zu geben iſt. Von jedem Urtheile über die Gil— 
tigkeit einer Ehe ſetzt der Biſchof den ia oder Lan⸗ 
despräſidenten in Kenntniß. 

§. 196. Rechtskraft des Endurtheils. 
Ein über die Giltigkeit der Ehe gefälltes Urtheil gelangt 
niemals zu voller Rechtskraft. Wird ſpäter bewieſen, daß es 
ſich auf eine irrige Vorausſetzung ſtützte, ſo muß die Ver⸗ 
handlung wieder eingeleitet und in der vorgeſchriebenen Form 
geführt werden. Begibt es ſich, daß ein auf Ungiltigkeit lau⸗ 
tendes Urtheil widerrufen wird, ſo ſind dadurch die Ehen, 
welche die Gatten etwa in der Zwifchenzeit geſchloſſen haben, 
für nichtig erklärt. 


§. 197. 


Mit Ausnahme des im 8. 196 . Falles kann die 
Unterſuchung über die Giltigkeit nur dann, wenn das Urtheil 
der erſten Inſtanz für nichtig erklärt wurde, als von Neuem 
wieder angefangen werden.“ 

g. 198. Wirkungen des Urtheiles im Falle des Unvermögens. 

Derjenige, auf deſſen für ſchlechthinig und unheilbar erklär— 
tes Unvermögen das Urtheil der Nichtigkeit gegründet iſt, darf 
zu keiner Verehelichung zugelaſſen werden. Wofern ſich ſpäter 
wie immer ergibt, daß er zu Vollziehung der Ehe fähig ſei, 
tritt ſeine frühere Ehe wieder in Kraft. 

§. 199. | i 5 

Es verfteht ſich von ſelbſt daß bie Gatten, bevor das End— 
urtheil der Ungiltigkeit erfolgt iſt, zu Schließung einer neuen 
Ehe durchaus nicht dürfen zugelaſſen werden. Wiewohl aber 
eine vor dem Endurtheile geſchloſſene Verbindung immer höchſt 
unerlaubt iſt, ja denſelben Kirchenſtrafen wie die Polygamie 
unterliegt, fo muß fie doch, wenn die obſchwebende Verhand— 
lung zur Nichtigerklärung führt und den voreilig Getrauten 
nicht irgend ein anderes Hinderniß im Wege ſteht, als eine 
wahrhafte Ehe angeſehen werden. 

S. 200. Vergleich und ſchiedsrichterlicher Ausſpruch 

Die Eheſachen können weder durch Vergleich noch durch 
ſchiedsrichterlichen Ausſpruch entſchieden werden. Die Bedin— 
gungen, unter welchen das Ehegericht ermächtiget iſt, über die 
Vermögensſtreitigkeiten der Parteien durch ſchiedsrichterlichen 
Ausſpruch zu entſcheiden, ſind in dem Staatsgeſetze ausgedrückt. 

| ’ 12 
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§. 201. IV. Trennung der Ehe durch Ablegung der Ordensgelübde. 

Wenn ein Gatte die Beſchwerde vorbringt, daß der andere 
Theil ſich die Ehe zu vollziehen weigere, dieſer aber erklärt, 
daß er der Welt zu entſagen entſchloſſen ſei, ſo muß vor Allem 
erwogen werden, ob die Nichtvollziehung der Ehe außer Zweifel 
geſtellt ſei. Wofern hierüber ein hinreichender Beweis vorliegt, 
iſt dem in der Weigerung Begriffenen aufzutragen, binnen zwei 
Monaten entweder die Ehe zu vollziehen oder in einen vom 
heiligen Stuhle gutgeheißenen Orden zu treten. Doch kann 
aus wichtigen Gründen auch eine kürzerk oder ese Friſt 
angeſetzt werden. 

§. 202. er 

Wenn von zwei Gatten, welch die Ehe nicht vollzogen zu 
haben behaupten, der Eine ſich in ein Kloſter begibt, ohne daß 
der andere Einſprache erhebt, ſo muß, damit einem möglichen 
Einverſtändniſſe begegnet werde, die Wahrhaftigkeit der Be— 
hauptung, daß die Ehe noch nicht vollzogen ſei, um ſo ſtrenger 
geprüft werden. 

$. 203. | 

Sobald der Gatte, welcher die Welt zu verlaſſen begehrt, 
die feierlichen Gelübde abgelegt hat, ſoll dem anderen Theile 
urkundlich bezeugt werden, daß ſeine zwar giltig beſchloſſene, 
doch nicht vollzogene Ehe aufgelöſet ſei und ihn nicht hindere, 
zu einer anderen Verbindung zu ſchreiten. 

§. 204. l f 

Sowohl die Ungiltigerflärung der Ehe als die Auflöſung 
ihres Bandes durch die feierlichen Gelübde iſt im Trauungs⸗ 
buche anzumerken. Wenn die Ehe an einem Orte, wo Kei— 
nes von beiden Brautleuten ſeinen Wohnfit hatte, geſchloſſen 
wurde, geſchehe die Vormerkung nicht nur in dem Trauungs— 
buche der Pfarre, wo die Cheſchließung ſtattfand, ſondern auch 
in dem des Pfarrers, wee die Ermächtigung zur Trauung 
ertheilt hat. ; 

$. 205. V. Scheidung von Tiſch und Bett. 

Die eheliche Lebensgemeinſchaft iſt die Vorbedingung zu 
Erfüllung der durch die Ehe übernommenen Pflichten: ſie darf 
daher nur in den von dem Kirchengeſetze beſtimmten Fällen 
und beziehungsweiſe in der von dem Kirchengeſetze bhußtſchrie⸗ 
benen Form aufgehoben werden. 5 

§. 206. Einverſtändliche Scheidung zum Zwecke des Eintrittes in 
einen Orden oder in den geiſtlichen Stand. 

Die Gatten dürfen mit beiderſeitiger Einwilligung die Le⸗ 
bensgemeinſchaft zu dem Zwecke aufheben, damit Beide oder 
Eines von ihnen in einem von dem heiligen Stuhle gut— 
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geheißenen Orden treten oder der Mann die heiligen Weihen 
empfange. Ob und unter welchen Bedingungen der Eine Theil 
im weltlichen Stande verbleiben könne, iſt nach den Kirchen- 
geſetzen zu beſtimmen. 
83 Lebenslängliche Scheidung wegen 1 
Wenn der Eine Gatte ſich des Ehebruches ſchuldig gemacht 
hat, ſo ſteht dem anderen das Recht zu, die lebenslängliche 
Scheidung von Tiſch und Bett zu fordern; es ſei denn, daß 
er den Ehebruch gebilligt, geſtattet oder durch ſein Verſchulden 
herbeigeführt, oder daß er ſich ſelbſt eines Ehebruches ſchuldig 
gemacht hätte. Er verliert das Recht, wenn er dem anderen 
Theile ſeine Schuld ausdrücklich oder eee verzeiht. 
§. 208. Gründe der zeitweiſen Scheidung. 
Die Gatten find zur Gemeinſchaft des Lebens nur in fo- 
weit verbunden, als ſie dieſelbe ohne Gefahr für ihr Seelen— 
heil, ihr Leben oder ihre Geſundheit fortſetzen können. Wenn 
ein Ehegatte vom Chriſtenthume abtrünnig wird, wenn er den 
anderen zum Abfalle vom katholiſchen Glauben, zu Laſtern oder 
Verbrechen zu verführen ſucht, wenn er durch Miß handlungen 
oder Nachſtellungen deſſen Geſundheit und Leben gefährdet, 
wenn er empfindliche Kränkungen durch längere Zeit fortſetzt, 
nach Umſtänden auch, wenn er an einem anſteckenden und 
langwierigen körperlichen Uebel leidet, ſo iſt dem anderen Theile 
auf ſein Anſuchen die Scheidung von Tiſch und Bett für ſo 
lange zu bewilligen, bis er die eheliche Gemeinſchaft ohne Ge— 
fahr für ſein ewiges und zeitliches Heil erneuern kann. 


§. 209. 

Der Gatte, welcher von dem anderen böswillig iſt ver⸗ 
laſſen worden, kann die Scheidung von Tiſch und Bett für 
ſo lange anſprechen, bis der Schuldige ſeine Bereitwilligkeit, 
die ehelichen Pflichten wieder zu erfüllen, hinreichend bewährt hat. 

§. 210 

Auch wegen ſolcher Pflichtverletzungen, durch welche den Ver⸗ 
mögensrechten oder der bürgerlichen Ehre des anderen Gatten 
große Nachtheile zugefügt oder dringende Gefahren bereitet 
werden, kann eine zeitweiſe Scheidung von Tiſch und Bett 
ausgeſprochen werden. b 

$. 211. Klage auf Scheidung von Tiſch 12 8 Bett. 
8 Verſuch der Ausſöhnung. 

Der Gatte, welcher die Scheidung zu erlangen wünſcht, hat 
ſich vorerſt an ſeinen Pfarrer zu wenden. Dieſer wird beide 
Theile vorrufen und alle Beweggründe, welche das Geſetz Gottes 
und die Kalle des Ehebandes darbietet, mit Ernſt und Liebe 
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geltend machen, um die eheliche Gemeinſchaft aufrecht zu hal- 
ten. Gelingt die Vermittelung nicht, ſo iſt nach einem jedes— 
maligen Zwiſchenraume von wenigſtens acht Tagen ein zweiter 
und dritter Verſuch zu machen. Doch kann der dritte Ver⸗ 
ſuch unterbleiben, wenn bei der obwaltenden Erbitterung keine 
Ausſicht auf Erfolg vorhanden iſt, oder am Tage liegt, daß 
der klagende Theil die Lebensgemeinſchaft nicht fortſetzen könne, 
ohne ſein ewiges oder zeitliches Heil einer dringenden Gefahr 
auszuſetzen. 
K 
Wenn der Beklagte ſich zu erſcheinen weste ſo iſt der 
Pfarrer berechtiget, denſelben durch Dazwiſchenkunft der welt⸗ 
lichen Behörde zur Folgſamkeit zu nöthigen. Ob ein erzwun⸗ 
genes Erſcheinen den Zweck zu fördern 3 5 nach 
den Umſtänden beurtheilt werben. b 
§. 213. 0 
Bleiben die Bemühungen des Pfarrers vergeblich, ſo hat er 
hierüber an den Präſes des Ehegerichtes Bericht zu erſtatten, 
und wofern er die Gatten nur zweimal vorgeladen, den Grund, 
aus welchem der dritte Verſuch unterlaſſen wurde, genau anzu⸗ 
geben. Auch hat er beizufügen, ob und in wie weit die vor— 
gebrachten Beſchwerden ihm gegründet ſcheinen. 5 
§. 214. Aufſtellung von Unterſuchungs⸗Commiſſären. | 
Der Biſchof wird in den entfernteren Theilen feiner Diöcefe 
Commiſſäre ernennen, welche ermächtiget ſind, bei Klagen auf 
Scheidung von Tiſch und Bett die Unterſuchung vorzunehmen, 
und denſelben einen Schriftführer zur Aufnahme der Proto⸗ 
kolle beigeben. 
8.218% Anbringung der Scheidungsklagen. a 
Der Kläger kann fein Geſuch bei dem Ehegerichte ſelbſt 
oder bei dem Commiſſäre, in deſſen Bezirke er ſeinen Wohn⸗ 
ſitz hat, entweder ſchriftlich einreichen oder mündlich zu Proto⸗ 
koll geben. Der Grund, durch welchen er ſich zur Aufhebung 
des ehelichen Zusammenlebens berechtiget hält, iſt genau anzu⸗ 
geben und die Beweismittel ſind namhaft zu machen. Auch 
ſoll die bisherige Dauer der Ehe, und wenn aus derſelben 
Kinder hervorgegangen ſind, die Zahl und das Alter derſelben 
angeführt werden. In wie weit die Gatten, welche eine Schei- 
dung von Tiſch und Bett beabsichtigen, ſich an die biſchöfliche 
Curie wenden können oder müſſen, wird von der Anordnung 
des Biſchofes abhängen. 
§. 216. Anordnung über die Vornahme der Unterſuchung. 
Das Geſuch um Scheidung iſt dem Ehegerichte vorzulegen, 
welches, wenn die Gründe nicht offenbar unzulänglich ſind, 
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zur Unterſuchung der Sache ſchreiten wird. Findet die Ver⸗ 
handlung am Sitze des Ehegerichtes Statt, ſo ſoll Einer der 
Räthe zum Unterſuchungscommiſſäre beſtimmt werden. 

$. 217. Perſönliches Erſcheinen der Gatten. 

Zum Behufe der Unterſuchung haben beide Gatten ers 
lich zu erſcheinen. Hinſichtlich der Sachwalter und der von 
denſelben vorgebrachten Erklärungen oder Behaupkungen iſt 
nach Richtſchnur des §. 143 vorzugehen. 

§. 218. 5 Vorunterſuchung. 

Zuerſt iſt der Verſuch zu machen, die Angelegenheit ohne 
eigentliches Beweisverfahren zu Ende zu führen. Die Gatten 
ſollen einzeln vernommen und dann einander gegenüber geſtellt 
werden. Jedem Theile ſind die Behauptungen des anderen 
Eine nach der anderen in der durch die Zeitfolge oder den 
Zuſammenhang von Urſache und Wirkung begründeten Ord— 
nung vorzuhalten, und es iſt auf eine beſtimmte Antwort zu 
dringen. Wenn ein Theil ſich auf Privaturkunden beruft, ſo 
iſt der andere zu fragen, ob er die Echtheit derſelben aner— 
kenne? Die Zeugen, welche die Parteien namhaft machen, ſind, 
in ſo weit ſie beizuziehen möglich iſt, in Gegenwart beider 
Theile einzuvernehmen, und wenn es nöthig iſt, kiftan ber, wie 
auch den Gatten gegenüber zu ſtellen. 

§. 219. 

Bei 75 vorläufigen Unterſuchung ſind als Zeugen auch 
ſolche Perſonen zuzulaſſen, deren Ausſagen keinen gerichtlichen 
Beweis begründen würden, bei welchen aber eine genaue Kennt⸗ 
niß der in Frage ſtehenden Thatſachen vorausgejest werden darf. 

§. 220. 

Der Unterſuchungscommiſſär iſt befugt, Perſonen, von welchen 
er eine Aufklärung des Thatbeſtandes hofft, auch dann einzu— 
vernehmen, wenn kein Theil dieſelben als Zeugen genannt hat. 
Ob ſie den Eheleuten gegenüber geſtellt werden ſollen, bleibt 
dem Ermeſſen desſelben überlaſſen. 

§. 221. Verfügungen in Folge der Vorunterſuchung 

Das über die Vorunterſuchung aufgenommene Protokoll iſt 
dem Ehegerichte vorzulegen, und wenn die Thatſachen, auf 
welche der Kläger ſich beruft, durch das Geſtändniß des Be⸗ 
klagten oder durch Urkunden, welche jede Einwendung aus— 
ſchließen, bereits außer Zweifel geſtellt ſind, ſo ſoll zum Spruche 
geſchritten werden. Im entgegengeſetzten Falle iſt das Beweis— 
verfahren anzuordnen. 

§. 222. 


Dem Beflagten iſt auf ſein Verlangen das ſchriftlich vor⸗ 


gelegte Geſuch des Klägers oder das Protokoll, welches man 
über die mündlich angebrachte Klage aufnahm, in Abſchrift 
mitzutheilen und eine Friſt zu beſtimmen, binnen welcher er 
die Antwort entweder ſchriftlich einreiche oder mündlich zu Pro⸗ 
tokoll gebe. Sonſt muß ihm das Geſuch um Scheidung vor- 
geleſen, und Dasjenige, was er zur Vertheidigung der ehe— 
lichen Lebensgemeinſchaft borbrlngt, zu Protokoll genommen 
werden. 
8. 2 i Beweisverfahren: Zeugen. 

Zeugen, wider welche der Gatte, gegen den ſie ausſagen, 
keine Einwendung erhebt, ſind auch dann zuzulaſſen, wenn ſie 
ſonſt als e oder verwerſlic müßten zurückgewieſen 
werden. 

Sr 2 | 3 7 1 

Wenn die Zeugen in beträchtlicher Entfernung vom Orte 
der Unterſuchung wohnen, ſo iſt an einem Orte, wohin die— 
ſelben zu Vornahme des Verhöres ſich leichter begeben können, 
ein Bevollmächtigter aufzuſtellen, welcher wo möglich ein Geift- 
licher ſein ſoll. Wenn ſie ihren Wohnort außer den Gränzen 
des Kirchenſprengels haben, ſo muß der Biſchof, welchem ſie 
unterſtehen, erſucht werden, zu Aufnahme ihrer Ausſagen das 
Erforderliche anzuordnen. Zeugen, welche ſich nahe am Sitze 
des Ehegerichtes 1 ſind immer bei dem Ehegerichte 
zu verhören. N Hanz * 

. 225. 


Die 1 entwirft der nterſuchungstommiſſür mit Rück⸗ 
ſicht auf die Frageſätze, welche die Parteien etwa eingereicht 
haben. Ueber die Beeidigung der Zeugen ſind die durch 
§. 162 erteilten e zu e e | 


$. 226. 


Zur Beeidigung der Zeugen müſſen die en vorgeladen wer⸗ 
den; doch hindert ihr Ausbleiben die Vornahme der Beeidigung 
nicht. Die Parteien dürfen dem Zeugenoerhöre nicht bei— 
wohnen und die Ausſagen vor Wennigung des Verhöres nicht 
kundgemacht werden. 

2278 Unterfuchung durch Sachverſtändige. 


Die Sachverſtändigen, deren Gutachten etwa nothwendig iſt, 
hat der Unterſuchungs⸗ Commiſſär auszuwählen; über die wider 
dieſelben erhobenen Einwendungen entſcheidet das Ehegericht. 
Die Sachverſtändigen find dann zu beeidigen, wenn fie nicht 
bereits durch einen Amtseid fich zur Gewiſſenhaftigkeit in Be⸗ 
treff ihrer Gutachten verpflichtet haben. 
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§. 228. Herſtellung eines vollſtändigen Beweiſes durch Zeugen 
oder Sachverſtändige. R 
Durch die übereinſtimmende Ausſage zweier beeidigter und 

vollkommen glaubwürdiger Zeugen, ſo wie durch das überein— 
ſtimmende Gutachten von zwei bewährten, unparteiiſchen und 
beziehungsweiſe beeidigten Sachverſtändigen wird die That— 
ſache, welche den Gegenſtand der Ausſage oder des Gutachtens 
bildet, vollſtändig bewieſen. 

$. 229. Beweisführung im Falle des Ehebruches. 


Um den Ehebruch zum Zwecke der Scheidung von Tiſch 

und Bett zu beweiſen, genügen Vorausſetzungen, welche einen 

ſehr hohen Grad von Wahrſcheinlichkeit haben. Für die That⸗ 
ſachen, auf welche ſolche Vorausſetzungen ſich ſtützen, muß der 
Beweis nach den Vorſchriften des für Merge geltenden Ver⸗ 

fahrens hergeſtellt werden. 

§. 230. 8 Mittheilung an die Parteien. 


Das Protokoll des Zeugenverhöres iſt den Parteien entwe— 
der vorzuleſen oder in Abſchrift mitzutheilen; auch find ſie, 
wenn ein Gutachten von Sachverſtändigen gegeben wurde, von 

dem Inhalte desſelben zu unterrichten. 


8. 23314. Schließliche Einvernehmung der Gatten. 


Hierauf müſſen beide Gatten aufgefordert werden, über die 
Ausſagen der Zeugen oder das Gutachten der Sachverſtändi— 
gen ſich zu äußern. Wenn ſie neue Urkunden oder für Urkun⸗ 
den, welche bei der Vorunterſuchung zweifelhaft blieben, neue 
Beweiſe vorbringen, ſo iſt der Gegentheil darüber zu vernehmen. 

§. 232. Geſtändniß des Beklagten. 

Das Geſtändniß des Gatten, wider welchen auf Scheidung 
geklagt wird, bildet einen vollſtändigen Beweis. 

85233. Zuläſſigkeit eines Eides der Gatten. 


Ob ein Erfüllungseid von Seite der Gatten zu erlauben, 
ob der Haupteid Einem derſelben aufzutragen oder zu verſtat— 
ten ſei, muß von dem Ehegerichte entſchieden werden. Es 
wird ſich dabei gegenwärtig halten, daß man überhaupt einem 
Eide der Parteien nur dann Raum geben ſolle, wenn kein 
anderes Mittel, die Wahrheit außer Frage zu ſtellen, mehr 
übrig ſei, und daß die leidenſchaftliche Aufregung, welche bei 
Eheſtreitigkeiten e pflegt, Di Gefahr des Meineides 
näher rücke. 


§. 234. Maßnahmen für den Fall des Nichterſcheinens. 
Wenn der beklagte Ehegatte auf die ergangene Vorladung 
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nicht erſcheint, fo ift nach den im §. 145 aufgeftellten Ber 
ſtimmungen vorzugehen. 


§. 235. 


Bei einer Klage, welche auf dem Grunde böswillger Ver⸗ 
laſſung angeſtellt wird, iſt dem Abweſenden ſogleich bei der 
erſten Vorladung eine Friſt anzuſetzen und dieſelbe mit billiger 
Rückſicht auf Entfernung und Verkehrsmittel auszumeſſen. 
Wenn ſein Aufenthalt unbekannt iſt, ſo muß er durch die 
öffentlichen Blätter vorgeladen und die anzuſetzende Friſt von 
dem EChegerichte nach Erwägung aller denen . 
werden. 

§. 236. Vorſorge für den Unterhalt des Klageführenden. 

Wenn der klagende Theil behauptet, daß er die eheliche Ge— 
meinſchaft nicht fortſetzen könne, ohne ſein Seelenheil oder 
Leben und Geſundheit einer großen Gefahr auszuſetzen, und 
der Beklagte die Pflicht hat, im Falle einer rechtmäßig aus⸗ 
geſprochenen Scheidung für den anſtändigen Unterhalt des 
anderen Gatten zu ſorgen, jo muß das Ehegericht erwägen, 
ob hinreichende Gründe zu einer vorläufigen Verfügung vor⸗ 
handen ſeien. Wird hierüber bejahend entſchieden, ſo iſt das 
weltliche Gericht zu erſuchen, dem Klageführenden auf Koſten 
des Beklagten einen abgeſonderten Wohnort und den anſtän⸗ 
digen Unterhalt vorläufig anzuweiſen. 

§. 237. Vorlage der beabſichtigten Entſcheidung an den Biſchof. 3 

Der Biſchof wird, wenn er es nach Maßgabe des Falles 
für nothwendig erachtet, anordnen, daß das Ehegericht ihm 
vor Fällung des Urtheiles die beabfichtigte eee vor⸗ 
lege (§. 178). 

§. 238. Inhalt des Urtheiles. 

In jedem auf Scheidung lautenden Grtenutnife iſt auszu⸗ 
drücken, ob die Urſache der Scheidung, in ſo weit ſie auf 
einem Verſchulden beruht, nur einem oder beiden Theilen zur 
Laſt falle. Wofern aus den Verhandlungen ſich ergibt, daß 
Vater oder Mutter wegen ſittlichen Gebrechen unfähig ſeien, 
das denſelben zuſtändige Erziehungsrecht zum Heile der Kin- 
der zu üben, ſo iſt Mer Bend Scat in das ben 
aufzunehmen. 


8. 2391 N Berufung in Scheidungsklagen. 


Von der Entſcheidung des Ehegerichtes kann der Gatte, 
welcher ſich dadurch beſchwert glaubt, an die zweite Inſtanz 
Berufung einlegen. Von zwei gleichlautenden 3 findet 
keine weitere Berufung Statt. 
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§. 240 1 gar N tis 
Ein Urtheil über die Scheidung von Tiſch und Bett iſt 
nichtig, wenn es von einem unzuſtändigen Richter gefällt oder 
ein weſentlicher Theil der gerichtlichen Verhandlung ausge— 
laſſen wurde. Die Frage der Nichtigkeit iſt nach den in 
88. 187, 188 aufgeſtellten Vorſchriften zu behandeln 
§. 241. E Zu beachtende Rückſichten. 
Daß die Gatten zu Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
ſich einverſtanden haben, bietet keinen geſetzlichen Grund, die 
Scheidung auszuſprechen, dar. Doch ſind alle nicht ſchlecht— 
hin nothwendigen Förmlichkeiten um ſo mehr zu vermeiden, 
da die gerichtlichen Verhandlungen gewöhnlich zur Folge ha— 
ben, daß die Erbitterung geſteigert und die Ausſöhnung er— 
ſchwert wird. Doch iſt auf die Ehre der Betheiligten und 
ihrer Familien jede mit 0 Zwecke vereinbare Rückſicht zu 
nehmen. 
5. 242 Behandlung der Steige bei ſchon vorliegendem 
Bekenntniſſe. 

Wenn der eine Theil ſich auf Thatſachen beruft, welche 
einen geſetzlichen Grund der Scheidung darbieten, und der 
andere das Vorhandenſein derſelben nicht in Abrede ſtellt, fo 
muß der Pfarrer dreimal die Ausſöhnung verſuchen. Führen 

ſeine Bemühungen nicht zum Ziele, ſo iſt bei dem Unter⸗ 
ſuchungscommiſſäre über die Anklage und das Geſtändniß ein 
Protokoll aufzunehmen und die Sache dem Ehegerichte zur 
5 vorzulegen. 

§. 243. Außerordentliches Verfahren. 

Wenn der Thatbeſtand von dem Beklagten nicht geläug- 
net wird, und es um die Ehre der Betheiligten zu ſchonen, 
oder ſonſt aus wichtigen Gründen nothwendig esche daß 
die Verhandlung ſo geheim als möglich geführt werde, ſo 
können die Parteien ſich unmittelbar an den Präſes des Ehe— 

gerichtes wenden. Nachdem ſich dieſer überzeugt hat, daß ein 
rechtmäßiger Grund zur Scheidung vorhanden jet, ſoll er ent- 
weder den Pfarrer, oder nach Geſtalt der Umſtände auch einen 
anderen Prieſter mit den nothwendigen Ermahnungen beauf- 
tragen, und wenn dieſe ohne Erfolg bleiben, mit Beiziehung 
zweier Räthe des Ehegerichtes die Scheidung ausſprechen. In 
ſolchen Fällen kann auf Anſuchen beider Theile die Angabe 
des Grundes in dem Urtheile unterlaſſen werden. Dieß ihr 
Anſuchen iſt jedoch in dem Verhandlungsprotokolle anzumerken. 
8 Behandlung der Vermögensfragen. 


Hinſichtlich aller das Vermögen betreffenden Anſprüche und | 
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Streitigkeiten, welche aus einem in Eheſachen gefällten Spruche 
entſtehen, ſind die Parteien an das weltliche Gericht zu ver— 
weiſen. Wenn beide Theile einſtimmig verlangen, daß hier⸗ 
über von dem Ehegerichte durch ſchiedsrichterlichen Ausſpruch 
entſchieden werde, ſo ſind ſie anzuweiſen, über den Vergleich, 
durch welchen fie ſich zu dieſem Anſuchen geeinigt haben, eine 
Urkunde vorzulegen. Einem Minderjährigen iſt in Erinnerung 
zu bringen, daß er zu Giltigkeit dieſes Vergleiches der Zuſtim⸗ 
mung ſeines Vaters oder Vormundes bedürfe. Uebrigens ſind 
bei Fällung des Ausſpruches die eee Pe zur 
Richtſchnur zu nehmen. f 
8. 245 5 

Verlangt eine auf Ungiltigteit ibn Scheidung klagende 
Gattin, daß dem Ehemanne die Verwaltung ihres Vermögens 
abgenommen, oder derſelbe zur Sicherſtellung für ihr in ſeinen 
Händen befindliches Vermögen verhalten werde, fo iſt ſie deß— 
halb an das weltliche Gericht zu verweiſen. 
§. 246. VI. Wiederverehelichung in Folge der Todeserklärung. 

Da das Band der Ehe heilig und unauflöslich iſt, ſo darf 
zur Wiederverehelichung Niemand zugelaſſen werden, wenn er 
nicht über den Tod des Gatten Beweiſe beibringt, welche je— 
den vernünftigen Zweifel gänzlich ausſchließen. Belege, welche 
auf die Begründung moraliſcher Gewißheit abzielen, ſind mit 
größter Vorſicht zu behandeln, doch nicht ſchlechthin zu ver⸗ 
werfen. Es kann geſchehen, daß aus vollkommen bewieſenen 
Umſtänden die moraliſche Gewißheit entſteht, der Gatte ſei 
nicht mehr am Leben, wiewohl es an Urkunden oder Zeugen⸗ 
ausſagen gebricht, welche den ſchon erfolgten Tod beſtätigen. 
Wenn der Gatte eines Abweſenden Angaben macht, aus welchen 
das Vorhandenſein eines ſolchen Falles ſehr wahrſcheinlich 
wird, ſo iſt er zu ermahnen, daß er vorläufig bei der Staats- 
behörde einſchreite, welcher größere Mittel zu Erforſchung der 
Thatſache zu Gebote ſtehen, und der es zukömmt, die Todes- 
erklärung in treff der bürgerlichen Wirkungen zu erlaſſen. 

9 24 

Sobald das Oberlandesgericht die ſtattgefundenen Verhand⸗ 
lungen mitgetheilt hat, wird das Ehegericht auf dem Grunde 
derſelben und in Beiſein des Vertheidigers der Ehe die Frage 
erwägen: ob man den Verſchollenen mit der Wirkung, daß 
dem anderen Theile die Wiederverehelichung geſtattet ſei, für 
todt halten könne? Die beabſichtigte Entſcheidung iſt in jedem 
Falle der Beurtheilung des Biſchofes zu unterziehen. 

§. 248. 
Erachtet das Ehegericht die Grundlage der moraliſchen Ge— 
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wißheit, auf welche man ſich beruft nicht für fo feſt, daß man 
ohne Anſtand vorausſetzen könne, das Eheband ſei durch den 
Tod aufgelöſet, ſo wird es der Todeserklärung ſeine Zuſtim— 
mung verweigern und die es beſtimmenden Gründe dem bür— 
gerlichen Gerichte mittheilen. Wenn die zweite und dritte 
kirchliche Inſtanz dem entgegengeſetzten Ermeſſen beipflichten 
und der oberſte Gerichtshof mit Beſtimmung derſelben die To— 
deserklärung ausſprechen ſollte, ſo iſt der Wiederverehelichung 
kein Hinderniß in den Weg zu legen. 
§. 249. 8 0 8 f 
Erachtet das Ehegericht, daß gegen die Wiederverehelichung 
kein Anſtand obwalte, ſo wird es ſich hierüber gegen das 
Oberlandesgericht äußern, doch an den Gatten nichts verfü- 
gen, bevor die Todeserklärung hinſichtlich Ni bürgerlichen 
Wirkungen in Rechtskraft getreten iſt. 
§. 250. f 
Im Falle der Wiederverehelichung hat der Pfarrer ſowohl 
die von den Staatsbehörden ausgeſprochene Todeserklärung, 
als auch die Entſcheidung des Chegerichtes, beziehungsweiſe 
die Beiſtimmung, welche die höhere kirchliche Inſtanz ertheilt 
hat, im Trauungsbuche anzumerken. 
. 2 1 
Ergibt ſich ein Fall, welcher in dieſer Anweiſung nicht vor— 
geſehen iſt, ſo muß derſelbe nach Vorſchrift des gemeinen 
Rechtes behandelt und entſchleden werden. 
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(Die ſich auf Ehen der Katholiken mit beziehenden 
88. des allgem. bürgerl. Geſetzbuches.) 


Zweites Hauptſtück 
Von dem Eherechte. 


§. 44. Begriff der Ehe. 

Die Familien-Verhältniſſe werden durch den Ehevertrag 
gegründet. In dem Ehevertrage erklären zwei Perſonen verſchie⸗ 
denen Geſchlechtes geſetzmäßig ihren Willen, in unzertrennlicher 
Gemeinſchaft zu leben, Kinder zu zeugen, fie zu erziehen, und 
ſich gegenſeitigen Beiſtand zu leiſten. | 

$. 45. und des Eheverlöbniſſes. 5 
Ein Eheverlöbniß oder ein vorläufiges Verſprechen, ſich zu 
ehelichen, unter was für Umſtänden oder Bedingungen es 
gegeben oder erhalten worden, zieht keine rechtliche Verbind— 
lichkeit nach ſich, weder zur Schließung der Ehe ſelbſt, noch 
zur Leiſtung desjenigen, was auf den Fall des Rücktrittes 
bedungen worden iſt. 

§. 46. Rechtliche Wirkung des Rücktrittes vom Eheverlöbniſſe. 

Nur bleibt dem Theile, von deſſen Seite keine gegründete 
Urſache zu dem Rücktritte entſtanden iſt, der Anſpruch auf den 
Erſatz des wirklichen Schadens vorbehalten, welchen er aus 
dieſem Rücktritte zu leiden beweiſen kann. 

§. 47. Regel über die Fähigkeit zur Schließung einer Che. 

Einen Ehevertrag kann jedermann ſchließen, in ſo fern ihm 

kein geſetzliches Hinderniß im Wege ſteht. 
$. 48. Hinderniſſe der Ehe: I. Abgang der Einwilligung, a) aus Mangel 
des Vermögens zur Einwilligung. 

Raſende, Wahnſinnige, Blödſinnige und Unmündige ſind 
außer Stande, einen gültigen Ehevertrag zu errichten. 

§. 49. ö i | 

Minderjährige oder auch Volljährige, welche aus was immer 
für Gründen für ſich allein keine gültige Verbindlichkeit ein⸗ 
gehen können, ſind auch unfähig, ohne Einwilligung ihres 
ehelichen Vaters, ſich gültig zu verehelichen. Iſt der Vater 
nicht mehr am Leben oder zur Vertretung unfähig, ſo wird 
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nebſt der Erklärung des ordentlichen Vertreters, auch die Ein⸗ 
willigung der Gerichtsbehörde zur Gültigkeit der Ehe erfordert. 
8.50 | 11 
Minderjährige von unehelicher Geburt bedürfen zur Gültige 
keit ihrer Ehe, nebſt der Erklärung ihres Vormunds, die Ein⸗ 
willigung der Gerichtsbehoͤrde. 
§. 51. 


Einem fremden Minderjährigen, der ſich in dieſen Staaten 
verehelichen will, und die erforderliche Einwilligung beizu— 
bringen nicht vermag, iſt von dem hierländigen Gerichte, unter 
welches er nach ſeinem Stande und Aufenthalte gehören 
würde, ein Vertreter zu beſtellen, der ſeine Einwilligung zur 
Ehe oder ſeine Mißbilligung dieſem Gerichte zu erklären hat. 

. 52. + i 
z Wird einem Minderjährigen oder Pflegebefohlenen die Ein- 
willigung zur Ehe verſagt, und halten ſich die Ehewerber 
dadurch beſchwert; ſo haben ſie das Recht, die Hülfe des 
ordentlichen Richters anzuſuchen. | 
. 53. 5 ; | 
s Mangel an dem nöthigen Einkommen; erwieſene oder gemein 
bekannte ſchlechte Sitten; anſteckende Krankheiten oder dem 
Zwecke der Ehe hinderliche Gebrechen desjenigen, mit dem die 
Ehe eingegangen werden will; ſind rechtmäßige Gründe, die 
Einwilligung zur Ehe zu verſagen. 
. 54. ; 
s Mit welchen Militär⸗Perſonen oder zum Militärs Körper 
gehörigen Perſonen, ohne ſchriftliche Erlaubniß ihres Regi— 
mentes, Corps oder überhaupt ihrer Vorgeſetzten kein gültiger 
Ehevertrag eingegangen werden könne, beſtimmen die Militär⸗ 
Geſetze. 
§. 88 b) aus Mangel der wirklichen Einwilligung. 

Die Einwilligung zur Ehe iſt ohne Rechtskraft, wenn ſie 
durch eine gegründete Furcht erzwungen worden iſt. Ob die 
Furcht gegründet war, muß aus der Größe und Wahrſchein— 
lichkeit der Gefahr, und aus der Leibes- und Gemüthsbeſchaffenheit 
der bedrohten Perſon beurtheilt werden. 

. 56. 

aß Die Einwilligung iſt auch dann ungültig, wenn ſie von 
einer entführten und noch nicht in ihre Freiheit verſetzten 
Perſon gegeben worden. 

§. 57. 

Ein Irrthum macht die Einwilligung in die Ehe nur dann 

ungültig, wenn er in der Perſon des künftigen Ehegatten 

vorgegangen iſt. 
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Wenn ein Ehemann feine, Gattin nach der Ehelichung 
bereits von einem Anderen geſchwängert findet; ſo kann er, 
außer dem im §. 121 beſtimmten Falle, fordern, daß die 
Ehe als ungültig erklärt werde. 

2 | 

Alle übrigen Irrthümer der Ehegatten, jo wie auch ihre 

getäuſchten Erwartungen der vorausgeſetzten oder auch verab— 

redeten Bedingungen ſtehen der . des Ehevertrages 

nicht entgegen. 

60. II. Abgang des Vermögens zum Zwecke; a) des phyſiſchen 
Vermögens; 

Das immerwährende Unvermögen, die eheliche Pflicht zu 
leiſten, iſt ein Ehehinderniß, wenn es ſchon zur Zeit des ge— 
ſchloſſenen Ehevertrages vorhanden war. Ein bloß zeitliches, 
oder ein erſt während der Ehe: zugeſtoßenes, ſelbſt unheilbares 
Mö e kann das Band der Ehe nicht auflöfen. 

61. b) des ſittlichen Vermögens wegen Verurtheilung zu einer ſchweren 
Criminal Strafe; 

Ein zur ſchwerſten oder ſchweren Kerkerſtrafe verurtheilter 
Verbrecher kann von dem Tage des ihm angekündigten Urtheiles 
und ſo lange ſeine Strafzeit dauert, keine gültige Ehe ein— 
gehen. | | 
62. | wegen Ehebandes; 

Ein Mann darf nur mit Einem Weibe, und ein Weib darf 
nur mit Einem Manne zu gleicher Zeit vermählet ſein. Wer 
ſchon verehelichet war und ſich wieder verehelichen will, muß 
die erfolgte Trennung, daß iſt, die gänzliche Auflöſung des 
Ehebandes, rechtmäßig beweiſen. 
„63. wegen Weihe oder Gelübdes; 

Geiſtliche, welche ſchon höhere Weihen empfangen, wie auch 
Ordensperſonen von beiden Geſchlechtern, welche feierliche 
Gelübde der Eheloſigkeit abgelegt haben, können keine gültigen 
Eheverträge ſchließen. 

64. Religions- Verſchiedenheit; 

Eheverträge zwiſchen Chriſten und Perſonen, welche ſich 
nicht zur chriſtlichen Religion bekennen, können nicht gültig 
eingegangen werden. 

5. 65. Verwandtſchaft; 

Zwiſchen Verwandten in auf- und abſteigender Linie; zwi— 
ſchen voll- und halbbürtigen Geſchwiſtern; zwiſchen Geſchwiſter— 
kindern; wie auch mit den Geſchwiſtern der Aeltern, nämlich 
mit dem Oheim und der Muhme oäterlicher und mütterlicher 
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Seite, kann keine gültige Ehe geſchloſſen werden; es mag die 
Verwandtſchaf aus ehelicher oder unehelicher Geburt entſtehen. 


§. 66. N oder Schwägerſchaft; 

Aus der Schwägerſchaft entſteht das Ehehinderniß, daß der 
Mann die im S. 65 erwähnten Verwandten feiner Ehegattin, 
und die Gattin die daſelbſt erwähnten Mina ihres 
Mannes nicht ehelichen kann. 

§. 67. wegen Ehebruches; 

Eine Ehe zwiſchen zwei Perſonen, die mit einander einen 
Ehebruch begangen haben, iſt ungültig. Der Ehebruch muß 
aber vor der geſchloſſenen Ehe bewieſen ſein. 

§. 68. oder Gattenmordes. 

Wenn zwei Perſonen auch ohne vorhergegangenen Ehebruch, 
ſich zu ehelichen verſprochen haben, und wenn, um die Abſicht zu 
erreichen, auch nur eine von ihnen dem Gatten, der ihrer Ehe 
im Wege ſtand, nach dem Leben geſtellt hat; ſo kann zwiſchen 
denſelben auch dann, wenn der Mord nicht wirklich vollbracht 
worden iſt, eine güllige Ehe nicht geſchloſſen werden. 

§. 69. III. Abgang der weſentlichen Feierlichkeiten. Solche ſind: 

Zur Gültigkeit der Ehe wird auch das Aufgebot und die 
feierliche Erklärung der Einwilligung gefordert. 

§. 70. a) das Aufgebot; 

Das Aufgebot beſteht in der Verkündigung der bevpoſtez 
henden Ehe mit Anführung des Vornamens, Familien⸗Na⸗ 
mens, Geburtsortes, Standes und Wohnortes beider Ver⸗ 
lobten, mit der Erinnerung: daß jedermann, dem ein Hinderniß 
der Ehe bekannt iſt, dasſelbe anzeigen ſolle. Die Anzeige iſt 
unmittelbar oder mittelſt des Seelſorgers der die Ehe verkün— 
diget hat, bei demjenigen Seelſorger zu machen, dem die 
Trauung zuſteht. 

S.. 71. 5 

Die Verkündigung muß an drei Sonn- oder Feſttagen an 
die gewöhnliche Kirchenderſammlung des Pfarrbezirkes, und, 
wenn jedes der Brautleute in einem andern Bezirke wohnet, 
beider Pfarrbezirke geſchehen. Bei Ehen zwiſchen nicht katho— 
liſchen chriſtlichen Religions-Genoſſen muß das Aufgebot nicht 
nur in ihren gottesdienſtlichen Verſammlungen, ſondern auch 
in jenen katholiſchen Pfarrkirchen, in deren Bezirke fie wohnen; 
und bei Ehen zwiſchen katholiſchen und nicht katholiſchen 
chriſtlichen Religions⸗Genoſſen ſowohl in der Pfarrkirche des 
katholiſchen und in dem Bethauſe des nicht katholiſchen Theiles, 
als auch in der katholiſchen Pfarrkirche, in deren Bezirke der 
Letztere wohnt, vorgenommen werden. 
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$. 72. 


N 


§. 74 


§. 75. 


8. 


8. 77 


A 


Wenn die Verlobten oder eines von ihnen in dem Pfarr- 
bezirke, in welchem die Ehe geſchloſſen werden ſoll, noch nicht 
durch ſechs Wochen wohnhaft ſind; ſo iſt das Aufgebot 
auch an ihrem letzten Aufenthaltsorte, wo ſie länger als die 


eben beſtimmte Zeit gewohnt haben, vorzunehmen, oder die 


Verlobten müſſen ihren Wohnſitz an dem Orte, wo ſie ſich 
befinden, durch ſechs Wochen fortſetzen, damit die Bertindigung 
ihrer Ehe dort hinreichend ſey. 


73. 


Wird binnen ſechs Monaten nach dem Aufgebote die 
Ehe nicht geſchloſſen, ſo müſſen die drei Verkündigungen wie— 
derholt werden. ö f 


Zur Gültigkeit des Aufgebotes und der davon abhängenden 
Gültigkeit der Ehe iſt es zwar genug, daß die Namen der 
Brautleute und ihre bevorſtehende Ehe wenigſtens Einmal 
ſowohl in dem Pfarrbezirke des Bräutigams als der Braut 
verkündiget worden, und ein in der Form oder Zahl der 
Verkündigungen unterlaufener Mangel macht die Ehe nicht 


ungültig; es ſind aber theils die Brautleute oder ihre Ver— 


treter, 161 die Seelſorger unter angemeſſener Strafe ver⸗ 
pflichtet, dafür zu ſorgen, daß alle hier vorgeſchriebene Verkün— 
digungen in der gehörigen Form vorgenommen werden. 


b) die feierliche Erklärung der Einwilligung. 
Die feierliche Erklärung der Einwilligung muß vor dem 
ordentlichen Seelſorger eines der Brautleute, er mag nun, 
nach Verſchiedenheit der Religion, Pfarrer, Paſtor oder wie 
ſonſt immer heißen, oder vor deſſen Stellvertreter in Gegen— 
wart 3 8 Sen Ben 


76. 


Die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ghe kann 
mittelſt eines Bevollmächtigten geſchehen; doch muß hierzu die 
Bewilligung der Landesſtelle erwirkt, und in der Vollmacht 
die Perſon, mit welcher die Ehe einzugehen iſt, beſtimmt wer— 
den. Die ohne eine ſolche beſondere Vollmacht geſchloſſene 
Ehe iſt ungültig. Iſt die Vollmacht vor der abgeſchloſſenen 
Ehe widerrufen worden, ſo iſt zwar die Ehe ungültig, aber 
der Machtgeber für den durch ſeinen Widerruf verurſachten 
Schaden verantwortlich. 


Wenn eine katholiſche und eine nicht katholiſche Perſon ſich 
verehelichen, ſo muß die Einwilligung vor dem katholiſchen 
Pfarrer in Gegenwart zweier Zeugen erklärt werden; doch 
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kann auf Verlangen des anderen Theiles auch der nicht katho— 
liſche Seelſorger bei dieſer feierlichen Handlung erſcheinen. 
8 78. 

Wenn Verlobte das ſchriftliche Zeugniß von der vollzogenen 
ordentlichen Verkündigung; oder, wenn die in den SS. 49, 
50, 51, 52 und 54 erwähnten Perſonen die zu ihrer Verehe— 
lichung erforderliche Erlaubniß; wenn ferner diejenigen, deren 
Volljährigkeit nicht offenbar am Tage liegt, den Taufſchein 
oder das ſchriftliche Zeugniß ihrer Volljährigkeit nicht vorweiſen 
können; oder, wenn ein anderes Ehehinderniß rege gemacht 
wird; ſo iſt es dem Seelſorger bei ſchwerer Strafe verboten, 
die Trauung vorzunehmen, bis die Verlobten die nothwendigen 
Zeugniſſe beigebracht und alle Anſtände gehoben haben. 


Finden die Verlobten ſich durch die Verweigerung der Trau— 
ung gekränkt, ſo können ſie ihre Beſchwerde der Landesſtelle, 
und in den Orten, wo keine Landesſtelle iſt, dem Kreisamte 
vorlegen. Ä | 
$: 80. „ 

Zu einem dauerhaften Beweiſe des geſchloſſenen Ehever— 
trages ſind die Pfarrvorſteher verbunden, denſelben in das 
beſonders dazu beſtimmte Trauungsbuch eigenhändig einzu— 
tragen. Es muß der Vor- und Familien⸗Name, das Alter, 
die Wohnung, ſo wie auch der Stand der Ehegatten, mit der 
Bemerkung, ob ſie ſchon verehelichet waren oder nicht; der 
Vor⸗ und Familien-Name, dann der Stand ihrer Aeltern 
und der Zeugen; ferner, der Tag, an welchem die Ehe ge— 
ſchloſſen worden; endlich auch der Name des Seelſorgers, 
vor welchem die Einwilligung feierlich erklärt worden iſt, deut— 
lich angeführt, und die Urkunden, wodurch die vorgekommenen 
Anſtände gehoben worden, angedeutet werden. 
$. 81 

Soll die Ehe an einem dritten Orte, dem keine der ver— 
lobten Perſonen eingepfarret iſt, geſchloſſen werden, ſo muß 
der ordentliche Seelſorger gleich bei der Ausfertigung der 
Urkunde, wodurch er einen anderen zu ſeinem Stellvertreter 
benennt, dieſen Umſtand mit Benennung des Ortes, wo und 
vor welchem Seelſorger die Ehe geſchloſſen werden ſoll, in 
das Trauungsbuch ſeiner Pfarre eintragen. 
§. 82. 

Der Seelſorger des Ortes, wo die Ehe eingegangen wird, 
muß die geſchehene Abſchließung der Ehe in das Trauungs— 
buch ſeiner Pfarre mit dem Beiſatze, von welchem Pfarrer 
er zum Stellvertreter ernannt worden, ebenfalls eintragen, und 
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die Abſchließung der Ehe dem Pfarrer, von welchem er berech⸗ 
tiget worden iſt, binnen acht Tagen anzeigen. 


; 83. | E Diſpenſation von Chehinderniſſe. 


Aus ht Gründen kann die Nachſicht von Ehehinder— 
niſſen bei der Landesſtelle angeſucht werden, welche nach Be— 
ſchaffenheit der Umſtände die in das weitere Vernehmen zu 


ſetzen hat. 


Vor Abſchließung der Ehe iſt die e Nachſicht über Ehehinder— 
niſſe von den Parteien ſelbſt und unter eigenem Namen 
anzuſuchen. Wenn ſich aber nach ſchon geſchloſſener Ehe ein 
vorher unbekanntes auflösliches Hinderniß äußern ſollte, können 
ſich die Parteien auch durch ihre Seelſorger, und mit Ver— 
ſchweigung ihres Namens, an die Landesſtelle um Nachſicht 
wenden. ̃ 
85. 


. 84. 


In den Orten, wo keine Landesſtelle iſt, wird den Kreis- 
ämtern die Macht ertheilet, aus wichtigen Urſachen die zweite 
und dritte Verkündigung nachzuſehen. 

86. f 

Unter dringenden Umſtänden kann von der Landesſtelle oder 
dem Kreisamte, und wenn eine beſtätigte nahe Todesgefahr 
keinen Verzug geſtattet, auch von der Ortsobrigkeit das Auf— 
gebot gänzlich nachgeſehen werden; doch müſſen die Verlobten 
eidlich betheuern, daß ihnen kein ihrer 5 entgegen ſtehendes 
Hinderniß bekannt ſey. 


87. 

Die Nachſicht von allen drei Verkündigungen iſt gegen 
Ablegung des erwähnten Eides auch dann zu ertheilen, wenn 
zwei Perſonen getrauet werden wollen, von denen ſchon vorhin 
allgemein vermuthet ward, daß ſie mit einander verehelichet 
ſeien. In dieſem Falle kann bei der Landesſtelle die Nach— 
ſicht von dem Seelſorger, mit Verſchweigung der Namen der 
Parteien, angeſucht werden. 


„88. 

Wenn von einem bei Schließung der Ehe beſtandenen Hin— 
derniſſe die Nachſicht ertheilet wird, muß, ohne Wiederhohlung 
des Aufgebotes, abermal die Einwilligung vor dem Seel⸗ 
ſorger und zwei vertrauten Zeugen erklärt, und die feierliche 
Handlung in dem Trauungsbuche angemerkt werden. Iſt dieſe 
Vorſchrift beobachtet worden, ſo iſt eine ſolche Ehe ſo zu be— 
trachten, als wäre ſie urſprünglich gültig geſchloſſen worden. 


198 


$ 89. Wirkung der gültigen Ehe. Rechte und Verbindlichkeiten der 
Ehegatten; 

Die Rechte und Verbindlichkeiten der Ehegatten entſtehen 
aus dem Zwecke ihrer Vereinigung, aus dem Geſetze und den 
geſchloſſenen Verabredungen. Hier werden nur die Perſonen— 
Rechte der Ehegatten; hingegen die aus den Ehe-Pacten ent— 
ſpringenden Sachenrechte in dem zweiten Theile beſtimmt. 

§. 90. | gemeinſchaftliche; 

Vor Allem haben beide Theile eine gleiche Verbindlichkeit 

zur ehelichen Pflicht, Treue und anſtändigen Begegnung. 

§. 91. beſondere des Ehemannes; 

| Der Mann iſt das Haupt der Familie. In dieſer Eigen— 
ſchaft ſteht ihm vorzüglich das Recht zu, das Hausweſen zu 
leiten; es liegt ihm aber auch die Verbindlichkeit ob, der Ehe— 
gattin nach ſeinem Vermögen den anſtändigen Unterhalt zu 
verſchaffen, und ſie in allen Vorfällen zu vertreten. 

§. 92. der Ehegattin. i 

Die Gattin erhält den Namen des Mannes, und genießt 
die Rechte eines Standes. Sie iſt verbunden, dem Manne 
in ſeinen Wohnſitz zu folgen, in der Haushaltung und Erwer 
bung nach Kräften beizuſtehen, und ſo weit es die häusliche 
Ordnung erfordert, die von ihm getroffenen Maßregeln ſowohl 
ſelbſt zu befolgen, als befolgen zu machen. 

§. 93. Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft. 

Den Ehegatten iſt keineswegs geſtattet, die eheliche Ver— 
bindung, ob ſie gleich unter ſich darüber einig wären, eigen— 
mächtig aufzuheben; ſie mögen nun die Ungültigkeit der Ehe 
behaupten, oder die Trennung der Ehe, oder auch nur eine 
Scheidung von Tiſch und Bett vornehmen wollen. 

§ 94. 1. Scheinbar durch Erklärung der urſprünglichen Ungültigkeit. Art 
der Einleitung. | 

Die Ungültigkeit einer Ehe, welcher eines der in den 
ss. 56, 62, 63, 64, 65, 66, 67, 68, 75 und 119 ange- 
führten Hinderniſſe im Wege ſteht, iſt von Amts wegen zu 
unterſuchen. In allen übrigen Fällen muß das Anſuchen 
derjenigen, welche durch die mit einem Hinderniſſe geſchloſſene 
Ehe in ihren Rechten gekränkt worden ſind, abgewartet werden. 
N 

Der Ehegatte, welcher den unterlaufenen Irrthum in der 
Perſon, oder die Furcht, in welche der andere Theil geſetzt 
worden iſt, gewußt; ferner der Gatte, welcher den Umſtand, 
daß er nach dem §§. 49, 50, 51, 52 und 54 für ſich allein 
keine gültige Ehe ſchließen kann, verſchwiegen, oder die ihm 
erforderliche Einwilligung fälſchlich vorgewendet hat, kann aus 
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jeiner eigenen widerrechtlichen Handlung die Gültigkeit der 
Ehe nicht beſtreiten. 
496. 

Ueberhaupt hat nur der ſchuldloſe Theil das Recht, zu 
verlangen, daß der Ehevertrag ungültig erkläret werde; er 
verliert aber dieſes Recht, wenn er nach erlangter Kenntniß 
des Hinderniſſes die Ehe fortgeſetzt hat Eine von einem 
Minderjährigen oder Pflegebefohlenen eigenmächtig geſchloſſene 
Ehe kann von dem Vater oder der Vormundſchaft nur in ſo 
lange, als die väterliche Gewalt oder Vormundſchaft dauert, 
beſtritten werden. 

. und der Verhandlung; 

Die Verhandlung über die Ungültigkeit einer Ehe ſteht nur 
dem Landrechte des Bezirkes zu, worin die Ehegatten ihren 
ordentlichen Wohnſitz haben. Von dem Landrechte iſt das Fiscal— 
Amt, oder ein anderer verſtändiger und rechtſchaffener Mann 
zur Erforſchung der Umſtände und zur Vertheidigung der Ehe 
zu beſtellen, um die wahre Beſchaffenheit der Sache ſelbſt 
daun, wenn auf Begehren einer Partei die Verhandlung vor— 
genommen wird, von Amts wegen zu erheben. 

. 98. ; 
Wenn das Hinderniß gehoben werden kann, ſoll das Land— 
recht trachten, durch die hierzu nothwendige Einleitung und 
das Einverſtändniß der Parteien es zu bewirken; wenn aber 
dieſes nicht möglich iſt, ſo ſoll das Landrecht über die Gül— 
tigkeit der Ehe erkennen. 
99: 

Die Vermuthung iſt immer für die Gültigkeit der Ehe. 
Das angeführte Ehehinderniß muß alſo vollſtändig bewieſen 
werden, und weder das übereinſtimmende Geſtändniß beider 
Ehegatten hat hier die Kraft eines Beweiſes, noch kann dar— 
über einem Eide der Ehegatten Statt gegeben werden. 

100. insbeſondere wegen Unvermögens. 

Jusbeſondere iſt in dem Falle, daß ein vorher gegangenes 
und immerwährendes Unvermögen, die eheliche Pflicht zu 
leiſten, behauptet wird, der Beweis durch Sachoerſtändige, 
nämlich, durch erfahrene Aerzte und Wundärzte, und nach 
Umſtänden auch durch Hebammen, zu führen. 

101. 6 . 

Läßt ſich mit Zuverläſſigkeit nicht beſtimmen, ob das Unver— 
mögen ein immerwährendes oder bloß zeitliches ſey, ſo ſind 
die Ehegatten noch durch Ein Jahr zuſammen zu wohnen 
verbunden, und hat das Unvermögen dieſe Zeit hindurch an— 
gehalten, ſo iſt die Ehe für ungültig zu erklären. 
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$. 102. 


Zeigt ſich aus der Verhandlung des Streites über die Gül— 
tigkeit der Ehe, daß einem Theile oder daß beiden Theilen 
das Ehehinderniß vorher bekannt war, und daß ſie es vor— 
ſätzlich verſchwiegen haben; ſo ſind die Schuldigen mit der 
in dem Strafgeſetze über ſchwere Polizei-Uebertretungen be⸗ 
ſtimmten Strafe zu belegen. Iſt ein Theil ſchuldlos, ſo bleibt 
es ihm heimgeſtellt, Entſchädigung zu fordern. Sind endlich 
in einer ſolchen Ehe Kinder erzeugt worden, ſo muß für die— 
ſelben nach jenen Grundſätzen geſorgt werden, welche in dem 
Hauptſtücke von den Pflichten der Eltern feſtgeſetzt find. 


§. 103. II. Wirkliche Aufhebung: a). zeitliche Scheidung, 75 Einver⸗ 


ſtändniß; 


Die Scheidung von Tiſch und Bett muß den Ehegatten, 
wenn ſich beide dazu verſtehen, und über die Bedingungen 
einig ſind, von dem Gerichte unter der nachfolgenden Vorſicht 
geſtattet werden. 


§. 104. 


§. 10 


Den Ehegatten liegt zuerſt ob, ihren Eitſchluß zur Schei⸗ 
dung ſammt den Bewegungsgründen ihrem Pfarrer zu eröff— 
nen. Des Pfarrers Pflicht iſt, die Ehegatten an das wechſel— 
ſeitig bei der Trauung gemachte feierliche Verſprechen zu 
erinnern, und ihnen die nachtheiligen Folgen der Scheidung 
mit Nachdruck an das Herz zu legen. Dieſe Vorſtellungen 
müſſen zu drei verſchiedenen Malen wiederhohlt werden. Sind 
ſie ohne Wirkung, ſo muß der Pfarrer den Parteien ein ſchrift⸗ 
liches Zeugniß ausſtellen, daß ſie, der drei Mal geſchehenen 
Vorſtellungen ungeachtet, bei dem W ſich zu ſcheiden, 
e 
5. 

Beide Ehegatten haben mit Beilegung dieſes Zeugniſſes 
das Scheidungsgeſuch bei ihrem ordentlichen Gerichte anzu— 
bringen. Das Gericht ſoll ſie perſönlich vorrufen, und, wenn 
ſie vor demſelben beſtätigen, daß ſie über ihre Scheidung ſo— 
wohl als über die Bedingungen in Abſicht auf Vermögen und 
Unterhalt mit einander verſtanden find, ohne weitere Erfor— 
ſchung die verlangte Scheidung bewilligen und dieſelbe bei den 
Gerichts-Acten vormerken. Sind Kinder vorhanden, ſo iſt das 
Gericht verbunden, für dieſelben nach den in dem folgenden 
Hauptſtücke enthaltenen Vorſchriften zu ſorgen. 


$. 106. 


Ein minderjähriger oder pflegebefohlener Ehegatte kann zwar 
für ſich ſelbſt in die Scheidung einwilligen; aber zu dem Ueber— 
einkommen in Abſicht auf das Vermögen der Ehegatten und 
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den Unterhalt, fo wie auch in Rückſicht auf die Verſorgung 
der Kinder, iſt die Einwilligung des geſetzlichen Vertreters und 
des vormundſchaftlichen Gerichtes nothwendig. 


$. 107. ohne Einverſtändniß. 


§. 108 


$. 109 


Will ein Theil in die Scheidung nicht einwilligen, und hat 
der andere Theil rechtmäßige Gründe, auf dieſelbe zu drin- 
gen; ſo müſſen auch in dieſem Falle die gütlichen Vorſtellungen 
des Pfarrers voraus gehen. Sind ſie fruchtlos, oder weigert 
ſich der beſchuldigte Theil bei dem Pfarrer zu erſcheinen, dann 
iſt das Begehren mit des Pfarrers Zeugniß und dem nöthigen 
Beweiſen bei dem ordentlichen Gerichte einzureichen, welches 
die Sache von Amts wegen zu unterſuchen und darüber zu 
erkennen hat. Der Richter kann dem gefährdeten Theile auch 
noch vor der Entſcheidung einen abgeſonderten anſtändigen 
Wohnort bewilligen. 


Streitigkeiten, welche bei einer ohne Einwilligung des ande- 

ren Ehegatten angeſuchten Scheidung über die Abſonderung 
des Vermögens oder die Verſorgung der Kinder entſtehen, 
ſind nach der nämlichen Vorſchrift zu behandeln, welche unten 
im $. 117 in Rückſicht auf die Trennung der Ehe, ertheilt 
wird. 


Wichtige Gründe, aus denen auf die Scheidung erkannt 
werden kann, ſind: Wenn der Geklagte eines Ehebruches oder 
eines Verbrechens ſchuldig erklärt worden iſt; wenn er den kla⸗ 
genden Ehegatten boshaft verlaſſen oder einen unordentlichen 
Lebens wandel geführt hat, wodurch ein beträchtlicher Theil des Ver- 
mögens des klagenden Ehegatten oder die guten Sitten der 
Familie in Gefahr geſetzt werden; ferner dem Leben oder der 
Geſundheit gefährliche Nachſtellungen; ſchwere Mißhandlungen, 
oder, nach dem Verhältniſſe der Perſonen, ſehr empfindliche, 
wiederholte Kränkungen; anhaltende, mit Gefahr der Anſteckung 
verbundene Leibesgebrechen. 


§. 110. Art der Wiedervereinigung.“ 


Geſchiedenen Ehegatten ſteht es frei, ſich wieder zu vereini⸗ 
gen; doch muß die Vereinigung bei dem ordentlichen Gerichte 
angezeigt werden. Wollen die Ehegatten nach einer ſolchen 
Vereinigung wieder geſchieden werden; ſo haben ſie eben das 
zu beobachten, was in Rückſicht der erſten Scheidung vorge— 
ſchrieben iſt. 


$. 111. b) Gänzliche Trennung; bei Katholiken durch den Tod, 


Das Band einer gültigen Ehe kann zwiſchen katholiſchen 
Perſonen nur durch den Tod des einen Ehegatten getrennt 
14 
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werden. Eben ſo unauflöslich tft das Band der Ehe, wenn 
auch nur ein Theil ſchon zur Zeit der geſchloſſenen Ehe der 
katholiſchen Religion zugethan war. 

$. 112. und die Todeserklärung; 

Der bloße Verlauf der in dem F. 24. zur Todeserklärung 
beſtimmten Zeit, binnen welcher ein Ehegatte abweſend iſt, 
gibt zwar dem anderen Theile noch kein Recht, die Ehe für 
aufgelöſet zu halten, und zu einer anderen Ehe zu ſchreiten; 
wenn aber dieſe Abweſenheit mit ſolchen Umſtänden begleitet 
iſt, welche keinen Grund zu zweifeln übrig laſſen, daß der 
Abweſende verſtorben ſei, ſo kann bei dem Landrechte des Be— 
zirkes, wo der zurück gelaſſene Ehegatte ſeinen Wohnſitz hat, 
die gerichtliche Erklärung, daß der Abweſende für todt zu hal— 

ten und die Ehe getrennt ſey, angeſuchet werden. 
113. | 

Nach dieſem Geſuche wird ein Curator zur Erforſchung des 
Abweſenden aufgeſtellt, und der Abweſende durch ein auf ein 
ganzes Jahr geſtelltes, und drei Mal den öffentlichen, nach 
Umſtänden auch den ausländiſchen Zeitungsblättern einzurücken— 
des Ediet mit dem Beiſatze vorgeladen, daß das Gericht, wenn 
er während dieſer Zeit nicht erſcheint, oder dasſelbe auf andere 
Art in die Kenntniß ſeines Lebens ſetzt, zur Todeserklärung 
ſchreiten werde. 

§. 114. 

Iſt dieſer Zeitraum fruchtlos verſtrichen, ſo iſt auf wieder⸗ 
holtes Anſuchen des verlaſſenen Ehegatten das Fiscal-Amt 
oder ein anderer rechtſchaffener und ſachverſtändiger Mann zur 
Vertheidigung des Ehebandes zu beſtellen, und nach gepfloge— 
ner Verhandlung zu erkennen, ob das Geſuch zu verwilligen 
ſey oder nicht. Die Bewilligung iſt der Partei nicht ſogleich 
kund zu machen, ſondern durch das E zur höchſten 
Fe ng vorzulegen. 


120. 

P Wenn eine Ehe für ungültig erklärt, getrennt, oder durch 
des Mannes Tod aufgelöſet wird; ſo kann die Frau, wenn ſie 
ſchwanger iſt, nicht vor ihrer Entbindung, und, wenn über ihre 
Schwangerſchaft ein Zweifel entſteht, nicht vor Verlauf des 
ſechsten Monates, zu einer neuen Ehe ſchreiten; wenn aber 
nach den Umſtänden oder nach dem Zeugniſſe der Sachverſtän⸗ 
digen eine Schwangerſchaft nicht wahrſcheinlich iſt; ſo kann 
nach Ablauf dreier Monate in der Hauptſtadt von der Landes⸗ 
ſtelle, und auf dem Lande von 505 Kreisamte die Dispenſa⸗ 
tion 7 ki werden. | 
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8. 121. 
Die Uebertretung dieſes Geſetzes ($. 120) zieht zwar nicht 
die Ungültigkeit der Ehe nach ſich; allein die Frau verliert die 
ihr von dem vorigen Manne durch Ehe-Pacten, Erbvertrag, 
letzten Willen, oder durch das Uebereinkommen bei der Tren- 
nung zugewendeten Vortheile; der Mann aber, mit dem ſie 
die zweite Ehe ſchließt, verliert das ihm außer dieſem Falle 
durch den §. 58 zukommende Recht, die Ehe für ungültig er- 
klären zu laſſen, und beide Ehegatten find mit einer den Um- 
ſtänden angemeſſenen Strafe zu belegen. Wird in einer ſol— 
chen Ehe ein Kind geboren, und es iſt wenigſtens zweifelhaft, 
ob es nicht von dem vorigen Manne gezeugt worden ſey, ſo 
iſt demſelben ein Curator zur Vertretung ſeiner Rechte zu 
beſtellen. 
8. 122. 
Wenn eine Ehe für ungültig erkannt, oder für getrennt ers 
klärt wird; ſo ſoll dieſer Erfolg in dem Trauungsbuche an 
der Stelle, wo die Trauung eingetragen iſt, angemerkt und zu 
dem Ende von dem Gerichte, wo die Verhandlung über die 
Ungültigkeit oder Trennung vor ſich gegangen iſt, die Erinne— 
rung an die Behörde, welche für die Richtigkeit des Trauungs— 
buches zu ſorgen hat, erlaſſen werden. 
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255 Joh. Friedrich Schulte, 
ord. Prof d. Rechte, e a und Rath des . 


Auf Grundlage dieſer Inſtruction, welche dem Kaiſerl. Pa⸗ 
tente vom 8. Oktober 1856 als Anhang (II.) beigedruckt iſt, 
wurde das Konkordat abgeſchloſſen. Dieſes ſchreibt nun zwar 
im Artikel X. als Norm für die geiſtlichen Gerichte vor „die 
Vorſchriften der heiligen Kirchengeſetze und namentlich der Ver⸗ 
ordnungen von Trient u. ſ. f.“, das heißt die Vorſchriften 
des gemeinen Kirchenrechtes. Und hierbei iſt es z. B. 
in Bayern geblieben, wo keine derartige Inſtruction allgemein 
publizirt worden iſt. Indeſſen durch jene Beſtimmung iſt weder 
die „Inſtruction“ überflüſſig gemacht, noch auch in ihrem 
juriſtiſchen Charakter geſchwächt worden. - Dieſer beruhet einerſeits 
darauf, daß fie eine Darſtellung der Beſtimmungen des gemeinen, 
und des für Oeſterreich zur Anwendung kommenden beſonderen, 
Kirchenrechtes in der Form eines Geſetzes enthält, ſomit den In— 
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halt des gemeinen Kirchenrechtes wiedergibt, andererſeits darauf, 
daß dieſelbe bei den Verhandlungen über das Concordat als eine 
Redaktion des Kirchenrechtes Seitens des einen Contrahenten (Sr. 
k. k. Apoſt. Majeſtät, durch Se. Eminenz den Herrn Fürſterz⸗ 
biſchof von Wien als Bevollmächtigten Sr. Majeftät) vorgelegt 
worden iſt, und von dem anderen Contrahenten (Sr. Heiligkeit 
dem Papſte) als ſolche zugelaſſen wurde, und endlich in dem Pa⸗ 
tente vom 8. Oktober 1856 mit dem Charakter eines Staatsge— 
ſetzes, als geſetzlich anerkannter Anhang des kaiſerlichen Patentes, 
bekleidet wurde, wie §. 3. des Ehegeſetzes ergibt. Hierauf, ſodann 
auf der Anempfehlung und Erklärung des päpſtlichen Pronuntius, 
beruhet ihre doppelte Bedeutung und Stellung für die Ci vil- 
gerichte und für die geiſtlichen Gerichte des Kaiſerthumes 
Oeſterreich. Der Grund, weshalb man eine ſolche Inſtruction 
vorlegte, beſtand ae nicht darin, vom (gemeinen) Kirchen: 
rechte abzuweichen — wie Art. X. des die doppelte Eigenſchaft 
eines Kirchen⸗ und Staatsgeſetzes befigenden Concordates lehrt, — 
ſondern nur' über die Beſtimmungen des Kirchengeſetzes, welche 


in Quellen der verſchiedenſten Art und Zeit zerſtreut liegen, kei⸗ 


nen Zweifel übrig zu laſſen, deſſen Inhalt mithin gewiſſer— 
maßen zu codiftziren. Es iſt ſomit durch die Inſtruction nicht 
etwa das Kirchenrecht (Geſetz) in Eheſachen für Oeſterreich auf— 
gehoben oder jene an die Stelle von dieſem geſetzt worden, ſon— 
dern die Stellung der Inſtruction folgende: 1. Dieſelbe iſt ein 
Staatsgeſetz, oder hat wenigſtens die gleiche Verbindlichkeit 
eines ſolchen. Dies ergibt ſich aus der Publikation im Reichs— 
geſetzblatte als Anhang des Patentes und aus S. 3. des Ehege— 
ſetzes. Soweit nun — wann das der Fall ſey, lehrt die 
Erläuterung des Ehegeſetzes — die Civilgerichte fernerhin in 
Eheſachen überhaupt zu erkennen haben, müſſen ſich dieſelben in 
den durch das Kirchengeſetz beſtimmten Fragen an dieſe Inſtruc— 
tion halten, weil dieſelbe den angegebenen Charakter hat, und 
weil die Gerichte nach dem Staatsgeſetze zu erkennen haben. 
2. Die geiſtlichen Gerichte erkennen zwar nicht nach dem Staatsge— 
ſetze, ſondern, — wie art. X. des Concordats beſtimmt und auch 
daraus von ſelbſt hervorgeht, daß der Staat für das der Kirche 
zufallende und ihr mit dem neuen Ehegeſetze zugewieſene Gebiet 
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die Geſetzgebung und Gerichtsbarkeit aufgegeben hat, darin aber, 
daß der Staat den geiſtlichen Gerichten ein Geſetz vorſchriebe, 
nach deſſen Norm dieſelben erkennen ſollten, eine Aufhebung des 
eingenommenen Standpunktes und eine erneuerte Ausübung des 
Geſetzgebungsrechtes für jenes Gebiet liegen würde, — nach dem 
Kirchengeſetze. Gleichwohl ſind dieſelben — und ſomit nach An— 
weiſung der Biſchöfe die Geiſtlichen in Oeſterreich überhaupt — 
verbunden und v erpflichtet, ſich an die Inſtruction zu halten, 
mithin dieſelbe als ein Geſetz anzuſehen und zu beobachten, von 
dem nur dann auf das gemeine Kirchenrecht zurückgegangen wer⸗ 
den dürfe und müſſe, wenn dieſelbe nicht ausreicht. Dieſer Cha— 
rakter der Inſtruction beruhet alſo darauf, daß ſie den Inhalt 


des Kirchengeſetzes in einer Form wiedergibt, welche gleichſam 


als ein integrirender Theil des Concordates anzuſehen iſt, daß 
die Inſtruction ſomit in gewiſſer Beziehung als ein Punkt des 
Vertragsſchlußes zu betrachten iſt. Auch die Biſchöfe (nach deren 
Erklärung auf der Verſammlung in Wien) und ihre Gerichte 
haben ſich mithin an die Inſtruction zu . ſoweit dieſelbe das 
Kirchengeſetz enthält. 8 

Wo ſich aber eine Lücke findet, wo z. B. ein Ehehinderniß 
nicht aus der Inſtruction — welche ja eben nicht eine the ore— 
tiſche Arbeit ſein ſollte und deshalb nicht darauf ausgeht, das 
Studium des gemeinen Rechtes überflüſſig zu machen, — hin— 
länglich zu erklären, über den Gang des Prozeſſes u. f. f. nicht 
das Nöthige beſtimmt iſt, da muß auf das gemeine Kirchenrecht 
zurückgegangen werden, wie auch §. 251. derſelben vorſchreibt. 
Iſt aber ein ſolches Zurückgehen nicht erforderlich, ſo muß die 
Inſtruction materiell und formell, d. h. ſowohl in Betreff der 
Erforderniſſe für die Ehe, Verlöbniße u. ſ. f., als in Betreff der 
Einrichtung des Gerichtes, des Proceßganges u. ſ. f. wie ein 
Kirchengeſetz beobachtet werden. Daß die, Juſtruction kein Kirchen— 
geſetz im eigentlichen Sinne iſt, verſteht ſich von ſelbſt, weil ſie 
nie vom Pabſte als ſolches poſttiv beſtätigt und approbirt iſt; 
dieſer Umſtand indeſſen entzieht ihr aus den angeführten Gründen 
den angegebenen Charakter durchaus nicht. 

Die Uebergangsbeſtimmungen enthält endlich das zuletzt erläu— 
terte Kaiſerl. Patent vom 8. DE 1856. | 
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Im Folgenden ſoll nun zunächſt eine gedrängte Ueberſicht der 
auf dem Kirchengeſetze beruhenden Erforderniſſe der Ehe u. ſ. f. 
gegeben werden, damit die Abweichungen des bisherigen Zuftan- 
des leichter erkennbar werden; hiernach ſoll eine kurze innere Mo— 
tivirung der einzelnen kirchlichen Ehehinderniſſe, des Diſpenſations— 
weſens, der kirchlichen Gerichtsbarkeit folgen. Nicht minder ſollen 
im Intereſſe der Curatgeiſtlichkeit ſowohl als auch eines Jeden 
diejenigen Grundſätze überall angegeben werden, welche in der 
Praxis das Verfahren in Eheangelegenheiten leiten müßen. An 
dieſe Darſtellung der kirchlichen Vorſchriften reiht ſich dann die 
Darſtellung der bürgerlichen Vorſchriften aufs Einfachſte an, deren 
Erläuterung am Zweckmäßigſten zu den einzelnen Paragraphen 
des Ehegeſetzes geſetzt wird. Der Gleichförmigkeit wegen iſt auch 
die Ordnung der Inſtruction beibehalten. Den Schluß bildet die 
Erläuterung des Patentes nebſt der Erörterung über die Wirkung 
des Geſetzes, beſonders auf bereits vor 1. Januar 1857 geſchlof⸗ 
ſene Ehen. 


| 8. 5. 
Die Porſchriften des Rirchengeſetzes. 


Nachdem $. 1. der Inſtruction die Definition der Ehe nach 
ihrem allgemeinen und chriſtlichen Charakter gegeben, handeln 
deren 88. 2— 10, ſodann SS. 107— 112 über 


I. Die Eheverlöbniſſe. 


Zu einem Eheverlöbniſſe bedarf es zwar keiner beſtimmten 
Form, jedoch des ernſtlichen, von beiden Theilen erklärten und 
angenommenen Willens: in Zukunft eine Ehe mit einander ein: 
gehen zu wollen. Wäre der Wille auf die Gegenwart gerichtet, 
fo läge kein Verlöbniß vor, ſondern ein nichtiger Akt, oder, wenn 
die nothwendige Form gewahrt wäre, eine Ehe. Ob ein Verlobniß 
vorhanden ſey, muß alſo bewieſen werden. Solches kann z. B. 
geſchehen durch den dem angeblichen Mitkontrahenten angetragenen 
(deferirten) Eid, durch Zeugen, Briefe, oder ſonſtige ſchriftliche 
Erklärungen, durch den Beweis, daß zwei Perſonen allgemein 
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für Verlobte galten und ſich als ſolche benahmen und dieſe Mei— 
nung nicht widerlegt haben u. ſ. f. Bloßer Beiſchlaf, auch Schwän— 
gerung bringt aber kein Verlöbniß hervor. Aus dem Verlöbniſſe 
entſteht nun zunächſt, was uns hier angeht, die moraliſche, 
durch Klage vor dem Ehegerichte geltend zu machende Verpflich⸗ 
tung zur Eheſchließung. 

Jedoch iſt wohl zu bedenken, daß 1) 71155 Theilen jeder- 
zeit der Rücktritt mit gegenſeitiger Einſtimmung freiſteht, 2) das 
Verlöbniß von Minderjährigen aufzulöſen iſt, wenn die Eltern 
gerechten Widerſpruch entgegenſetzen, 3) daß Bruch der Treue, 
Eintreten (oder Verſchweigen) von Umſtänden, deren Kenntniß 
oder Vorhandenſein gewiß nach vernünftiger Vorausſetzung den 
Anderen vom Verlöbniſſe abgehalten hätten, dieſen ſeines Verſpre— 
chens entbinden. Außerdem geſtattet die Inſtruction auch dann 
die Auflöſung deſſelben, „wenn nach Erwägung aller Umſtände 
vorauszuſetzen iſt, daß eine zwiſchen den Verlobten eingegangene 
Ehe unglücklich ſein werde.“ Kann man billiger allen vernünf— 
tigen Verhältniſſen Rechnung tragen? Läßt ſich hiernach auch 
nur im Entfernteſten irgend ein Uebelſtand befürchten? Wer hier 
ſchmähet, und Dunkelheit, Willkür findet, will aufhetzen, und würde 
gewiß dasſelbe ſagen, wenn eine unbedingte Pflicht zur Eingehung 
angenommen worden wäre. Was hat's denn für Schwierigkeit, 
die Umſtände zu beurtheilen? Gewiß wird dabei endlich der geiſt— 
liche Richter, geſtützt auf die Kenntniß des Pfarrers, am Beſten 
handeln können. §. 109 der Anweiſung beraubt auch kirchlicher— 
ſeits einer Konventionalſtrafe jede Kraft, ſchließt allen Zwang aus, 
ſelbſt wenn ein Verlobter ſich ohne allen Grund weigert, die Ehe 
einzugehen. In einem ſolchen Falle ſoll der Richter ſich Mühe geben, 
eine billige Entſchädigung herbeizuführen, und eine ſolche auch 
auf Anſuchen eines Theiles feſtſetzen. Kommt kein Vergleich über 
eine Entſchädigung zu Stande, ſoll nach $. 112 derſelben die Che, 
gegen welche ein früherer Verlobter Einſpruch erhoben hat, zuge— 
laſſen werden „als das kleinere Uebel.“ Was iſt alſo geſchehen? 
Nichts, als daß die kirchliche Geſetzgebung ſich alle Mühe gibt, 
damit nicht gewiffenfofe oder ſittenloſe Menſchen den armen Mäd— 
chen Verſprechungen machen, ſie vielleicht gar darauf hin zum Falle 
bringen, ohne jemals der Furcht ausgeſetzt zu ſein, daß ihre 
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Schwindeleien gänzlich ſpurlos ſich täglich von Neuem wiederholen 
können. Das iſt aber wahrlich nicht zu viel; das beruht auf der 
natürlichen Billigkeit, welche fordert, daß ein ehrlicher Menſch ſein 
Verſprechen hält, ſo lange ihn nicht wirkliche Gründe desſelben 
entbinden. Nimmt man dieſe kurze Auseinanderſetzung zu der 
ſpäteren Entwickelung, fo muß Jeder einſehen, daß von einer Um— 
wälzung der Familien, einer Störung des Friedens zwiſchen 
Eltern und Kindern keine Spur vorhanden iſt. Daß dem Verlöb— 
niſſe ſelbſt aber eine Kraft beigelegt wurde, mußte, ſelbſt abgeſe— 
hen von Art. X. des Concordates, ſchon aus dem Grunde ſtatt— 
finden, weil die Kirche einem ſolchen Verſprechen nicht gut die 
moraliſche Wirkung entziehen kann. e 

Wird auf Grund eines Verlöbniſſes Einſpruch gegen eine 
beabſichtigte Ehe erhoben, ſo hat der Pfarrer mit Aufgebot und 
Copulation einzuhalten, bis ihm Solches vom Ehegerichte erlaubt 
wird, wenn 1) das Ehegericht ihm die Siſtirung aufträgt, 2) der 
Einſprecher nachweiſt, daß er eine Klage beim Ehegerichte ange— 
bracht habe, 3) wenn zwar das Verlöbniß nur bei ihm angebracht 
wird, aber entweder demſelben vollſtändig bewieſen, oder wenig— 
ſtens inſoweit bewieſen wird, daß der Pfarrer nicht beſtimmt 
urtheilen kann, daß keines vorliege. Hier hat er die Parteien 
ans Ehegericht zu weiſen, und deſſen Entſcheidung abzuwarten. 
Immer aber ſoll er ſich Mühe geben, einen Vergleich herbeizu— 
führen, damit der Einſpruch dadurch behoben werde. 


— 


II. Erforderniſſe zur Gültigkeit der Ehe. Abweſenheit von 
Ehehinderniſſen. 


Damit ein Katholik in Oeſterreich eine Ehe ſchließen könne, 
iſt erforderlich, daß er alle Vorſchriften beobachte, welche das Kir— 
chengeſetz über die Gültigkeit der Ehe aufſtellt. Inſoweit dieſe 
Vorſchriften mit denen des bürgerl. Geſetzbuches zuſammentreffen, 
bedarf es hier keiner Motivirung oder anderen als kurzen Erwäh— 
nung derſelben; denn dieſe liegt für die Anhänger des alten Ehe— 
rechts in dem Stehen im Geſetzbuche, für die gläubigen Ka— 
tholiken darin, daß ſie das Kirchengeſetz hat. Auf diejenigen, 
welche ſie bekämpfen, weil ſie nicht zeitgemäß ſind, das katholiſche 
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Gewiſſen berückſichtigen, den Indifferentismus nicht anerkennen, 
braucht deshalb keine Rückſicht genommen zu werden, weil dies 
eine ſehr überflüßege Mühe wäre. Eben fo wenig iſt hier auf 
die Kontroverſe einzugehen: ob einzelne Hinderniſſe des bürgerl. 
Geſetzbuches in dieſem Umfange ſo zu beurtheilen ſeien, als nach 
dem Kirchenrechte; denn der geſunde Verſtand wird ſagen: woher 
hat ſie dasſelbe genommen? woher kannte es ſie allein, wonach 
wurden dieſelben beurtheilt zur Zeit der Aufſtellung? Hierauf iſt 
die einzige und ſtete Antwort — aus dem Kirchenrechte, nach 
dem Kirchenrechte. Alſo, ſagt die Logik, müſſen ſie nach 
deſſen Sätzen, welche hierin heute, 1783 und 1811 dieſelben 
waren, beurtheilt werden. Oder ſollte etwa nach anderen Sätzen 
zu beurtheilen ſein, wer Prieſter, Mönch u. ſ. f. ſey? Gewiß 
iſt auch die jetzige Wiſſenſchaft dieſer Anſicht, wofern nicht das 
Geſetz offenbar abgewichen iſt. Uebrigens kommt für das geltende 
Recht darauf nichts mehr an. Wir werden deßhalb dieſe Iden— 
tität beider Rechte nur durch die Angabe der 88. des a. b. G. 
B. anzeigen. 

Jeder kann eine Ehe eingehen, den das Recht 
nicht poſitiv dazu für unfähig erklärt. Wird Einer 
vom Rechte für unfähig erklärt, fo ift eine Verbindung nichtig, fo 
lange der Grund beſteht und nicht etwa, wenn dies möglich iſt, durch 
ein Heben desſelben in Folge einer Dispenſation verſchwin— 
det. Solche Gründe pflegt man trennende Ehehinderniffe 
oder mit dem bürgerl. Geſetzbuche Ehehinderniſſe, mit der 
Anweiſung Hinderniſſe der Gültigkeit zu nennen. Sie ſind: 

1. Mangel des Vernunftgebrauches (Raſende, 
Wahnſinnige, Blödſinnige, Kinder d. h. Perſonen, welche nicht 
das ſtebente Lebens-Jahr überſchritten se An S1 9,0. 
G B. 8. 48. 

2. Irrthum. Dieſer findet ſtatt a) wenn Jemand aus 
Irrthum eine andere heirathet, als die er heirathen wollte, z. B. 
wenn ſtatt der Braut eine dritte Perſon etwa verſchleiert (oder 
einem Blinden, da kein Geſetz blinden Perſonen die Ehe verbietet) 
untergeſchoben wird; b) wenn der Irrthum auf die Perſon zu— 
rückfällt, z. B. wenn Jemand einem Vater erklärt: er wolle ſeine 
älteſte Tochter heirathen, ohne ſie zu kennen, und dieſer ihm 
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gegen deſſen Wiſſen ſeine zweitälteſte bei der Konſenserklärung 
oder dem zur Abgabe des Konſenſes Beauftragten vorführt. Anw. 
§. 14. Das a. b. G. B. §. 57 hat dem Wortlaute nach nur 
den Fall von a) im Auge, indeſſen zweifelte nie Jemand daran, 
daß der von b) ganz derſelbe ſey. Die Faſſung des §. 14 der 
Anw. iſt nur dunkel, wenn man nicht weiß, was damit gemeint 
iſt; dies kann aber leicht aus der Theorie des gemeinen Rechtes 
erlernt werden, und ſollte Jeder erſt zu wiſſen ſich bemühen, ehe 
er dagegen loszieht. o) Wenn ein Freier eine Sklavin heira— 
thet, die er für frei hielt. Anw. §. 15. Das allgemeine bürger- 
liche Geſetzbuch hat dieſen Fall nicht, weil nach §. 16 in Oeſter⸗ 
reich keine Sklaverei exiſtirt, und zufolge Hofdekr. v. 25. Auguſt 
1826 S. 1. J. G. S. Nr. 2215 (Anhang Nr. 3 zum Kaiſ. Pa⸗ 
tente vom 29. Nov. 1852) jeder Sklave in dem Augenblicke frei 
wird, da er das öſterreichiſche Staatsgebiet, oder auch nur ein 
öſterreichiſches Schiff betritt, oder im Auslande an einen öſterreich. 
Unterthanen verkauft wird. Wohl aber kann er zur Anwendung 
kommen bei einer in Sklavenſtaaten abgeſchloſſenen Ehe. 

3. Un vermögen zur Leiſtung der ehelichen Pflicht. 
Dies Hinderniß hat nach S. 16 der Anw. ganz dieſelbe Stellung 
als im a. b. G. B. §. 60. Ebenſo find die Beweisregeln die— 
ſelben (Anw. §. 174, 175 und a. 5 G. B. 8. a nur iſt die 
Anweiſung ausführlicher. 

4) Unmündigkeit bei Knaben bis zum vollendeten 14. 
bei Mädchen bis zum vollendeten 12. Lebensjahre. Anw. . 17. 
Das a. b. G. B. 8. 48 vergl. mit 8. 21 hat bei beiden Geſchlech— 
tern das 14. Lebensjahr angenommen, welches §. 4 des Ehege— 
ſetzes durch ein Staatsverbot auch feſthält. Der Zweck geht dar— 
auf hinaus, daß, weil im Allgemeinen vor dem 14., beziehungs— 
weiſe 12. Jahre keine Geſchlechtsreife anzunehmen iſt, ſolche Per— 
ſonen nicht heirathen können. Da aber im einzelnen Falle ſich 
doch das Gegentheil zeigen kann, daß z. B. ein Mädchen von 
noch nicht vollen zwölf Jahren geſchwängert wird, ſo läßt das 
Kirchengeſetz zu, daß in ſolchen Fällen durch eine Erklarung des 
Biſchofs oder Papſtes: die körperliche und ſittliche Reife ſey vor— 
handen, eine Ehe möglich werde. Aus demſelben Grunde hat 
§. 37 des Ehegeſetzes dem Landesfürſten die Dispenſation vor: 
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behalten. Es wird gewiß nichts unpraktiſcher ſein, als Ehen von 
Mädchen von 12 oder auch 14 Jahren in der Mehrzahl der 
Oeſterreichiſchen Länder, weshalb es keines großen Eingehens be— 
darf. Uebrigens hätte die Kirche gewiß nichts dagegen, daß der 
Staat das Verbot noch erweitert hätte, da gewiß das Kirchen— 
geſetz andere Normen aufgeſtellt hätte, wenn in dieſem Punkte auf 
die Verhältniſſe der einzelnen Nationen und Gegenden gerückſich⸗ 
tiget wäre. 

9 Wiberrechtlicher 5 Dies in den einfachſten 
natürlichen Rechtsgrundſätzen beruhende Hinderniß iſt nach der 
Anweiſung $. 18 und allgemeinem bürgerlichen Geſetzbuche §. 55 
ganz gleichmäßig dann vorhanden, wenn eine Perſon durch An- 
drohung eines großen, auf andere Art nicht zu vermeidenden 
Uebels, oder durch unbedingte Gewaltanwendung zur Eheſchließung 
genöthigt wurde. Ermahnungen oder auch noch ſo ungeſtümes 
Zureden von Eltern begründen alſo dies Hinderniß nicht (1. g. 
metus reverentialis), wohl aber wirkliche Gewaltanwendung 
Seitens der Eltern, oder ſolche ſchwere Drohungen, deren Aus— 
führung ihnen überhaupt oder nach der begründeten Meinung 
des Kindes möglich ſein würde. Auch im Beweiſe weichen beide 
Rechte nicht von einander ab; derſelbe iſt durch die Theorie auf 
Grundlage der allgemeinen vernünftigen Rechtsgrundſätze ſo aus— 
gebildet, daß nicht leicht ein Zweifel vorkommen kann: ob Zwang 
vorliege oder nicht. f | | 

6. Entführung. Die Anweifung S. 19 fagt: „Eine 
Frauensperſon, welche zum Zwecke der Verehelichung entführt 
worden iſt, kann mit dem Entführer, fo lange fie ſich in der Ge— 
walt desſelben befindet, keine gültige Ehe eingehen. Als entführt 
iſt jene Frauensperſon zu betrachten, welche durch wider ſie ge— 
übten Zwang entweder hinweggeführt oder an einem Orte, wohin 
ſie durch Liſt gelockt wurde, feſtgehalten wird; ingleichen jene, 
welche von einem Manne, dem ſie nicht ſchon vor der That recht— 
mäßig verlobt war, mit ihrer Einwilligung, doch ohne Vorwiſſen 
oder gegen den Willen der Eltern oder Vormünder hinweggeführt 
wird.“ Das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch $. 56 ſagt: „Die 
Einwilligung iſt auch dann ungültig, wenn ſie von einer entführten 
und noch nicht in ihre Freiheit verſetzten Perſon gegeben wird.“ 
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Die geſetzlichen Beſtimmungen enthält Concilium Trid. Sess. 
XXIV. Deer. de reform. matr. cap. 6., welches in einem 
Punkte das canoniſche Recht (e. fin. X. de raptor. V. 17., o. 
6. eod.) veränderte. | 

7) Wer gültig verheirathet iſt, kann keine Ehe ſchließen, ſo⸗ 
lange ſein Mitgatte lebt. Dies Hinderniß des beſtehenden 
Ehebandes (Anw. S. 20, allgemeines bürgerliches Geſetzbuch 
§. 62) haben alle Geſetzgebungen civiliſirter Staaten. Die fatho- 
liſche Kirche hält die Ehen überhaupt für unauflöslich, ſobald die— 
ſelben in Wirklichkeit Mann und Weib zur Einheit gemacht haben, 
das heißt durch den Beiſchlaf vollzogen ſind. Es gibt deshalb nach 
Kirchenrecht auch bei Ehen der Nichtgetauften (Juden) keine Auflö— 
ſung, außer wenn ein Theil Chriſt wird, der andere aber mit dem— 
ſelben die Ehe nicht mehr fortſetzen oder mit demſelben nicht zuſam— 
menleben will ohne Beſchimpfung der chriſtlichen Religion, und auf 
Anſuchen bis zu einem ihm vom Richter geſtellten Termine die Ehe 
fortzuſetzen weigert (Anweiſ. §. 23.). Alsdann kann dem chriſtli⸗ 
chen Theile das Eingehen einer neuen Ehe geſtattet werden zu— 
folge des Ausſpruches Pauli I. ad Corinth. VII. 15, was ſtets 
geübt wurde. Die Proteſtanten geben dies nicht zu, ja eifern 
wohl gar dagegen, trennen aber natürlich ohne Weiteres, wenn 
der chriſtliche Theil darum anſucht. 

Iſt die Ehe noch nicht vollzogen, ſo kann ſie dem Bande 
nach gelöſt werden 1) durch Ablegung des feierlichen Keuſchheits— 
(Ordens⸗) Gelübdes, und 2) durch päpſtliche Dispenſation welche 
aber nie gegeben wird, außer bei dem ſtrengſten Beweiſe der Nicht: 
vollziehung und wenn die Annahme gegründet iſt, es mangele die 
freie oder wahre Einwilligung. Beide Fälle, wie der frühere, 
bilden keine Ausnahme von der Unauflöslichkeit, wie mein Hand— 
buch des Eherechts S. 201 ff., S. 419 430 beweiſt. Vergl. 
Anw. F. 21. 

Dies Ehehinderniß ſteht nicht nur der Ehe zwiſchen einem 
ledigen Katholiken und jeder verheiratheten Katholifin, ſondern 
auch der Ehe eines Katholiken mit einer von ihrem noch lebenden 
Manne dem Bande nach getrennten Nichtkatholikin, und umge— 
kehrt, im Wege. Solches war der Fall nach der bisherigen Ge— 
ſetzgebung des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches und durfte 
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und konnte ſelbſtredend nicht geändert werden, iſt auch nach dem 
Kirchenrechte in der Anw. . 22 ausdrücklich ausgeſprochen. 

Wie bisher (a. b. G. B. S. 111) iſt auch in der Folge 
das Band einer gemiſchten Ehe ſowohl bürgerlich, wie es kirchlich 
der Fall iſt, untrennbar (S. 57 des Ehegeſ.). Ingleichen eine 
Ehe, welche zwar urſprünglich von zwei Nichtkatholiken geſchloſſen 
wurde, die jedoch in der Folge katholiſch wurden (8. 57 des Ehe— 
geſetzes), oder urſprünglich eine gemiſchte war, in der Folge aber 
durch die Religionsänderung eine rein nichtkatholiſche geworden 
iſt, oder wenn zwei katholiſche Gatten von der Kirche abfallen, 
oder wenn zwei nichtkatholiſche Gatten beide katholiſch werden, 
hernach aber auch Beide wieder einem nichtkatholiſchen Bekennt⸗ 
niſſe ſich zuwenden. Ganz in denſelben Fällen war nach dem 
bisherigen Rechte die Ehe unlösbar. Wie ſehr aber auch innere 
Gründe, die Objektivität, zumal der Umſtand, daß der eine Gatte, 
damit das Verhältniß ein gleiches werde, ſich nothwendig dem 
ſtrengeren Rechte unterwerfen müſſe, für die unbedingte Nothwen— 
digkeit dieſer Sätze ſprechen, iſt bei den angezogenen SS. dargethan. 
Ganz richtig hat die Sächſiſche Geſetzgebung, welche die Ehe 
von Katholiken für unauflösbar hält, ebenſo bei gemiſchten Ehen 
für den katholiſchen Theil eine Trennung dem Bande nach nicht 
zugelaſſen; auch kann nach ihr ein Katholik keine geſchiedene Pro— 
teftantin heirathen. In Baiern iſt durch eine Reihe von Ver— 
ordnungen die bürgerliche Möglichkeit der Heirath eines Katho— 
liken mit einer dem Bande nach getrennten Proteſtantin zugelaſſen, 
worüber die Katholiken laut und wiederholt Klagen erhoben haben. 
Mit Recht hat man in Frankreich durch Geſetz vom 8. Mai 
1816 die Ehetrennung aufgehoben. — Doch, wozu eine weitere 
Erörterung, da das öſterreichiſche Ehegeſetz die verſchiedenen kon— 
feſſtonellen Grundſätze anerkennt, ſomit gewiß die unbedingte Pflicht 
hatte, den Katholiken gerecht zu werden Für dieſe iſt aber die 
Unauflöslichkeit Glaubensſatz. 

8. Unfähig zur Chefchliegung find Geiſtliche der höheren 
Grade (vom Subdiakon aufwärts) und Perſonen, welche in einem 
vom Pabſte approbirten Orden das feierliche Keuſchheitsgelübde 
abgelegt haben. Anweiſung §. 24, allgemeinen bürgerlichen Ge— 
ſetzbuches §. 63. 
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9. Zwiſchen Chriſten und Nichtchriſten (Getauften und Un⸗ 
getauften) ift eine Ehe unmöglich. Anweiſung S. 25, allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches S. 64. Dieſes Ehehinderniß beſteht — 
abgeſehen von dem Franzöſiſchen Rechte und der nahmärzli- 
chen Geſetzgebung einiger kleiner Thüringiſchen Staaten — in 
allen deutſchen Civilgeſetzen ausnahmslos. Laſſen wir 
hier einen gewiß ſehr unparteiiſchen Zeugen reden, den pro te— 
ſtantiſchen Oberconſiſtorialrath und ord. Profeſſor der Rechte 
an der Univerſität Berlin, Dr. A. L. Richter, der in ſeinem 
Lehrbuche des katholiſchen und evangeliſchen Kirchenrechts, Leipzig 
1853. 4. Aufl.“ Seite 548 ſagt: „Die Ehe zwiſchen Getauften 
und Ungetauften iſt hiernach wegen des obwaltenden impedimen- 
tum disparitatis cultus kraft allgemeinen Gewohnheitsrechtes in 
der katholiſchen Kirche ſchlechterdings verboten, und hiermit hat 
auch die allgemeine Rechtsanſicht in der evangeliſchen Kirche über— 
eingeſtimmt, bis im gegenwärtigen Jahrhundert einzelne Landesge— 
ſetzgebungen, um die Juden zur Einheit des bürgerlichen Lebens 
heranzuziehen, darauf verzichtet haben. Dieſes war ein philantro- 
piſches Experiment, deſſen Bedenklichkeit auch dadurch nicht geho⸗ 
ben wurde, daß die Erziehung aller aus ſolchen Miſch-Ehen ent: 
ſprungenen Kinder im chriſtlichen Glauben angeordnet wurde. Wenn 
aber in der jüngſten Zeit ſogar ein Anſpruch der Juden auf Ge— 
ſtattung der Ehe mit den Chriſten behauptet und demgemäß dieſe 
Ehe zur Verwirklichung der Rechtsgleichheit freigegeben worden 
iſt, ſo kann in dieſem Motiv nur ein gänzliches Verkennen des 
Weſens der Ehe und eine Gefährdung der geſchichtlichen Grund— 
lage des Staates gefunden werden.“ 0 | 

10. Blutsverwandtſchaft bildet ein Ehehinderniß in der 
geraden Linie d. h. zwiſchen Eltern (Ascendenten) und Kindern 
(Descendenten) im weiteren Sinne bis ins Unendliche, in der 
Seitenlinie bis zum vierten ſ. g. Grade kanoniſcher Zählung 
einſchließlich. Die Grade aber werden fo gezählt, daß zwei Per— 
ſonen ſo nahe mit einander verwandt ſind, als ſie von ihrem näch⸗ 
ſten gemeinſchaftlichen Stammvater abſtehen (z. B. Geſchwiſter im 
1., deren Kinder im 2. u. ſ. f., Onkel und Nichte im 1. gemiſcht 
mit dem 2.). Anweiſung 8. 26. Das a. b. G. B. F. 65 ſchließt 
die Ehe aus zwiſchen allen Ascendenten und Descendenten und 
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in der Seitenlinie zwiſchen denjenigen, welche nach kanoniſchem 
Rechte im 1. und 2. Grade verwandt ſind. Den hieraus in den 
heutigen Verhältniſſen ſich leicht ergebenden Mißſtänden iſt durch 
die leichte Diſpens Seitens der mit den nöthigen Vollmachten 
verſehenen Biſchöfe angebolien, welche §. 80 der is in 
Ausſicht ſtellt. | 

Ueber den 2. Grad hinaus kennen auch ech 
Geſetze dies Hinderniß; ſo hat daſſelbe im dritten Grade canoni— 
ſcher Zählung die engliſche, im dritten ungleichen Sachſen und 
Kurheſſen, den zweiten Grad haben viele proteſtantiſche. 

Ehen unter nahen Verwandten ſind aus dem Grunde, daß 
nur durch deren Entfernung einer Degeneration der Familien aufs 
Möglichſte entgegengearbeitet, eine ſtete Verbeſſerung derſelben, na— 
mentlich bei Familien, in denen erbliche Krankheiten u. dgl. find, 
mit neuen friſchen Elementen ermöglicht werde, daß der freie, harm— 
loſe und ungefährliche Umgang männlicher und weiblicher Ver— 
wandten in den gefährlichen Lebensjahren nur ſo gewahrt werden 
kann, gewiß nicht wünſchenswerth. Die Kirche war übrigens bei 
dieſem Hinderniſſe einem tieferen Prinzipe gefolgt, welches in mei— 
nem Handbuche des Eherechts Seite 154 fgg. dargelegt und be— 
wieſen iſt. Weil nach dem Geſagten für jedes wirkliche Bedürf— 
niß im beſonderen Falle wird Sorge getragen werden, iſt es offen— 
bar eine prinzipiell und praktiſch unwichtige Sache, daß dieſe bei- 
den Grade hinzukommen, deren regelmäßige Einhaltung ſelbſt im 
materiellen Intereſſe des Staates liegt. Denn nur dadurch, daß 
beſonders auf dem Lande die Dorfbewohner nicht ſtets aus dem 
Orte heirathen, kann ſich die Bildung verallgemeinern. Wer irgend 
Beobachtungen anſtellt, wird finden, daß Familien, in denen Hei— 
rathen in der Verwandtſchaft Regel ſind, gewiſſe einſeitige Fami— 
lienzüge beibehalten, die allmälig zu einer völligen Karrikatur füh— 
ren. Man hört betreffs dieſes Punktes oft die Behauptung aus— 
ſprechen: bei den Reichen, und höchſten Familien kenne die Kirche 
dies Hinderniß nicht, ſo daß dieſe privilegirt erſcheinen. Es iſt 
richtig, daß bei den regierenden Familien die Ehe zwiſchen Ge— 
ſchwiſterkindern faſt ſtets auch ohne canoniſchen Grund 
erlaubt wird. Hierin iſt aber nicht die Kirche Schuld, ſondern 
das auf den beſten Motiven beruhende Staatsgeſetz, daß ſolche 
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Perſonen ebenbürtige Ehen eingehen müſſen, damit die Kinder 
ſucceſſtonsfähig ſeien. Da es nun ſehr wenige katholiſche Regen— 
tenhäuſer gibt, und Ehen mit Gliedern mediatiſirter katholiſcher 
Familien wegen der leicht daraus hervorgehenden Mißſtände nicht 
wünſchenswerth erſcheinen, ſo muß die Kirche im Intereſſe der 
Völker bei ſolchen Anläffen von dem Verbote abſtrahiren. Für 
die weitere Behauptung liegt auch nicht der entfernteſte Grund 
vor. Denn die meiſten Familien fallen im Sinne des Kirchen— 
rechts unter den Begriff der Pauperes (Armen), haben alſo ent- 
weder gar nichts oder nur eine ſo kleine Kanzleigebühr für die 
Diſpenſation zu entrichten, welche nicht in Betracht zu ziehen 
iſt. Ja einzelne Difpensgründe paſſen nur auf diejenigen Klaſſen 
der Bevölkerung, unter denen ſolche Ehen oft am Meiſten erwünſcht 
ſein können: Beamte und höheren Bürgerſtand. Man wird trotz 
dieſer Bemerkungen gewiß vielfach bei den laufenden Behauptun⸗ 
gen bleiben, weil man ae was zur ee zwingt, 
eben nicht will. 

11. Analog der Verwandtſchaft bildet ein weiteres Hinder— 
niß die ſ. g. geiſtliche Verwandtſchaft. Dieſe entſteht aus 
der Taufe und Firmung. Durch die Firmung iſt die Ehe aus⸗ 
geſchloſſen zwiſchen dem Firmenden mit dem Firmlinge und deſſen 
Eltern; dies Hinderniß findet nie eine Anwendung, weil keinem 
Biſchofe die Ehe geſtattet wird, ſchadet deshalb auch nicht. Aus 
der Taufe entſteht ebenſo das Hinderniß zwiſchen dem Taufenden 
und dem Täuflinge und deſſen Eltern. Da die Taufe außer im 
Falle der Noth durch einen Prieſter geſpendet wird, hat dieſer Fall 
des Hinderniſſes gleichfalls keine praktiſche Bedeutung. Iſt eine 
Nothtaufe durch die Hebeamme vorgenommen, ſo wird ſchwerlich 
eine Ehe zwiſchen ihr und dem Täuflinge gewollt werden; kommt 
aber der Fall vor, daß Einer der Eltern dieſelbe nach dem Able— 
ben des anderen Theiles ehelichen will, ſo verdient ein ſolcher Fall 
ſicher keines Aufhebens. Es bleibt ſomit nur als praktiſch übrig 
das Hinderniß zwiſchen den Tauf- oder Firmpathen und dem 
Täuflinge oder Firmlinge und deſſen Eltern. Auch dieſes iſt bei 
der Firmung inſofern unpraktiſch, als nach dem jetzigen Uſus überall 
nur Ein Firmpathe deſſelben Geſchlechtes mit dem Firmlinge ge— 
nommen wird. Ein Gleiches wäre der Fall, wenn die Vorſchrift 
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der Kirche: bei der Taufe in der Regel nur Einen Pa⸗ 
then deſſelben Geſchlechtes zu nehmen, ſtets befolgt 
würde. Mehr als zwei Pathen können nie genommen werden; 
man trägt auch mehre nie ins Kirchenbuch ein. Somit iſt das 
Hinderniß überhaupt nicht von großem Umfange und recht eigent— 
lich nur praktiſch 1) bei gewollten Ehen zwiſchen den Pathen und 
den Eltern, 2) bei Ehen zwiſchen dem etwaigen weiblichen Tauf— 
pathen und dem männlichen Täuflinge, oder umgekehrt. Die Dis— 
penſation macht indeſſen nach §. 80. der Anw. keine Schwierig— 
keit. — Ueber das Hinderniß ſiehe Auw. 8. 27. Das 3 
Geſetzbuch kannte es nicht. 

f 12. Nach S. 28 der Inſtruction bildet die Anlhwe an Kin⸗ 
desſtatt ein Ehehinderniß: zwiſchen „dem Adoptirenden und dem 
Adoptirten, ſo wie jenen Nachkommen des letzteren, welche zur 
Zeit der Adoption unter deſſen väterlicher Gewalt ſtanden; dann 
zwiſchen dem Adoptirenden und der Gattin des Adoptirten wie 
auch dem Adoptirten und der Gattin des Adoptirenden,“ auch 
wenn die Annahme an Kindesſtatt aufgehoben iſt. „Ueberdieß 
kann, ſo lange die Adoption währt, zwiſchen dem Adoptirten und 
des Adoptirenden leiblichen, rechtmäßigen unter der väterlichen Ge— 
walt ſtehenden Kindern keine gültige Ehe geſchloſſen werden.“ 
§. 29 der Anw. ſtatuirt das Hinderniß nach dem öſterreichiſchen 
Geſetze in den Worten: „die Annahme an Kindesſtatt des öſterr. 
Geſetzes hindert inner den gedachten Gränzen die Gültigkeit der 
Ehe, wofern das Wahlkind der väterlichen Gewalt des Adoptiren— 
den unterſtellt oder in deſſen Haus, um mit ihm wie das Kind 
mit den Eltern zuſammenzuleben, aufgenommen wird. Wenn es 
aber weder unter die väterliche Gewalt des Adoptirenden kömmt, 
noch zu deſſen Hausgenoſſen wird, ſo iſt die Adoption des öſterr. 
Geſetzes der unvollkommenen gleichzuſtellen, und bringt kein Ehe— 
hinderniß mit ſich.“ Eine Annahme an Kindesſtatt des römiſchen 
Rechtes exiſtirt in Oeſterreich nicht, ſo daß der Fall von §. 28 
der Anweiſung von der Arrogation nur bei im Auslande geſchloſ— 
ſenen Ehen vorkommen kann. Nach öſterr. Rechte ſetzt eine „An— 
nehmung an Kindesſtatt“ voraus: 1) daß die Wahleltern 
(Wahlvater oder Wahlmutter) keine eigenen ehelichen Kinder haben, 
2) über fünfzig Jahre alt find, 3) daß die Wahleltern wenigſtens 
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achtzehn Jahre älter ſind als das Wahlkind. Hieraus ergibt ſich, 
daß einzelne Fälle des Hinderniſſes wohl nie vorkommen können, 
ja daß ſelbes überhaupt nicht leicht eine große praktiſche Bedeutung 
haben werde. Weiter gehört zur Form Beſtätigung der Landesſtelle 
und Eintragung in die Gerichtsakten. Da endlich die Ausſchließung der 
väterlichen Gewalt und des Wohnens im ſelben Hauſe möglich iſt, ſo 
entſteht, wenn dieſe ausgeſchloſſen wird, daſſelbe nicht. S. 88. 179— 
185 des a. b. G. B. — Das Ehehinderniß ſelbſt findet offenbar in 
der Natur des Verhältniſſes und der Rückſicht auf die Sittlichkeit 
ſeine innere Rechtfertigung, da es gewiß gegen das ſittliche Ge⸗ 
fühl iſt, daß Perſonen ſolche heirathen, die in rechtlichen Bezie⸗ 
hungen als ihre Kinder oder Geſchwiſter angeſehen werden. 

13. Die Schwägerſchaft bildet ein Ehehinderniß in auf⸗ und 
abſteigender Linie, und zwiſchen dem einen Ehegatten und den 
Verwandten des anderen bis zum vierten Grade einſchließlich. 
Anw. §. 30. Nach dem a. b. G. B. 8. 66. umfaßt die Schwä⸗ 
gerſchaft diejenigen Verwandten des Mitgatten, mit denen dieſer 
keine Ehe ſchließen könnte. Es findet alſo hier dieſelbe Erweite— 
rung ſtatt, welche bei der Verwandtſchaft auseinandergeſetzt wurde. 
Die Schwägerſchaft iſt überall der Verwandtſchaft nachgebildet 
und beruhet auf der im Leben überhaupt ausgeprägten Anſicht, 
wonach die Verſchwägerten mit zur Familie gerechnet, ja ſogar 
im gemeinen Leben als Verwandte bezeichnet werden. Nach der 
Anſchauung des Kirchenrechts iſt es aber nicht die bloße Ein— 
gehung der Ehe, welche die Schwägerſchaft bewirkt, ſondern erſt 
jener Akt, wodurch die Ehegatten in Wahrheit zur Einheit 
werden — die Vollziehung der Ehe. Iſt die Ehe deshalb 
nicht vollzogen, ſo entſteht nicht dies Hinderniß, ſondern das im 
$. 33 der Anweiſung aufgeführte „Hinderniß der öffentli— 
chen Sittlichkeit aus einer gültigen doch nicht voll⸗ 
zogenen Ehe“ (imped. Justitiae publicae honestatis, wel- 
chen Ausdruck jener deutſche nicht ganz wiedergibt), welches jedoch 
ganz denſelben Umfang hat als die eben genannte Schwägerſchaft. 
Das a. b. G. B. faßt dieſen Fall ſchon in der Schwägerſchaft 
unter ſich, weil es dieſe aus der Ehe entſtehen läßt; ſomit liegt 
hier außer dem Umfange nur eine Differenz in den Worten, nicht 
in der Sache vor. Dagegen iſt das Ehehinderniß der öffent- 
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lichen Ehrbarkeit aus einer für ungültig erklärten nicht voll— 
zogenen Ehe, wenn die Ungültigkeit ihren Grund nicht in dem 
mangelnden Conſenſe hat, welches denſelben Umfang hat als das 
ebengenannte Hinderniß, ein neues, dem buͤrgerl. Geſetzb. unbe— 
kanntes. Der Grund dieſes Ehehinderniſſes überhaupt liegt darin, 
daß der öffentliche Anſtand zu verlangen ſcheint, daß Perſonen, 
welche in ſo nahe Familienbeziehungen getreten ſind, ſich nicht 
ehelichen ſollen. — Aus der Quelle der Schwägerſchaft nach der 
kirchenrechtlichen Anſchauung entſteht weiter: 

14. Das Ehehinderniß der Schwägerſchaft aus unerlaubtem 
Umgange (Anw. $. 31.), welches jedoch nur bis zum zweiten 
Grade geht. Hiernach kann kein Mann (und umgekehrt kein Weib) 
diejenige Perſon heirathen, mit deren Mutter, Großmutter, Tante, 
Schweſter, Couſine, Tochter, Enkelin, Nichte, er außerehelichen 
Beiſchlaf gepflogen hat. Die Aufſtellung dieſes dem a. b. G. B. 
unbekannten Hinderniſſes iſt durch die Natur der Sache gerecht— 
fertigt. Daſſelbe findet gewiß auch ſtatt bei dem gleichfalls dem 
a. b. G. B. unbekannten 

15. Hinderniſſe der öffentlichen Ehrbarkeit aus einem Ehe— 
verlöbniſſe. Ein gültiges, ohne Bedingungen abgeſchloſſenes, Ehe: 
verlöbniß ſchließt die Ehe aus zwiſchen Einem Verlobten und den 
Blutsverwandten des Anderen im erſten Grade. Ein Mann (für 
die Frauen gilt das Umgekehrte) kann alſo die Mutter oder Schwe— 
ſter derjenigen Perſon nicht heirathen, mit welcher er früher ein 
gültiges Verlöbniß abgeſchloſſen hat. Dies ſchon im römiſchen 
Rechte beſtehende Hinderniß hat offenbar den öffentlichen Anſtand 
und die Rückſicht für ſich, daß hierdurch großen Familienzwiſtig— 
keiten vorgebeugt, und verhütet wird, daß Mütter, Schweſtern, 
und Töchter ſich gegenſeitig den Bräutigam abwendig zu machen 
verſuchen; eine Sache, welche vielleicht manche Leſer aus Erfah— 
rungen innerhalb ihres Kreiſes nicht als ſo ſelten kennen, deren 
Vorkommen aber gewiß dazu angethan iſt, ſolche nächſte Ver— 
wandte recht dauernd zu entzweien. 

16. Der Ehebruch. „Zwiſchen zwei Perſonen, welche mit 
einander Ehebruch getrieben haben, kann keine Ehe geſchloſſen 
werden, wofern dieſelben bei Lebzeiten des anderen Gatten einan— 
der die Ehe verſprochen oder ſogar gewagt haben, mit einander 
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thatſächlich eine Ehe zu ſchließen oder wofern auch nur Ein Theil, 
um ſich mit dem anderen verehlichen zu können, dem Gatten, 
deſſen Rechte er durch den Ehebruch verletzt, mit Erfolg nach dem 
Leben geſtrebt hat.“ (Anweiſung 8. 36). Dieſes Hinderniß 
weicht etwas vom a. b. G. B. ab. Letzteres ſtellt im §. 67 den 
bloßen Ehebruch als Hinderniß auf, wenn er (gerichtlich) vor 
der geſchloſſenen Ehe bewieſen iſt. Es wird unten nachgewieſen 
werden Cu 8. 13), daß mit Recht das Kirchengeſetz den bloßen 
Ehebruch nicht als Hinderniß aufgeſtellt hat, ſondern nur wenn 
jene erſchwerenden, unmittelbar gegen die Ehe gerichteten Umſtände 
hinzukommen, während der Ehebruch meiſt nur auf Leidenſchaft 
beruhet. Auch iſt die Sache für die Praxis von keinem großen 
Belange, weil der Beweis vor der Ehe zu den ſel tenſten Fällen 
gehört, indem er ein gerichtlicher ſein muß. 

Nach dem a. b. G. B. §. 68 lag ferner dies ſ. g. Ehehinder⸗ 
niß des Verbrechens vor, wenn der Mord in dem hier voraus— 
geſetzten Falle auch keinen Erfolg gehabt hat. Irgend praktiſche 
Folgen wird dieſe Differenz wohl ſchon deshalb nicht haben, weil 
man gewiß zur Annahme berechtigt iſt, daß der vorausgeſetzte Fall 
äußerſt ſelten bleibe. Bemerkt möge hier noch werden, daß nach 
den meiſten deutſchen Civilgeſetzgebungen dies Hinderniß eine ganz 
andere Stellung hat. So bildet der Ehebruch nur in dem Falle 
ein Hinderniß, wenn wegen deſſelben die Ehe vom Bande geſchieden 
wurde oder derſelbe doch im Trennungsprozeſſe geltend gemacht wurde: 
in Preußen, nach dem franzöſiſchen Rechte (jedoch mit Fort— 
fall der zweiten alternativ geſetzten Bedingung), in Baden wie im 
franzöſ. Rechte (Schulte, Handbuch des ECherechts S. 552 fgg.); 
das preußiſche Recht hat ferner den Fall des Ehebruchs mit dem 
Verſuch des Gg ede wie das Kirchenrecht, verlangt jedoch die 
vollbrachte That nicht. Hieraus ergibt ſich, daß keine Civilgeſetz— 
gebung den eigentlichen Grund des Verbotes: Ehebruch und Ab— 
ſicht, trotz der beſtehenden Ehe ſchon jetzt den Willen zu haben, 
eine künftige mit dem Mitſchuldigen zu ſchließen, fo ſcharf und feſt 
innegehalten hat, als das canoniſche Recht. 

Hierbei ſey auch noch, was Oben überſehen iſt, hervorgehoben, 
daß ſonderbarerweiſe ſowohl das preußiſche als franzöſiſche 
Recht (ſ. Schulte Handbuch S. 551. ff.) und faſt alle übrigen 
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Civilrechte, die vom canoniſchen abweichen, die Entführung, 
wenn dieſelbe auch als Vergehen oder Verbrechen beſtraft wird, 
mit dem Hinderniſſe der Furcht und Gewalt (des Zwanges) zu— 
ſammenfallen laſſen. Hiedurch aber kann in den meiſten Fällen 
während der Entführung eine gültige Ehe zu Stande kommen, 
und überhaupt die ſonſt anzufechtende auf die leichteſte Weiſe un— 
anfechtbar werden, wenn nur die kurzen Friſten zur Klageanſtellung 
verſäumt werden. Bedenkt man aber das große Intereſſe, welches 
im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit die Aufſtellung dieſes Hin— 
derniſſes mit ſich bringt, ſo zeigt ſich recht deutlich, wie das cano— 
niſche Recht ſolches bei Weitem beſſer berückſichtigt und realiſirt als 
viele Staatsgeſetze. 

17. „Gattenmord hindert die Ehe zwiſchen dem desſelben 
ſchuldigen Gatten und der Perſon, mit welcher er zur Vollbrin— 
gung des Verbrechens zuſammengewirkt hat, wofern auch nur Ein 
Theil die That in der Abſicht verübte, dadurch ſeine Verehlichung 
mit dem andern möglich zu machen.“ Anw. §. 37. — Es bildet 
dies Hinderniß nur eine Art des Ehehinderniſſes aus einem Ver— 
brechen, und findet gewiß in der Größe deſſelben ſeine hinlängliche 
Rechtfertigung. 

18. Eine Ehe iſt nichtig, wenn ſie nicht in der vom Rechte 
feſtgeſetzten Form abgeſchloſſen wird; alsdann ſteht ihr das Hin— 
derniß der Heimlichkeit entgegen. Die Ehe muß nun bei 
Strafe der Nichtigkeit abgeſchloſſen werden durch die Erklarung 
der Einwilligung vor dem eigenen Pfarrer der Brautleute, oder 
dem des Einen von ihnen und vor mindeſtens zwei Zeugen. 
Anw. §. 38 — 49, wo die näheren Vorſchriften über die Compe— 
tenz, das Recht, einen anderen Pfarrer zu bevollmächtigen, den 
Wohnſitz u. ſ. f. gegeben werden, deren Verſtändniß keiner Schwie— 
rigkeit unterliegt; auch weichen dieſelben nicht von den ſonſtigen 
und bisher im Gebrauche geweſenen ab. Dieſe Form der Ehe— 
ſchließung haben vom Konzil von Trient alle Civilgeſetze, welche 
die Ehe nicht blos vor einem Civilbeamten abſchließen laſſen 
(franzöſiſche, engliſche, nordamerikaniſche), ſomit alle deutſchen auf— 
genommen. Hiemit ſtimmte dann auch das a. b. G. B. im 
$. 75 fgg. durchaus überein; daſſelbe enthält auch in Betreff der 
Führung der Trauungsbücher ganz dieſelben aus der kirchlichen 
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Praris übernommenen Vorſchriften, welche §. 76—78 der Anw. 
umfaßt. Mit beiden ſtimmt das Ehegeſetz §. 18. u. 19. überein. 
Nur eine Ausnahme iſt durch die Geltung des Kirchenrechts und 
das neue Ehegeſetz eingetreten. Während nämlich das a. b. G B. 
forderte, daß alle gemiſchte Ehen vor dem katholiſchen Pfarrer 
Eines der Theile (des katholiſchen) eingegangen würden, erklärt 
$ 38. der Inſtr. und §. 19. des Ehegeſ., daß dieſelben in jenen 
Theilen des Kaiſerthums, für welche der heilige Stuhl die Anwei— 
ſung vom 30. April 1841 erlaſſen hat, auch vor dem nichtkatho— 
liſchen Pfarrer des nichtkatholiſchen Theiles gültig können 
abgeſchloſſen werden. Aber auch dies bildet inſoferne keine Aus— 
nahme, als dies bisher in Ungarn und deſſen oben genannten 
früheren Nebenländern Rechtens war, dort aber, wie gezeigt wurde, 
das a. b. G. B. in Betreff des eigentlichen Eherechtes nicht galt. 

Für Eheſchließungen im Auslande ergibt ſich durch 
die Wiederherſtellung des Kirchenrechts eine Aenderung. Bisher 
hielt man eine Ehe im Auslande in Betreff der bürgerlichen 
Folgen für gültig, wenn jener Form genügt wurde, welche das 
betreffende Landesrecht vorſchrieb, weshalb eine im Auslande blos 
als Civilehe abgeſchloſſene (z. B. in Frankreich) für gültig an⸗ 
zuſehen war. Auch bleiben nach dem Artikel VII. des Kund— 
machungs-Patentes die vor dem 1. Jänner 1857 in ſolcher 
Form abgeſchloſſenen Ehen gültig in Betreff der bürgerlichen 
Folgen. 

Für die Zukunft aber (vom 1. Jänner 1857 ab) gilt $. 74. 
des Ehegeſetzes. Die Nothwendigkeit und Richtigkeit dieſer mit dem 
Kirchengeſetz übereinſtimmenden Verfügung liegt darin, daß die 
Ehe kein Vertrag iſt, noch durch einen bloßen Vertrag zu Stande 
kommt. Man darf deshalb auch deren Form nicht für etwas 
Gleichgültiges erachten und blos vom Civilgeſetze abhängen laſſen. 
Nun iſt die Form der Eheſchließung in der katholiſchen Kirche 
überall gleichmäßig vorgeſchrieben, wo das Konzil von Trient 
publizirt iſt, außer in Betreff gemiſchter Ehen, welche in vielen 
Ländern ebenſo gültig abgeſchloſſen werden können als für Ungarn 
angegeben wurde. Praktiſch hat dieſer Punkt nicht die geringſte 
Schwierigkeit, weil man an jedem Orte weiß, wie die Ehen abzu— 
ſchließen ſind, weil es ferner nie vorkommt, daß in Ländern, wo 
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die Civilehe nothwendig iſt, die Ehe blos civiliter abgeſchloſſen 
werde. Damit begnügt man ſich nur, wenn eine Ehe kirchlich 
nicht zu Stande kommen kann. Nun iſt aber der Oeſterreicher 
in Hinſicht der materiellen Bedingungen, wie nach dem a. b. G. B., 
ſo auch nach dem Kirchengeſetze und §. 74. des Ehegeſ. an die 
inländiſchen Vorſchriften gebunden. Es kann mithin bei Ehen 
im Auslande, wenn dieſelben erſt civiliter einzugehen ſind, und 
muß beziehungsweiſe nachher die Erklaͤrung des Conſenſes vor 
dem katholiſchen Pfarrer ſtattfinden. Solches iſt nach dem bereits 
Geſagten in der Mehrzahl der Länder, zumal in allen an Oeſter— 
reich grenzenden, ohnehin die Regel. 

Der vorliegende Zweck gebietet nicht, die ferneren Beſtim— 
mungen über Eintragung der Ehe, nachträglichen Diſpenſation, 
Konvalidation, Ungültigkeitserklärung u. ſ. f. auseinanderzuſetzen; 
deren Erlaſſung bedarf keiner anderen Begründung als der in der 
Zweckmäßigkeit liegenden. Zudem ſind die Pfarrer mit denſelben 
durch die Praris vertraut. 

Ein Wort iſt noch zu ſagen über die im $. 50. der Anw., 
§. 76 des a. b. G. B. und S. 20 des Ehegeſetzes gleichmäßig 
beibehaltene und regulirte Eheſchließung durch einen Bevollmäch— 
tigten. Weil dieſe im Allgemeinen nicht als wünſchenswerth 
erſcheint, iſt mit Recht die Einwilligung der Landesſtelle und des 
Biſchofs gefordert. Hierdurch iſt für die einer Berückſichtigung 
werthen Ausnahmefälle hinlänglich Fürſorge getroffen. 

10. Ein letzter Grund, welcher eine Ehe vernichten kann, d. h. 
eine abgeſchloſſene Verbindung nicht als Ehe erſcheinen läßt, iſt 
der Mangel einer bei der Erklärung des Conſenſes hinzugefügten 
Bedingung, worüber die Anweiſung in Ss. 51— 55. Beſtimmungen 
trifft. Kaum dürfte es eine unpraktiſchere Sache geben, als die 
Abſchließung einer bedingten Ehe. Im Laufe von faſt drei Jahr— 
hunderten find aus der ganzen Fatholifchen Welt nicht zwei Duz— 
zend Fälle ſtreitig geworden und vor die Congregatio Concilii, 
welche in letzter Inſtanz ſeit dem Ende des 16. Jahrhunderts 
über die Gültigkeit katholiſcher Ehen erkannte, gebracht. Iſt aber 
auch eine Bedingung beigefügt, ſo wird nur in dem Falle die 
Einwilligung aufgeſchoben, daß dieſelbe in einem künftigen 
Umſtande beſteht. Vollziehen indeſſen in einem ſolchen Falle die 
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Contrahenten die Ehe, ſo fällt die Bedingung fort; die Ehe iſt 
alſo eine unaufloͤsliche geworden. Beſtände die Bedingung in 
einem Abhaͤngigmachen von einem vergangenen oder gegen— 
wärtigen Umſtande, ſo dürfen die Theile nicht beiſammen wohnen, 
bis entſchieden iſt: ob die Einwilligung gegeben iſt, oder nicht. 
Sollte ſich alſo jemals ereignen, daß eine ſolche Erklärung gege— 
ben würde, ſo hat der Pfarrer dies nun der Polizei mitzutheilen, 
welche das Zuſammenleben verhindern kann, bis die Bedingung 
entweder ſich als erfüllt und mithin die Erklärung des Conſenſes 
als gegeben zeigt, oder bis die Contrahenten ihren Conſens von 
Neuem gegeben haben ohne Bedingungen. Wenn nun aber zwei 
Perſonen gegen den Willen des Pfarrers vor dieſem und zwei 
Zeugen eine Ehe unter einer Bedingung, die einen vergangenen 
oder gegenwärtigen Fall enthaͤlt, abgeſchloſſen haben (3. B. Ich 
heirathe Dich, wenn Du ehelich geboren biſt; wenn Du fünfzehn 
Jahre alt biſt) und der andere Theil dieſe Bedingung auch accep— 
tirt, weil im entgegengeſetzten Falle die Bedingung ohne alle 
Wirkung wäre, und beide zuſammenlebten und die Bedingung 
nachher ſich als nicht vorhanden erwieſe, ſo wäre ja keine Ein— 
willigung gegeben, folglich keine Ehe? Nun dann läge ein ein— 
faches Concubinat vor, an welchem die Kirche gewiß keine Schuld 
trüge, und auch die Staatsgewalt nicht, außer die Polizei hätte 
auf Anſuchen daſſelbe nicht verhindert. Concubinate gehören aber 
auch jetzt gewiß nicht eben zu den Seltenheiten, wiewohl die 
bedingte Ehe nicht exiſtirte. Wird aber eine zukünftige Bedingung 
geſetzt und die Ehe vollzogen, ſo fällt, wie bereits geſagt wurde, 
jede Beſtreitung fort. Eine Erklärung: eine ſcheinbare — unter 
einer Bedingung eingegangene — Ehe ſey keine, enthält alſo 
nichts als die Erklärung, daß keine Ehe geſchloſſen worden fey. 
Iſt ein Zuſammenleben geduldet worden, ſo liegt der Skandal 
darin, nicht in der Möglichkeit einer bedingten Eheſchließung; 
durch dieſe wird ſo gewiß als zweimal zwei vier iſt, keine Ver— 
mehrung der Concubinate eintreten. Weil indeſſen die bedingte 
Eheſchließung eine durchaus überflüſſige Sache iſt, ſo hat das 
Recht (Anw. §. 55.) deren Zulaſſung von der ausdrücklichen Erlaub— 
niß des Biſchofs abhängig gemacht. Es kann aber wohl keinem 
Zweifel unterliegen, daß dieſe faſt nie wird gegeben werden. 


Ehehinderniſſe. 23 


Wozu auch? Wollen zwei Perſonen ſich ehelichen, ſo mögen ſie 
abwarten, bis derjenige Umſtand eingetreten ſein wird, von 
welchem ſie ihre Verehelichung abhängig machen wollen. Sollte 
aber je ein Fall eintreten, daß eine ſolche bedingte Eheſchließung 
als vernünftig erſchiene, ſo iſt durch die Möglichkeit hinlänglich 
geſorgt. Denkbar iſt ein ſolcher Fall: z. B. Jemand hätte mit 
einem Mädchen geſchlechtlichen Umgang gehabt, befürchtete, es ſey 
daraus eine Schwangerſchaft entſtanden, und hielte ſich im Ge— 
wiſſen verpflichtet, um Mutter und Kind nicht ehrlos und hülfelos 
zu laſſen, das Mädchen zu heirathen, wenn ſie ſchwanger wäre, 
verfiele aber in eine Krankheit, die leicht tödtliche Folge haben 
könnte. Gewiß leuchtet ein, daß, weil an ſich der bedingten Schlie— 
ßung kein innerer Grund entgegen ſteht, es nicht unvernünftig iſt, 
ſie in ſolchen Fällen zuzulaſſen. 

An dieſen Punkt, der ja gar kein eigentliches Hinderniß iſt, 
weil Keiner bedingte Ehen zu ſchließen braucht, hält man ſich 
von nichtkatholiſcher Seite, um gegen die katholiſche Ehegeſetz— 
gebung zu deklamiren, daß die Kirche nicht die Heiligkeit der 
Ehe im Auge habe. Die Kirche, welche die Ehe als Sakra— 
ment hochhält, ſie für unauflöslich erklärt, nur geleitet iſt von 
dem Einen Gedanken: diejenigen Gründe als abhaltend von der 
Ehe aufzuſtellen, welche ſich aus der Natur der Ehe als einer 
natürlichen Verbindung ergeben und aus den Forderungen der 
Religion und Sittlichkeit hervorgehen! Und das geſchieht von 
Seiten des Proteſtantismus, deſſen erſten und tüchtigſten Stif— 
ter: Luther, Melanchthon, Bucer, Corvinus, Adam, 
Melanther, einſtimmig die Bigamie Philipps des Groß— 
müthigen billigten, weil es Philipp der Großmüthige war. 
Das geſchieht in radicalen Blättern aus Preußen, deſſen bis— 
herige Geſetzgebung eine ſolche war, daß der Ju ſtiz-Miniſter 
Simons in der Sitzung der erſten Kammer vom 13. März 
1855 („Die Eheſcheidungsfrage vor den Preuß. Kammern I. Abth. 
Berlin 1855 S. 90 ff.“) referirt, daß daſelbſt im Jahre 1838, 
1839, 1840 dem Bande nach getrennt wurden 2891, 2926, 
3000 Ehen! welche Zahlen ſeitdem auch ziemlich blieben! Freilich 
iſt das neu eingefuͤhrte Eherecht weder modern, noch zeitgemäß 
genug, wenn man ſolche Reſultate erzielen will. 
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III. Kirchliche aufſchiebende Ehehinderniſſe. 
Eheverbote. 


Außer den angeführten Hinderniſſen kennt das Kirchengeſetz 
feine Gründe, welche eine Ehe in ihrer Wurzel vernichten können. 
Indeß gibt es noch einzelne, die ohne jene Wirkung eine Ehe 
verbieten. Werden dieſe ohne Erlaubniß der kompetenten 
Perſon nicht beachtet, ſo iſt freilich keine Nichtigkeit der Ehe die 
Folge, wohl aber Strafen oder ſonſtige Nachtheile. Der Grund 
dieſer allen Civilgeſetzen bekannten |. g. aufſchiebenden Ehe— 
hinderniſſe, oder Ehe verbote, liegt darin, daß es räthlich 
erſcheint, außer den früheren Erforderniſſen, theils im Intereſſe 
der Contrahenten, damit dieſelben nicht leichtſinnig eine Verbindung 
eingehen, welche möglicherweiſe eine nichtige ſein kann, ſich keine 
Gewiſſensvorwürfe machen, theils in deren und des Staates In- 
tereſſe, um die Verheirathung von Leuten zu verhindern, welche 
nicht in der Lage find, eine Familie zu ernähren u. ſ. f., noch 
Verbote aufzuſtellen, ohne daß man denſelben die Wirkung geben 
kann, die ohngeachtet des Verbotes eingegangene Ehe zu vernichten. 
Denn um ein Hinderniß der Gültigkeit aufzuſtellen, kann man 
nicht mit der bloßen Nützlichkeit ausreichen. Solche ſind: 

1. Das Eheverlöbniß, worüber geuug geredet iſt. 

2. Einfache Gelübde (Anw. §. 58). Dieſe dürften überhaupt 
nur bei guten Katholiken vorkommen, ſolchen aber wird das 
Eheverbot ohnehin einleuchten, Andere werden keine machen, kommen 
ſomit auch nicht in die Lage, ſich dadurch beſchwert zu fühlen. 

3. Geheiligte Zeit. Dieſes Eheverbot wurde bisher ganz in 
demſelben Umfange gehandhabt. 

4. Aufgebot. Die in der Auw. 8. 60 — 65 enthaltenen Be— 
ſtimmungen entſprechen, außerdem daß ſie genauer ſind, durchaus 
denen des a. b. G. B., 8. 70 ff. und des Ehegeſetzes §. 14— 17. 
Der einzige Unterſchied beſteht alſo darin, daß nicht mehr, wie 
nach dem a. b. G. B., der Mangel aller Verkündigun⸗ 
gen ohne Diſpens ein Hinderniß bildet. Das rechtfertigt ſich 
ſofort, wenn man bedenkt, daß das Aufgebot nur den Zweck hat 
Hinderniſſe und Verbote entdecken zu machen, es aber offenbar 
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unzuläſſig iſt, ein bloßes Mittel vernichtend auf die Ehe wirken 
zu laſſen. Uebrigens macht die Unterlaſſung des Aufgebots weder 
nach preußiſchem, noch nach franzöſiſchem, noch nach 
irgend einem anderen deutſchen Staatsgeſetze die Ehe nichtig, ſon— 
dern zieht überall nur Strafen oder ſonſtige Nachtheile für den 
Pfarrer und die Contrahenten nach ſich.“ 

5. Verſchiedenheit des chriſtlichen Religionsbekenntniſſes (ge— 
miſchte Ehen). Ehen zwiſchen katholiſchen und nichtkatho— 
liſchen Chriſten liegen weder im Intereſſe des Staates noch der 
einzelnen Confeſſionen. In Betreff derſelben bleibt es übrigens 
ganz bei der bisher üblichen Praxis, an welche ſich demnach die 
Pfarrer zu halten haben. Nur muß in der Folge in jedem ein— 
zelnen Falle um Diſpens von dem Verbote beim Biſchofe an— 
geſucht werden. Zur Diſpensertheilung find die öſterreichiſchen 
Biſchöfe durch beſondere papſtliche Fakultäten ermächtigt. Werden 
die auch bisher vorgeſchriebenen und üblichen Cautionen gegeben, 
ſo wird die Diſpens nicht verweigert, die Eheſchließung in der bis— 
herigen Form: aktive Aſſiſtenz und Benediction, vorgenommen 
werden können; werden dieſelben nicht gegeben, ſo findet die Er— 
theilung der Diſpens — um welche aber gleichwohl anzuſuchen 
iſt — nicht ſtatt, und es wird nur die paſſive Aſſiſtenz geſtattet 
beziehentlich ſtillſchweigend geduldet werden. 

6. Ein Verbot des Biſchofs. Ein ſolches kann nur erlaſſen 
werden, wenn das Recht daſſelbe geftattet (z. B. Grund vorhan— 
den iſt, es liege ein Ehehinderniß vor u. ſ. f.), bedarf mithin 
keiner beſonderen Begründung. 

7. Mangel des elterlichen Conſenſes, worüber zu §. 5 ff. 
des Ehegeſ. zu reden iſt. 


IV. Diſpenſationen. 


In Betreff dieſer Materie iſt es geſtattet, uns kurz zu faſſen, 
indem die Zuläſſigkeit, ja Nothwendigkeit von Diſpenſationen ſich 
daraus hinlänglich rechtfertigt, daß es nicht angeht, die Forderun— 
gen einzuhalten, welche das allgemeine Recht von dem Stand— 
punkte aus: die möglichft hohe Vollkommenheit herbeizuführen, 
aufgeſtellt hat. Man ſehe mein Eherecht S. 347. ff., Syſtem 
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des Kirchenrechts S. 418. ff. Erſteres weiſt die Competenz — 
Grunde — das Verfahren u. ſ. f. aufs Genaueſte nach. 

Von allen Ehehinderniſſen, welche das Kirchengeſetz aufge— 
richtet hat und nicht als in jure divino beruhend anfteht (d. h. 
nicht als auf göttlichem oder allgemeinem in der menſchlichen 
Natur liegenden Rechte), gibt es eine Diſpens, deren Erthei⸗ 
lung ausſchließlich dem Papſte zuſteht, jedoch in den 
$. 80. der Inſtr. genannten Fällen den Biſchöfen vom Papſte 
übertragen iſt; dieſer $. 80. umfaßt aber alle im buͤrger— 
lichen Geſetzbuche nicht anerkannten Ehehinderniſſe. Von den 
aufſchiebenden, den Eheverboten, iſt die Diſpens theils den Bi— 
ſchöſen aus eigenem Rechte — fo beim Aufgebote, der geſchlo— 
ßenen Zeit, dem votum castitatis minus solenne, außer wenn 
gelobt iſt der Eintritt in einen Orden oder in den Clerus der 
höheren Grade — zuſtehend, theils denſelben in Oeſterreich vom 
Papſte übertragen. Dazu haben dieſelben noch meiſtens weiter— 
gehende Fakultäten ſowohl pro foro interno als externo über die 
Fälle des §. 80. der Inſtr. hinaus. 

Ob Jemand arm oder reich iſt, hat — wenn ein Grund 
vorliegt — keinen Einfluß. Nur zahlt der gänzlich Arme weder 
eine Expeditions- noch eine Gebühr ad piam causam d. h. zu 
einem milden Zwecke, gleichſam zur Sühne. Ein Unterſchied beſteht 
nur darin, daß die Heirath in der Verwandtſchaft Perſonen 
vom hohen Adel geſtattet wird, wenn ſie ein Mittel iſt, den 
Glanz und das Vermögen der Familie zu erhalten. Daß dieſes 
nicht Motiv der Ehe ſein ſoll, iſt etwas Anderes. Gewiß 
aber wird Keiner dieſe Diſpens anfeinden, weil eine ſolche Stellung 
ohne die nöthigen Mittel eine traurige iſt. 

Wohl zu beachten ift, beſonders vom Pfarrer, daß die Gültig— 
keit der Ehe abhängt von der Gültigkeit der Diſpens, dieſe 
aber davon, daß 1) alle Ehehinderniſſe und Eheverbote richtig und 
genau dargeſtellt, 2) die beſonderen Umſtände, (z. B. bereits erfolg— 
ter Beiſchlaf, Schwängerung u. f. f. dargelegt und wahr), 3) die 
angeführten Gründe wahr und richtig dargeſtellt ſeien, A) alle Bedin— 
gungen und Vorſchriften des Diſpensmandates aufs Pünktlichſte 
erfüllt werden. Jede pro foro externo ertheilte Diſpens iſt im 
Trauungsbuche anzumerken, und die Urkunde aufzubewahren. 
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V. Ausſchließliche Berechtigung der Kirche zur Aufſtellung von 
Ehehinderniſſen (trennenden) für die Ehen der Katholiken. 


Es iſt um fo nothwendiger, dieſen Punkt zu erörtern, als 
damit von ſelbſt die Begründung der Eingangs aufgeſtellten Be— 
hauptung: daß der bisherige Zuſtand geändert und die Sätze des 
Kirchenrechts aufgenommen werden mußten, erbracht iſt. Denn 
ſtellt ſich aus inneren und äußeren Gründen dies Recht heraus, 
ſo liegt in dem Aufgeben der Geſetzgebung Seitens des Staates 
nur ein Verzicht auf falſche Prinzipien, folglich ein großer 
Fortſchritt. 

Keiner wird in Abrede ſtellen, daß die Ehe in Betreff der 
Gültigkeit nur in den Bereich der Staatsgeſetzgebung fallen kann 
als eine allgemein menſchliche, nicht als eine chriſtliche, religiös— 
ſittliche Inſtitution. Nehmen wir alſo einmal bei katholiſchen Ehen 
die Berechtigung des Staates zur Aufſtellung trennender Ehehin— 
derniſſe an auf Grundlage der allgemeinen Natur der Ehe. Als 
ein Vertrag, ein Contract kann die Ehe doch unmöglich an— 
geſehen werden, weil es ja nach den natürlichſten Begriffen un— 
möglich iſt, daß der Menſch ſich ſelbſt, ſeine Perſönlichkeit zum 
Gegenſtande des Vertrages mache; weil ja der Beiſchlaf, welcher 
in der Ehe und durch ſie zu einer ſittlichen That wird, niemals 
Gegenſtand eines Vertrages, außer eines unſittlichen, werden kann; 
auch iſt die Ehe ein auf Liebe beruhendes Verhältniß, ſie umfaßt 
eine Menge von Pflichten, welche nie Gegenſtand eines Vertrages 
ſein können. Gewiß, ſagt der Rationaliſt und Indifferentiſt, die 
Ehe iſt kein Vertrag, ſie iſt eine ſittliche Thatſache, ein ſittliches 
Band u. ſ. f., aber ſie kommt durch einen Vertrag zu 
Stande. Weil dies der Fall iſt, argumentirt man weiter, weil 
der Vertrag in die Sphäre des Staates gehört: ſo iſt es deſſen 
Sache, zu beſtimmen, wie die Ehen geſchloſſen werden ſollen, welche 
Perſonen fühig find, die Ehe einzugehen. Gut, aber welches ſoll 
denn der Inhalt jenes Vertrages ſein? worin ſoll derſelbe beſte— 
hen? Darauf gibt es wohl nur die einzige Antwort: die Erklä— 
rung eines Mannes und einer Frau, mit einander eine Ehe ſchlie— 
ßen zu wollen. Nun kann denn der Staat die Macht haben, die— 
ſen Willen zu verbieten? Gewiß um ſo weniger, als keine irdi— 
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ſche Macht das Wollen verbieten kann. Aber er kann verbie— 
ten, daß zwei Perſonen ihren Willen äußern. Wenn ſie dieſes 
aber dennoch thun? Kann er dann verhindern und ungeſchehen 
machen, daß dieſer Wille vorhanden ſey, und daß aus dieſem Wil— 
len dasjenige folge, was daraus nach natürlichen Begriffen folgen 
muß? Niemals. Wenn nun ein Mann und ein Weib fähig ſind, 
zufolge geiſtiger und körperlicher Entwickelung, zu wiſſen, was die 
Ehe ſey, zu wiſſen, was dieſelbe ſolle und enthalte, wenn dieſelben 
weiter den Willen haben, ſich zur Ehe zu nehmen, mit einander 
in diejenige Verbindung zu treten, welche die Ehe iſt; wenn ſie 
endlich ſich dieſen Willen äußern: ſo haben ſie nach blos natür— 
lichen Begriffen eine Ehe geſchloſſen. Kommt dann zu dieſem ge— 
äußerten Willen noch die Vollziehung der Ehe, ſo liegt eine Ehe 
vor noch natürlichen Begriffen, die ſich nun abſolut nicht wegde— 
monſtriren läßt. Was kann nun der Staat? Er kann nicht ver— 
hindern, daß zwei Perſonen wollen; er kann nicht verhindern, daß 
dieſelben, wenn ſie überhaupt die Möglichkeit haben, zuſammenzu— 
kommen, dieſen Willen äußern, darin übereinkommen: eine Ehe 
mit einander einzugehen, alſo den natürlichen Ehevertrag zu ſchlie— 
ßen. Er hat alſo nur die Macht zu ſagen: einen ſolchen Vertrag 
ſehe ich in rechtlicher Beziehung als nicht vorhanden an, gebe 
demſelben keine bürgerlichen Folgen u. ſ. f. Das alſo iſt die 
Sache und Competenz des Staates: die bürgerlichen Fol⸗ 
gen des Ehevertrages zu normiren, Verbote aufzuſtellen, deren 
Uebertretung Strafen oder Entziehung bürgerlicher Folgen herbei— 
führt. Auf die innere Weſenheit der Ehe, deren Subſtanz hat 
er aus natürlichen Begriffen keinen Einfluß. Jene Folgen aller— 
dings kann der Staat feſtſetzen, ohne daß man ſo ſehr zu prüfen 
braucht, ob ſie eine innere Begründung haben; für die poſitive 
Aufſtellung von Hinderniſſen mit jenen bloßen Folgen genügt die 
äußere Macht des Staates und der ſeinen Geſetzen ſchuldige Ge— 
horſam. Aber fragen wir einmal weiter: Welche Hinderniſſe ha— 
ben denn ſchon nach natürlichen Rechtsgrundſätzen den Einfluß, 
die Ehe in ihrer rein natürlichen Geſtaltung nicht zu Stande kom— 
men zu laſſen, ſo wird man ſtets finden, daß dies ſind: Mangel 
der geiſtigen und körperlichen Reife und Fähigkeit, die Ehe zu 
wollen oder ihren Gegenſtand zu leiſten, alſo: Raſerei, u. ſ. f., 
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Kindheit, Unmündigkeit aber nur in den genauen 
Schranken des Kirchenrechts, Furcht und Gewalt, Irrthum 
in der Perſon oder in der auf die Perſon zurückfallenden Eigen— 
ſchaft, in gewiſſer Hinſicht Irrthum über die Freiheit einer Perſon, 
weil der Sklave ein rechtlich leider anderer Menſch iſt, der die 
Ehe fo wie der Freie nicht eingehen, mindeſtens ihr Object jo 
nicht geben kann; Abgang einer Bedingung, weil der Conſens in 
Wahrheit nicht gegeben iſt, wenn er nur bedingt gegeben iſt, die 
Bedingung aber entfällt. Ob man auch noch Eins der übrigen 
Hinderniſſe aus blos natürlichen, abgeſehen von allen reli— 
giös-ſittlichen Motiven, unbedingt jo rechtfertigen könne, daß hier— 
aus eine natürliche Nichtigkeit der erklärten Verbindung folge, 
iſt für die Ehe in ihrer Eutartung außerhalb der Kirche faſt 
zweifelhaft. Denn das Eheband iſt von vielen Völkern nicht 
beachtet, ja ſelbſt im alten Teſtamente nicht unbedingt Hinder— 
niß geweſen (Abraham, David, Salomon u. ſ. f.). Nehmen wir 
weiter die Verwandtſchaft. Freilich dem natürlichen Gefühle wi— 
derſtrebt es, daß Eltern und Kinder, Geſchwiſter ſich heirathen. 
Aber es gab Völker, bei denen das nicht der Fall iſt G. B. 
bei den Egyptiern war Heirath der Mutter nichts ſeltenes); 
die erſten Geſchwiſter mußten ſich heirathen; ebenſo kommt dies 
bei den Griechen und anderen Völkern vor. Was die ferneren 
Grade betrifft, ſo iſt aber auch jener natürliche Abſcheu nicht ein— 
mal anzuführen. Bei der Schwägerſchaft könnte man höchſtens 
in der auf- und abſteigenden Linie das Verbot aus natürlichem 
Abſcheu begründen, ohne daß dies aber in Wahrheit ein Grund 
wäre. Alle übrigen Hinderniſſe haben aber gewiß keinen ſolchen 
inneren Grund, ſondern höchſtens eine Maaßregel der Zweckmä— 
ßigkeit, des Nutzens u. ſ. f. für ſich. Wie ferner z. B. Minder— 
jährigkeit (mangelnder Conſens der Eltern) einen inneren Grund 
abgeben ſolle, um eine ſolche natürliche Verbindung zu vernich— 
ten, das iſt gewiß nicht abzuſehen. Aus Allem ergibt ſich: der 
Staat hat unbedingt die Macht, die (bürgerlichen) Folgen der 
Ehe feſtzuſetzen und zu entziehen, wenn ſeinen Vorſchriften nicht 
Genüge geleiſtet wird. Schreibt er hingegen ſich das Recht der 
Aufſtellung von Ehehinderniſſen, welche alſo das Object des 
Conſenſes vernichten ſollen, zu und hält dabei die Un— 
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auflöslichfeit der einmal geſchloſſenen Ehe ſowie die abſolute 
Unmöglichkeit der Polygamie feſt, ſo folgt daraus: daß er nur 
diejenigen Gründe anerkennen dürfte als trennende Ehehinderniſſe, 
welche auch nach natürlichen Begriffen die Ehe nicht zu Stande 
kommen laſſen; denn iſt dies nicht der Fall, ſo iſt, weil eine be— 
reits geſchloſſene Verbindung nicht ungeſchehen gemacht werden 
kann, jede neue Verbindung eine neben der früheren. Weſſen 
Sache iſt es nun, trennende Ehehinderniſſe aufzuſtellen? Es iſt 
für die Ehen der Katholiken — denn die anderen gehen uns hier 
nichts an — dies nur, wie das unſer neues Ehegeſetz anerkennt, und 
aus welchem Grunde überhaupt das kirchliche Eherecht wieder in 
Geltung geſetzt iſt, der katholiſchen Kirche zuſtehend. Natürlich 
ſetzen wir hier wie überhaupt die Unfehlbarkeit und göttliche Stif— 
tung der Kirche voraus, weil uns wohl ſchwerlich zugemuthet 
werden kann, dieſe erſt hier zu beweiſen, wenn ſich überhaupt eine 
poſitive Religion anders als durch den Nachweis ihres Stif— 
tens und den Glauben beweiſen ließe. Die Kirche kennt aber 
keine ſ. g. allgemein menſchliche Ehe, ſie kennt nur eine chriſtliche 
Ehe, eine religiös-ſittliche Ehe, eine ſakra mentale Ehe. Dieſe 
ſoll nicht blos diejenigen Erforderniſſe haben, welche ihr nach na— 
türlichen Begriffen zukommen; nein ſie fol und muß den höheren 
Bedingungen genügen, welche die Kirche an ſie ſtellt. Dieſer aber 
iſt die Macht hinterlaſſen, weil die Ehe ein Sakrament iſt, nicht 
eine blos natürliche Verbindung, die Bedingungen aufzuſtellen, 
unter denen allein dieſelbe geſchloſſen, der Gnade des Sakramen— 
tes theilhaftig werden könne. Eine blos natürliche Verbindung, 
welche nicht ein Sakrament wäre, ſoll und kann in der Kirche 
nicht eriſtiren. Aus dieſem Grunde hat die Kirche auch die Macht, 
über die Ehe als eine blos natürliche Verbindung Beſtimmungen 
zu treffen. Somit gibt es nur eine Alternative: entweder hält 
man die Kirche für die auf göttlicher Stiftung beruhende und un— 
fehlbare, für welche ſich dieſelbe ausgibt, und als welche ſie die 
Welt umgefchaffen hat ſelbſt bis zu dem Punkte, daß heutigen 
Tags die chriſtliche Moral in dem Munde von Perſonen als etwas 
Beſonderes vorkommt, die von einer Anerkennung der Göttlichkeit 
Chriſti u. ſ. f. nichts wiſſen wollen; und in dieſem Falle iſt das 
Geſagte bewieſen und richtig; — oder man leugnet Jenes, und 
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dann bleibt nichts übrig, als ſich rein auf denſelben Standpunkt 
zu ſtellen, auf den das Recht der franzöſiſchen Republik ſich ſtellte, 
d. h. die Ehe als einen reinen Civilcontract anzuſehen, dann 
aber auch alle Hinderniſſe fallen zu laſſen, die nicht aus dem blos 
menſchlichen Weſen der Ehe folgen, oder auf Zweckmäßigkeit be— 
ruhen, ſondern vielmehr an Religiöſes und Chriſtliches ſtreifen. 
Muß man dieſen Standpunkt als den richtigen annehmen, 
demgemäß aus den hier und früher entwickelten Gründen das 
Prinzip des Geſetzes: das Eherecht nicht nach einer abſtrakten 
Richtſchnur, ſondern ſo zu ordnen, daß für die Anhänger der im 
Reiche anerkannten Religionsbekenntniſſe deren weſentliche Reli— 
gionsgrundſätze anerkannt werden und Geltung erlangen, als das 
richtige erklären: ſo kommt offenbar darauf nicht viel an, ob der 
Umfang eines einzelnen kirchenrechtlichen Ehehinderniſſes gerade 
in unſerer Zeit noch unbedingt zweckmäßig ſey oder nicht. Bei 
Aufſtellung aller Hinderniſſe haben die beſten, aus der Nothwen— 
digkeit: den chriſtlichen Grundſätzen der Nächſtenliebe u. ſ. f. 
dadurch praktiſch den Eingang ins Leben zu verſchaffen, herge— 
nommenen Gründe obgewaltet; dies läßt ſich leicht darthun; daß 
man in der Jetztzeit einzelne beſchränken, vielleicht auch aufheben 
könnte, iſt gewiß nicht zu beſtreiten. Indeſſen iſt dieſes, wenn 
das oberſte Prinzip feſtſteht, ja keine ſo wichtige Sache, daß man 
darüber jenes aufgeben könnte. Was liegt auch daran, daß ſich 
der Einzelne ein kleins Wenig im Gehorſame gegen die Kirche 
füge, wenn ihm auch nicht Jedes haarſcharf als nothwendig be— 
wieſen iſt. Aber das iſt es, woran die Liebe zu dem neuen Zu— 
ſtande bei Vielen erkaltet. Derſelbe iſt getragen vom Rechte der 
Kirche, gegenüber welcher man ſich ſchon lange vom Gehorſam 
entwöhnt hat. Gut, möge man die Sache von einer anderen 
Seite nehmen. Der Staat hat daſſelbe ja jetzt auch zum ſeinigen 
gemacht, weil er das Prinzip als richtig anerkennen mußte. 
Man unterwerfe ſich alſo dieſem, indem man bedenke, wie viele 
Staatsgeſetze oder Maaßregeln dem Einzelnen oft nicht zuſagen, 
ganz abgeſehen von ſ. g. politiſchen Gründen, und doch von ihm 
gerne befolgt werden, weil man ſich überredet, ſie wären nöthig 
u. ſ. f. Man ſtelle ſich alſo einfach vor: der Staat habe dieſe 
bisher nicht anerkannten paar Hinderniſſe aufgeſtellt, und wird 
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ſich leicht überreden, daß die Sache denn doch ſo arg nicht ſey. 
Für die bürgerlichen Folgen iſt das ja auch in Wirklichkeit der 
Fall; für das Gewiſſen aber wird man ſchon dem armen Kirchen— 
rechte ein Plätzchen gönnen. Nebenbei möge Jeder zu ſeiner Be— 
ruhigung feſt glauben, daß Niemand mehr entfernt iſt, eine Macht 
in anderen Dingen auszuüben, oder nur den neuen Zuſtand — 
ganz abgeſehen davon, daß ſich in der Praxis alle ſolche Dinge 
ſehr einfach machen, die auf dem Papier ſich gar abſonderlich 
ausnehmen — recht fühlbar zu machen, als die katholiſchen Bi— 
ſchöfe. Seit April 1850 beſteht die volle innere Freiheit der 
Kirche. Und wer hats gefühlt, der nicht kirchlich ſein wollte? 
Wer hat controlirt, ob der Einzelne ſeine kirchlichen Pflichten 
erfüllt hat oder nicht? Man ſei nur ganz ruhig; man erfülle 
die äußeren Vorſchriften des Geſetzes, darauf wird ſich die Kirche 
heutigen Tags beſchränken, ſie denuncirt nicht, wenn Einer nach 
ihren Geboten zu leben kein Bedürfniß fühlt, denn ſie thut genug, 
Jedem die Möglichkeit zu bieten, ſeine religiöſen Pflichten zu er— 
füllen, das Uebrige dem Gewiſſen und der eigenen Verantwort- 
lichkeit des Einzelnen vor Gott überlaſſend. 

Sehen wir einmal auf die Quelle der einzelnen oben erör— 
terten kirchlichen Hinderniſſe. Es iſt gezeigt, daß einzelne ihren 
Grund haben im natürlichen Weſen der Ehe. Andere: Hinderniß 
des Prieſterſtandes, der feierlichen Ordensgelübde (ebenſo die un— 
feierlichen Gelübde als Eheverbote), der Verſchiedenheit der chriſt— 
lichen Religion von der nichtchriſtlichen, die geiſtliche Verwandtſchaft, 
haben ihren Grund theils in poſitiven Einrichtungen der Kirche, 
theils in katholiſchen chriſtlichen Grundanſchauungen (der Verdienſt— 
lichkeit der Jungfräulichkeit), theils in der großen moraliſchen 
Trennung und Verſchiedenheit zwiſchen Chriſten und Nichtchriſten. 
Für dieſe kommt offenbar auf die Zeit der Entſtehung gar nichts 
an. Es möge deshalb nur beiläufig erwähnt werden, wie das 
Hinderniß der Ehe zwiſchen Chriſten und Nichtchriſten durch eine 
ganz allgemeine Gewohnheit in der ganzen chriſtlichen Welt, auch 
bei den nichtkatholiſchen Chriſten, entſtanden und in der katholiſchen 
Kirche erſt durch eine Conſtitution Bene dict's XIV. vom 9. 
Februar 1749 als vorhanden erklärt wurde. Andere Hin⸗ 
derniſſe endlich: die Verwandtſchaft und Schwägerfchaft, finden ihre 


Geſetzgebungsrecht der Kirche. 38 


Begründung theils in dem natürlichen, ſittlichen Gefühle des un— 
verdorbenen Menſchen überhaupt, jedenfalls aber des Chriſten, für 
die entfernteren Grade in der hohen Bedeutung der Familie, dem 
Zwecke: den Egoismus fernzuhalten, endlich in einem natürlichen 
Anſtande. Letzterer iſt das Motiv bei der Annahme an Kindes— 
ſtatt und der öffentlichen Ehrbarkeit. Iſt das richtig, ſo iſt auch 
hierfür die Zeit der Feſtſetzung gleichgültig; gewiß daſſelbe findet 
Statt in den vom Kirchenrechte anerkannten Fällen, wo Ehebruch, 
Gattenmord und Entführung ein Ehehinderniß bildet. Poſttiv iſt 
übrigens bei der Schwägerſchaft aus unerlaubtem Umgange, dem 
Hinderniſſe aus einem Verlöbniß und der Entführung, ſowie der 
geiſtlichen Verwandtſchaft das Ehehinderniß, wie es jetzt 
beſteht, erſt durch das Konzil von Trient, alſo im 
Jahre 1563, feſtgeſtellt worden. Hieraus kann ein Jeder leicht ent— 
nehmen, wie es ſich mit der Redensart verhält, daß das Eherecht 
dem veralteten, mittelalterlichen kanoniſchen Rechte angehöre. Das 
iſt zu dem größten Theile deshalb falſch, weil viele Hinderniſſe ſtets 
und immer anerkannt werden müſſen, einige aus der neueren Zeit 
find, endlich nur einige aus dem kanoniſchen Rechte ſtammen. Na- 
türlich kommt darauf gar nichts an, weil ja die Kirche aus noch 
älterer Zeit ſtammt. Doch hören wir die praktiſche Seite ſolcher 
Rodomontaden. „Die Wirkungen — ſo ſchreibt man in einem 
radikalen preußiſchen Blatte — des kanoniſchen Rechts auf die 
Sittlichkeit des Mittelalters möchten ſich fo charakteriſiren laſſen: 
Wie durch die überaus zahlreichen Ehehinderniſſe die Wahl er— 
ſchwert und der Neigung zu folgen in vielen Fällen unmöglich 
gemacht wurde, ſo wurden überdies durch die Unauflöslichkeit des 
Ehebundes der Perſönlichkeit unerträgliche Feſſeln auferlegt. In— 
deſſen gaben dagegen die zahlreichen Ehehinderniſſe eine gute Aus— 
kunft, indem man nur zu beweiſen brauchte, daß eins derſelben bei 
Schließung der Ehe ſtattgefunden habe, um die Erklärung ihrer 
Nichtigkeit zu erlangen. Dadurch wurden aber die Ehen ſo un— 
ſicher, wie ſie nur immer durch die größte Leichtigkeit der Ehe— 
ſcheidung hätten werden können, und es wurden zugleich Betrug, 
Meineid, und alle Schändlichkeiten ſo ſehr ins Spiel geſetzt, daß 
man darin eine der Hauptquellen des ſittlichen Verderbens zu 
ſuchen hat, welches ſich in dem Zeitraume, der der Reformation 
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vorherging, unter allen Ständen ſo allgemein verbreitete.“ Wie 
geduldig doch das Papier iſt! und was für Dummheiten und 
Bübereien man einem proteſtantiſchen Publikum nicht in katholi⸗ 
ſchen Dingen auftiſchen kann! Natürlich wer in der Unauflög- 
lichkeit des Ehebundes unerträgliche Feſſeln der Perſönlichkeit (2) 
ſieht, dem wird jedes Mittel recht ſein. Aber der arme Tropf 
vom Schreiber! Leider hat er zu bedenken vergeſſen, daß eben 
vor der Eheſchließung die Abweſen heit von Hin⸗ 
derniſſen feſtſtehen muß, daß man auch beim kleinſten 
Zweifel Keinen dazu läßt. Er hat leider bewieſen, daß er nicht 
eine Idee von Erfahrung und Kenntniß der Geſchichte beſitzt. Hätte 
er jene, fo würde er wiſſen, daß nichts ſeltener iſt als Annullations— 
erkenntniſſe, daß beſtimmt ſeit dreihundert Jahren in 
der ganzen katholiſchen Welt nicht halb ſo viele 
Ehen für nichtig erklärt worden ſind von geiſt⸗ 
lichen Gerichten, als in Preußen von 1844 bis auf 
die Tage des Philoſophen von Sans ſouci zurück 
in irgend einem Jahre dem Bande nach getrennt 
worden ſind. Hätte er Kenntniß der Geſchichte, ſo würde er 
wiſſen, daß es keine größere Licenz in geſchlechtlicher Hinſicht 
gegeben hat, als in Folge der ſ. g Reformation eintrat; hierüber 
könnte ſich jener Blasphemator aus den Schriften der Reforma— 
toren belehren. Doch wozu noch weiter ſolche Albernheiten wider— 
legen? — 


VI. Die kirchliche Gerichtsbarkeit in Eheſachen. 


Indem das neue Ehegeſetz und Einführungs-Patent vom 
8. Oktober 1856 die Eheſachen in dem mehrfach angegebenen 
Umfange und von dem 1. Jänner 1857 ab den mit dieſem Tage ins 
Leben tretenden geiſtlichen Ehegerichten zurückgibt, hat daſſelbe nur 
die Stipulation von Artikel X. des Concordates vom 18. Auguſt 
1855 erfüllt; mithin lag vom Standpunkte der Verpflichtung 
durch jenen Vertrag eine Nothwendigkeit dazu vor. Dieſe hat 
indeßen ganz andere triftige Gründe für ſich, als blos dieſe 
äußere Verpflichtung, welcher man noch jederzeit entgegenſetzen 
könnte, ſie ſey nicht erforderlich geweſen. Jeder, welcher überhaupt 
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davon überzeugt war, daß eine Aenderung des Zuſtandes in kirch— 
lichen Dingen nöthig war, welcher einfieht, daß es auf die frühere 
Weiſe nicht mehr fortgehen konnte, ohne daß die Kirche allmälig 
jede wirkliche Macht verloren hätte, auf die moraliſche Beſſerung 
und Hebung des Volkes zu wirken, daß dieſelbe ohne Freiheit für ihr 
eigentliches Gebiet zu beſitzen ohnmächtiger iſt als wenn ſie gerade— 
zu verboten und verfolgt wäre, — der wird noch ſchneller einſe— 
hen, daß die hier berührte Frage in der Art des Concordates und 
des Ehegeſetzes zu löſen war. Denn der heilige Stuhl konnte 
nicht darein willigen, daß der Staat fernerhin in reinen Eheſachen 
der Katholiken erkenne, weil für ihn als feſte Grenze, die er nicht 
überſchreiten durfte, der Ausſpruch des letzten ökumeniſchen Kon— 
zils von Trient daſtand: „Wer behauptet, die Eheſachen gehören 
nicht vor die kirchlichen Richter: der ſey von der Kirche ausge— 
ſchloſſen“ (canon 12. Sess. XXIV. Conc. Trid.). Auch hatte, wie 
gezeigt, die Kirche von jeher in allen katholiſchen Län dern die Ge— 
richtsbarkeit in Eheſachen geübt; dies war überall (mit Aus— 
nahme der deutſch-ſlaviſchen Länder Oeſterreichs) bis zur Auflö— 
ſung des deutſchen Reiches der Fall geweſen, galt als ein unbe— 
dingt der Kirche zuſtehendes wohlerworbenes Recht, war und iſt 
ſelbſt, wie oben gezeigt wurde, in den meiſten deutſchen Staaten 
der Fall, war in den Concordaten ſtets ſtipulirt worden. Denn 
das einzige Concordat mit der franzöſiſchen Republik von 1801 
und die dieſem vorhergehenden Zuſtände könnte man nicht anfüh— 
ren; noch dazu iſt in demſelben dieſer Punkt übergangen, weil 
die franzöſiſche Legislation die Ehe nur als bürgerlichen Vertrag 
auffaßte, die Religionen überhaupt ignorirend und denſelben die 
Jurisdiction für das reine Gewiſſensgebiet als häusliche Sache 
anheimſtellend. War man ſohin überzeugt, daß man das Eherecht 
auch bürgerlich mehr den religiöſen Grundſätzen conformiren müße, 
ſo konnte ein Aufgeben der Gerichtsbarkeit in Eheſachen dann, wo 
es ſich nicht um blos bürgerliche Folgen, ſondern auch um die 
Folgen für das Gewiſſen, um die Gültigkeit der Ehe vor Gott 
und dem Gewiſſen, demnächſt um die Löſung der Ehe und die 
Wiederverehlichung handelt, Seitens des Staates und ein Ueber— 
laſſen derſelben an die geiſtlichen Gerichte, nur als eine prinzipielle 
Nothwendigkeit erſcheinen. Aus dem Frühern geht hervor, daß 
3* 
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gerade in dieſem Umfange die geiſtliche Jurisdiction aner⸗ 
kannt iſt. Denn die Gültigkeit eines Eheverlöbniſſes gehört, weil 
ſie eine moraliſche von der Kirche anerkannte Verbindlichkeit zur 
Eheſchließung hervorbringt, ebenſo ſehr als die Frage der Schei— 
dung von Tiſch und Bett zu jenem Umfange, indem letztere auf 
die nothwendige Vorfrage ſich ſtützt: ob ein Fall vorliege, der die 
moraliſche und religiöſe Pflicht der Gatten zuſammen zu leben 
aufhebe. 

Für die geiſtliche Gerichtsbarkeit ſtreiten indeß noch viele 
andere Gründe, deren kurze Erwähnung geſchehen mag. 

Es iſt, wie geſagt, die Competenz der kirchlichen Richter eine 
von der Kirche in Folge ihrer Grundlehren über die Ehe noth- 
wendig aufzuſtellende Glaubenslehre. Eine Anerkennung des kirch— 
lichen Eherechts ohne gleichzeitige Anerkennung dieſer Gerichtsbar— 
keit war mithin durchaus unmöglich; hätte Jenes ſtattgefunden 
ohne dieſes, ſo wären alle Anfangs hervorgehobenen Uebelſtände 
gerade ſo von Neuem vorhanden geweſen. Es iſt leicht, dies 
aufs Bündigſte nachzuweiſen. Wird das kirchliche Eherecht aner— 
kannt ohne die geiſtliche Gerichtsbarkeit, ſo ſpricht der Civilrichter 
auf Grund der kirchen rechtlichen Sätze über Gültigkeit der 
Verlöbniſſe, Ehen u. ſ. f. Erklärt er alſo eine Ehe für ungültig, 
ſo erhalten dadurch von ſelbſt die ſcheinbaren Ehegatten das Recht, 
eine andere Ehe zu ſchließen. Aber nach dem Glauben und Rechte 
der Kirche iſt die Ehe unauflöslich, bis die Kirche durch ihren Spruch 
erklärt hat: daß keine Ehe vorliege. Alſo hatte eine zweite Ehe 
niemals unter Mitwirkung der Kirche zu Stande kommen können. 
Aber — wird vielleicht Mancher ſagen — dann konnte ja das 
geiſtliche Gericht auch noch erkennen. Gut. Fiele aber deſſen 
Ausſpruch anders aus, ſo fände das Geſagte doch Statt. Lau— 
tete derſelbe ebenſo, ſo hätte man nur das höchſt Ueberflüßige 
geſetzt, über dieſelbe Sache doppelt zu verhandeln, zu erkennen 
u. ſ. f. Man hätte alſo ſich den Schein eines Rechtes wahren 
wollen, welches man durch Anerkennen der kirchlichen Ehegeſetzge⸗ 
bung durchaus im Prinzipe aufgegeben hatte. Man hätte ſo ge— 
handelt, wie bisher, wo den politiſchen Behörden aufgegeben war, 
bei Katholiken nie zu diſpenſiren, wenn nicht der Biſchof diſpenſirt 
habe, vor Allem aber die Abweiſung nicht hierdurch zu motiviren. 
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Man hätte eine praktiſch unhaltbare Sache eingeführt. Oder hätte 
man etwa vorſchreiben ſollen, der Pfarrer ſolle mit Gewalt zur 
Aſſiſtenz gezwungen werden? Oder hätte man etwa zu dem fruher 
in Preußen (jetzt von allen irgend billig und religiös Geſinnten 
als ein unehrenvolles die Proteſtanten verletzendes Mittel erklär— 
tes) geltenden Auskunftsmittel greifen ſollen, in ſolchen Fällen die 
nichtkatholiſchen Geiſtlichen zur Aſſiſtenz zu ermächtigen? Wäre 
das praktiſch auch nur durchführbar geweſen? Oder hätte man 
endlich die Civilehe als einziges Auskunftsmittel einführen 
ſollen? Aber wozu dann Concordat? kirchliches Eherecht? Friede, 
Schutz der Kirchen u. ſ. f. Dann hätte man der Ehe jeden 
religiöſen Charakter nehmen und Alles dem Gewiſſen überlaſſen 
können. Wer noch irgend einer andern Ueberzeugung fähig iſt, 
als ſeiner vorgefaßten Meinung, wird einſehen, daß ſomit die An— 
erkennung der kirchlichen Gerichtsbarkeit eine unerläßliche war. 
Hierzu kommt endlich noch ein Grund, welcher vom juriſti— 
ſchen Standpunkte aus der triftigſte und deshalb geeignet ſein 
dürfte, jeden Rechtskundigen zu überzeugen. Durch das neue 
Ehegeſetz iſt in Oeſterreich das Eherecht fo geordnet, wie für 
einen Staat, welcher mehrere Religionen anerkennt, 
um allen Conflicten vorzubeugen, allein möglich iſt, nemlich 
nach den verſchiedenen confeſſionellen Grundſätzen. 
Das war bisher nach dem a. b. G. B. nur in Betreff 
der Nichtkatholiken und Juden der Fall. Denn ob— 
gleich das a. b. G. B. für den Katholiken die Ehe als unauflös— 
lich anſah, negirte es doch trennende Ehehinderniſſe des Kirchen— 
rechts, ſtellte neue trennende auf, welche die Kirche nicht kennt, 
leugnete die dogmatiſch ausgeſprochene Macht der Kirche, ver— 
letzte mithin weſentliche Religionsgerund ſätze der Katho— 
liken. Nicht ſo bei den Proteſtanten; denn die nichtunirten Griechen 
kommen hier nicht in Betracht, weil in den Ländern, in 
denen es in Oeſterreich deren, abgeſehen von Individuen, 
gibt: in Ungarn und deſſen früheren Nebenländern und in Sie— 
benbürgen, ſtets die kirchlichen Beſtimm ungen über 
die Ehen und die kirchlichen Ehegerichte, mithin deren 
Glaubensſätze anerkannt waren. Die Proteſtanten erachten es 
aber nicht für eine Glaubensſache, daß ihre kirchliche Macht über 
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die Ehe Beſtimmungen treffe oder darüber urtheile. Und ſelbſt 
in beiderlei Beziehungen galt und gilt in Siebenbürgen die kirch— 
liche Competenz. Es iſt nun freilich unter den Proteſtanten 
ſehr beſtritten, in welchen Fällen die Eheſcheidung möglich ſey, 
indem kaum einige Theologen oder Kanoniſten der ſelben Anſicht 
find. Dies berührt uns nicht. Jedenfalls iſt man proteftanti- 
ſcherſeits mit der Scheidungstheorie des Geſetzbuchs einverſtan— 
den geweſen. Somit iſt für dieſe eine bürgerliche Legislation 
möglich, und der Staat thut genug, wenn er in derſelben deren 
religiöſe Anſichten berückſichtigt. Erkennt alſo ein Civilrichter über 
ſolche Ehen auch in Betreff der Gültigkeit und mit der Folge der 
Wiederverehelichung u. ſ. f., ſo ſteht er damit nur auf dem Stand— 
punkte des bürgerlichen Geſetzes, verletzt alſo keine Glaubensſätze, 
hält alſo durchaus den objectiven Standpunkt des 
Richters in einem Lande inne, worin nicht eine einzige 
Religion die bürgerlich allein berechtigte iſt. Ein Gleiches iſt um 
ſo mehr der Fall in Betreff der Ehen der Juden, bei denen jeder. 
Kenner weiß, daß das bürgerl. Geſetzbuch ihre beſonderen Reli— 
gionsvorſchriften berückſichtigte. Erkennt hingegen der Civilrichter 
über katholiſche Ehen, fo iſt derſelbe dieſem objeetiven Standpunkte 
entrückt. Denn richtet er ſich dabei nach dem Kirchenrechte als 
Recht der Kirche, ſo ſpricht er ſich damit ſelbſt die Competenz 
ab; es könnte mithin, weil das Kirchenrecht der Kirche die Juris— 
diction zuſchreibt, dieſe Competenz nur in Folge eines Vertrages 
und einer Delegation ſtattfinden, welche nicht vorhanden ſind, nach 
dem Geſagten auch nicht ſtattfinden konnten. Hieran iſt auch 
nichts dadurch geändert, daß in einigen Fällen der Civilrichter 
über die Ehen nach dem Kirchenrechte ſpricht, weil es ſich in 
dieſen nicht um die Ehe handelt, ſondern nur um die bür— 
gerlichen Folgen, der Civilrichter alſo nicht über die geiſt— 
liche Sache ſpricht, ſondern deren Beſtand lediglich den Grund 
für ſein Urtheil bildet. Es liegt mithin der Grund der geiſt— 
lichen Gerichtsbarkeit nicht darin, daß der Civilrichter Ehefragen 
nicht juriſtiſch beurtheilen könnte, ſondern dar in, daß er als 
Civilrichter keine Miſſion zu urtheilen hat. Wo aber 
Prinzipien zur Sprache kommen, iſt keine indifferente Sache. 
Nachdem ſo das Prinzip als feſt und richtig nachgewieſen, 
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kommt es auf die Nebendinge wenig an. Die Competenz des 
geiſtlichen Gerichtes hat ihren Grund in der Vollmacht des Bi— 
ſchofs (beziehungsweiſe des Papſtes). An deſſen Statt erkennt 
das Gericht. Daher auch die Abſetzbarkeit der Richter durch den 
Biſchof. Dieſe als der Rechtspflege hinderlich anzugreifen, zeigt 
nur, daß man nicht weiß, wer eigentlich die Gerichtsbarkeit hat, 
nemlich der Biſchof. Es ſtände nichts entgegen, daß, abgeſehen von 
der bindenden Vorſchrift der Inſtruction, dieſer in eigener Perſon das 
Urtheil fällte; nur ſchließt ſich die Kirche dem neueren Grundſatze 
der collegialen Behandlung mit Recht an. Hierin eine Unſicher— 
heit ſuchen, heißt mit Gewalt Gründe zur Aufregung hervorſuchen. 
Daß dem Biſchofe in wichtigen Sachen vor dem Urtheile die 
Sache vorzutragen iſt, geſchieht nur, damit Verſehen vermieden 
werden, etwaige Mängel verbeſſert werden ſollen. Iſt das geſche— 
hen, ſo iſt dem Biſchofe die Sache nochmals vorzutragen; hat 
derſelbe alsdann keine fachlichen Ausſtellungen zu machen, fo 
fällt das Gericht das Urtheil. 

Was den Prozeß anbetrifft, ſo iſt dieſer im Weſentlichen der 
gemeine Prozeß, wie er auch im deutſchen Civilprozeſſe, jedoch 
mit den Ausnahmen in Betreff des Beweiſes, welche ſich aus der 
Natur der Ehe ergeben, ſich darſtellt, und im Ganzen dem öſter— 
reichiſchen Civilprozeſſe entſpricht; — daß kein Urtheil in Ehe— 
ſachen, wie 8. 196 der Anw. ſagt, in Rechtskraft übergeht, in dem 
Sinne nämlich, daß, wenn ſich ſpaͤter ergibt, daß die frühere Ehe 
noch beſtand oder gültig war und irrthümlich getrennt wurde, die 
etwa neu eingegangene Ehe eine Putativehe iſt, hat der 
kirchliche Eheprozeß mit jedem Eheprozeſſe gemein. Denn wo 
eine Scheidung des Bandes zuläſſig iſt, kann dieſe alsdann zwar 
erfolgen, die frühere Ehe aber iſt bis dahin gültig geblieben, und 
die neue alſo nur eine in gutem Glauben geſchloſſene, die für 
Gatten und Kinder alle Folgen einer gültigen Ehe hervorbringt. 
Es iſt dies alſo nichts Neues, ſondern ſtets in Oeſterreich und 
überall gehandhabt, nur als ſich von ſelbſt verſtehend angenommen. 
Natürlich kommt der Fall deshalb Außerft ſelten vor, weil bei der 
Möglichkeit von vier Inſtanzen für die größte Sicherheit geſorgt 
iſt. Er kann aber z. B. bei irrigen Todeserklärungen ſtattfinden. 
Ein Anderes aber iſt bei der Unauflöslichkeit des Bandes nicht 
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möglich. Bemerkt möge werden, daß diejenigen Proteſtanten, 
welche eine Scheidung nur wegen Ehebruchs und böslicher Ver— 
laſſung zulaſſen, durchaus derſelben Anſicht find und fein müffen. — 
Kaum dürfte ſchließlich nöthig fein, noch ein Wort zu ſagen, um 
die gegen den Klerus gemachten Einwürfe zu widerlegen. Denn 
was wird es helfen, diejenigen Redensarten nur zu widerlegen, 
welche aus bloßem Haſſe gegen den Klerus fallen. Ueberall gibts 
Leute, die ihrem Stande Unehre machen; um ſo viel mehre in 
einem Stande, deſſen Pflichten ſo ſchwere ſind. Und dann hat ja 
der Biſchof ganz andere Mittel, weil er die Richter ſpeciell defig- 
nirt, nur würdige und keiner Makel ausgeſetzte Männer, wie 
Solches die Anweiſung verlangt, zu Richtern zu beſtellen, als 
der Staat, der ſeine Richter aus den Fähigen überhaupt nimmt, 
und nicht verhindern kann, daß bei Gerichten Männer ſitzen, welche 
vielleicht nach ihren Grundſätzen beſſer an ſolchen Prozeſſen keinen 
Antheil nehmen ſollten. Man warte alſo mit allen aus der Luft 
gegriffenen ſelbſt gemachten Einwürfen, bis ſich dieſelben als prak— 
tiſch zeigen, weil das Geſetz jede Garantie für deren Nichtvor— 
handenſein darbietet. Gar aber endlich die Geiſtlichen für weniger 
fähig in Scheidungsklagen zu halten, als die Civilrichter, weil ſie 
keine Frauen und Kinder haben, iſt um ſo lächerlicher, als auch 
das Civilgeſetz die Junggeſellen nicht ausſchließt, Niemand aber 
mehr in der Lage iſt, eheliche Verhältniſſe richtig zu beurtheilen, 
als der Beichtvater, der Seelſorger, der in den mannigfaltigſten 
Lebenslagen den Rathgeber der Familien bildet. — 
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